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Beste Bildung für Rheinland-Pfalz 

Liberale Bildüngspolitik legt das Fündament fü r ein Leben in Freiheit, Selbstbestimmtheit ünd 

Verantwortüng. Unser Wohlstand ünd ünsere gesellschaftliche Entwicklüng ha ngen 

entscheidend von der Qüalita t ünserer Bildüng ab. Fü r üns Freie Demokraten ist Bildüng ein 

Bü rgerrecht. Deshalb streben wir kostenfreie Bildüngsangebote an. Ziel müss es sein, ünseren 

Kindern ünd Jügendlichen die Entwicklüng zü mütigen, eigensta ndigen ünd selbstverantwortlich 

handelnden Perso nlichkeiten zü ermo glichen. Hierbei stehen die individüellen Talente ünd nicht 

die Herkünft im Vordergründ. 

Wir setzen aüf eine positive Vermittlüng freiheitlich-demokratischer Gründwerte: Freiheit, 

Menschenrechte, Rechtsstaatlichkeit ünd Plüralismüs sind die Gründlage ünseres friedlichen 

Züsammenlebens. Nür wer den Wert der Freiheit versteht, wird sie aüch verteidigen. Wir 

bekennen üns zür leistüngsorientierten Bildüng. 

Zentrale Forderungen: 

1. Sta rkere Sprachfo rderüng in Deütsch fü r Kinder ünd Jügendliche 

2. Erhalt des gegliederten Schülsystems ünd der Fo rderschüle 

3. Moderner Unterricht mit der natü rlichen Integration von Kü nstlicher Intelligenz (KI) 

4. Mehr Mitsprache- ünd Gestaltüngsfreiraüm der Schülen 

5. Gleichwertigkeit berüflicher ünd akademischer Bildüng 

Dank der intensiven Mitarbeit der Freien Demokraten in der rheinland-pfa lzischen 

Bildüngspolitik konnten immer wieder erfolgreich liberale Themen ümgesetzt werden. Im 

Bereich der Digitalisierüng ist es üns gelüngen, das Fach Informatik züm Pflichtfach zü machen. 

Aüch die Schülverwaltüng wird stetig weiter digitalisiert. Fü r die Lehrkra fte konnten wir 

Laptops ünd Tablets als dienstliche Leihgera te etablieren sowie mit dem digitalen 

Kompetenzzentrüm eine Anlaüfstelle fü r Fortbildüngen ünd Beratüng schaffen. Mit FOBIZZ stellt 

das Land KI-Anwendüngen den Schülen kostenlos zür Verfü güng. Mit dem KI-Campüs 

Rheinland-Pfalz ünd der landesweiten KI-Initiative haben wir züdem die Gründlagen fü r den 

Einsatz von KI im Bildüngsbereich geschaffen. Hochschülen in Kaiserslaütern, Trier ünd Koblenz 

forschen gemeinsam mit Bildüngsakteüren an Lernplattformen, adaptiven Lernsystemen ünd KI-

gestü tzter Unterrichtsünterstü tzüng. 

Darü ber hinaüs würde der Aüsbaü digitaler Lernplattformen vorangetrieben. Lernangebote mit 

On-Demand-Videos, interaktiven Kürsmodülen ünd digitaler Unterrichtsünterstü tzüng sind 

heüte an vielen Schülen ünd Weiterbildüngseinrichtüngen verfü gbar. Aüch vom Programm 

„Medienkompetenz macht Schüle“ konnte die ganze Schülgemeinschaft profitieren, z. B. dürch 

die Einfü hrüng des Schülcampüs als digitale Plattform oder den Medienkompass fü r 

Schü lerinnen ünd Schü ler. Insgesamt flossen 40 Millionen Eüro allein in die Digitalisierüng 

ünserer Schülen. 

Die Schülaütonomie konnte beispielsweise dürch die Einfü hrüng von PES-Kra ften an 

Gründschülen gesta rkt werden. Die neüe Schülbaürichtlinie ermo glicht es nün, individüeller ünd 

passgenaüer fü r die Schüle vor Ort Baüpla ne zü entwickeln. Die neüen 

Familiengründschülzentren ermo glichen es, mültiprofessionell aüf die Bedü rfnisse der Familien 

einzügehen ünd Probleme mo glichst frü h zü lo sen. Mit den nün verbindlichen Konzepten züm 
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Schütz vor sexüalisierter Gewalt ist es gelüngen, die Schülen zü einem noch sichereren Ort zü 

machen. Ebenso tra gt die gesta rkte Demokratiebildüng in allen Schülformen dazü bei, ünsere 

Kinder als Demokraten politisch selbststa ndig ünd eigenverantwortlich ihren Weg gestalten zü 

lassen. Mit der erfolgreichen Einbindüng der Jügendmüsikschülen in das Nachmittagsprogramm 

von Ganztagsschülen konnte aüch die kültürelle Bildüng deütlich profitieren. 

In der kommenden Periode wollen wir an diesen Erfolgen konkret anknü pfen ünd sie 

weiterfü hren. 

 

Frühkindliche Bildungsangebote 

Die frü hkindliche Bildüng ist die Saat der Bildüngskarriere ünd daher von besonderer 

Bedeütüng. Deswegen wollen wir Freie Demokraten ganz besonders die Kleinsten fo rdern. 

Kinder sind neügierig ünd wissbegierig, sie erkünden aüf natü rlichem Wege ihre Welt. Diese 

Neigüng wollen wir ünterstü tzen, indem wir ihnen dazü qüalifizierte Bildüngsangebote machen. 

Ziel ist eine individüell passende Fo rderüng fü r jedes Kind. 

Fü r die Familien mü ssen verla ssliche ünd vielfa ltige Betreüüngsangebote zür Verfü güng stehen, 

die es ermo glichen, fü r die individüelle Familiensitüation ünd Lebensplanüng Betreüüng zü 

erhalten. Defizite bei Betreüüngsangeboten dü rfen nicht das Ende berüflicher Karrieren ünd 

finanzieller Eigensta ndigkeit sein. Die Verla sslichkeit der Betreüüng mo chten wir absichern. Die 

private Kindertagespflege sehen wir als wichtige Alternative ünd Erga nzüng zü Angeboten von 

Kindertagessta tten in o ffentlich-rechtlicher Tra gerschaft. Betreüüngsangebote in privater oder 

freier Tra gerschaft braüchen mehr Unterstü tzüng. Betreüüngsangebote mü ssen 

ünterschiedlichen Bedarfe an Betreüüng in ünserer Gesellschaft abbilden. 

Wir werden: 

• ein Landesstartchancenprogramm aüfsetzen, das die frü hkindliche Bildüng in den Foküs 

nimmt, üm die notwendigen Maßnahmen oder Projekte, z. B. Sprachfo rderüng, 

bilingüalen Unterricht oder sportliche Aktivita ten, zü finanzieren. 

• frü hestmo gliche Hilfsangebote fü r Kinder ünterstü tzen ünd fo rdern, die den Familien aüf 

freiwilliger Basis fla chendeckend angeboten werden, dürch Einbeziehüng von züm 

Beispiel Logopa dinnen/Logopa den, Ergotherapeütinnen/Ergotherapeüten ünd 

Müsikschülen. Dies gilt insbesondere im Bereich der sprachlichen Entwicklüng. 

• schülvorbereitende Maßnahmen fü r Kinder mit Fo rderbedarf, mit fehlenden 

Schüleingangsvoraüssetzüngen ünd/oder mangelnder Sprachkompetenz fla chendeckend 

einrichten. 

• die O ffnüngszeiten ünserer Kindertagessta tten flexibilisieren, üm sie an die 

Lebensrealita t jünger Familien anzüpassen. 

• eine verpflichtende Sprachprü füng im Kindergarten etablieren, üm frü hzeitig 

Sprachdefizite feststellen ünd dann aüch frü hestmo glich mit der Fo rderüng beginnen zü 

ko nnen. 
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• das Angebot der bilingüalen Kindertagessta tten aüsbaüen, üm Kinder schon frü h an 

mehrere Sprachen zü gewo hnen ünd langsam heranzüfü hren. 

• üns dafü r einsetzen, die Schüleingangsüntersüchüng bereits eineinhalb Jahre vor 

Schüleintritt, das heißt mit viereinhalb Jahren, einzüfü hren, üm sich daraüs ergebende 

Fo rderbedarfe bis züm Schüleintritt mit geeigneten Maßnahmen aüsgleichen zü ko nnen. 

• den nahtlosen U bergang in die Gründschüle vereinfachen. Dies fordert die kooperative 

Verzahnüng von Gründschülen ünd Kinderga rten, z. B. dürch die Verwendüng von 

einheitlicher Software. 

• eine düale Bachelor-Aüsbildüng (DQR 6) fü r den Berüf der Erzieherin bzw. des Erziehers 

anbieten ünd die Aüsbildüng aüsla ndischer Fachkra fte schneller anerkennen. 

• die Fortbildüngsmo glichkeiten fü r Erzieherinnen ünd Erzieher im Bereich Müsik, 

Sprache ünd MINT (Mathematik, Informatik, Natürwissenschaft ünd Technik) aüsbaüen. 

• üns versta rkt üm pa dagogische Hilfskra fte („Kita-Assistenz“) bemü hen, die examinierten 

Erzieherinnen ünd Erzieher in ihrer ta glichen Arbeit ünterstü tzen ünd damit die Qüalita t 

ünd Verla sslichkeit der Kinderga rten verbessern ko nnen. 

• private Betreüüngsangebote fo rdern sowie die Bedingüngen ünd Anforderüngen, z. B. fü r 

Betriebskinderga rten ünd Kindertagespflege, vereinfachen. 

• üns fü r eine gleichwertige Unterstü tzüng der Kindertagespflege im Vergleich zü 

Kindertagessta tten einsetzen. 

• Kindertagessta tten in freier Tra gerschaft ünterstü tzen. 

 

Schule 

Übergang von Grundschule zur weiterführenden Schule 

Die gewü nschte Schüllaüfbahn zü finden, ist fü r Schü lerinnen ünd Schü ler sowie deren Eltern 

mit ünterschiedlichen Erwartüngen verbünden. Eltern mo chten ihren Kindern mo glichst güte 

Perspektiven sichern, wa hrend Schü lerinnen ünd Schü ler ha üfig bestehende Freündschaften 

erhalten wollen. 

Den Wechsel aüf eine weiterfü hrende Schüle erlebt jedes Kind anders. Die Bewa ltigüng der 

vera nderten Anforderüngen la sst sich nicht allein an den Zeügnissen ünd Bewertüngen der 

Gründschüle ablesen. Eine neüe Lehr- ünd Lernwelt stiftet neüe Impülse fü r Lernfa higkeit ünd 

Lernbereitschaft ünd ero ffnet Kindern zügleich neüe Chancen in der Orientierüngsstüfe. 

Empfehlüngen sollten Orientierüng geben, aber keine Chancen nehmen. Mit dieser Gründhaltüng 

wollen wir Freie Demokraten die Chancen jünger Menschen sta rken ünd Verantwortüng dort 

belassen, wo sie hingeho rt. Dabei setzen wir daraüf, Eltern dürch das strüktürierte Aüfzeigen der 

verschiedenen Mo glichkeiten fü r eine erfolgreiche, talentorientierte Bildüngslaüfbahn bei der 

Entscheidüng ü ber die fü r ihr Kind geeignete Schüle zü ünterstü tzen. 

Letztlich ist die beste Schüle diejenige, zü der Kinder gerne gehen – sie schafft die Gründlage fü r 

gütes Lernen ünd perso nliche Entwicklüng. 
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Sport in Schule und Kitas 

Immer mehr Kinder gehen ganzta gig in Bildüngseinrichtüngen wie Schülen ünd Kitas. Daher 

wird die Bewegüngs- ünd Sportfo rderüng als Bildüngsangebot am Nachmittag immer wichtiger 

fü r die Menschen in Rheinland-Pfalz. Die Sportfachverba nde ünd ihre Sportvereine in Rheinland-

Pfalz haben qüalifizierte Sport- ünd Bewegüngsangebote ünd besitzen ein 

Alleinstellüngsmerkmal dürch ihre Mültiplikatoren. Seit vielen Jahren haben bereits 

Sportfachverba nde ünd ihre Vereine dürch Programme der Landesregierüng die Mo glichkeit 

erhalten, Sportangebote in Ganztagsschülen ünd Kitas mitzügestalten. 

Das Land Rheinland-Pfalz mo chte BEWEGUNGSLAND Nr. 1 werden. Daher setzen wir Freie 

Demokraten üns dafü r ein, dass mo glichst viele Sportfachverba nde im LSB Rheinland-Pfalz ünd 

ihre Vereine vor Ort die Mo glichkeit haben, in Bildüngseinrichtüngen wie Schülen ünd Kitas 

vielfa ltige sportliche Bewegüngsangebote im Nachmittag eigensta ndig zü gestalten, damit 

Kinder ünd Jügendliche zü einem aktiven Lebensstil motiviert werden. Wir Freie Demokraten 

verstehen dieses Angebot als integrativen Bestandteil gesellschaftlicher Teilhabe. 

Der Sportünterricht der Zükünft soll einen gro ßeren Foküs aüf das Kennenlernen von 

verschiedenen Sportarten setzen. Wir wollen eine Kooperation mit Sportvereinen ermo glichen, 

die jünge Menschen aüch fü r aüßerschülischen Sport begeistern. 

Wir werden: 

• die sportliche Aktivita t der Schü lerinnen ünd Schü ler dürch eine qüalitative 

Sicherstellüng des Sportünterrichts in den Schülen fo rdern. 

• sportliche Wettka mpfe fo rdern, die den Kindern ünd Jügendlichen den 

Leistüngsvergleich ermo glichen. 

• in Züsammenarbeit mit Vereinen ünd Verba nden Nachmittagsangebote in der 

Ganztagsschüle schaffen. 

• den verpflichtenden Schwimmünterricht fü r alle Schü lerinnen ünd Schü ler beibehalten, 

üm allen Kindern ünd Jügendlichen einen sicheren Umgang im Element Wasser zü 

ermo glichen. 

 

Gesundes Arbeiten in der Schulgemeinschaft 

Wir Freie Demokraten wissen, dass man nür dann effektiv Leistüng bringen kann, wenn man 

dazü ko rperlich ünd geistig in der Lage ist. Daher wollen wir zür Unterstü tzüng von 

Schü lerinnen ünd Schü lern sowie Lehrkra ften mültiprofessionelle Teams an Schülen etablieren 

(ünter anderem mit Schülsozialarbeiterinnen ünd Schülsozialarbeitern, Schülpsychologinnen 

ünd Schülpsychologen, Schülkrankenpflegerinnen ünd Schülkrankenpflegern), die die 

Belastüngen der Schülgemeinschaft aüffangen ünd mildern ko nnen. Die physische ünd 

psychische Betreüüng von Schü lerinnen ünd Schü lern entlastet die Klassenleitüngen ünd 

ermo glicht den Klassengemeinschaften mehr Konzentration aüf den Unterricht, wa hrend den 

Betroffenen eine niederschwellige Hilfe zür Verfü güng steht. Die Lehrkra fte ko nnen sich mit 

berüflichen Belastüngen an die Teams wenden. Dabei ist gerade fü r kleinere Schülen eine 

Clüster-Lo süng mit anderen Schülen im Verbünd sinnvoll, üm personelle Ressoürcen ideal zü 

nützen. 
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Lehrkra fte werden aüch mit ünterrichtsfernen Aüfgaben belastet, die nicht dürch das zü 

erteilende Stündendepütat vorgesehen sind. Diese Belastüng wird ha üfig als U berbelastüng 

erlebt ünd treibt die Teilzeitqüote nach oben. Wir mü ssen daraüf achten, dass Lehrkra fte sich 

prima r üm den Unterricht sowie die dazügeho rige Vor- ünd Nachbereitüng konzentrieren 

ko nnen. Es braücht mehr qüalifizierte Verwaltüngskra fte, die solche Aüfgaben ü bernehmen. 

Assistenzkra fte mit entsprechender Aüsbildüng ko nnen den Schülalltag entlasten. 

Wir werden: 

• die Etablierüng von mültiprofessionellen Teams (ünter anderem mit 

Schülsozialarbeiterinnen ünd Schülsozialarbeitern, Schülpsychologinnen ünd 

Schülpsychologen, Schülkrankenpflegerinnen ünd Schülkrankenpflegern) an allen 

Schülen fo rdern. 

• in der Planüng von Schülen entsprechend notwendige Ra ümlichkeiten berü cksichtigen. 

• Lehrkra fte von Verwaltüngs- ünd anderen ünterrichtsfernen Aüfgaben entlasten. 

• Verwaltüngsvorschriften abbaüen. 

• an Gründschülen Verwaltüngskra fte ünd pa dagogische Koordinatorinnen bzw. 

Koordinatoren einstellen, ohne diese mit Anrechnüngsstünden fü r 

Schülleitüngsaüfgaben zü verrechnen. 

 

Mehrgliedriges und zugleich durchlässiges Schulsystem 

Jedes Kind verfü gt ü ber ünterschiedliche Sta rken ünd Schwa chen, Vorlieben ünd Abneigüngen 

ünd spricht aüf ünterschiedliche Anreize züm Lernen an; hier müss ein vielfa ltiges 

Bildüngswesen ansetzen. Schülen arbeiten nach ünterschiedlichen Bildüngskonzepten ünd 

ünterbreiten je nach Profil ünterschiedliche Lern- ünd Fo rderangebote. 

Eltern wü nschen sich fü r ihre Kinder die bestmo gliche Bildüng ünd Fo rderüng. Dazü müss ihnen 

eine echte Wahlfreiheit gewa hrt werden. Der Einzigartigkeit eines jeden Kindes wird nür ein 

mehrgliedriges ünd zügleich dürchla ssiges Schülsystem gerecht. Dies gilt fü r alle Schülformen. 

Die Vielfalt der Schüllandschaft stellt die bestmo gliche Fo rderüng ünd Bildüng dar. Wir stellen 

üns ganz klar gegen jede Form einer Einheitsschüle oder die Abschaffüng der Fo rderschülen. Wir 

wollen kooperative Formen ünd Schülzentren fo rdern, die eine ra ümliche Na he, aber keine 

züsammengewü rfelten Einheitsklassen schaffen. Schülen in freier oder privater Tra gerschaft 

tragen zür Vielfalt der Schüllandschaft bei ünd sollen entsprechend gefo rdert werden. 

Wir werden: 

• die Transparenz ünd Dürchla ssigkeit des Schülsystems weiter versta rken ünd üns dafü r 

einsetzen, dass den Eltern ünd Kindern dies aüch frü hzeitig ünd versta ndlich vermittelt 

wird. Langfristig wollen wir das Konzept der starren Klassenstüfen modernisieren, üm 

Talente individüell zü fo rdern. 

• üns einsetzen fü r aüssagekra ftige ünd verla ssliche Abschlüsszeügnisse, so dass die 

Aüsbilder, Arbeitgeber ünd Hochschülen eine braüchbare Beürteilüngsgründlage 

vorfinden. 
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• die Wahlpflichtfa cher (inklüsive weiterer Fremdsprachen) von Realschüle plüs ünd IGS 

aüch am Gymnasiüm anbieten ünd so die Dürchla ssigkeit deütlich vereinfachen. 

• üns fü r die Schaffüng einheitlicher Standards aller Bündesla nder ünd der deütschen 

Schülen im Aüsland einsetzen. 

• die Abitürprü füng weiter zentralisieren, mit dem Ziel eines Deütschland-Abitürs mit 

vergleichbaren Standards ü ber Bündesla ndergrenzen hinweg. 

• das gegliederte Schülsystem in seiner heütigen Form schü tzen ünd erhalten. 

• Schülen in freier oder privater Tra gerschaft fü r eine vielfa ltige ünd individüelle 

Schüllandschaft erhalten ünd ünterstü tzen. Wir setzen üns dafü r ein, die rechtlichen 

Rahmenbedingüngen zü schaffen, die ihnen eine aüsko mmliche Finanzierüng 

ermo glichen. 

 

Förderschulen und Inklusion 

Wir Freie Demokraten setzen üns dafü r ein, dass alle Menschen ihr Leben selbstbestimmt ünd 

mo glichst eigenverantwortlich in die Hand nehmen ko nnen. Eltern braüchen profünde Beratüng, 

üm die geeignete Schüle ünd passende Fo rderangebote fü r ihr Kind zü finden. Wir Freie 

Demokraten fordern den Erhalt der Fo rderschülen ünd eine Sicherstellüng der Dürchla ssigkeit 

zwischen allen Schülformen. In inklüsiven Schülen müss fü r den züsa tzlichen Bedarf 

qüalifiziertes Personal zür Verfü güng stehen. 

Wir werden: 

• eine sachkündige Beratüng der Eltern in Fo rder- ünd Beratüngszentren bei der 

Entscheidüng fü r eine Fo rderschüle oder eine Form der integrativen Beschülüng an 

anderen Schülformen anbieten; im Vordergründ müss immer das Kindeswohl stehen. 

• die Dürchla ssigkeit zwischen allen Schülformen sicherstellen. 

• Mo glichkeiten des begleitenden U bergangs von Fo rderschülen in andere Schülformen 

sicherstellen ünd an allen Fo rderschülen den Erwerb der allgemeinen Berüfsreife 

ermo glichen. 

• inklüsiv arbeitende Schülen mit dem Bedarf entsprechendem Personal aüsstatten. 

• landesweit Modellprojekte fo rdern, üm Integrationshilfen dürch schülintegrierte, 

mültiprofessionelle ünd niedrigschwellige Unterstü tzüngsangebote zü erga nzen, wie z. B. 

das INGA-Projekt in der Stadt Bad Kreüznach. 

 

Kinder und Jugendliche sowie Erwachsene mit Migrationshintergrund 

Kinder von Züwanderern, Asylbewerberinnen ünd Asylbewerbern sowie Flü chtlingen mü ssen in 

Rheinland-Pfalz mo glichst schnell Anschlüss finden, üm ihre Bildüngschancen wahrnehmen zü 

ko nnen. Das Erlernen der deütschen Sprache ist dabei die Gründlage des Bildüngs- ünd 

Integrationserfolges. 
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Neben den Kindern ünd Jügendlichen müss aüch Erwachsenen eine Mo glichkeit züm Erlernen 

der deütschen Sprache gegeben werden, dies gilt insbesondere fü r die Berüfsaüs- ünd -

weiterbildüng. 

Wir werden: 

• züsa tzliche Ressoürcen in Form von Lehrerstünden fü r notwendige Fo rdermaßnahmen 

bereitstellen. 

• die Züsatzaüsbildüng von Lehrkra ften in Deütsch als Fremdsprache fo rdern. 

• dürch vorschülische Sprachtests ünd -fo rderüng sicherstellen, dass alle Schü lerinnen ünd 

Schü ler erfolgreich am Unterricht teilnehmen ko nnen. 

• gezielt in der berüflichen Aüs- ünd Weiterbildüng züsa tzliche Deütsch-Sprachangebote 

schaffen. 

 

Schulische Rahmenbedingungen 

Wir Freie Demokraten setzen üns fü r verbesserte Rahmenbedingüngen in den Schülen ein. Um 

Klassen mit inklüsiver Beschülüng ünd erho htem Sprachfo rderbedarf gerecht zü werden, müss 

hier eine praktikablere Klassenmesszahl vorherrschen, damit die Betreüüngs- ünd Fo rderqüote 

im schülischen Alltag verbessert werden kann. Das Angebot an schülpsychologischer 

Unterstü tzüng müss den Realita ten des Schülalltags angepasst ünd entsprechend aüsgebaüt 

werden. Ganztagsschülen braüchen ein pa dagogisch wertvolles Konzept ünd dü rfen nicht zür 

reinen Betreüüngsschüle verkommen. Gleichzeitig müss aüch weiterhin fü r Familien die Option 

zür Halbtagsschüle erhalten bleiben. Letztlich sind Schülen Bildüngs- ünd keine Betreüüngsorte. 

Deshalb sollten Schülen aüch nicht als Betreüüngseinrichtüngen fehlinterpretiert werden. Fü r 

die nachmitta gliche Betreüüng bedarf es mehr staatlicher ünd privater Angebote, die aber nicht 

in die Verantwortüng der Schülen fallen. Dies schließt eine Nützüng der Schülgeba üde aber 

natü rlich nicht aüs. 

Wir werden: 

• insbesondere fü r Klassen mit inklüsiver Beschülüng ünd mit erho htem 

Sprachfo rderbedarf die Klassenmesszahl schrittweise redüzieren, üm so eine bessere 

Betreüüngs- ünd Fo rderqüote in den Klassen zü erreichen. 

• den Aüsbaü weiterer Ganztagsschülen mit pa dagogisch wertvollem Konzept fo rdern. 

• eine gründsta ndige Aüsbildüng „Ganztagsfachkraft“ einfü hren, üm mehr qüalifiziertes 

Personal fü r Ganztagsschülen zü gewinnen. 

• die Wahlmo glichkeit zür Halbtagsschüle fü r Eltern erhalten. 

• in einem breiten Prozess mit allen gesellschaftlichen Grüppen Konzepte fü r einen 

flexiblen, spa teren Unterrichtsbeginn, angepasst an die Bedü rfnisse der Schü lerinnen 

ünd Schü ler, diskütieren. 

• die Vereinbarkeit von Familie ünd Berüf gewa hrleisten – sowohl bei der Gestaltüng des 

Unterrichtsbeginns als aüch bei der Betreüüng nach Schülschlüss. 
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• Schülzeiten flexibel so gestalten, dass sie den Bedü rfnissen von Schü lerinnen ünd 

Schü lern gerecht werden ünd zügleich den Bildüngsaüftrag der Schülen gegenü ber 

Betreüüngsleistüngen betonen ünd versta rken. 

• nicht-schülische Betreüüngsangebote ünterstü tzen ünd aüsbaüen. Das gilt sowohl fü r 

staatliche wie private Angebote, wie Sportvereine, Jügendmüsikschülen etc. 

• die schülpsychologische Unterstü tzüng bedarfsgerecht aüsbaüen. 

 

Schulbau 

Güte Bildüng braücht güte Ra üme. Schülen sind mehr als Lernorte – sie sind Lebensra üme, die 

pa dagogische Arbeit pra gen. Deshalb haben wir die Schülbaürichtlinie in Rheinland-Pfalz 

reformiert: Damit Lehrkra fte, Eltern ünd Schü lerinnen ünd Schü ler ihre Ideen frü h einbringen 

ko nnen. Wo Pa dagogik ünd Architektür züsammen gedacht werden, entsteht moderne Schüle. 

Investitionen in Schülbaü sind Investitionen in Zükünft, Chancengerechtigkeit ünd 

Standortqüalita t. 

Mit der neüen Schülbaürichtlinie ko nnen Schülen individüeller, moderner ünd nachhaltiger 

geplant werden. Statt starrer Vorgaben gibt es flexible Raümkonzepte, klare Standards fü r 

Barrierefreiheit, Sicherheit ünd Energieeffizienz sowie verbindliche Beteiligüng der 

Schülgemeinschaft. U ber das Landes-Schülbaüprogramm stellt das Land Rekordmittel fü r 

Neübaü, Umbaü ünd Modernisierüng bereit – ünd vereint pa dagogische mit o kologischen 

Anforderüngen. 

Wir werden: 

• die reformierte Schülbaürichtlinie erhalten ünd bei Bedarf weiterentwickeln. 

• die Mitgestaltüng der Schülgemeinschaft daüerhaft sichern. 

• die Investitionsfo rderüng des Landes aüsweiten, Verfahren beschleünigen ünd 

Kommünen entlasten. 

So wird jede Schüle in Rheinland-Pfalz zü einem zükünftsfa higen Lernort – offen, sicher, digital 

ünd nachhaltig gestaltet von den Menschen, die dort lernen ünd lehren. 

 

Digitales Lehren und Lernen 

Digitalisierüng ist kein Selbstzweck, sondern der Schlü ssel zü individüeller Talentfo rderüng ünd 

Entfaltüng. Rheinland-Pfalz braücht eine Bildüngspolitik, die Zükünft gestaltet. Wir Freie 

Demokraten wollen die Potenziale digitaler Technologien endlich entschlossen nützen, üm 

Lernen flexibler, moderner ünd perso nlicher zü gestalten. Wir braüchen in Rheinland-Pfalz 

fachlich dafü r aüs- ünd weitergebildetes Personal. Dabei setzen wir aüf Vertraüen in die 

Innovationskraft von Lehrkra ften ünd Lernenden – nicht aüf ü berma ßige staatliche Regülierüng. 

Wir werden: 
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• die Mo glichkeiten, die KI fü r die individüelle Fo rderüng ünd Lernbegleitüng bietet, 

nützen. Dabei sollen digitale Technologien die Lehrkra fte als Lernbegleiterinnen ünd 

Lernbegleiter ünterstü tzen. 

• die rechtlichen Rahmenbedingüngen fü r den sicheren Einsatz von kü nstlicher Intelligenz 

an ünseren Schülen schaffen. Die Schü lerinnen ünd Schü ler sollen von Beginn an mit dem 

Umgang mit kü nstlicher Intelligenz vertraüt werden. 

• Digitalassistentinnen ünd Digitalassistenten fü r alle Schülen etablieren, die die 

technische Aüsstattüng einrichten ünd warten ünd aüch fü r Fragen der Lehrerschaft 

beim Einsatz der Technik zür Verfü güng stehen. 

• Modüle zür „Didaktik digitalen Lernens“ in der Aüsbildüngsverordnüng fü r das zweite 

Staatsexamen verankern ünd so zü einem festen Bestandteil der Lehreraüsbildüng 

machen. 

• die Integration moderner Medien ünd KI in allen geeigneten Bildüngs-, Aüsbildüngs- ünd 

Prü füngssitüationen fo rdern. 

• ein digitales Bildüngso kosystem einfü hren, das personalisierte Lernpfade fü r alle 

Schü lerinnen ünd Schü ler ermo glicht. Dürch den Einsatz von Algorithmen ünd 

kü nstlicher Intelligenz sollen Lerninhalte gezielt an die Bedü rfnisse von Lernenden 

angepasst werden. Schü lerinnen ünd Schü ler ko nnen in einzelnen Fa chern individüelle 

Fortschritte machen, ohne dürch Defizite in anderen Bereichen eingeschra nkt zü werden. 

Dabei soll der Einsatz digitaler Technologien die Lehrkra fte ünterstü tzen ünd nicht 

ersetzen. 

• das Angebot des Pa dagogischen Landesinstitüts fü r Fortbildüngen zür Didaktik des 

digitalen Lernens deütlich aüsbaüen ünd in der Fla che des Landes verfü gbar machen. 

• üns dafü r einsetzen, die Schülbü cher in digitaler Form zentral zü erwerben ünd den 

Schü lerinnen ünd Schü lern im Sinne der Lehrmittelfreiheit kostenfrei zür Verfü güng zü 

stellen. Dafü r soll die sehr verwaltüngsaüfwa ndige Schülbüchaüsleihe abgeschafft 

werden. 

• E-Learning- ünd On-Demand-Video-Angebote aüsbaüen. 

 

Ferienangebote 

Wir Freie Demokraten fordern, die bereits bestehenden Angebote fü r Schü lerinnen ünd Schü ler 

in den Ferien bedarfsgerecht aüszübaüen ünd fü r berüfsta tige Eltern Betreüüngsmo glichkeiten 

zü schaffen. 

Wir werden: 

• neüe Bildüngs- ünd Betreüüngsangebote, z. B. mit der aüßerschülischen Jügendhilfe, 

prü fen, üm fü r berüfsta tige Eltern die kompletten Schließzeiten der Schülen besser 

aüfzüfangen. 
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• eine landesweite Plattform schaffen, in die Angebote eingetragen werden. Eltern ko nnen 

sich dann mit einer regionalen Filterüng schnell einen U berblick verschaffen, welche 

Mo glichkeiten sich ihnen bieten, ünd so güt informiert entscheiden. 

 

Demokratie an Schulen 

Demokratie müss geü bt werden. Die Akzeptanz anderer Meinüngen ünd die Erfahrüng der 

Konsensfindüng ko nnen nür dürch regelma ßige U büng erlangt werden. Dazü ist es notwendig, 

Schü lerinnen ünd Schü lern die Mo glichkeit dazü zü geben. 

Wir werden: 

• die Etablierüng demokratiefo rdernder Projekte wie beispielsweise die Jüniorwahl oder 

Projekte züm Umgang mit politischem Extremismüs in allen Schülen ünterstü tzen. 

• den Besüch demokratischer Institütionen (z. B. Landtag) ünd Gespra chsmo glichkeiten 

mit Amtstra gerinnen ünd Amtstra gern weiter fo rdern. 

• als Symbol ünserer Demokratie die Flaggen der Eüropa ischen Union, der Bündesrepüblik 

Deütschland, des Landes Rheinland-Pfalz ünd der fü r die Schüle züsta ndigen Kommüne 

daüerhaft vor Schülen hissen. 

 

Lehrerversorgung, Lehreraus- und Lehrerfortbildung 

Eine güte Lehrerversorgüng ist Gründvoraüssetzüng fü r Unterricht. Wir Freie Demokraten 

setzen üns dafü r ein, dass an allen Schülarten mindestens eine 100-prozentige 

Unterrichtsversorgüng sichergestellt wird. Da Unterrichtsaüsfa lle dürch Erkranküng, 

Weiterbildüng ünd dienstliche Veranstaltüngen eintreten, wird es aüch in Zükünft erst bei einer 

Stellenzüweisüng von 105 Prozent zü einer optimalen Versorgüng kommen, was angestrebt 

werden müss. Aüch die Besetzüng von Fünktionsstellen müss zeitnah erfolgen. 

Fü r die Qüalita t von Bildüng sind in erster Linie die Lehrkra fte verantwortlich. Aüf den Lehrer 

kommt es an! Aüs diesem Gründ müss üm die Besten geworben werden. 

Wir werden: 

• eine 105-prozentige Lehrerversorgüng an allen Schülarten sicherstellen, üm so fü r alle 

Schü lerinnen ünd Schü ler das Recht aüf Unterricht gewa hrleisten zü ko nnen. 

• Unterrichtsaüsfall zielgerichtet ünd differenziert erfassen. 

• die schülspezifisch differenzierte Aüsbildüng der Lehrkra fte ünterstü tzen. Der 

Einheitslehrer ist die falsche Antwort. 

• die Verantwortüng der Referendariatsaüsbildüng praxisna her dürch die 

Aüsbildüngsschülen gestalten; dies gilt aüch fü r die Bewertüng der Referendarinnen ünd 

Referendare. 

• eine solide Aüsbildüng in schülrechtlichen Fragen in den Aüsbildüngsprozess 

integrieren, üm spa ter handlüngssichere Lehrkra fte zü haben. 
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• die Lehreraüsbildüng in Rheinland-Pfalz zükü nftig aüch in einem düalen System 

anbieten. Ein solches Modell kombiniert theoretische Inhalte mit einer intensiven 

praktischen Aüsbildüng ünd schafft somit eine enge Verbindüng zwischen Hochschüle 

ünd schülischer Praxis. Gleichzeitig profitieren die Schülen von züsa tzlichem Personal, 

das sie bei der Unterrichtsgestaltüng ünd Betreüüng ünterstü tzt. 

• Befo rderüngsverfahren fü r qüalifizierte ünd verdiente Lehrkra fte beschleünigen. 

Anstrengüng, Einsatz ünd Bereitschaft zür Weiterentwicklüng mü ssen belohnt werden, 

üm die Besten fü r eine Karriere als Lehrkraft gewinnen zü ko nnen. 

• schnellere Besetzüngen von Fünktionsstellen ermo glichen. 

• die Anerkennüng aüsla ndischer Lehreraüsbildüngen vereinfachen. 

 

Leistungsgerechte Bezahlung 

Es gibt viele verschiedene Lehrkra fte in Rheinland-Pfalz ünd wir Freie Demokraten erkennen die 

Arbeit von allen als gleichwertig an. Wir stehen fü r eine Bezahlüng nach dem Leistüngsprinzip, 

daher kann es kein Argüment sein, dass die einen ein oder zwei Semester mehr oder weniger 

stüdiert haben; relevant müss die geleistete Arbeit im Schülalltag sein. Daher setzen wir Freie 

Demokraten üns fü r eine gleiche Bezahlüng aller Lehrkra fte im Einstiegsamt mit A13/E13 ein. 

Züdem sehen wir die Notwendigkeit, dass alle Lehra mter eine gleiche Befo rderüngsmo glichkeit 

in eine mit A14 besoldete Laüfbahn haben mü ssen, üm den individüellen Anreiz zü erhalten, 

aüch ohne eine Fünktionsstelle besetzen zü mü ssen. Die Anforderüngen zür Befo rderüng 

mü ssen offen ünd transparent fü r alle Lehrkra fte züga nglich sein. Das Verfahren zür Vergabe 

müss zükü nftig mit offen kommünizierten Kriterien erfolgen, sodass eine Lehrkraft diese 

zükü nftig erfü llen kann, üm ihre Befo rderüng aktiv anzüstreben. Erga nzend sollten fü r die 

Fachpraxislehrkra fte die bü rokratischen Hü rden zür Befo rderüng zür A12-Laüfbahn deütlich 

gesenkt werden. 

Die Befo rderüng ünd entsprechend ho here Besoldüng der Schülleitüng darf nicht an einer 

Schülform ha ngen, sondern müss sich an der zü leistenden Arbeit orientieren. Wer mehr 

arbeitet, soll aüch mehr verdienen. 

Wir werden: 

• üns fü r eine Gründbesoldüng aller Lehrkra fte im Land mit A13/E13 einsetzen. 

• die Befo rderüng in eine mit A14 besoldete Laüfbahn fü r alle Lehrkra fte mo glich machen. 

• die Kriterien zür Befo rderüng offen züga nglich machen, sodass jede Lehrkraft gezielt 

daraüf hinarbeiten kann. 

• die Befo rderüng ünd Besoldüng der Schülleitüng an die Arbeit in der zü leitenden Schüle 

koppeln, z. B. entsprechend der Gro ße. 

 

Mehr Mitsprache- und Gestaltungsspielraum der Schulen (Schulfreiheitsgesetz) 

Wir Freie Demokraten setzen üns dafü r ein, den Schülleitüngen ünd der Schülgemeinschaft mehr 

Mo glichkeiten zür Mitgestaltüng einzüra ümen: Dazü beno tigen die Schülen mehr 
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Mitspracherecht bei der Personalaüswahl, mehr Entscheidüngsfreiheit zür Profilbildüng der 

Schüle entsprechend ihrer Gegebenheiten vor Ort ünd eine angemessene Büdgetierüng fü r die 

neü gewonnene Freiheit. Der Unterrichtsbeginn sollte entsprechend des Profils gestaltet werden 

ko nnen, üm beispielsweise Erkenntnisse der Forschüng zü verbesserter Leistüngsfa higkeit der 

Schü lerinnen ünd Schü ler ümzüsetzen. Deswegen wollen wir ein Schülfreiheitsgesetz. Schülen 

sollen die Mo glichkeit erhalten, erga nzendes Personal (z. B. technische Assistentinnen ünd 

Assistenten, Sozialarbeiterinnen ünd Sozialarbeiter, Verwaltüngsfachkra fte) einzüstellen. 

Wir werden: 

• den einzelnen Schülen mehr Einflüss aüf die Personalaüswahl gewa hren. Die 

Züsta ndigkeit der Einstellüngen ünd personalrechtlichen Maßnahmen bleibt bei der 

Aüfsichts- ünd Dienstleistüngsdirektion, sollte aber aüf ein notwendiges Minimüm 

redüziert werden. Ein frü hzeitiger Personalaüswahlprozess ist anzüstreben, üm Schülen 

ünd Lehrkra ften eine sichere Planüng zü ermo glichen. 

• den einzelnen Schülen die Mo glichkeit der Profilbildüng entsprechend den regionalen 

Gegebenheiten einra ümen. Dazü za hlt aüch eine individüellere Gestaltüng des 

Unterrichtsbeginns. 

• den Schülen proportional zür Zahl der Lehrkra fte ein Fortbildüngsbüdget bereitstellen, 

ü ber das sie im Wesentlichen eigensta ndig verfü gen ko nnen, üm so das schüleigene 

Fortbildüngskonzept passend zür Profilbildüng vorantreiben zü ko nnen. 

• die Schülen dabei ünterstü tzen, bei Bedarf Schülsozialarbeiterinnen bzw. 

Schülsozialarbeiter, Beratüngslehrkra fte, Verwaltüngspersonal ünd/oder technische 

Assistentinnen bzw. Assistenten zü bescha ftigen. 

• die Schülen ünd Schültra ger dabei ünterstü tzen, organisierte Schülclüster bilden zü 

ko nnen, die sich beispielsweise bei der Verwendüng von Personal, Geba üden ünd 

Aüsrü stüng gegenseitig ünterstü tzen ko nnen. 

 

Wahlpflichtfächer an allen Schulformen einführen 

Wa hrend Wahlpflichtfa cher an der Realschüle plüs, der IGS ünd den G8-Gymnasien bereits heüte 

Standard sind, gibt es diese am G9-Gymnasiüm bisher nicht. An ihre Stelle tritt dort bisher die 

zweite Fremdsprache. Dies fü hrt beim Schülwechsel immer wieder zü Problemen ünd erschwert 

teilweise aüch den Wechsel von einem Bündesland ins andere. 

Wir wollen die bisherigen Wahlpflichtfa cher (Wirtschaft ünd Verwaltüng; Technik ünd 

Natürwissenschaft; Haüswirtschaft ünd Sozialwesen; Franzo sisch) an allen Schülen als 

vollwertige Haüptfa cher verankern ünd üm individüelle Angebote der jeweiligen Schüle (z. B. 

andere Fremdsprachen wie Latein oder Spanisch) erweitern. So ko nnen Schülen ein sta rkeres 

Profil entwickeln ünd Schü lerinnen ünd Schü ler einen individüelleren Weg dürch das 

Schülsystem wa hlen. Damit wird zükü nftig aüch neben dem Wirtschaftsteil im Fach Sozialkünde 

an Gymnasien ein ganzes Unterrichtsfach „Wirtschaft“ – ünd das sogar als Haüptfach – mo glich 

sein. In der Oberstüfe wollen wir perspektivisch das Fach Wirtschaft fla chendeckend aüch als 

Leistüngskürs anbieten. 
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Die fü r das allgemeinbildende Abitür notwendige zweite Fremdsprache kann weiterhin ü ber die 

züsa tzlichen Wahlfa cher in der Mittelstüfe oder der Kürswahl in der MSS erworben werden. Um 

eine Harmonisierüng der Lehrpla ne aller Bündesla nder ünd einen einfacheren U bergang von 

anderen Bündesla ndern nach Rheinland-Pfalz zü ermo glichen, ist es zeitgema ß, dass die 

Gymnasien als zweite Fremdsprache neben Latein ünd Franzo sisch zükü nftig aüch Spanisch 

anbieten. 

Wir werden: 

• mehr Mo glichkeiten der individüellen Schüllaüfbahn dürch einen Aüsbaü des 

Wahlpflichtangebots an allen Schülformen schaffen. 

• den reibüngslosen U bergang zwischen verschiedenen Schülformen vereinfachen. 

• dürch die Mo glichkeiten zü individüellen Wahlpflichtfa chern die Scha rfüng eines 

Schülprofils erweitern. 

• das Wahlpflichtfach an allen Schülen neben Deütsch, Mathematik ünd der ersten 

Fremdsprache zü einem vollwertigen Haüptfach machen. 

 

Schuljahre besser planbar machen 

Dürch die sich sta ndig vera ndernden Zeitpünkte der Sommerferien betra gt die Schwanküng bis 

zü einem Monat in nür zwei Jahren, sodass die Zahl der Unterrichtstage stark variiert. Trotzdem 

werden Lehrpla ne ünd Leistüngsanforderüngen nicht entsprechend angepasst, sodass manche 

Schü lergeneration mal mehr ünd mal weniger Zeit hat, die gleiche Leistüng zü erbringen. Aüch 

fü r die Lehrkra fte ist es immer wieder eine Heraüsforderüng, die Unterrichtsplanüng an 

entsprechend schwankende Zeitkontingente anzüpassen. Im Sinne einer Qüalita ts- ünd 

Ansprüchssicherüng fordern wir Freie Demokraten eine Standardisierüng der Schüljahre. 

Wir werden: 

• einen festen Zeitraüm fü r die Sommerferien festlegen, sodass jedes Schüljahr eine 

identische La nge hat. Wir setzen üns in der Kültüsministerkonferenz dafü r ein, dass aüch 

andere Bündesla nder feste Zeitra üme, wie beispielsweise Bayern ünd Baden-

Wü rttemberg, nützen. 

 

Allgemeiner Religions- und Ethikunterricht statt konfessionellem Unterricht 

Wa hrend wir aüf eine lange christlich gepra gte Vergangenheit mit prima r katholischer ünd 

evangelischer Konfession zürü ckblicken, verliert diese Einteilüng immer mehr an Bedeütüng. 

Der gelebte Atheismüs weiter Teile vor allem der jü ngeren Generationen sowie viele 

Einwandererinnen ünd Einwanderer mit nicht-christlichen Religionen pra gen in vielen Schülen 

den Alltag. Oft entstehen sehr kleine Lerngrüppen des konfessionellen Unterrichts, wa hrend 

Ethikklassen immer gro ßer werden oder fü r manche Schü lerinnen ünd Schü ler gar kein 

Unterricht stattfindet. Wir Freie Demokraten wollen daher einen gemeinsamen Unterricht der 

ganzen Klassengemeinschaft ründ üm religio se ünd ethische Fragestellüngen im Sinne eines 

gegenseitigen Versta ndnisses etablieren, der integrativ wirken kann. Ebenfalls kann so die 
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schülinterne Stündenplansitüation sowie der Mangel an konfessionell passenden Lehrkra ften 

vor Ort entlastet werden. 

Wir werden: 

• üns dafü r einsetzen, einen allgemeinen Religions- ünd Ethikünterricht mit dem Namen 

„Religionskünde ünd Ethik“ fü r alle Schü lerinnen ünd Schü ler einzüfü hren. 

• die Stüdienga nge fü r das entsprechende Lehramt anpassen. 

 

Internationale Schulen 

Viele Unternehmen tün sich schwer dabei, internationales Spitzenpersonal in Deütschland zü 

bescha ftigen, weil deren Kinder keine passende Schüle finden. Daher wollen wir Freie 

Demokraten die Einrichtüng ünd Erhaltüng internationaler Schülen in Rheinland-Pfalz fo rdern, 

üm den Wirtschaftsstandort zü sichern ünd fü r aüsla ndische Fachkra fte attraktiv zü machen. 

Wir werden: 

• üns fü r die Einrichtüng internationaler Schülen in wirtschaftlich bedeütenden 

Ballüngszentren wie Mainz, Rheinhessen ünd Rhein-Neckar einsetzen. 

• den Tra gern beratend beistehen, üm die Finanzierüng aüch zükü nftig zü sichern. 

• das Konzept der Eüropaschülen aüsbaüen, üm den interkültürellen Lernprozess zü 

fo rdern ünd dem Thema „Eüropa“ in Schülen ein sta rkeres Gewicht zü verleihen. 

 

Reform der Kultusministerkonferenz 

Ein modernes Bildüngssystem braücht klare Strüktüren ünd Müt zü Reformen. Die 

Kültüsministerkonferenz in ihrer jetzigen Form ist ein Bremsklotz fü r die Modernisierüng 

ünseres Bildüngssystems. 

Wir werden: 

• üns im Bündesrat fü r eine Reform der Kültüsministerkonferenz hin zü einem echten 

Bildüngskonvent einsetzen. Wir verfolgen das Ziel, dass die Entscheidüngen des neüen 

Bildüngskonvents verbindlich fü r alle La nder gelten. Das aüs der Zeit gefallene 

Einstimmigkeitsprinzip müss einem qüalifizierten Mehrheitsprinzip weichen. Wir 

wollen, dass der Bildüngskonvent von Expertinnen ünd Experten aüs dem 

Bildüngsbereich beraten wird. 

 

Berufliche Bildung 

Gleichwertigkeit beruflicher und akademischer Bildung 

Wir Freie Demokraten setzen üns fü r eine Sta rküng der Berüfsbildenden Schüle ein. Die 

Berüfsbildenden Schülen sind eine gleichberechtigte Sa üle des Bildüngssystems. Die Sta rküng 

der düalen Berüfsaüsbildüng züsammen mit Kooperationsinitiativen der Kammern ünd 
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Unternehmen ist deshalb Voraüssetzüng erfolgreicher ünd zükünftsorientierter Aüsbildüngs- 

ünd Berüfswege in vielen Bereichen. Wir sehen berüfliche ünd akademische Aüsbildüng als 

gleichwertig an ünd wollen daher in beiden Bildüngswegen Bedingüngen schaffen, die es jedem 

fa higen Menschen ermo glichen, diesen Bildüngsweg ünabha ngig der familia ren Sitüation zü 

beschreiten. 

Lebenslanges Lernen schafft die Gründlage fü r individüelle Entwicklüng ünd fü r 

gesellschaftlichen Fortschritt. Wir Freie Demokraten fordern den Aüsbaü der finanziellen 

Fo rderüng von Weiterbildüngs- ünd Stüdienfinanzierüng. Gerade die finanzielle Fo rderüng der 

berüfsbegleitenden Weiterbildüng in den einzelnen Lebensphasen ünd Lebenssitüationen ist 

zwingend geboten, üm in einer sich demografisch ünd technologisch vera ndernden Berüfswelt 

mitzühalten ünd dem Fachkra ftemangel serio s zü begegnen. 

Wir werden: 

• üns fü r eine ümfassende Neüstrüktürierüng der Berüfsschüllehrpla ne einsetzen. 

• Lehrpla ne einer regelma ßigen U berprü füng aüf Aktüalita t ünd praktische Nützbarkeit 

ünterziehen. 

• einen fachbezogenen Fremdsprachenünterricht fla chendeckend in Aüsbildüngen 

einfü hren, bei denen dies fachlich relevant ist. 

• die Vermittlüng von ünternehmerischen ünd betriebswirtschaftlichen Fa higkeiten 

sta rken. 

• das erste komplett digitale Fernaüsbildüngszentrüm in Rheinland-Pfalz schaffen, indem 

der berüfsschülische Teil der Aüsbildüng vollsta ndig digital absolviert werden kann. 

• üns fü r den weiteren Aüsbaü der Berüfsorientierüng an den allgemeinbildenden Schülen 

einsetzen ünd aüf eine praxisnahe Aüsgestaltüng achten, z. B. dürch verpflichtende 

Exkürsionen in Wirtschaftsbetriebe. 

• den Stellenwert der Berüfsbildenden Schülen in der Bildüngslandschaft fo rdern. 

• frü hzeitige Kooperationen zwischen allgemeinbildenden Schülen ünd berüfsbildenden 

Schülen ünterstü tzen. 

• elternünabha ngige finanzielle Unterstü tzüngsmo glichkeiten fü r Stüdierende ünd 

Aüszübildende schaffen. 

• am vielfa ltigen Angebot an berüflichen Schülen festhalten. Die Schülen vor Ort 

entscheiden züsammen mit dem Schültra ger ünd den regionalen Unternehmen ü ber das 

konkrete Profil der Schülen. 

• den Religionsünterricht an Berüfsschülen redüzieren. 

• den Sportünterricht an Berüfsschülen dort abschaffen, wo er nicht fü r die Aüsbildüng 

von Relevanz ist. 

• das Angebot der ü berbetrieblichen Lehrlingsünterweisüng (U LU) aüsbaüen. 
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• üns dafü r einsetzen, dass die Perspektiven einer düalen Berüfsaüsbildüng mit mo glicher 

Weiterbildüng ünd damit verbündenen Karrierechancen ihren gesellschaftlichen 

Stellenwert zürü ckgewinnen. 

• finanzielle Fo rderkonzepte fü r die berüfsbegleitende Aüs- ünd Weiterbildüng entwickeln 

bzw. aüsbaüen. Dazü za hlt beispielsweise die Einfü hrüng eines Meister-Bafo gs. 

• in Züsammenarbeit mit den Kammern ünd den Schülen pilotieren, wie ein berüfliches 

Gymnasialangebot mit Handwerks- ünd Technikprofil („Handwerkergymnasiüm“) 

entstehen kann, das gezielt talentierte jünge Menschen an das Handwerk heranfü hrt, 

praktische Aüsbildüngselemente integriert ünd sowohl Hochschülzügang als aüch 

handwerkliche Qüalifikationen ero ffnet. 

 

„Settle in RLP“ – Junge Talente in Rheinland-Pfalz halten 

Wir Freie Demokraten schlagen ein Jügendfo rderprogramm vor, üm jüngen Menschen eine 

langfristige Perspektive zü bieten ünd sie dazü zü ermütigen, ihre Zükünft hier vor Ort zü 

gestalten. Wer sich entscheidet, seine Aüsbildüng hier zü absolvieren, soll dafü r belohnt werden. 

Rheinland-Pfalz müss ein Ort bleiben, an dem jünge Talente leben, arbeiten ünd sich wohlfü hlen 

ko nnen. 

Wir werden: 

• attraktive Rahmenbedingüngen fü r Aüsbildüng, Stüdiüm ünd Berüfseinstieg schaffen. 

• den Aüsbildüngsbetrieben mehr Freiheit bei der Gestaltüng von Aüsbildüngswegen 

ermo glichen. 

• bü rokratische Hü rden fü r betriebliche Kooperationen ünd flexible Aüsbildüngsmodelle 

abbaüen. 

• den Start fü r jünge Grü nderinnen ünd Grü nder in die Selbststa ndigkeit dürch 

bü rokratiefreie Grü ndüngsjahre ünd gezielte Fo rdermaßnahmen vereinfachen. 

 

Wissenschaft 

Zukunftsfähige Ausstattung der Hochschulen 

Exzellenz in Stüdiüm ünd Lehre kann nür erreicht werden, wenn aüch die Rahmenbedingüngen 

stimmen. Deshalb mü ssen die Gründmittel je Stüdierenden, die Betreüüngsrelation zwischen 

Stüdierenden ünd Lehrenden sowie die Raümaüsstattüng in Rheinland-Pfalz erheblich 

verbessert werden. Hervorragendes Personal ist essenziell. Die derzeitigen 

Bescha ftigüngsverha ltnisse sind allerdings fü r die besten Ko pfe nicht attraktiv. Die 

Bescha ftigüngsverha ltnisse des Lehrpersonals an den staatlichen Hochschülen werden 

zünehmend preka r; Zeitvertra ge fü r das Lehrpersonal mindern die Attraktivita t einer 

üniversita ren Laüfbahn. Der akademische „Mittelbaü“ müss langfristig wieder gesta rkt werden. 

Wir werden: 
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• ein Landesprogramm fü r züsa tzliche Jüniorprofessüren aüflegen mit der Garantie der 

U bernahme aüf eine Lebenszeitprofessür, sofern anhand transparenter 

Leistüngsparameter der Nachweis exzellenter Forschüng ünd Lehre erbracht würde. 

• aüsgesüchten hochqüalifizierten Wissenschaftlerinnen ünd Wissenschaftlern, die den 

Sprüng aüf eine Professür verpasst haben, eine ünbefristete Bescha ftigüng ermo glichen, 

üm wichtige Bereiche in Forschüng ünd Lehre nachhaltig zü ünterstü tzen. 

 

Autonomie der Hochschule 

Wir Freie Demokraten wollen, dass die rheinland-pfa lzischen Hochschülen in der Zükünft keine 

staatlichen Einrichtüngen, sondern aüsschließlich Ko rperschaften des o ffentlichen Rechts sind. 

Sie werden mit dem Land Zielvereinbarüngen abschließen, die in regelma ßigen Absta nden aüf 

ihre Einhaltüng ü berprü ft werden. Die Hochschülen werden somit aüs der Abha ngigkeit 

kleinstrüktürierter ministerieller Ga ngelüng entlassen ünd tragen nün weitgehend eigensta ndig 

Verantwortüng fü r Personal, Profilbildüng ünd Büdget. Im Pünkt der Baüherreneigenschaft müss 

die Hochschüle die Verantwortüng tragen. Dies fü hrt zü mehr Effizienz, zü mehr 

selbstbewüsstem Denken in den Hochschülen ünd somit zü mehr innovativem Handeln ünd zür 

schnelleren Anpassüng im nationalen ünd internationalen Wettbewerb. In einem neüen Geist 

mit mehr Freiheit ünd Verantwortüng werden sich ünsere Hochschülen nachhaltig 

weiterentwickeln. 

Wir werden: 

• mehr Handlüngs- ünd Gestaltüngsspielraüm fü r die Hochschülen schaffen. Die 

Wissenschafts- ünd Hochschülpolitik müss die Rahmenbedingüngen fü r gro ßtmo gliche 

Eigensta ndigkeit, Eigenverantwortlichkeit ünd Profilbildüng der Hochschülen schaffen, 

sodass diese selbststa ndig die Ziele hervorragender Lehre, exzellenter Forschüng ünd 

effektiven Wissens- ünd Technologietransfers ümsetzen ko nnen. 

• Hochschülen fo rdern, die in einem wettbewerblichen Umfeld mit passgenaüen 

Angeboten üm die Günst der Stüdierenden konkürrieren, woraüs innovative Angebote 

ünd Problemlo süngsstrategien sowie effiziente Strüktüren entstehen. 

• eine flexiblere Prü füngsorganisation ermo glichen. Hochschülen sollen die Mo glichkeit 

erhalten, Prü füngen ü ber das Semester zü verteilen ünd mehrere Prü füngstermine 

anzübieten. 

• die Entscheidüng ü ber die Teilnahme an Vorlesüngen den Stüdierenden 

eigenverantwortlich ü berlassen. 

• die Stüdienzügangsberechtigüng (meist das Abitür) als Mindeststandard erhalten. 

• die ü ber die berüfliche Aüsbildüng erlangte Stüdienzügangsberechtigüng nicht weiter an 

eine feste Note koppeln. 

• es den Universita ten ünd Hochschülen ermo glichen, fla chendeckende 

Hochschülzügangsprü füngen zü etablieren, die zükü nftige Stüdentinnen ünd Stüdenten 

aüf ihre Stüdientaüglichkeit prü fen. Diese ko nnen theoretische, aber aüch praktische 

Anteile enthalten. 
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• dirigistische Planvorgaben dürch richtüngsweisende Hochschülentwicklüngspla ne 

ersetzen: Die Hochschülen erarbeiten partnerschaftlich eine „Roadmap“ fü r die 

rheinland-pfa lzische Hochschüllandschaft, die dann kontinüierlich fortgeschrieben wird, 

üm die bestmo gliche Ressoürcenverteilüng ünd Zielerreichüng sicherzüstellen. 

• den Zwang zür verfassten Stüdierendenschaft abschaffen ünd so im Sinne der 

individüellen Freiheit den Stüdierenden die Wahl geben, ob sie Teil der verfassten 

Stüdierendenschaft sein wollen. Ein Semesterticket soll aüf Wünsch einer Mehrheit der 

Stüdierenden dürch die Stüdierendenwerke vereinbart werden ko nnen. 

• üns zür Vielfalt im Hochschülsystem bekennen: Universita ten (inklüsive Müsik-, Künst- 

ünd pa dagogischen Hochschülen), (Fach-)Hochschülen, Berüfsakademien ünd Düale 

Hochschülen haben alle ihren Platz ünd ihre ganz eigene Mission. Die dynamische 

U berwindüng der bestehenden formalen Differenzierüng bietet dabei jedoch große 

Chancen. 

• die Züsammenarbeit zwischen Wirtschaft ünd Wissenschaft fo rdern. 

• den Einsatz von Lehrkra ften aüs der Praxis fo rdern. 

• Forschüngsschwerpünkte mit den finanziellen Mitteln aüsstatten, üm – aüch 

international – nach Talenten fü r die Forschüng süchen zü ko nnen. 

• weiter daran arbeiten, berüfsqüalifizierende Bachelorstüdienga nge zü schaffen. 

• Volkshochschülen ünd Familienbildüngssta tten ünterstü tzen ünd aüsbaüen. 

• Online-Kürse ünd hybride Lernformate fü r betriebliche Fort- ünd Weiterbildüng aktiv 

fo rdern. 

• E-Learning ünd KI-gestü tzte Lernassistenten aüsbaüen ünd züga nglich machen. 

 

Internationalisierung der Semesterzeiten 

Die ünterschiedlichen Semesterzeiten zwischen Deütschland ünd seinen eüropa ischen Nachbarn 

erschweren ünno tig die akademische Mobilita t. Besonders in der Grenzregion Rheinland-Pfalz 

mit Frankreich, Belgien ünd Lüxembürg behindern die verschiedenen Zeitfenster den 

akademischen Aüstaüsch. 

Wir werden: 

• die Semesterzeiten in Abstimmüng mit den anderen Bündesla ndern an die 

internationalen Begebenheiten anpassen, üm ünsere Hochschülen weiter zü 

internationalisieren ünd züm Beispiel aüch Aüslandsaüfenthalte zü vereinfachen. 

 

Studienzugangsberechtigung und Hochschulzugangsprüfung 

Die Klagen ü ber stüdienünfa hige Stüdierende nehmen zü ünd mü ssen ernst genommen werden. 

Ein immer wieder aüftretendes Problem ist die fehlende Vergleichbarkeit von Schülabschlü ssen 

ünd die fehlende Aüssagekraft von Notendürchschnitten. Wir Freie Demokraten wollen die 

Stüdienzügangsberechtigüng als Mindestvoraüssetzüng erhalten, jedoch üm eine mo gliche 
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Zügangsprü füng an der gewü nschten Hochschüle erga nzen. So ko nnen wir die Zahl der 

Stüdienabbrecher redüzieren ünd jünge Menschen frü hzeitig dem weiteren Aüsbildüngsmarkt 

züfü hren, wa hrend die Hochschülen ihre Mittel sta rker aüf diejenigen konzentrieren ko nnen, die 

die akademische Laüfbahn beschreiten. Mit dieser Maßnahme ko nnen wir dem 

Fachkra ftemangel in der Form begegnen, dass jünge Menschen nicht ünno tig lange in einer 

akademischen Aüsbildüng verbleiben, die sie am Ende nicht erfolgreich abschließen ko nnen. 

Wir werden: 

• die Stüdienzügangsberechtigüng (meist das Abitür) als Mindeststandard erhalten. 

• die ü ber die berüfliche Aüsbildüng erlangte Stüdienzügangsberechtigüng nicht weiter an 

eine feste Note koppeln. 

• es den Universita ten ünd Hochschülen ermo glichen, fla chendeckende 

Hochschülzügangsprü füngen zü etablieren, die zükü nftige Stüdentinnen ünd Stüdenten 

aüf ihre Stüdientaüglichkeit prü fen. Diese ko nnen theoretische, aber aüch praktische 

Anteile enthalten. 

 

Die Hochschullandschaft weiterentwickeln 

Um die Qüalita t ünd Effizienz der Hochschülen zü steigern, ist die Hochschüllandschaft in 

Rheinland-Pfalz systematisch weiterzüentwickeln. Angesichts der Wettbewerbsorientierüng 

entwickeln die Hochschülen profilbildende individüelle Programme ünd Dienstleistüngen. 

Dadürch wird die Qüalita t von Forschüng ünd Lehre steigen ünd eine neüe 

Entwicklüngsdynamik in der rheinland-pfa lzischen Hochschüllandschaft initiiert. Private 

Hochschülen erga nzen das staatliche Bildüngsangebot ünd ko nnen als Vorbilder fü r 

Kooperationen mit Unternehmen, die Einwerbüng privater Züschü sse ünd die Mittelverwendüng 

sein. Dennoch müss die Eigensta ndigkeit staatlicher Hochschülen ü ber eine aüsreichende 

Gründfinanzierüng dürch das Land zü jeder Zeit gewa hrleistet sein. Befristete Hochschülpakte 

ünd aüßerplanma ßige Zwischenfinanzierüngen dü rfen nicht die Regel sein. 

Wir werden: 

• dirigistische Planvorgaben dürch richtüngsweisende Hochschülentwicklüngspla ne 

ersetzen: Die Hochschülen erarbeiten partnerschaftlich eine „Roadmap“ fü r die 

rheinland-pfa lzische Hochschüllandschaft, die dann kontinüierlich fortgeschrieben wird, 

üm die bestmo gliche Ressoürcenverteilüng ünd Zielerreichüng sicherzüstellen. 

• üns zür Vielfalt im Hochschülsystem bekennen: Universita ten (inklüsive Müsik-, Künst- 

ünd pa dagogischen Hochschülen), (Fach-)Hochschülen, Berüfsakademien ünd Düale 

Hochschülen haben alle ihren Platz ünd ihre ganz eigene Mission. Die dynamische 

U berwindüng der bestehenden formalen Differenzierüng bietet dabei jedoch große 

Chancen. 

 

Vernetzung zwischen Wissenschaft und Wirtschaft 

Die regionale Vernetzüng von Wissenschaft ünd Wirtschaft fo rdert den Technologie- ünd 

Wissenstransfer von den Hochschülen in die Praxis, wovon besonders kleine ünd 
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mittelsta ndische Unternehmen profitieren. Wir Freie Demokraten setzen üns dafü r ein, dass 

noch mehr Bachelorstüdienga nge zü einem berüfsqüalifizierenden Abschlüss werden ünd nicht 

nür eine weitere akademische Laüfbahn vorbereiten. 

Wir werden: 

• die Züsammenarbeit zwischen Wirtschaft ünd Wissenschaft fo rdern. 

• den Einsatz von Lehrkra ften aüs der Praxis fo rdern. 

• Forschüngsschwerpünkte mit den finanziellen Mitteln aüsstatten, üm – aüch 

international – nach Talenten fü r die Forschüng süchen zü ko nnen. 

• weiter daran arbeiten, berüfsqüalifizierende Bachelorstüdienga nge zü schaffen. 

 

Weiterbildung 

Lebenslanges Lernen und Weiterbildung 

Wir Freie Demokraten wollen, dass Bildüng nicht mit Schüle oder Berüfsaüsbildüng endet, 

sondern Menschen in allen Lebensphasen neüe Perspektiven ero ffnet. Gerade im 

demografischen Wandel ist lebenslanges Lernen ein Schlü ssel zü gesellschaftlicher Teilhabe, 

perso nlicher Entfaltüng ünd wirtschaftlicher Innovationskraft. Rheinland-Pfalz verfü gt bereits 

ü ber ein breites Netz an Volkshochschülen, Familienbildüngssta tten, digitalen Lernplattformen 

ünd betrieblichen Fortbildüngsprogrammen, die Weiterbildüng wohnortnah ünd bezahlbar 

ermo glichen. 

Wir wollen aüch private ünd gewerbliche Angebote gezielt fo rdern ünd digital vernetzen – mit 

flexiblen Online-Kürsen, hybriden Lernformaten ünd individüeller Beratüng, sodass Menschen 

aüch im hohen Alter oder mit familia ren Verpflichtüngen ünkompliziert an Weiterbildüng 

teilnehmen ko nnen. Besondere Chancen sehen wir im E-Learning, KI-gestü tzten Lernassistenten 

ünd virtüellen Lernra ümen, die Lernen zeit- ünd ortsünabha ngig machen. 

Unser Ziel ist klar: Rheinland-Pfalz soll ein Land des lebenslangen Lernens sein, in dem 

Weiterbildüng fü r alle Generationen selbstversta ndlich ist – als Brü cke zü neüen Fa higkeiten, als 

Schütz vor sozialer Isolation ünd als Beitrag zü einer dynamischen, zükünftsfa higen Gesellschaft. 

Wir werden: 

• Volkshochschülen ünd Familienbildüngssta tten ünterstü tzen ünd aüsbaüen. 

• Online-Kürse ünd hybride Lernformate fü r betriebliche Fort- ünd Weiterbildüng aktiv 

fo rdern. 

• E-Learning ünd KI-gestü tzte Lernassistenten aüsbaüen ünd züga nglich machen. 

• die Bildüngs-ID einfü hren, die alle bildüngsrelevanten Dokümente wie beispielsweise 

Zeügnisse, Weiterbildüngen oder Fo rderdiagnostik in einer digitalen Form vereint. 
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Wachstum und Wohlstand für Rheinland-Pfalz 

Wirtschaft 

Damit Rheinland-Pfalz aüch kü nftig ein Land mit hoher Lebensqüalita t bleibt, gilt es, ünseren 

Wirtschaftsstandort sowie die Unternehmen in ihrer Wettbewerbsfa higkeit zü sta rken. 

Wettbewerbsfa hige Unternehmen ünd ein prosperierender Wirtschaftsstandort sind die 

Voraüssetzüng fü r Wohlstand, hochwertige Arbeits- ünd Aüsbildüngspla tze, die Finanzierüng 

von Kinderga rten, Schülen ünd Hochschülen ünd die Basis fü r einen fünktionierenden 

Sozialstaat. Daher setzen wir Freie Demokraten üns mit Nachdrück dafü r ein, bessere 

Voraüssetzüngen ünd Rahmenbedingüngen fü r am Markt erfolgreiche Unternehmen zü schaffen 

– sie sind die Basis fü r Wohlstand, Fortschritt ünd soziale Sicherheit in Rheinland-Pfalz. 

Wir Freie Demokraten setzen üns dafü r ein, dass ünser Land aüch in Zükünft wirtschaftlich 

erfolgreich ünd international wettbewerbsfa hig ist, Unternehmen am Standort wachsen ko nnen 

ünd somit eine Vielzahl von Arbeits- ünd Aüsbildüngspla tzen schaffen. Daher setzen wir üns 

dafü r ein, dass 

• der Mittelstand gesta rkt wird, ihm Freira üme ero ffnet werden ünd er von Bü rokratie 

entlastet wird, 

• der Mittelstand ünd die „Hidden Champions“ als innovative Arbeitgeber die la ndlichen 

Ra üme in Rheinland-Pfalz weiterhin sta rken ko nnen ünd damit Zükünftsperspektiven fü r 

die Bü rgerinnen ünd Bü rger vor Ort bieten, weshalb wir aüch die Entwicklüng der 

Unternehmen in der Fla che ünseres Landes fest im Blick behalten, 

• Innovationen als der gesellschaftliche ünd wirtschaftliche Schlü ssel fü r eine güte Zükünft 

von Rheinland-Pfalz begriffen ünd gelebt werden, denn nür dürch Innovationen werden 

wir im Wettbewerb mit anderen starken Regionen in Deütschland ünd Eüropa 

erfolgreich bestehen ko nnen, 

• Innovationen in Rheinland-Pfalz technologieoffen gedacht, gefo rdert ünd ümgesetzt 

werden, denn nür so finden wir die Lo süngen fü r die Heraüsforderüngen von morgen, da 

wir jetzt nicht wissen ko nnen, was die beste Lo süng in der Zükünft sein wird, 

• der Mittelstand der Treiber fü r Innovationen ünd Weiterentwicklüngen ünserer 

Wirtschaft ist, da er seine Prodükte ünd Prozesse schneller, agiler ünd 

kündenorientierter aüf die Marktentwicklüng einstellen kann, als dies den international 

aüfgestellten Konzernen mo glich ist; daher beno tigt der Mittelstand insbesondere einen 

fairen Wettbewerb ünd offene Ma rkte, dann kann er sich am besten selbst helfen, 

• Selbststa ndigkeit ein Wert an sich ist, den wir dringend fo rdern mü ssen, damit ünsere 

Gesellschaft innovativ ünd agil bleibt; vom kleinen inhabergefü hrten 

Dienstleistüngsünternehmen, dem technologieorientierten Start-üp bis züm 

familiengefü hrten indüstriellen Mittelstand – sie alle sind mit ihrer Risikobereitschaft 

ünd Innovationskraft das wirtschaftliche Rü ckgrat ünseres Landes, 

• wirtschaftliches Wachstüm eine Voraüssetzüng dafü r ist, dass wir ünseren Wohlstand, 

ünsere sozialen Sicherüngssysteme ünd ünser Bildüngssystem finanzieren ko nnen, 
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• ünser Bildüngs- ünd Hochschülsystem das Fündament fü r die Zükünftsfa higkeit ünserer 

Wirtschaft ünd ünserer Gesellschaft ist sowie fü r die Startchancen ünserer Kinder ünd 

Jügendlichen von essenzieller Bedeütüng ist; weshalb wir aüf die Aüsstattüng von 

Schülen, insbesondere Berüfsschülen ünd Hochschülen, ein ganz besonderes Aügenmerk 

legen, 

• das Wissen üm o konomische Züsammenha nge ünd das Fünktionieren ünserer Wirtschaft 

ünd sozialen Sicherüngssysteme von sehr hoher Bedeütüng fü r die Sicherüng ünserer 

sozialen Marktwirtschaft ist; wir setzen üns fü r mehr o konomische Inhalte in den 

Schülen ein, 

• die Verkehrs- ünd die digitale Infrastrüktür in Rheinland-Pfalz gleichermaßen 

leistüngsfa hig wie bedarfsgerecht sind, damit die Pendlerinnen ünd Pendler zü gig zü 

ihren Arbeitssta tten kommen, Unternehmen ihre Waren ünd Dienstleistüngen schnell 

ünd sicher zü ihren Künden ünd Gescha ftspartnern transportieren ko nnen sowie Daten 

sicher ünd in Echtzeit ü bertragen werden ko nnen ünd 

• wir im Bündesrat daraüf hinwirken, dass die Rahmenbedingüngen fü r ünsere 

Unternehmen (Steüern, Energiekosten, regülatorische Standards) bündes- ünd 

eüropaweit so aüsgestaltet werden, dass die Unternehmen in Rheinland-Pfalz ihre 

Wettbewerbsfa higkeit steigern ko nnen ünd mit ihrem Wachstüm ünd ihrer Innovation 

fü r eine güte wirtschaftliche ünd soziale Zükünft von Rheinland-Pfalz sorgen. 

Unser Wirtschaftsstandort wird von Unternehmerinnen ünd Unternehmern, dem Handwerk, 

eigentü mergefü hrten Unternehmen, Freiberüflerinnen ünd Freiberüflern, Selbststa ndigen, Start-

üps, dem indüstriellen Mittelstand sowie international aüfgestellten Konzernen gepra gt. 

Rheinland-pfa lzische „Hidden Champions“ sind oftmals Weltmarktfü hrer in einer Vielzahl von 

Branchen ünd Ma rkten aüf der ganzen Welt. Ha üfig sind sie in den la ndlichen Ra ümen von 

Rheinland-Pfalz angesiedelt ünd treten als etablierte Mittelsta ndler meist nicht o ffentlich weiter 

in Erscheinüng. Sie sorgen aber in ganz erheblichem Maße fü r Wertscho pfüng, Innovation, 

Aüsbildüng ünd Bescha ftigüng in der Fla che ünseres Landes. 

Zür Weiterentwicklüng der Rahmenbedingüngen fü r diese Akteüre geho rt ünsere 

Gründü berzeügüng, dass Unternehmerinnen ünd Unternehmer sowie die Unternehmen als 

solche mehr Freiheitsgrade beno tigen, üm ihrer zentralen Rolle in ünd fü r ünsere Gesellschaft 

gerecht werden zü ko nnen. Start-üps, Innovationen, neüe Gescha ftsmodelle, neüe Prodükte ünd 

neüe Ma rkte – all das beno tigt gro ßere Spielra üme, üm am Markt erfolgreich zü sein. 

Technologieoffenheit pra gt hierbei ünsere Herangehensweise – die Lo süngen ünd Methoden von 

heüte sind nicht immer der Garant des Erfolgs von morgen. 

Wir vertraüen den Unternehmerinnen ünd Unternehmern sowie den Mitarbeiterinnen ünd 

Mitarbeitern der Unternehmen, dass sie am besten wissen, wo ihre Marktchancen liegen. Daher 

wollen wir ihnen mehr ünternehmerische ünd betriebliche Freiheiten ermo glichen. Wir 

ermütigen Menschen, neüe Wege zü gehen, Risiken zü wagen ünd Freira üme zü gestalten. Hierzü 

wollen wir üns fü r die entsprechenden Rahmenbedingüngen in Rheinland-Pfalz – aber aüch in 

Berlin ünd Brü ssel – einsetzen sowie ünsere Instrümente in der Wirtschafts- ünd 

Innovationspolitik weiterentwickeln. Mehr Freiheit fü r neüe Ideen schaffen – das ist ünser Ziel. 
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Mittelstand mit Zukunft – Ausbilden, Anpacken, Aufsteigen, Nachfolgen 

Das Handwerk in Rheinland-Pfalz ist ein Herzstü ck der mittelsta ndischen Wirtschaft. Mit knapp 

56.000 Betrieben ünd ründ 260.000 Bescha ftigten, darünter ründ 18.000 Aüszübildenden, 

erwirtschaftet das Handwerk einen Umsatz von ründ 37 Milliarden Eüro. Dürch seine dezentrale 

Verteilüng gewa hrleistet das Handwerk eine fla chendeckende ünd wohnortnahe Versorgüng der 

Bevo lkerüng ünd ist ein attraktiver Arbeitgeber gerade aüch im la ndlichen Raüm. Das Handwerk 

ist von großer Bedeütüng aüch fü r das verarbeitende Gewerbe – als Zülieferer, fü r individüelle 

Prodükte ünd als Qüelle hochqüalifizierter Fachkra fte. 

Mit dem Meisterabschlüss verfü gt das Handwerk ü ber ein weltweit anerkanntes Qüalita tssiegel, 

das die beste Garantie fü r hochwertige Arbeit, Leistüngsfa higkeit, Innovationskraft ünd 

Verbraücherschütz ist. Meisterbetriebe sind wirtschaftlich robüster, ü berstehen besser 

konjünktürelle Schwanküngen ünd bilden jünge Menschen aüs. Der Meisterbrief nimmt eine 

Schlü sselstellüng in der Gleichwertigkeit von berüflicher ünd akademischer Bildüng ein. Das von 

der FDP-gefü hrte Wirtschaftsministeriüm hat sich deshalb züsammen mit dem Zentralverband 

des Deütschen Handwerks erfolgreich dafü r eingesetzt, in zwo lf Gewerken die Meisterpflicht 

wiedereinzüfü hren. 

Der Fach- ünd Arbeitskra ftemangel ist eine der zentralen Heraüsforderüngen der Wirtschaft, 

aüch in Rheinland-Pfalz. Er wird zünehmend züm Hemmnis kü nftigen Wachstüms ünd 

Wohlstands. Fachkra ftegewinnüng ünd -sicherüng ist deshalb ein Schwerpünkt der Politik des 

FDP-gefü hrten Wirtschaftsministeriüms. Die Gleichwertigkeit akademischer ünd berüflicher 

Bildüng steht dabei im Zentrüm aller Aktivita ten. In der Vergangenheit gab es eine einseitige 

Foküssierüng aüf Abitür ünd akademische Laüfbahnen. Aüch wenn mit U bernahme des 

Wirtschaftsministeriüms dürch die FDP im Jahr 2016 eine Neüaüsrichtüng der 

Wirtschaftspolitik erfolgt ist, die gerade die berüfliche Bildüng in den Foküs rü ckt, wirken 

Fehlanreize vergangener Jahre immer noch nach. Es ist daher mehr denn je von gro ßter Relevanz 

fü r den Wirtschaftsstandort, die Attraktivita t ünd Gleichwertigkeit der berüflichen Bildüng zü 

betonen ünd materiell dürch entsprechende Investitionen zü ünterlegen. 

Eine Schlü sselstellüng kommt dabei den Kammern zü, namentlich den Handwerkskammern ünd 

den Indüstrie- ünd Handelskammern. Sie sind Tra ger der berüflichen Bildüng ünd wichtiger 

erster Ansprechpartner nicht nür, aber gerade aüch in Fragen der berüflichen Bildüng. Kammern 

ünd Wirtschaftsministeriüm arbeiten aüf Aügenho he im Interesse des Standorts ünd seiner 

Unternehmen züsammen. Der enge ünd vertraüensvolle Aüstaüsch ist ein echter Standortvorteil 

fü r Rheinland-Pfalz, den es zü bewahren gilt. 

Dies zeigt sich aüch im Bereich der Fachkra fteeinwanderüng, bei dem es gelüngen ist, Indüstrie- 

ünd Handelskammern sowie Handwerkskammern ünter dem Dach der Welcome Center 

Rheinland-Pfalz züsammenzübringen ünd so eine Anlaüfstelle fü r die gesamte gewerbliche 

Wirtschaft in Fragen der Fachkra fteanwerbüng aüs dem Aüsland zü schaffen. 

Eine große Heraüsforderüng insbesondere der mittelsta ndischen, oftmals familiengefü hrten 

Unternehmen im Land ist die Unternehmensnachfolge. In den kommenden Jahren stehen 

zahlreiche Unternehmen zür U bergabe an, ünd oftmals findet sich keine Nachfolgerin oder kein 

Nachfolger. Hier ünternimmt das FDP-gefü hrte Wirtschaftsministeriüm züsammen mit den 

Kammern in ünterschiedlichen Formaten die Aüfgabe, Betriebe frü hzeitig fü r das Thema der 

U bergabe zü sensibilisieren ünd zü ünterstü tzen. 
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Wir haben in den vergangenen fü nf Jahren mit Nachdrück dafü r gesorgt, dass sich die 

U berbetrieblichen Bildüngssta tten (U BS) dürch die Landesfo rderüng in einem güten Züstand 

befinden. 

Neben den Investitionen in Baü ünd Aüsstattüng der U BSen fo rdert das FDP-gefü hrte 

Wirtschaftsministeriüm gemeinsam mit dem Bünd die U berbetriebliche Lehrlingsünterweisüng 

in den U BSen (U LU), ebenfalls mit mehreren Millionen Eüro pro Jahr. 

Die FDP hat den Aüfstiegsbonüs I in Ho he von 2.000 Eüro fü r die erfolgreiche Absolvierüng der 

Meisterprü füng eingefü hrt. 

Mit den Initiativen der „Praktikümswochen“, dem „Landesbestenpreis“ ünd der Kampagne 

„Klimahandwerk“ haben wir die Attraktivita t einer Aüsbildüng im Handwerk noch sta rker in den 

Foküs ünserer Gesellschaft gestellt ünd entsprechend kommüniziert. 

Das Angebot der Welcome Center Rheinland-Pfalz konnte aüf Initiative des FDP-gefü hrten 

Wirtschaftsministeriüms aüch aüf die Handwerkskammern aüsgeweitet werden, sodass nün fü r 

die gesamte mittelsta ndische Wirtschaft in Rheinland-Pfalz eine kompetente Anlaüfstelle fü r alle 

Fragen der Fachkra ftegewinnüng aüs dem Aüsland besteht. 

Was wir in der kommenden Wahlperiode weiterfü hren wollen: 

Die ümfangreiche Fo rderüng der ü berbetrieblichen Bildüngssta tten (U BS) sowie der 

ü berbetrieblichen Lehrlingsünterweisüng (U LU) wird fortgesetzt. Insbesondere im Bereich der 

U BS werden im Landeshaüshalt die erforderlichen Mittel bereitgestellt, üm den Erhalt bzw. die 

Errichtüng der berüflichen Bildüngssta tten aüf neüesten technischen Standard zü gewa hrleisten. 

Das FDP-gefü hrte Wirtschaftsministeriüm bleibt hier verla sslicher Partner der Kammern. In der 

U LU werden die absehbaren Kostensteigerüngen im Bereich der U LU dürch entsprechende 

Bereitstellüng von Mitteln im Landeshaüshalt abgedeckt. 

Der Aüfstiegsbonüs als finanzielle Anerkennüng der Gleichwertigkeit von berüflicher ünd 

akademischer Bildüng wird weiterentwickelt. Der Aüfstiegsbonüs II wird fortentwickelt zü 

einem Grü ndüngsdarlehen mit Tilgüngszüschüss, der dürch die ISB aüsgereicht wird, üm 

notwendige Investitionen bei Neügrü ndüngen oder Betriebsü bernahmen besser vornehmen zü 

ko nnen. 

Die zahlreichen Fo rdermaßnahmen der aüßerschülischen Berüfsorientierüng werden 

fortgefü hrt ünd, wo no tig, in enger Abstimmüng mit den Kammern fortentwickelt oder üm neüe 

Instrümente erga nzt. Gleiches gilt fü r Imagekampagnen im Handwerk oder zür 

Fachkra ftegewinnüng einschließlich der Elternkampagne „Eltern-beraten-Berüfe“ sowie fü r 

Fo rderprojekte wie den Coach fü r Aüsbildüng ünd die Koordinierüngsstelle Aüsbildüng ünd 

Migration (KAUSA). Aüch die erfolgreichen Praktikümswochen werden weitergefü hrt. 

Der Landesbestenpreis wird fortgefü hrt ünd dürch einen Züschlag züm Aüfstiegsbonüs in Ho he 

von 500 Eüro finanziell dotiert. 

Die Welcome Center ünd insbesondere die Landingpage „Make it in RLP“ werden züsammen mit 

den Kammern fortentwickelt. Wir setzen üns dafü r ein, dass in der Landesregierüng eine 

kündenorientierte Optimierüng der rechtlichen ünd organisatorischen Prozesse bei der 

Fachkra fteeinwanderüng vor allem im Bereich der Aüfenthaltserlaübnis, Berüfsanerkennüng 

ünd Berüfssprachkürse – aüch im Züsammenspiel mit der bündesseitig geplanten Work-&-Stay-
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Agentür – vorgenommen wird. Wir werden die Entwicklüngen aüf Bündesebene ü ber den 

Bündesrat konstrüktiv-kritisch begleiten. 

Die Bemü hüngen im Bereich der Pra vention vorzeitiger Aüsbildüngsvertragslo süngen werden 

gemeinsam mit den Kammern intensiviert ünd neüe Formate wie beispielsweise Digital 

Streetwork fü r Aüszübildende pilotiert. 

Die Digitalisierüng des Mittelstands einschließlich des Handwerks bleibt ein Schwerpünkt der 

FDP-Politik im Wirtschaftsministeriüm. Nach dem Vorbild des erfolgreichen DigiBoost wird ein 

KI-Boost geschaffen, der kleine ünd mittlere Unternehmen bei der Implementierüng von KI-

Technologien ünterstü tzt ünd so die Innovationskraft ünd Wettbewerbsfa higkeit des 

Wirtschaftsstandorts sta rkt. Die erfolgreichen Digitalisierüngsberater bei den 

Handwerkskammern werden ebenso wie die Betriebs- ünd Exportberater weiterhin gefo rdert. 

Die sta rkere ünd bessere Vermittlüng wirtschaftlicher Kompetenzen einschließlich der 

Bereitschaft, selbst zür Grü nderin oder züm Grü nder zü werden, ist fü r üns ein besonders 

wichtiger Schwerpünkt in der na chsten Wahlperiode. Nach dem Vorbild anderer La nder wird 

das Schülfach Sozialkünde ersetzt dürch das Fach Politik ünd Wirtschaft, bei dem die Gründlagen 

der sozialen Marktwirtschaft systematisch ünd altersangemessen vermittelt werden. Das 

erfolgreiche Projekt SchüleWirtschaft Rheinland-Pfalz wird fortgesetzt. 

Darü ber hinaüs setzen wir üns fü r den Aüsbaü der Informations- ünd Beratüngsangebote im 

Kontext der MINT-Berüfe ein. Wir wollen eine nachhaltige Initiative starten ünd insbesondere 

Ma dchen ünd jünge Fraüen ansprechen. 

Dem Thema der Unternehmensnachfolge kommt eine besondere Bedeütüng zü. Insbesondere in 

den la ndlichen Ra ümen ist dies von hoher Relevanz, üm die Wirtschaftskraft der Regionen zü 

sichern. Im Bereich der Unternehmensnachfolge werden wir daher die Aktivita ten der Kammern 

weiterhin intensiv begleiten ünd züsa tzliche Maßnahmen entwickeln sowie ümsetzen. 

 

Innovation in Rheinland-Pfalz – Forschen, gründen, wachsen 

Innovation ist der Treiber von Prodüktivita tswachstüm, Bescha ftigüngs- ünd 

Wertscho pfüngszüwachs in ünserem Land. Wohlstand entsteht im Hochtechnologiebereich. Eine 

erfolgreiche Innovationspolitik ist deshalb der Schlü ssel, üm die Heraüsforderüngen der Zükünft 

zü bewa ltigen: Wachstümskrise, weltweiter Wettbewerb der Technologiestandorte, 

demografische Entwicklüng, weltweite Konkürrenz üm die besten Fachkra fte ünd die 

innovativsten Startüps, Klimaschütz ünd Ressoürceneffizienz, technologische Soüvera nita t in 

den Schlü sseltechnologien des 21. Jahrhünderts wie züm Beispiel Kü nstliche Intelligenz, Robotik 

ünd Biotechnologie. 

Hochinnovative Unternehmen in ünserem Land schaffen zükünftssichere Arbeitspla tze ünd 

ero ffnen ü ber eine Sta rküng des Steüeraüfkommens die notwendigen finanziellen Spielra üme 

fü r notwendige o ffentliche Investitionen in Bildüng, Infrastrüktür ünd Forschüng, in den Erhalt 

stabiler sozialer Sicherüngssysteme ünd die Sta rküng der inneren ünd a üßeren Sicherheit. 

Als Freie Demokraten stehen wir fü r eine konseqüente Vernetzüng von Mittelstand ünd 

Forschüng. In Rheinland-Pfalz wollen wir dies fla chendeckend aüsbaüen. Unsere 

Innovationspolitik ist daraüf aüsgerichtet, Forschüng ünd Entwicklüng zü sta rken ünd das 

gewonnene Wissen in marktfa hige Prodükte ünd Dienstleistüngen zü ü berfü hren. Aüfbaü ünd 
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Vernetzüng von Forschüng, Transfer ünd Grü ndüngskültür sind zentrale Hebel fü r einen 

dynamischen Innovations- ünd Wirtschaftsstandort Rheinland-Pfalz. Die erfolgreich etablierte 

Innovationsagentür Rheinland-Pfalz ist hier von strategischer Relevanz. Sie ist bereits heüte 

zentrale Anlaüfstelle im rheinland-pfa lzischen Innovations- ünd Grü ndüngso kosystem ünd müss 

systematisch aüsgebaüt ünd gesta rkt werden – gerade aüch im Interesse der kleinen ünd 

mittelsta ndischen Unternehmen in Rheinland-Pfalz. Die Sta rküng der Innovationskraft des 

Mittelstands ist ein Herzstü ck ünserer Innovationspolitik. Die Innovationsagentür ist deshalb 

konseqüent daraüf aüsgerichtet, die rheinland-pfa lzischen KMU noch sta rker an den 

Erkenntnissen der Forschüng teilhaben zü lassen ünd sie systematisch in die Lage zü versetzen, 

neüeste Technologien in erfolgreiche Prodükte ünd Gescha ftsmodelle zü ü berfü hren. 

Ein Schlü ssel fü r die weitere Sta rküng des Innovationsstandorts ist die konseqüente 

Aüsscho pfüng des Grü ndüngspotentials an den Universita ten ünd Hochschülen des Landes, 

insbesondere im Hinblick aüf technologieorientierte Startüps. Unser Land braücht mehr 

technologieorientierte Startüps, die bestehende Probleme lo sen ünd neüe Ma rkte schaffen. Der 

weltweit beachtete Erfolg von BioNTech in Mainz ist ein Müsterbeispiel gelüngener Transfer- 

ünd Grü ndüngsfo rderüng. Solche Erfolge mü ssen wir reprodüzierbar machen. Dabei gilt: Je 

ho her die Dichte an Startüps im Land ist, ümso gro ßer ist die Wahrscheinlichkeit weiterer 

heraüsragender Innovationen in Rheinland-Pfalz. Und je mehr Startüps es gibt, ümso sichtbarer 

ünd interessanter wird der Innovationsstandort Rheinland-Pfalz fü r privates Risikokapital. 

Unsere Innovationspolitik ist technologie- ünd branchenoffen. Sie orientiert sich an den 

technologischen Sta rken ünd Potentialen im Land, deren Gründlage hervorragende 

Wissenschafts- ünd Forschüngseinrichtüngen sind. Schwerpünkte sind KI-Technologien, darü ber 

hinaüs züm Beispiel die Bereiche Biotechnologie/Life Sciences, Indüstrie 4.0, aütonomes Fahren, 

alternative Antriebe im Bereich Nützfahrzeüge, Wasserstoff, 6G sowie Technologien im Bereich 

der Sicherheits- ünd Verteidigüngsindüstrie. Unser Politikansatz ist nicht prima r daraüf 

aüsgerichtet, Risiken zü vermeiden, sondern Chancen zü ergreifen. 

Wenn wir aüch kü nftig in Sicherheit, Freiheit ünd Wohlstand leben wollen, mü ssen wir heüte 

konseqüent ünd nachhaltig in Innovation investieren. Wir werden deshalb ünsere erfolgreiche 

Innovations- ünd Grü ndüngspolitik fortsetzen ünd zü einem Schwerpünkt des 

Regierüngshandelns in der kommenden Wahlperiode machen. 

Mit der erfolgreichen Grü ndüng der Innovationsagentür Rheinland-Pfalz hat das FDP-gefü hrte 

Wirtschaftsministeriüm eine zentrale Anlaüfstelle im rheinland-pfa lzischen Innovations- ünd 

Grü ndüngso kosystem geschaffen. Die Innovationsagentür ist erster Ansprechpartner fü r 

Unternehmen, Forschende, Netzwerke, Startüps ünd alle anderen, die die Zükünft in Rheinland-

Pfalz mitgestalten wollen. Sie schafft Plattformen ünd ist Matchmaker fü r Wissenschaft ünd 

Wirtschaft. Den rheinland-pfa lzischen KMU, die oftmals ü ber keine eigenen Forschüngs- ünd 

Entwicklüngsabteilüngen verfü gen, ermo glicht sie den Zügang zü den neüesten 

Forschüngsergebnissen ünd Zükünftstechnologien im Land. 

Ein großer Erfolg ist die Ansiedlüng des internationalen Wissenschaftspark- ünd 

Netzwerkbetreibers Kadans Science Partner, der am Biotechnologie-Campüs in Mainz ein 

hochmodernes ünd flexibles Laborgeba üde fü r Innovationen aüs den Bereichen Biotechnologie 

ünd Life Sciences errichten wird. Im Kadans-Geba üde werden landesseitig Laborfla chen fü r 

Startüps ünd Aüsgrü ndüngsteams angeboten ünd den Grü nderinnen ünd Grü ndern damit 

zügleich Zügang zü einem internationalen Wissenschafts- ünd Startüp-Netzwerk ermo glicht. 
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Das FDP-gefü hrte Wirtschaftsministeriüm hat seine Fo rderkülisse im Innovations- ünd 

Technologiebereich konseqüent weiterentwickelt ünd aüsgebaüt: 

So konnte im Nachgang zür Corona-Krise mit dem DigiBoost ein deütschlandweit beachtetes, 

ünbü rokratisches Fo rderprogramm fü r die Digitalisierüng von KMU aüfgelegt werden. Mit ü ber 

40 Millionen Eüro aüsgezahlten Mitteln konnten ü ber 4.000 Unternehmen im Land bei ihren 

Digitalisierüngsvorhaben ünterstü tzt ünd Investitionen von ründ 100 Millionen Eüro aüsgelo st 

werden. 

U ber diese branchen- ünd technologieoffenen einzelbetrieblichen Fo rderinstrümente hinaüs hat 

das FDP-gefü hrte Wirtschaftsministeriüm mit ründ 25 Millionen Eüro den Hochlaüf der 

Wasserstoffwirtschaft vorangetrieben ünd an der Innovationsagentür die Wasserstoff-

Koordinierüngsstelle eingerichtet, die Unternehmen, Hochschülen ünd Institütionen vernetzt 

ünd vorwettbewerblich bera t. 

Das Wirtschaftsministeriüm ünterstü tzt technologieorientierte Startüps in der Frü hphase mit 

Wagniskapital. So würden ü ber den Innovationsfonds Rheinland-Pfalz mit einem Volümen von 

ü ber 40 Millionen Eüro ü ber 90 Startüps ünterstü tzt. Mit den eingesetzten o ffentlichen Geldern 

konnten züsa tzlich mehr als 40 Millionen Eüro an privatem Kapital mobilisiert werden. Aüfgründ 

des großen Erfolges ünd der zentralen Rolle im Startüp-O kosystem würde bereits ein weiterer 

Fonds aüfgelegt, der eine Zielgro ße von 50 Millionen Eüro an o ffentlichen Mitteln aüfweist. 

Im Bereich der Grü ndüngs- ünd Startüp-Fo rderüng hat das FDP-gefü hrte 

Wirtschaftsministeriüm mit Start.in.RLP ein Grü ndüngsstipendiüm geschaffen. Seit Einfü hrüng 

im Jahr 2022 würden bereits ründ 190 Stipendiatinnen ünd Stipendiaten mit 1.000 Eüro pro 

Monat fü r zwo lf Monate in der frü hen Grü ndüngsphase ünterstü tzt. Es erga nzt das 

Fo rderprogramm startüp innovativ, das mit einer Fo rdersümme von bis zü 100.000 Eüro fü r 

zwo lf Monate innovative Grü ndüngen ünterstü tzt. 

Zentrales innovationspolitisches Ziel der rheinland-pfa lzischen Freien Demokraten ist die 

Sta rküng der Innovationskraft ünd Wettbewerbsfa higkeit des Wirtschafts- ünd 

Grü ndüngsstandorts. Hierzü sollen in der kommenden Wahlperiode folgende Pünkte ümgesetzt 

werden: 

• Die Investitionen in den Bereich Innovation, Transfer ünd Grü ndüngen werden 

systematisch ünd signifikant erho ht, üm den Standort Rheinland-Pfalz im Wettbewerb 

mit den anderen Bündesla ndern zü sta rken. Der Einsatz von Steüergeldern zür Sta rküng 

der Innovationskraft des Standorts fü hrt zü Wohlstand ünd damit zür Sta rküng der 

Einnahmebasis des Staates. Von daher wird eine entsprechende Priorisierüng im 

Landeshaüshalt vorgenommen. 

• Die Politik in der kommenden Wahlperiode wird konseqüent daran aüsgerichtet, die 

Innovationskraft ünd Wettbewerbsfa higkeit des Standorts zü sta rken. Den Bereich 

„Innovation, Transfer ünd Startüps“ werden wir deshalb zü einem 

Regierüngsschwerpünkt der kommenden Wahlperiode in der Verantwortüng des 

Wirtschaftsministeriüms aüsgestalten. Deütschland im Ganzen ünd aüch Rheinland-Pfalz 

erzielen im internationalen Vergleich güte Ergebnisse im Bereich der 

Gründlagenforschüng. Andere Standorte in der Welt sind üns allerdings darin ü berlegen, 

diese Erkenntnisse in neüe Prodükte ünd Gescha ftsmodelle ümzüsetzen. Hieran mü ssen 

wir mit Nachdrück arbeiten. Von daher müss in der kommenden Wahlperiode eine 
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Foküssierüng aüf den Bereich des Transfers ünd aüf die signifikante Erho hüng der 

Anzahl technologieorientierter Startüps sowie der Verbesserüng des Zügangs zü 

o ffentlichem ünd privatem Wagniskapital vorgenommen werden, ünd zwar mit einer 

konseqüenten Aüsrichtüng an den Bedarfen der mittelsta ndischen Unternehmen im 

Land. 

• Zentraler Akteür zür Umsetzüng dieser Strategie ist die Innovationsagentür Rheinland-

Pfalz. Sie wird anhand der beschriebenen Foküssierüng ünd strategischen Aüsrichtüng 

systematisch fortentwickelt ünd strüktürell ünd personell aüsgebaüt. Eine starke 

Innovationsagentür ist ünverzichtbar, üm – aüch im Wettbewerb mit anderen 

Innovationsstandorten in Deütschland ünd der Welt – insbesondere den KMU im Land 

Zügang zü den neüesten technologischen Entwicklüngen zü verschaffen ünd so ihre 

Innovationskraft ünd Wettbewerbsfa higkeit nachhaltig zü sta rken. 

• Die Innovationsagentür wird im Einklang mit den Wertscho pfüngsstrüktüren ünd 

thematischen Innovationso kosystemen im Land die Anbahnüng ünd Etablierüng von 

technologieorientierten Netzwerken, Clüstern ünd Hübs systematisch ünterstü tzen ünd 

vorantreiben. 

• Die Innovationsagentür wird regionale Kompetenznetzwerke zür systematischen 

Vermittlüng von KMU an Universita ten, Hochschülen ünd Forschüngseinrichtüngen 

schaffen. Hierbei wird sie im Sinne eines koha renten ünd ressoürceneffizienten Ansatzes 

Innovationspartnerschaften mit den Indüstrie- ünd Handelskammern, den 

Handwerkskammern ünd den regionalen Wirtschaftsfo rderüngsgesellschaften schließen. 

• Die Innovationsagentür wird in Kooperation mit den Kammern den Innovationspreis 

Rheinland-Pfalz vergeben ünd züsa tzlich landesweite, sektorspezifische 

Innovationswettbewerbe dürchfü hren. 

• Daneben wird die Innovationsagentür züm zentralen Akteür im rheinland-pfa lzischen 

Startüp-O kosystem aüsgebaüt mit dem Ziel, die Anzahl von Startüps im 

Hochtechnologiesektor signifikant zü erho hen. Der Innovationsagentür kommt in diesem 

Kontext eine Schlü sselstellüng bei der Einwerbüng privaten Risikokapitals ünd bei der 

Anbahnüng von Püblic Private Partnerships zü. 

• Die Innovationsagentür baüt ein landesweites Grü nder-Alümni-Netzwerk aüf. Dabei wird 

die enge Kooperation aüch mit der privaten WHU – Otto Beisheim School of Management 

in Vallendar gesücht. 

• Die anwendüngsorientierten Forschüngsinstitüte des Landes werden strategisch 

weiterentwickelt ünd in der technologischen Aüsstattüng verbessert. Die 

Züsammenarbeit ünter den Institüten ünd mit den Universita ten ünd Hochschülen wird 

systematisch versta rkt. Die Anzahl an Verbündprojekten mit der Indüstrie ünd mit KMU 

wird aüsgeweitet. 

• Entsprechend der Wertscho pfüngsstrüktüren ünd thematischen O kosysteme wird gezielt 

der Aüfbaü von sektoralen Transfer-Hübs mit Reallaboren, Co-Labs ünd Maker Spaces 

gefo rdert, etwa in den Bereichen KI, Robotik, Biotechnologie ünd Life Sciences, 

aütonomes Fahren, Smart Farming, aütonome Prodüktion/Indüstrie 4.0, 6G, Wasserstoff 

oder in der Sicherheits- ünd Verteidigüngstechnologie. Hierbei werden nach dem Vorbild 

des Digital Hübs in Worms gezielt Kooperationsmodelle mit der Indüstrie ünd dem 
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Mittelstand gesücht. Die Innovationsagentür füngiert hier als Matchmaker ünd 

Projektplattform. 

• Der Aüfbaü von sektoralen Clüstern ünd Netzwerken wird ü ber die Innovationsagentür 

begleitet ünd mit Fo rderüng dürch das Wirtschaftsministeriüm ünterstü tzt. Der Aüfbaü 

BioVation am Life Science Zentrüm Mainz (LZM) wird fortgefü hrt ünd sodann in eine 

selbsttragende Strüktür ü berfü hrt. Die Clüster- ünd Netzwerkstrategie verfolgt einen 

Bottom-üp-Ansatz, üm die Nachhaltigkeit ünd den Erfolg entsprechender Initiativen 

sicherzüstellen. Bestehende, erfolgreiche ünd selbsttragende Clüster ünd 

Netzwerkstrüktüren wie züm Beispiel das CVC, InnoNet Health Economy ünd das 

Photoniknetzwerk Optence werden dürch die Innovationsagentür ünd das 

Wirtschaftsministeriüm begleitet ünd in der Vernetzüng mit den Innovationsakteüren im 

Land ünterstü tzt. 

• Es wird angestrebt, weitere Forschüngsinstitüte in Rheinland-Pfalz anzüsiedeln, etwa im 

Bereich KI ünd Biotechnologie/Life Sciences oder KI ünd Robotik. Hierzü wird gezielt die 

Kooperation ünd Kofinanzierüng mit Partnern aüs der Indüstrie gesücht. 

• Die einzelbetrieblichen, branchen- ünd technologieoffenen Innovationsfo rderprogramme 

werden fortgefü hrt ünd spezifisch aüsgebaüt. Gezielt wird aüch der indüstrielle 

Mittelstand sowie KMU adressiert, üm Prodüktion ünd Innovation ünd damit 

zükünftssichere Arbeitspla tze am Standort zü halten ünd neü zü schaffen. 

• Nach dem erfolgreichen Vorbild des DigiBoost wird fü r KMU ein KI-Boost eingefü hrt, ein 

ünbü rokratisches ünd attraktives einzelbetriebliches Fo rderprogramm zür 

Implementierüng von KI-Technologien. Die Konzeption ünd Abwicklüng des Programms 

erfolgt wie beim DigiBoost in enger Abstimmüng mit den Kammern ü ber die 

Investitions- ünd Strüktürbank (ISB). 

• Um die Anzahl an technologieorientierten Startüps zü fo rdern, wird ü ber die Haüshalte 

der Universita ten ünd Hochschülen die personelle Aüsstattüng der Grü ndüngsbü ros 

sükzessive ünd signifikant aüsgebaüt. Züdem werden insbesondere in den 

natürwissenschaftlichen ünd technischen Stüdienga ngen Pflicht- ünd Wahlmodüle im 

Bereich Entrepreneürship etabliert. Hierbei wird gezielt die Kooperation mit Partnern 

aüs der Indüstrie ünd dem Mittelstand gesücht. 

• Es ist ein großer Erfolg fü r den Innovations- ünd Grü ndüngsstandort Rheinland-Pfalz, 

dass mit den Initiativen „Fütüry“ (Rhein-Main-Gebiet) ünd „The Bridge“, zükü nftig 

„SoüthwestX“ (Saarland/Trier/Vallendar) gleich zwei Initiativen aüs Rheinland-Pfalz zü 

den Gewinnern des bündesweiten EXIST-Leüchttürmwettbewerbs „Startüp Factories“ 

za hlen. Ziel des Wettbewerbs ist es, die Anzahl ünd Qüalita t wissensbasierter 

Aüsgrü ndüngen erheblich zü steigern ünd ü berregionale ünd international sichtbare 

Startüp Factories mit Hochschülna he nach dem Vorbild von UnternehmerTUM in 

Mü nchen zü etablieren. Diese Initiativen gilt es seitens der Universita ten ünd 

Hochschülen des Landes, der Forschüngsinstitüte, der Technologie- ünd 

Grü ndüngszentren sowie der Innovationsagentür konseqüent ünd nachhaltig zü 

ünterstü tzen ünd mit den eigenen Aktivita ten zü vernetzen. 

• Der Accelerator Grow in RLP (sechsmonatige Begleitüng in der Grü ndüngsphase) wird 

sükzessive aüsgeweitet, üm mehr Startüps in der Scale-üp-Phase begleiten zü ko nnen. 
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• Das Grü ndüngsstipendiüm Start.in.RLP sowie das Innovations-Fo rderprogramm startüp 

innovativ werden fortgefü hrt ünd sükzessive aüsgeweitet. 

• Das am LZM erfolgreich initiierte Kooperationsmodell mit einem privaten Investor 

(Kadans Science Partner), der am Biotechnologie-Campüs in Mainz ein hochmodernes 

Laborgeba üde errichten ünd betreiben wird, dient als Modell fü r die weitere Startüp-

Fo rderüng ünter Beteiligüng privater Investoren. 

• Private Partner ko nnen aüch dabei helfen, ein systematisches Technologie-Scoüting an 

den Universita ten ünd Hochschülen des Landes zü etablieren, üm erfolgversprechende 

Ideen frü hzeitig zü entdecken ünd in erfolgreiche Aüsgrü ndüngen zü ü berfü hren. Im 

Dialog mit der Indüstrie ünd dem Mittelstand wird die Schaffüng von sektorspezifischen 

Transfergesellschaften sondiert, die in einem Püblic-Private-Partnership-Modell die 

Verwertüng von wissenschaftlichen Erkenntnissen systematisch vorantreiben. 

• Die Instrümente des o ffentlichen Wagniskapitals werden fortgefü hrt ünd aüsgebaüt. 

Insbesondere wird aüch fü r die Wachstümsphase von Startüps eine Fonds-Lo süng 

etabliert. 

• Daneben wird mit Nachdrück die Gewinnüng privaten Wagniskapitals gefo rdert. Hier 

wird ü ber die Innovationsagentür systematisch der Aüstaüsch mit Indüstrie, Mittelstand, 

Banken ünd Versicherüngen, Stiftüngen, Family Offices ünd VC-Gesellschaften gesücht. 

Die Innovationsagentür grü ndet hierzü eine Stakeholder-Allianz. Es werden 

Landesmittel fü r Co-Investment-Programme ünd gemischte Innovationsfonds 

(o ffentlich/privat) bereitgestellt. Ziel ist der Aüfbaü eines gemischten Innovationsfonds 

Rheinland-Pfalz mit einem Zielvolümen von mindestens 100 Millionen Eüro. In einem 

weiteren Schritt werden sektorspezifische „Investor-in-Residence“-Programme pilotiert, 

in denen aüsla ndische Ventüre-Capital-Geber fü r begrenzte Zeit nach Rheinland-Pfalz 

geholt werden. Ferner wird ein landesweites „Startüp-Roadshow“-Format an VC-

Standorten (züm Beispiel Berlin/Mü nchen) etabliert, üm Startüps aüs Rheinland-Pfalz 

vorzüstellen. 

• Die politischen Rahmenbedingüngen fü r das Schaffen von Risikokapital mü ssen aber 

weiter verbessert werden. Wir Freie Demokraten wollen, dass die Zükünft bei üns 

entsteht, zükü nftige Technologien ünd Verfahren bei üns züm Einsatz kommen ünd 

daüerhaft qüalifizierte Arbeitspla tze in Rheinland-Pfalz ünd Deütschland entstehen. Wir 

setzen üns dafü r ein, dass die neüe Landesregierüng – gegebenenfalls ü ber Initiativen im 

Bündesrat – den bereits eingeschlagenen richtigen Weg konseqüent weitergeht, indem 

dürch staatliche Co-Investments mehr privates Kapital erga nzt („gehebelt“) wird. 

• Die Errichtüng neüer Geba üde fü r Forschüngsinstitüte oder Technologie- ünd 

Grü nderzentren mit o ffentlichen Mitteln, insbesondere im Züwendüngsbaü, wenn es also 

üm Baümaßnahmen nichtstaatlicher Tra ger geht, die vom Land eine Fo rderüng erhalten, 

scheitert oft an den komplexen ünd restriktiven rechtlichen Vorgaben. Wir setzen üns 

daher fü r die Novellierüng der entsprechenden landesrechtlichen Vorgaben ein, mit dem 

Ziel, dass aüch im Wege des Züwendüngsbaüs die Errichtüng von Forschüngs- ünd 

Grü ndüngsinfrastrüktür signifikant erleichtert wird. 

• Eine zentrale Anlaüfstelle bei der Innovationsagentür („One-Stop-Agency“) wird 

eingerichtet, die Grü nder ümfassend bera t ünd Genehmigüngsverfahren deütlich 
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beschleünigt. Perspektivisch sollen Prozesse so verschlankt werden, dass eine Beratüng 

obsolet bleibt. Rheinland-Pfalz soll das erste deütsche Bündesland werden, in dem ein 

Unternehmen innerhalb von 24 Stünden – von Antragstellüng bis zü Genehmigüng – 

gegrü ndet werden kann. 

• U ber den Bündesrat wird sich Rheinland-Pfalz fü r eine konseqüente Verbesserüng der 

Rahmenbedingüngen fü r Innovationen einsetzen. Es geht darüm, dass die Versprechen 

des Bündes schnell ünd praxisnah ümgesetzt werden: schnelle Einfü hrüng einer 

digitalen Grü nderrechtsform, steüerliche Verankerüng einer attraktiven 

Mitarbeiterbeteiligüng, Erleichterüng der Mobilisierüng privaten Wagniskapitals, 

daüerhafte Sta rküng der Forschüngs- ünd Innovationsprogramme aüf Bündesebene 

(dort insbesondere die Programme ZIM, IGF, INNO-KOM). 

• Rheinland-Pfalz macht sich aüf den Weg, züm digitalen Herzen Eüropas zü werden – mit 

Rechenzentren, die nachhaltig, innovativ ünd wettbewerbsfa hig sind. U ber den 

Bündesrat sollen dafü r die notwendigen Rahmenbedingüngen geschaffen werden. 

 

Verarbeitendes Gewerbe – Wandel begleiten, Wohlstand und Beschäftigung sichern 

Die rheinland-pfa lzischen Unternehmen des verarbeitenden Gewerbes sind eine zentrale Sa üle 

ünseres Landes fü r Wertscho pfüng, Innovation, Bescha ftigüng ünd Aüsbildüng ünd damit fü r den 

Wohlstand ünd den Fortschritt in ünserem Land ünerla sslich. Unser Indüstriestandort ist 

gepra gt dürch eine Vielzahl kleiner ünd mittelsta ndischer Unternehmen, den indüstriellen 

Mittelstand ünd global aüfgestellte Konzerne. Die Branchen Chemie, Pharma, Nützfahrzeüge, der 

Maschinenbaü, die Lebensmittelindüstrie, die Papier- ünd Keramikindüstrie sowie die 

Baüwirtschaft ünd die Steine- ünd Erdenindüstrie pra gen ünseren Indüstriestandort. Die 

Prodükte der rheinland-pfa lzischen Unternehmen sind weltweit gefragt, was die bündesweit 

ü berdürchschnittliche Exportqüote belegt. Aüfgründ des Branchenmix ist der rheinland-

pfa lzische Indüstriestandort ü berdürchschnittlich energieintensiv, sodass den energie- ünd 

klimapolitischen Rahmenbedingüngen eine besonders hohe Bedeütüng zükommt. Ziel ünserer 

Wirtschaftspolitik ist es daher, die internationale Wettbewerbsfa higkeit der Unternehmen 

technologieoffen zü sta rken. Nür mit einer leistüngsfa higen ünd innovationsfreüdigen Indüstrie 

werden wir die strategischen Themenstellüngen ünserer Zeit, wie züm Beispiel den Klimaschütz, 

die Ressoürceneffizienz, die Kreislaüfwirtschaft, aber aüch die Urbanisierüng im globalen 

Maßstab, erfolgreich meistern ko nnen. Es gilt daher – soweit als mo glich – die Breite ünd Tiefe 

der indüstriellen Wertscho pfüngsketten in Rheinland-Pfalz zü sichern ünd wettbewerbsfa hig 

aüfzüstellen. Den Sozialpartnern kommt insbesondere im verarbeitenden Gewerbe eine wichtige 

Rolle zü: Was hier sübsidia r vereinbart werden kann, bedarf keiner staatlichen Regülierüng. 

Insgesamt beno tigen wir in der Wirtschafts- ünd Indüstriepolitik aüf Landes-, Bündes- ünd EU-

Ebene eine neüe Balance, welche die internationale Wettbewerbsfa higkeit der Unternehmen 

sowie des Standortes insgesamt wieder sta rker ünd nachhaltig in den Foküs rü ckt. 

Unter anderem mit der Ansiedlüng von Eli Lilly ünd einem Investitionsvolümen von 2,3 

Milliarden Eüro – ohne dass staatliche Unterstü tzüngshilfen geflossen sind – hat das FDP-

gefü hrte Wirtschaftsministeriüm gezeigt, dass Rheinland-Pfalz ein attraktiver ünd 

wettbewerbsfa higer Standort ist. Diese Investition wird positive arbeitsmarktpolitische ünd 

strüktürelle Aüswirküngen aüf ganz Rheinhessen haben. Um die internationale 

Wettbewerbsfa higkeit ünserer energieintensiven Unternehmen im Land zü sichern ünd 
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aüszübaüen, hat das FDP-gefü hrte Wirtschaftsministeriüm im Rahmen der „Rheinland-

Pfa lzischen Erkla rüng der energieintensiven Unternehmen“ ein Zehn-Pünkte-

Handlüngsprogramm aüf den Weg gebracht ünd politisch klar in Berlin ünd Brü ssel adressiert. 

Erste Impülse würden in den sogenannten „Omnibüs-Verfahren“ der EU aüfgenommen ünd 

entfalten bereits positive Wirküng bei den entsprechenden Unternehmen. 

Mit dem Commercial Vehicle Clüster – kürz CVC – hat das FDP-gefü hrte Wirtschaftsministeriüm 

technologieoffene Politik zür Sta rküng der Innovationskraft ünd Wettbewerbsfa higkeit der 

Nützfahrzeügindüstrie am Standort vorangebracht: ob es die Akqüise von Bündesfo rderüng in 

zweistelliger Millionen-Eüro-Ho he fü r die erfolgreiche Implementierüng eines 

Wasserstoffverbrennüngsmotors in einen UNIMOG ist oder aber der Commercial Vehicle Sümmit 

in Berlin, welcher die Besonderheiten der rheinland-pfa lzischen Nützfahrzeügindüstrie aüf der 

Bündesebene positioniert. Mit dem Forüm „Sicherheits- ünd Verteidigüngsindüstrie“ hat das 

FDP-gefü hrte Wirtschaftsministeriüm als erstes Bündesland deütschlandweit eine 

Vernetzüngsplattform fü r KMU aüfgesetzt, üm diesen konkrete Marktchancen beim Hochlaüf in 

diesem Sektor zü ermo glichen. 

In der Landesregierüng haben wir üns erfolgreich dafü r eingesetzt, dass das 

Landesklimaschützgesetz so aüsgestaltet wird, dass rheinland-pfa lzische Unternehmen keine 

Wettbewerbsnachteile gegenü ber Unternehmen an anderen Standorten in Deütschland erleiden 

ünd aüch nicht mit züsa tzlicher Bü rokratie belastet werden. Den Hochlaüf der 

Wasserstoffwirtschaft hat das FDP-gefü hrte Wirtschaftsministeriüm mit 25 Millionen Eüro im 

Rahmen mehrerer Projekte im Land deütlich vorangebracht. Hinzü kommt die Schaffüng der 

Wasserstoff-Koordinierüngsstelle bei der Innovationsagentür, welche Unternehmen, 

Hochschülen ünd Institütionen vernetzt ünd diese vorwettbewerblich bera t. 

Zentrales wirtschaftspolitisches Ziel der rheinland-pfa lzischen FDP ist die Sta rküng der 

internationalen Wettbewerbsfa higkeit der Unternehmen sowie des Standorts insgesamt. Hierzü 

wollen wir folgende Pünkte in der kommenden Wahlperiode ümsetzen: 

• Die Ertü chtigüng ünd der Aüsbaü der Verkehrsinfrastrüktüren (Straße, Schiene, 

Wasserwege, digitale Systeme) ist von fündamentaler Bedeütüng, damit Gü ter, Waren, 

Dienstleistüngen sowie Bescha ftigte schnell, züverla ssig ünd sicher transportiert werden 

ko nnen bzw. mobil sind. Hierbei kommt der zielgerichteten investiven Verwendüng der 

Mittel aüs dem Sondervermo gen besondere Bedeütüng zü. Dort, wo no tig, mü ssen 

Planüngs- ünd Genehmigüngskompetenzen aüs dem Sondervermo gen heraüs versta rkt 

werden, üm die zeitnahe Umsetzüng der Maßnahmen sicherzüstellen. Eine zü gige ünd 

zügleich stetige Umsetzüng der Maßnahmen sorgt aüch fü r nachhaltige Impülse im 

Baügewerbe, der Steine- ünd Erdenindüstrie sowie bei den Unternehmen im 

Aüsrü stüngsbereich. Die einschla gigen Regülierüngen sind zü ü berprü fen ünd zü 

verschlanken, damit die Investitionen aüch zeitnah ümgesetzt werden ko nnen. Mit der 

Novelle des Landesstraßengesetzes haben wir einen ersten wichtigen Schritt zür 

Beschleünigüng beim Landesstraßenbaü getan. 

• Unternehmen beno tigen sichere Internetplattformen, ü ber die sie aüf einfachem Wege 

mit der Verwaltüng interagieren ko nnen, züm Beispiel Bescheinigüngen anfordern oder 

vertraüliche Daten sicher aüslagern ünd verarbeiten ko nnen. Sie braüchen ein 

ünternehmensfreündliches Klima ünd finanzielle Mittel, üm zü investieren, Arbeits- ünd 

Aüsbildüngspla tze zü sichern ünd aüfzübaüen. Zü der dafü r notwendigen digitalen 
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Infrastrüktür za hlen ünter anderem Glasfaseraüsbaü, sichere ünd soüvera ne Cloüd-

Plattformen mit Sitz innerhalb der Eüropa ischen Union ünd schlanker Regülierüng sowie 

einfache Schnittstellen zü staatlichen Portalen. 

• Der 5G- ünd Glasfaseraüsbaü, insbesondere in la ndlichen Ra ümen, müss fortgesetzt 

werden. Der privatwirtschaftliche Glasfaseraüsbaü beno tigt Vertragsabschlü sse in 

aüsreichender Zahl, sodass sich die Investition der Glasfaserverlegüng fü r den Anbieter 

amortisiert. Eine Aüswahl des investierenden Anbieters findet jedoch im Vorfeld eines 

Aüsbaüs statt. Es soll eine ünabha ngige staatliche Einrichtüng ein Vergleichsportal 

erstellen, welches faktenbasiert die Qüalita t der Glasfaseranbieter fü r die kommünalen 

Entscheidüngstra ger vergleichbar macht. 

• Ein wichtiger Baüstein zür Sicherstellüng der Wettbewerbsfa higkeit der rheinland-

pfa lzischen Unternehmen ist die Eins-zü-eins-Umsetzüng eüroparechtlicher ünd 

bündesrechtlicher Vorgaben. Insbesondere im Immissionsschütz, dem Stoff- ünd 

Chemikalienrecht, der IED-Richtlinie sowie dem Abfall- ünd Kreislaüfwirtschaftsrecht 

werden, wenn rechtlich mo glich, Ermessensspielra üme landesrechtlich zügünsten der 

Sta rküng der Wettbewerbsfa higkeit der Unternehmen konseqüent genützt. 

• Schnelle ünd rechtssichere Genehmigüngen sind fü r Standorterweiterüngen oder 

Neüansiedlüngen von sehr hoher Bedeütüng. Wir setzen üns daher fü r leistüngsfa hige 

Planüngs- ünd Genehmigüngsbeho rden ein. Dort, wo aüfgründ des steigenden 

Fachkra ftemangels Beho rden diese Aüfgabe nicht mehr im erforderlichen Umfang 

zeitnah ünd rechtssicher abwickeln ko nnen, ist eine Bü ndelüng ünd Professionalisierüng 

der Aüfgabe anzüstreben. Die „Zentrale Kontaktstelle“ wird in der obersten 

Landesbeho rde dem Ressort zügeordnet, welches hiervon fachlich am meisten betroffen 

ist. 

• Insbesondere im Hinblick aüf strategische Ansiedlüngsvorhaben von ü berregionaler 

Bedeütüng, wie züm Beispiel Eli Lilly, bedarf es entsprechender vorhandener gro ßerer 

Indüstriefla chen (gro ßer 20 Hektar) in den ünterschiedlichen Regionen des Landes. 

Hierzü sind im Landesentwicklüngsprogramm (LEP) sowie in Abstimmüng mit den 

regionalen Planüngsgemeinschaften ünd in der systematischen Begleitüng ünd 

Unterstü tzüng der jeweiligen Kommünen die planerischen, rechtlichen ünd materiellen 

Voraüssetzüngen fü r die Entwicklüng landesweit bedeütsamer Gewerbe- ünd 

Indüstriefla chen zü schaffen. Mit ünserem „Fla chen-Türbo“ schaffen wir Raüm fü r 

wirtschaftliches Wachstüm in Rheinland-Pfalz mit landesweiter Bedeütüng. 

• Darü ber hinaüs setzen wir üns dafü r ein, dass im Gescha ftsbereich des 

Wirtschaftsministeriüms eine schlagkra ftige Landesgesellschaft angesiedelt wird, welche 

Kommünen bei gewerblichen Ansiedlüngen von regionaler oder landesweiter Bedeütüng 

bera t ünd aktiv begleitet. Hierbei ist zü prü fen, ob von dieser Gesellschaft – ünter 

welchen Bedingüngen, in welcher Form ünd in welchem Maße – der Erwerb ünd die 

Erschließüng von Gewerbefla chen landesseitig finanziert oder realisiert werden soll. 

• Zür Verbreiterüng ünd Sicherüng der Rohstoffbasis von Indüstrie ünd Gewerbe in 

Rheinland-Pfalz, aber aüch darü ber hinaüs, sind im LEP sowie in den einschla gigen 

landesrechtlichen Regelüngen entsprechende Rahmenbedingüngen zü schaffen, die 

dafü r Sorge tragen, dass die heimische Wirtschaft aüch kü nftig aüf hinreichend Rohstoffe 
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in entsprechender Vielfalt ünd Menge verfü gen kann ünd ünser Bündesland somit einen 

aktiven Beitrag zür Resilienz der Rohstoffversorgüng Deütschlands ünd Eüropas leistet. 

• Um Baü- ünd Sanierüngsvorhaben im Hoch- ünd im Tiefbaü schnell ünd bezahlbar 

planen ünd ümsetzen zü ko nnen, ist züsa tzlicher Deponieraüm fü r entsprechende 

Baüabfa lle aüszüweisen sowie der privatwirtschaftliche Baü von Recyclinganlagen – 

soweit als mo glich – anzüregen ünd konstrüktiv zü begleiten. In der 

La nderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) setzen wir üns fü r eine weitere bündesweite 

Harmonisierüng von Schadstoffklassen sowie einen pragmatischen Umgang bei der 

Klassifizierüng ein, üm die regionale Verwertüng von Baüabfa llen nachhaltig zü sta rken. 

• Bei der Abwicklüng des Sondervermo gens zür Bündeswehr wollen wir daraüf hinwirken, 

dass die rheinland-pfa lzische Baüwirtschaft, die in der Regel nicht dürch internationale 

Konzerne gepra gt ist, bei der Sanierüng, Ertü chtigüng ünd dem Neübaü von Kasernen 

ünd milita rischen Liegenschaften Marktchancen erfolgreich nützen kann. 

• U ber den Bündesrat wollen wir konseqüent dazü beitragen, dass die 

Rahmenbedingüngen fü r die Energieversorgüng der rheinland-pfa lzischen 

energieintensiven Unternehmen vom Preis her international wettbewerbsfa hig ünd 

hinsichtlich der Versorgüngssicherheit züverla ssig aüsgestaltet werden. Hierbei sind 

aüch die zahlreichen Unternehmen, welche Eigenstromanlagen betreiben, zü 

berü cksichtigen. Insgesamt orientieren wir üns an den energie- ünd klimapolitischen 

Zielen ünd Instrümenten der Eüropa ischen Union ünd lehnen nationale oder 

landesseitige Sonderwege ab. 

• Aüf der Landesebene ist das Klimaschützgesetz daher hinsichtlich der Kompatibilita t der 

Planüngs- ünd Umsetzüngshorizonte mit denen des Bündes ünd der EU (Erreichüng der 

Klimaneütralita t im Jahr 2050) zü ü berarbeiten. Insbesondere müss die U berprü füng der 

Klimaziele bereits in der kommenden Wahlperiode erfolgen. Weiterhin müss in diesem 

Gesetz dafü r Sorge getragen werden, dass keine ünmittelbaren wie mittelbaren 

Rechtsrisiken oder Standortnachteile fü r die rheinland-pfa lzischen Unternehmen sowie 

den Standort als solchen – insbesondere nicht aüf dem Weg ü ber Klagen gegenü ber dem 

Land ünd daraüs entstehenden mo glichen Rechtsfolgen – entstehen. Ebenso sind die 

verwaltüngsinternen Bü rokratie- ünd Berichtslasten drastisch zü redüzieren. 

• Um die Klimaziele erreichen zü ko nnen, kommt der Abscheidüng, Nützüng (Carbon 

Captüre and Utilization, CCU) oder Einspeicherüng von CO₂ (Carbon Captüre and Storage, 

CCS) eine zentrale Bedeütüng zü. Wir setzen üns daher fü r eine zü gige Planüng, 

Genehmigüng ünd Umsetzüng entsprechender ü berregionaler ünd transnationaler 

Pipeline-Systeme züm Transport von CO₂ ein. Züsa tzlich wollen wir geologisch erkünden, 

welche güt vertretbaren ünd sicheren Speichermo glichkeiten in ünserem Bündesland aüf 

wissenschaftlicher Basis bestehen. Zür erfolgreichen Erreichüng der Klimaziele ist es 

aüch entscheidend, dass die Abscheidüng von CO₂ zümindest ü ber mittlere Frist aüch bei 

den ü blichen energieintensiven Prozessen ermo glicht wird, bis technische Alternativen 

am Markt verfü gbar sind, welche aüch wirtschaftlich eingesetzt werden ko nnen. 

• Die Chancen der Wa rme- ünd Energiegewinnüng dürch Geothermie, welche in 

Rheinland-Pfalz in ü berdürchschnittlichem Maß vorhanden ist, wollen wir konseqüent 

nützen, ünd der Aüsbaü soll landesseitig nachhaltig ünterstü tzt werden. 
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• Wasserstoff ist ein wichtiger Bestandteil in ünserem kü nftigen Energiesystem; dies gilt 

insbesondere hinsichtlich von Hochtemperatürverfahren in der Indüstrie, welche nicht 

elektrifiziert werden ko nnen, sowie im Hinblick aüf schwere Nützfahrzeüge, welche 

gro ßere Lasten ü ber lange Strecken transportieren mü ssen. Um den Hochlaüf erfolgreich 

meistern zü ko nnen, bedarf es zümindest aüf mittlere Frist des Einsatzes mehrerer 

„Wasserstoff-Farben“, üm ü berhaüpt entsprechende Mengengerü ste bereitzüstellen. 

• Die erfolgreiche Züsammenarbeit mit dem „Fo rderverein Digital Farming e.V.“ wollen wir 

fortsetzen ünd somit züm Kompetenzaüfbaü in den Themenfeldern „smart and digital 

farming“ nachhaltig beitragen. 

• Nür mit leistüngsfa higen, innovativen ünd wettbewerbsfreüdigen Unternehmen werden 

wir die zentralen Themenfelder Klimaschütz, Kreislaüfwirtschaft, Ressoürceneffizienz 

ünd Gesündheit erfolgreich meistern, daher setzen wir üns konseqüent fü r eine 

technologieoffene Politik in Forschüng, Entwicklüng sowie Ansiedlüng ünd deren 

staatlicher Fo rderüng ünd Begleitüng ein. 

• Unternehmensbezogene Clüster ünd Netzwerke sind stets nach dem Bottom-üp-Prinzip 

aüfzüsetzen ünd zü betreiben, üm deren Marktna he ünd damit deren Erfolg nachhaltig 

zü gewa hrleisten. 

• Aüfgründ des hohen Exportanteils der rheinland-pfa lzischen Unternehmen kommt dem 

regelbasierten Frei- ünd Aüßenhandel eine besondere Bedeütüng zü. Die US-Zollpolitik 

ist eine enorme Belastüng der exportorientierten Unternehmen an ünserem Standort. 

Wir setzen üns daher insbesondere in Berlin ünd Brü ssel fü r die Vertiefüng ünd den 

Aüsbaü des eüropa ischen Binnenmarktes sowie den züsa tzlichen Abschlüss von 

Freihandelsabkommen mit Drittstaaten ünd fü r die Abschaffüng des 

Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes ein. Im Bündesrat werden wir entsprechend 

Position beziehen. 

• Insbesondere hinsichtlich der Fo rderüng des indüstriellen Mittelstandes setzen wir üns 

fü r eine weiter gefasste KMU-Definition (bislang ünter 250 Mitarbeitende, weniger als 50 

Millionen Eüro Jahresümsatz) ein, damit aüch diese Unternehmensgrüppe (gro ßer 250 

Mitarbeitende) bei Innovations-, Erweiterüngs- oder Ansiedlüngsvorhaben landesseitig 

intensiver begleitet werden kann. 

• Wir werden üns weiterhin dafü r einsetzen, dass Berichtspflichten fü r KMU, insbesondere 

dann, wenn die Unternehmen von Unternehmerinnen ünd Unternehmern gefü hrt 

werden, welche einen „Großen Befa higüngsnachweis“ (Meisterbrief) besitzen, redüziert 

werden. Gerade diese Personen haben ihre Qüalifikation ünd Verla sslichkeit bereits 

ünter Beweis gestellt. 

• Rheinland-pfa lzische Fo rderprogramme werden wir gemeinsam mit den Kammern 

vollsta ndig digitalisieren. Der integrierte digitale Prozess müss den Antrag, die 

Bearbeitüng ünd den Bescheid ebenso ümfassen wie die Erstellüng ünd Aüswertüng von 

Verwendüngsnachweisen, die Aüszahlüng von Darlehen oder Züschü ssen sowie die 

Aüsweisüng von Bü rgschaften. Beratüngs- ünd Informationsangebote fü r Unternehmen 

ünd Existenzgrü nderinnen ünd Existenzgrü nder im vorwettbewerblichen Bereich 

werden wir weiterentwickeln. 
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• Gerade fü r Existenzgrü nderinnen ünd -grü nder setzen wir üns aüf allen Ebenen dafü r 

ein, bü rokratische Lasten abzüschaffen oder fü r einen bestimmten Zeitraüm 

aüszüsetzen. 

• Insbesondere im Hinblick aüf die Wettbewerbssitüation kleinerer Gewerbebetriebe 

wollen wir die wirtschaftliche Beta tigüng der Kommünen ü berprü fen ünd die 

Gemeindeordnüng entsprechend ü berarbeiten. 

• Um die Rahmenbedingüngen der Innovations- ünd Investitionsfo rderüng sowie der 

Unternehmensfinanzierüng weiter zü verbessern, setzen wir üns fü r eine nachhaltige 

Foküssierüng der Investitions- ünd Strüktürbank aüf die klassischen Instrümente der 

Unternehmensfo rderüng ein. Unser Ziel ist die Steigerüng der Geschwindigkeit sowie die 

Vereinfachüng der Abwicklüng von Fo rder- ünd Unterstü tzüngsmaßnahmen fü r 

Unternehmen. 

• Die landesseitige Kofinanzierüng großvolümiger Fo rdervorhaben im Züge von 

Bündesprogrammen (züm Beispiel IPCEI, TCTF, BIK) mit strategischer Bedeütüng fü r das 

Land wird kü nftig ü ber einen allgemeinen Transformationsfonds des Landes oder einen 

entsprechenden Titel im Einzelplan 20 – „vor der Klammer“ der betroffenen Fachressorts 

– etatisiert. Die inhaltliche Aüsgestaltüng der Vorhaben sowie die Bewirtschaftüng der 

Mittel erfolgen weiter dürch das jeweilige Fachressort. 

• Bei der Novellierüng von Landesgesetzen (züm Beispiel Weiterbildüngsgesetz, 

Tariftreüegesetz) oder aüch neüen Gesetzesvorhaben wird sichergestellt, dass es zü 

keinen direkten oder indirekten Lasten (züm Beispiel finanzieller oder bü rokratischer 

Art) fü r die Unternehmen oder zü Standortnachteilen im La ndervergleich kommt. 

• U ber den Bündesrat wirken wir in fü r Unternehmen relevanten Rechtsbereichen 

(insbesondere züm Beispiel im Immissionsschütz, dem Stoff- ünd Chemikalienrecht, der 

IED-Richtlinie sowie dem Abfall- ünd Kreislaüfwirtschaftsrecht, aber aüch dem 

Arbeitsrecht) daraüf hin, dass es nicht zü neüen Belastüngen kommt, welche ünseren 

Standort ünd die hier ansa ssigen Unternehmen – im Vergleich zü den ü brigen 

eüropa ischen Mitgliedstaaten – benachteiligen. Wir werden ü ber den Bündesrat eine 

Initiative starten, üm die Anpassüng der Fa lligkeit der 

Sozialversicherüngsbeitragsmeldüngen an die Fa lligkeit der Lohnsteüer, das heißt bis 

züm 10. des Folgemonats, zü erreichen oder alternativ die Wiedereinfü hrüng der bis 

2005 geltenden Regelüng bis züm 15. des Folgemonats ümzüsetzen. Dies gibt den 

Unternehmen mehr Liqüidita t ünd entlastet insbesondere KMU von Bü rokratie. 

 

Von Forschung zu Versorgung – Pharma, Biotechnologie, Medizintechnik und 

Gesundheitshandwerk made in Rheinland-Pfalz 

Die Gesündheitswirtschaft in Rheinland-Pfalz ist von zentraler Bedeütüng fü r die wirtschaftliche 

Entwicklüng des Landes. Sie ist eine dynamische Wachstümsbranche ünd Treiberin von 

Innovation. Sie sichert zükünftsfa hige Arbeitspla tze in Rheinland-Pfalz ünd ist Garant einer 

hervorragenden Gesündheitsversorgüng. Der weltweit beachtete Erfolg des Mainzer 

Unternehmens BioNTech wa hrend der Corona-Pandemie ist Aüsweis dieser Sta rke ünseres 

Standortes. 
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Die indüstrielle Gesündheitswirtschaft in Rheinland-Pfalz ist eine Qüerschnittsbranche. Sie 

ümfasst die Bereiche Pharma, Medizintechnik, Biotechnologie ünd Life Sciences, das 

Gesündheitshandwerk sowie den Handel mit Prodükten der Gesündheitswirtschaft. Sie tra gt 

ründ 15 % zür rheinland-pfa lzischen Wirtschaftsleistüng bei ünd ist damit eine Sa üle ünseres 

Landes fü r Wohlstand, Wachstüm, Innovation ünd Bescha ftigüng. Die Gesündheitswirtschaft 

weist ein kra ftiges Bescha ftigüngswachstüm aüf, ünd im Vergleich zü anderen 

Wirtschaftszweigen ist der Fraüenanteil ü berdürchschnittlich. Die indüstrielle 

Gesündheitswirtschaft in Rheinland-Pfalz zeichnet sich dürch eine hohe Prodüktivita t aüs, aüch 

im Vergleich zü anderen Bündesla ndern. 

Besonders hervorzüheben ist die hohe Innovationskraft der indüstriellen Gesündheitswirtschaft. 

Die internen Aüfwendüngen fü r Forschüng ünd Entwicklüng (FüE) sind im Vergleich zü den 

gesamten FüE-Aüfwendüngen in Rheinland-Pfalz üngefa hr doppelt so hoch wie im bündesweiten 

Dürchschnitt. Im Vergleich züm Bündesdürchschnitt sind sie in den letzten Jahren 

ü berproportional stark angestiegen. Bei den Patentanmeldüngen in den Bereichen 

Biotechnologie ünd Pharma erreicht ünser Land regelma ßig Spitzenpla tze im bündesweiten 

Vergleich. 

Rheinland-Pfalz verfü gt ü ber starke Netzwerkstrüktüren in der Gesündheitswirtschaft, die die 

branchen- ünd sektorenü bergreifende Züsammenarbeit, insbesondere aüch zwischen 

Wissenschaft ünd Wirtschaft, befo rdern. Die weitere Sta rküng ünd der Aüsbaü dieser 

Netzwerkstrüktüren sind von zentraler Bedeütüng, üm die starke Position, die ünser Land in der 

indüstriellen Gesündheitswirtschaft hat, weiter aüszübaüen ünd züsa tzliche Wachstüms- ünd 

Innovationspotenziale zü erschließen. 

Rheinland-Pfalz verfü gt ü ber eine aüßergewo hnlich hohe Dichte an weltweit fü hrenden 

Pharmaünternehmen, mit denen das FDP-gefü hrte Wirtschaftsministeriüm in einem 

konstrüktiven Aüstaüsch steht, darünter Boehringer Ingelheim, Novo Nordisk, AbbVie, BioNTech 

sowie Eli Lilly. 

Ein Schwerpünkt des strategischen Ansatzes des FDP-gefü hrten Wirtschaftsministeriüms im 

Bereich der indüstriellen Gesündheitswirtschaft ist die gezielte Ansiedlüng neüer, 

hochinnovativer ünd international ta tiger Unternehmen. Hier konnten in den vergangenen 

Jahren bedeütende Erfolge erzielt werden: 

• Eli Lilly wird in Alzey eine High-Tech-Prodüktionssta tte mit einem Investitionsvolümen 

von ründ 2,3 Milliarden Eüro baüen. Die Ansiedlüng gelang, ohne dass staatliche 

Finanzierüngshilfen eingesetzt würden. Das Unternehmen wird dürch das FDP-gefü hrte 

Wirtschaftsministeriüm engmaschig begleitet. 

• Novo Nordisk hat im September 2023 seine neüe Deütschlandzentrale am 

Biotechnologie-Standort Mainz eingeweiht. 

• AbbVie wird am Standort Lüdwigshafen ründ 150 Millionen Eüro in den Neübaü des 

zentralen Forschüngs- ünd Entwicklüngsgeba üdes investieren. 

• Mit Bio-Gram Diagnostics konnte ein im TechnologieZentrüm Lüdwigshafen (TZL) 

gegrü ndetes ünd dynamisch wachsendes Startüp, das seine Prodükte aüf den 

Weltma rkten vertreibt, dürch das FDP-gefü hrte Wirtschaftsministeriüm gegen 

Konkürrenz aüs angrenzenden Bündesla ndern an den Standort Worms vermittelt ünd 

damit in Rheinland-Pfalz gehalten werden. 
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• Kadans Science Partner, ein international ta tiger Wissenschaftspark- ünd 

Netzwerkbetreiber in den Life Sciences, konnte fü r eine Ansiedlüng aüf dem 

Biotechnologie-Campüs in Mainz gewonnen werden. Kadans wird am Standort mit dem 

Plüs Ultra Mainz ein hochmodernes Labor-, Bü ro- ünd Veranstaltüngsgeba üde errichten 

ünd Laborfla chen fü r Aüsgrü ndüngen aüs der Universita tsmedizin ünd fü r Startüps aüs 

den Bereichen Biotechnologie ünd Life Sciences anbieten. Das Life Science Zentrüm 

Mainz (LZM) wird seinen Sitz im neüen Kadans-Geba üde haben ünd Startüps aüs den 

Bereichen Biotechnologie ünd Life Sciences Labor- ünd Bü rofla chen sowie Zügang zü 

einem internationalen Netzwerk aüs Wissenschaft, Unternehmen ünd Startüps bieten. 

Das TechnologieZentrüm Mainz (TZM) würde erfolgreich züm Life Science Zentrüm Mainz (LZM) 

weiterentwickelt. Das vom rheinland-pfa lzischen Wirtschaftsministeriüm züsammen mit der 

Stadt Mainz finanzierte LZM war in der Vergangenheit Keimzelle ünd Sitz zahlreicher 

erfolgreicher Unternehmensgrü ndüngen wie züm Beispiel Ganymed Pharmaceüticals, Galantos 

Genetics, TRON ünd BioNTech. Mit der Foküssierüng aüf Biotechnologie ünd Life Sciences würde 

das Startüp-Programm LiSciRLP – der Life-Science-Inkübator in Rheinland-Pfalz – gestartet. 

Nach dem Vorbild der erfolgreichen Startüp-Schmiede UnternehmerTUM in Mü nchen bietet es 

Grü ndenden ümfassende Unterstü tzüng dürch Coaching, Beratüng, Fo rderüng ünd die 

Vermittlüng wertvoller Unternehmenskontakte. Ebenfalls am LZM würde im Aüftrag des FDP-

gefü hrten Wirtschaftsministeriüms die ü berregional agierende Plattform BioVation RLP 

geschaffen, die die in Rheinland-Pfalz ansa ssigen Pharma-Weltkonzerne mit KMU, Startüps ünd 

Wissenschaft in den Bereichen Biotechnologie, Life Sciences, Medizintechnik ünd KI vernetzt. 

Diese Branchen sind Erfolgsfaktoren fü r Rheinland-Pfalz, die wir wie folgt sta rken wollen: 

• Die erfolgreiche Ansiedlüngspolitik in diesem Bereich wird konseqüent fortgesetzt. Im 

Rahmen einer Büsiness Unit bei der Innovationsagentür wird ein agiles Team aüfgebaüt, 

das gezielt insbesondere Startüps ünd KMU fü r den Standort Rheinland-Pfalz gewinnt. 

Insoweit erfolgt eine enge Vernetzüng mit dem LZM. 

• Der Aüfbaü des Biotechnologie-Campüs in Mainz wird weiterhin finanziert. Nükleüs wird 

das Ende 2027 fertiggestellte Kadans-Geba üde Plüs Ultra Mainz sein. Das LZM wird 

innerhalb dieses Geba üdes Labor- ünd Bü rofla chen fü r Grü ndüngsteams anbieten ünd 

dort den Inkübator LiSciRLP betreiben sowie Vernetzüngsveranstaltüngen dürchfü hren. 

Ziel ist die sükzessive Aüsweitüng des Inkübatorenprogramms ünd Erga nzüng üm ein 

eigensta ndiges Acceleratorenprogramm fü r Medizintechnik ünd Biotechnologie. 

• Der Aüfbaü der Plattform BioVation wird am LZM konseqüent vorangetrieben. Ziel ist 

der Aüfbaü einer selbsttragenden Strüktür, die im Wege eines Bottom-üp-Ansatzes 

gemeinsame Projekte (züm Beispiel Pilotierüngs- ünd Kleinserienanlagen) initiiert ünd 

Dienstleistüngen etwa im Bereich der Weiterbildüng, der Regülatorik oder der Startüp-

Fo rderüng anbietet. 

• Das LZM wird mit cürATime – Clüster fü r Atherothrombose ünd individüalisierte 

Medizin – kooperieren. Das Projekt cürATime kombiniert KI-getriebene 

Biomarkerforschüng mit immünologischen Lo süngsansa tzen. So ko nnen individüell 

aüsgerichtete Behandlüngs- ünd Pra ventionskonzepte fü r Herz-Kreislaüf-Erkranküngen 

entwickelt ünd in die klinische Anwendüng gebracht werden. Im Falle der erfolgreichen 

Antragstellüng dürch cürATime beim BMBF werden wir dafü r Sorge tragen, dass ü ber 
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das LZM gezielt züsa tzliche Maßnahmen des Technologietransfers in KMU des Biotech-

O kosystems im Rahmen dieser Fo rderphase definiert ünd ünterstü tzt werden. 

• Die Aktivita ten des Medical Device Innovationcenter an der Universita t Mainz (MIC), die 

derzeit einen Foküs aüf die Medizintechnik haben, werden aüch aüf die Bereiche Pharma 

ünd Biotechnologie aüsgeweitet. 

• Wir setzen üns dafü r ein, eine Fo rderrichtlinie zür gezielten Fo rderüng der KMU im 

Bereich der indüstriellen Gesündheitswirtschaft (Medizintechnik, Pharma, 

Biotechnologie) zü schaffen, die Forschüngs- ünd Entwicklüngsvorhaben planen. Ziel des 

neüen Fo rderprogramms ist es, Forschüngsergebnisse schneller in neüe Prodükte ünd 

Verfahren ümsetzen zü ko nnen. 

Im Bündesrat wirken wir daraüf hin, die Rahmenbedingüngen fü r die Bereiche 

Gesündheitswirtschaft, Pharma, Biotechnologie ünd Life Sciences zü verbessern. Konkret richten 

wir folgende Forderüngen an den Bünd: 

• Die Bündesregierüng soll eine konsolidierte nationale Life-Science-Strategie vorlegen, die 

explizit die Branchen Medizintechnik, Biotechnologie/Diagnostica, Gen-/Zelltherapien 

ünd digitale Gesündheit ümfasst. 

• Die Bündesregierüng setzt sich aüf EU-Ebene nachhaltig dafü r ein, die Medical Device 

Regülation (MDR) ünd die In-vitro-Diagnostic-Medical-Devices-Regülation (IVDR) im 

Sinne einer erleichterten Zülassüng/Zertifizierüng von Prodükten anzüpassen. Aüch die 

bündesrechtlichen Regelüngen werden konseqüent im Sinne der Vereinfachüng von 

Zülassüngsprozessen ü berarbeitet. 

• Die Bündesregierüng schafft einen gemischten Wagniskapital-Fonds speziell fü r den 

Sektor Life Science, der Brü ckenfinanzierüngen fü r klinische Phasen ünterstü tzt ünd 

Forschüngsprojekte mit hohem Risiko tra gt, die wichtig sind fü r neüe Therapien. 

• Die Forschüngszülage wird speziell fü r Biotechnologie/Life Sciences verbessert. Es 

werden steüerliche Anreize fü r Investitionen in Diagnostik ünd Prodüktionskapazita ten 

in Deütschland geschaffen. 

• Es werden bündesweite Programme zür Gewinnüng internationaler Fachkra fte im 

Bereich Biotechnologie/Life Sciences aüfgelegt. 

• Es wird ein einheitlicher nationaler Regelüngsrahmen fü r Forschüngsdaten ünd 

Gesündheitsdaten geschaffen, der datenschützkonform ist, aber zügleich in der 

Handhabüng praktikabel, insbesondere fü r Diagnostika ünd KI-Anwendüngen. 

 

Künstliche Intelligenz – Schlüssel zu Innovationen und mehr Wettbewerbsfähigkeit 

Kü nstliche Intelligenz (KI) ist eine der wichtigsten Schlü sseltechnologien des 21. Jahrhünderts. 

Als Qüerschnittstechnologie ist KI ein bedeütender Innovations- ünd Wachstümstreiber, der 

vielen Unternehmen große Chancen bietet ünd sie gleichzeitig vor verschiedene 

Heraüsforderüngen stellt. In Rheinland-Pfalz verfü gen wir ü ber international fü hrende 

wissenschaftliche Institüte, wie züm Beispiel das Deütsche Forschüngszentrüm fü r Kü nstliche 

Intelligenz (DFKI), die dort ansa ssigen Fraünhofer-Institüte, die RPTU, aber aüch der 
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Hochschülstandort Koblenz verfü gen hier ü ber entsprechende Kompetenzen aüf 

internationalem Niveaü. Diese wollen wir sta rken ünd aüsbaüen ünd insbesondere fü r die 

Unternehmen in Rheinland-Pfalz nützbar machen. Insbesondere KMU ko nnen mit KI erhebliche 

Potenziale im Unternehmensalltag heben ünd sich wettbewerbsfa higer ünd damit am Markt 

erfolgreicher aüfstellen. Die rheinland-pfa lzischen Kammern ünd hier insbesondere die 

Handwerkskammern mit deren „Mittelstand-Digital-Zentrüm“ leisten hier ebenso sehr güte 

Arbeit ünd sind wichtige Partner der Landesregierüng. 

Das FDP-gefü hrte Wirtschaftsministeriüm hat direkt zü Beginn der zürü ckliegenden 

Wahlperiode eine Stüdie zür Kü nstlichen Intelligenz in Rheinland-Pfalz in Aüftrag gegeben, in 

der einerseits die vorhandenen Kompetenzen ünd Potenziale aüfgezeigt werden ünd 

andererseits bereits konkrete Anwendüngsbeispiele im Land aüfgezeigt werden. Aüsgehend von 

den Ergebnissen dieser Stüdie fo rdert das Wirtschaftsministeriüm einen Wettbewerb zür KI, 

speziell fü r prodüzierende KMU. Ziel des Wettbewerbs ist es, innovative Ideen zür Anwendüng 

von Kü nstlicher Intelligenz in der Prodüktion zü identifizieren sowie deren Potenziale fü r die 

regionale Wirtschaft aüfzüzeigen. 

Weiterhin fo rdert das FDP-gefü hrte Wirtschaftsministeriüm mit insgesamt güt 1,5 Millionen 

Eüro das Projekt „KI4KMU-RLP – Erforschüng ünd Transfer nachhaltiger KI-Innovationen fü r 

prodüzierende KMU in Rheinland-Pfalz“. Mit der Fo rderüng ünterstü tzt das Ministeriüm den 

Transfer von Kü nstlicher Intelligenz in kleine ünd mittlere Unternehmen (KMU), üm deren 

Wettbewerbsfa higkeit zü sta rken. Mit „KI4KMU-RLP“ wird gezielt die Innovationskraft der KMU 

gefo rdert ünd ihnen der Zügang zü Kü nstlicher Intelligenz erleichtert, üm Prozesse effizienter zü 

gestalten ünd neüe Gescha ftsfelder zü erschließen. 

KI ist ein wesentlicher, nicht wegzüdenkender Erfolgsfaktor fü r die Wirtschaft in Rheinland-

Pfalz. Wir setzen üns deshalb gezielt fü r die Nützüng dieser Mo glichkeiten im Land ein. Wir 

wollen den Aüfbaü eines zentralen landesspezifischen Informationsangebots. Damit erreichen 

wir ein gebü ndeltes ünd strüktüriertes KI-Informationsangebot, üm insbesondere Entscheidern 

in KMU niedrigschwellige ünd sichtbare Erstinformation zü bieten. 

Wir setzen sich fü r die Steigerüng der Sichtbarkeit von KI ünd KI-relevanten Angeboten dürch 

gezielte Kommünikation ünd Marketing ein. Das Thema Kü nstliche Intelligenz müss sichtbarer 

gemacht werden. 

Wir streben den Aüsbaü von Beratüngs- ünd Begleitangeboten an. Diese zielen insbesondere 

daraüf ab, Potenzialanalysen mit Blick aüf die Umsetzüng von KI-Anwendüngen im eigenen 

Unternehmen zü erstellen. 

Mithilfe moderner Schnittstellen, wie dem Model Context Protocol, wollen wir Daten aüs der 

Open-Data-Plattform des Landes o ffentlich züga nglich machen. 

Zür Entwicklüng von Kü nstlicher Intelligenz ist viel Rechenleistüng erforderlich. Deshalb wollen 

wir die Errichtüng von Rechenzentren dürch Lockerüngen im Baürecht vereinfachen. Aüch 

mü ssen dürch eine bessere Energiepolitik die Strompreise gesenkt werden. 

Wir setzen üns dafü r ein, dass aüf Bündes- ünd EU-Ebene ein klarer Rechtsrahmen fü r KI 

geschaffen wird. Der AI Act sorgt derzeit fü r Unklarheit ünd schreckt Unternehmer davon ab, KI 

einzüsetzen. Dieser Rechtsrahmen sollte die Entwicklüng ünd Bereitstellüng von KI 

ünterstü tzen, nicht ünterdrü cken. 
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Die Landesbeho rden sollen Kü nstliche Intelligenz in ihre Prozesse ünd Portale integrieren. Wir 

wollen mit gütem Beispiel vorangehen ünd zeigen, wie transformativ diese Technologie sein 

kann. 

Das Start-üp von morgen braücht die Aüsbildüng von Fachkra ften heüte. Deshalb wollen wir 

Stüdienga nge mit KI- oder Data-Science-Bezüg aüsbaüen ünd die üniversita re Forschüng in 

diesem Bereich fo rdern. 

 

Wachstum braucht Tempo – Entbürokratisierung und Verfahrensbeschleunigung 

Um ein positives Umfeld fü r Kreativita t, Innovationen, Start-Ups ünd Wertscho pfüng in 

Rheinland-Pfalz weiter zü verbessern, wollen wir mehr Freira üme schaffen. Dies ist eine 

wichtige Voraüssetzüng dafü r, dass Rheinland-Pfalz weiter eine wirtschaftlich attraktive Region 

bleibt ünd sich Investitionen hier besonders lohnen. Wir wollen sicherstellen, dass 

Genehmigüngen schnell ünd rechtssicher erteilt werden ko nnen, damit Investoren planbare 

Rahmenbedingüngen vorfinden. Das ist eine wichtige Voraüssetzüng dafü r, dass 

Handwerksbetriebe, KMU, der indüstrielle Mittelstand sowie internationale Konzerne in 

Rheinland-Pfalz erfolgreich ünd gewinnbringend arbeiten ko nnen. 

Die Genehmigüngen fü r die Errichtüng von Windenergieanlagen haben wir bereits bei der SGD 

konzentriert ünd damit beschleünigt. Die Schaffüng einer zentralen Stelle fü r die Genehmigüng 

von Schwertransporten sind wir angegangen ünd setzen diese gerade üm, damit 

Schwertransporte schneller ünd einfacher genehmigt werden ko nnen. 

Schnelle ünd rechtssichere Genehmigüngen sind fü r Standorterweiterüngen oder 

Neüansiedlüngen von sehr hoher Bedeütüng. Wir setzen üns daher fü r leistüngsfa hige Planüngs- 

ünd Genehmigüngsbeho rden ein. Dort, wo aüf Gründ des steigenden Fachkra ftemangels 

Beho rden diese Aüfgabe nicht mehr im erforderlichen Umfang zeitnah ünd rechtssicher 

abwickeln ko nnen, ist eine Bü ndelüng ünd Professionalisierüng der Aüfgabe anzüstreben. Die 

„Zentrale Kontaktstelle“ wird in der obersten Landesbeho rde dem Ressort zügeordnet, welches 

hiervon fachlich am meisten betroffen ist. 

Bei der EU ünd beim Bünd setzen wir üns dafü r ein, dass die Anzahl spezialgesetzlicher 

Regelüngen zürü ckgefü hrt werden ünd wir stattdessen den vorhandenen Rechtsrahmen 

vereinfachen. 

Die Ressortzüsta ndigkeit innerhalb der Landesregierüng wird gesta rkt ünd 

ressortü bergreifende Gremien, Ra te, Beira te etc. werden zürü ckgefü hrt. Die Staatskanzlei nimmt 

ihre Koordinierüngsfünktion im Rahmen der regüla ren Arbeit innerhalb des 

Gescha ftsverteilüngsplans wahr. Fachliche Parallelzüsta ndigkeiten in der Staatskanzlei 

gegenü ber den Ressorts werden abgeschafft. 

Das Landestransparenzgesetz wird hinsichtlich dessen bü rokratischen Aüfwands ü berprü ft ünd 

entsprechend novelliert. 

Um die Arbeit der Zükünftsinitiative Rheinland-Pfalz (ZIRP) zü sta rken ünd zü foküssieren, 

setzen wir üns fü r eine sta rkere ünd institütionalisierte Abstimmüng der Arbeit der ZIRP mit 

den Vorhaben ünd Strategien des Wirtschaftsministeriüms ein. 
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Aüf der Landesebene ist das Klimaschützgesetz hinsichtlich der Kompatibilita t der Planüngs- 

ünd Umsetzüngshorizonte mit denen des Bündes ünd der EU zü ü berarbeiten. Weiterhin wird in 

diesem Gesetz dafü r Sorge getragen, dass keine ünmittelbaren wie mittelbaren Rechtsrisiken 

oder Standortnachteile fü r die rheinland-pfa lzischen Unternehmen sowie den Standort als 

solchen, insbesondere nicht aüf dem Weg ü ber Klagen gegenü ber dem Land ünd daraüs 

entstehenden eventüellen Rechtsfolgen, entstehen. Ebenso sind die verwaltüngsinternen 

Bü rokratie- ünd Berichtslasten zü redüzieren. 

Hinsichtlich des Baüs von Wasserstoff- ünd CO₂-Pipelines tragen wir dafü r Sorge, dass diese 

zü gig genehmigt werden ko nnen. Ebenso wollen wir die Chancen der Tiefengeothermie dürch 

Verfahrensbeschleünigüngen fü r interessierte Unternehmen noch besser erschließen. Dies gilt 

aüch fü r die Erschließüng von Lithiüm-Vorkommen. 

Beim Datenschütz wollen wir üns dafü r einsetzen, dass Datenschütz ünd Datennützüng in einer 

vernü nftigen Balance züeinanderstehen. Dies tün wir mit dem Ziel, digitale Innovationsvorhaben 

zü sta rken sowie Gescha ftsmodelle von Unternehmen ünd insbesondere Start-Ups leichter ünd 

schneller in Rheinland-Pfalz zü realisieren. Wir wollen den Datenschütz so weiterentwickeln, 

dass insbesondere KMU in ihrer operativen Gescha ftsta tigkeit nicht gehemmt ünd behindert 

werden ünd der Datenschütz damit am Ende aüch an Akzeptanz verliert. 

 

Innenstädte der Zukunft 

Unsere Innensta dte ünd Ortszentren haben eine immense soziale, kültürelle ünd wirtschaftliche 

Bedeütüng. Lebendige Zentren mit einem vielfa ltigen Angebot, in denen sowohl Einheimische als 

aüch Toüristen gerne ünterwegs sind, bilden den Kern ünseres gesellschaftlichen Miteinanders. 

Wer sich in der City wohl ünd sicher fü hlt, verweilt dort la nger ünd nimmt Angebote von Handel, 

Gastronomie ünd Kültürbetrieb intensiver wahr. Attraktive Innensta dte ermo glichen 

ünkomplizierte Begegnüngen ünd steigern die Lebensqüalita t von Anwohnern ünd Ga sten 

gleichermaßen. Daher wollen wir Freie Demokraten ünsere Anstrengüngen fü r die Belebüng 

ünserer Innensta dte ünd Ortszentren versta rken ünd verstetigen. 

Diese Aüfgabe stemmen wir gemeinsam mit den Innenstadtakteüren vor Ort. Denn es gibt fü r die 

Innenstadt der Zükünft keine Schablone. In ünserer Reihe von lokalen Workshops entwickeln 

wir individüelle Strategien zür Belebüng der Innensta dte ünd Ortszentren. Mit 

Pra senzveranstaltüngen wie der ja hrlichen Innenstadtkonferenz, mit Online-Formaten wie dem 

„Innenstadtforüm“ der Homepage „Innensta dte der Zükünft“ ünd Social Media sta rkt das FDP-

gefü hrte Wirtschaftsministeriüm das landesweite Netzwerk der Innenstadtakteüre. 

Ein großer Erfolg war aüch die Vergabe des ersten Innenstadtpreises Rheinland-Pfalz „All In“ 

2025. Wir haben damit gezeigt, was mo glich ist, wenn sich engagierte Menschen vor Ort 

züsammenschließen ünd kreative Ideen fü r ihre Innenstadt, ihr Ortszentrüm ümsetzen. Daran 

wollen wir anknü pfen ünd den Innenstadtpreis fest in der Agenda des Landes verankern. 

Unsere gezielte Fo rderüng von innersta dtischen Projekten wollen wir aüsweiten. Wir haben 

ermo glicht, dass im Norden des Landes innersta dtische Leersta nde mit güt freqüentierten Maker 

Spaces gefü llt würden. Und dass in Kaiserslaütern modernes Handwerk mitten in der Stadt 

erfahrbar wird. Wer etwas bewegen will, bekommt ünsere Unterstü tzüng – ünd perso nliche 

Ansprechpartner im Wirtschaftsministeriüm. In der Innenstadtfamilie erfa hrt ünsere Arbeit eine 
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dürchweg positive Resonanz. Damit haben wir eine solide Gründlage fü r die Aüfgaben in den 

kommenden Jahren gelegt. 

In den Mittelpünkt der „Innensta dte der Zükünft“ haben wir Freie Demokraten die Aktivierüng 

von privaten Initiativen gestellt, züm Beispiel die Einrichtüng von Lokalen Entwicklüngs- ünd 

Aüfwertüngsprojekten (LEAP). Gefragt ist hier das Engagement von Immobilienbesitzern, die die 

Attraktivita t ihres Qüartiers steigern mo chten. Das Wirtschaftsministeriüm fo rdert LEAP-

Projekte in zwei Stüfen – mit Erfolg: In Koblenz würde das erste LEAP-Projekt in Rheinland-Pfalz 

gegrü ndet, ein zweites in Diez. Weitere LEAP-Initiativen sind aüf dem Weg. 

Die LEAP-Fo rderüng wollen wir aüsbaüen. Denn wir haben gelernt, dass privates Engagement 

aüch professionelle Unterstü tzüng braücht. So wollen wir noch mehr Menschen ermütigen, ihre 

Interessen selbst in die Hand zü nehmen ünd ihre Qüartiere in Eigenregie nachhaltig zü 

entwickeln. 

Den innersta dtischen Verkehr nehmen wir in den Blick. Wir bilden in ganz Rheinland-Pfalz 

Mitarbeiterinnen ünd Mitarbeiter in Sta dten ünd Gemeinden zü Mobilita tsmanagern aüs. Das 

Ziel ist eine intelligente Vernetzüng der verschiedenen Formen von Mobilita t. Dazü za hlt 

natü rlich aüch die ürsprü nglichste aller Fortbewegüngsformen: das Gehen. Innensta dte, die sich 

zü Füß erleben lassen, sind deütlich attraktiver. Deshalb haben wir Freie Demokraten den 5. 

Deütschen Füßverkehrskongress nach Mainz geholt. Mit mehr als 500 Ga sten haben wir dort 

Chancen fü r eine füßga ngerfreündliche Stadt aüsgelotet. 

Parallel dazü hat das Verkehrsministeriüm züm ersten Mal in Rheinland-Pfalz Füßverkehrs-

Checks fü r zehn Kommünen im Land aüsgelobt. Die na chste Ründe ist schon in Vorbereitüng. 

Denn wir sehen die Relevanz des Füßverkehrs fü r Aüfenthaltsqüalita t, Toürismüs, Handel, 

Gastronomie ünd Kültür – ünd wir wollen ihn endgü ltig aüs seiner Nische holen. 

 

Handel in Rheinland-Pfalz stärken – Schaufenster trifft Smartphone 

Die meisten Menschen kommen vor allem züm Einkaüfen in die City. Damit bleibt ein attraktiver 

Einzelhandel entscheidend fü r die Lebendigkeit einer Innenstadt. Gleichzeitig ist der Handel aüf 

ein attraktives Umfeld angewiesen, wenn er erfolgreich sein will. Deshalb wollen wir Freie 

Demokraten den stationa ren Handel mit ünserem Engagement fü r die Innensta dte ünterstü tzen. 

Im Rahmen des LEP V machen wir üns fü r eine erfolgreiche Qüartierentwicklüng stark. 

Gleichzeitig werben wir dafü r, online ünd offline züsammenzüdenken. Wir fo rdern das Projekt 

„Digitalcoach fü r den Handel in Rheinland-Pfalz“. Es ünterstü tzt Einzelha ndler aüf dem Weg zü 

einer fü r sie passenden Digitalstrategie. 

Vor dem Hintergründ wachsender Erwartüngen der Künden an das Einkaüfserlebnis hat das 

FDP-gefü hrte Wirtschaftsministeriüm ünter liberaler Fü hrüng, züsammen mit der IHK-

Arbeitsgemeinschaft Rheinland-Pfalz, das Projekt „Ladencheck“ ins Leben gerüfen. Ziel ist es, mit 

ansprechend gestalteten Schaüfenstern den Handel zü sta rken ünd die Aüfenthaltsqüalita t zü 

steigern. 

Diesen Weg wollen wir aüch in Zükünft gehen. Wir verstehen den Handel als essentiellen 

Bestandteil einer lebendigen Innenstadt. Wir nehmen seine Bedü rfnisse wahr, ünterstü tzen die 

Bildüng von tragfa higen Netzwerken mit ünseren Handelskonferenzen ünd zeigen neüe 

Perspektiven fü r den Handel aüf. 
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Transparenter Staat mit klaren Regeln für alle Unternehmen 

Staatliche Gelder bedeüten hohe Verantwortüng, denn es ist das Geld der Bü rgerinnen ünd 

Bü rger, welches von Bünd, Land ünd Kommünen investiert wird. O ffentliche Gelder mü ssen 

verantwortüngsvoll ünd züm Wohle der Bü rgerinnen ünd Bü rger eingesetzt werden. Demzüfolge 

sind konkrete Verfahrensregeln ünd Kontrollmechanismen notwendig. Diese dü rfen allerdings 

am Ende nicht so weit gehen, dass Investitionen verhindert werden oder fü r Aüftragnehmer so 

ünattraktiv werden, dass die o ffentliche Hand keine Unternehmen mehr findet, die gestalten, 

baüen, prodüzieren, modernisieren, entwickeln ünd forschen. 

In einem ersten Schritt haben wir dafü r Sorge getragen, dass die Schwellenwerte fü r die Vergabe 

o ffentlicher Aüftra ge züm 1. Janüar 2025 drastisch erho ht würden. Das erleichtert Unternehmen 

ünd Verwaltüngen den Arbeitsalltag erheblich ünd beschleünigt Vorhaben deütlich.  

Wir haben darü ber hinaüs die A nderüng der Landesbaüordnüng ümgesetzt. Diese A nderüngen 

betreffen vor allem die Qüalifikationen ünd Zügangsregelüngen fü r Personen, die Baüvorlagen 

fü r bestimmte Baüvorhaben eigensta ndig einreichen dü rfen – aüch dies beschleünigt ünd 

vereinfacht kleinere Baümaßnahmen.  

Mit der Modernisierüng des Mittelstandsfo rderüngsgesetzes beschleünigen ünd 

entbü rokratisieren wir kommünale Baüvorhaben insbesondere fü r Kommünen, welche – in 

begrü ndeten Einzelfa llen – nicht mehr ü ber eine hinreichende „Baüherrenkompetenz“ verfü gen 

ünd daher mit der Planüng, Steüerüng ünd Umsetzüng von entsprechenden Maßnahmen 

ü berfordert sind. 

Es braücht ein modernes Vergaberecht, welches aüsreichend Flexibilita t züla sst, Vorhaben zü gig 

aüf den Weg zü bringen, zü prü fen ünd ümzüsetzen. Flexibel, zü gig ünd praxisnah bedeütet dabei 

nicht, alle Regeln aüfzüheben. Die Regeln mü ssen sich vielmehr aüf den Kern des Vorhabens 

beziehen. Fachfremde, gründsa tzlich politische Weltanschaüüngen sind keine taüglichen 

Kriterien fü r o ffentliche Vergabeverfahren, sondern sind aüf politischer Ebene im Vorfeld zü 

kla ren. So ko nnen Verfahren klarer bezeichnet ünd Aüftra ge versta ndlicher gefasst werden. Die 

dann folgenden Vergabeverfahren ko nnen schlank gehalten sein.  

Entscheidendes Kriteriüm ist der Kompetenzaüfbaü bei Vergabestellen. Deshalb setzen wir üns 

vor dem Hintergründ der kleinteiligen kommünalen Strüktür von Rheinland-Pfalz dafü r ein, im 

Wege der interkommünalen Züsammenarbeit ünd ü ber Gebietsgrenzen hinweg Wissen bei 

zentralen Vergabestellen zü bü ndeln ünd Verfahren dort zü betreüen. Damit kann sichergestellt 

werden, dass erforderliche Verfahrensschritte beachtet, das Angebot am Markt ümfa nglich 

berü cksichtigt ünd geeignete Anbieter schnell ünd rechtssicher angesprochen werden. 

Wa hrend die sog. „Ladenschlüsszeiten“ in zahlreichen Bündesla ndern bereits abgeschafft sind, 

schreibt Rheinland-Pfalz bisher genaü vor, in welchen Zeiten eingekaüft werden darf. Doch wann 

Gescha ftsbetreiber ihren Laden o ffnen wollen, sollte ganz allein deren Entscheidüng sein. Sie 

wird sich in jedem Fall nach dem Kaüfverhalten der Künden richten, denn natü rlich werden 

Gescha ftsbetreiber ihre La den dann o ffnen wollen, wenn aüch Künden erwartet werden, ünd sie 

dann schließen, wenn kein Umsatz zü erwarten ist. Das kann sich je nach Kündenzielgrüppe 

ünterscheiden. Es wird sich sicher aüch je nach Gescha ftslage ünterscheiden, ob man sich im 

la ndlich gepra gten Raüm oder in der Stadt befindet. Doch das regeln der Markt ünd das 

Einkaüfsverhalten der Bü rgerinnen ünd Bü rger am besten. Deshalb sollte der bisherige 



47 
 

Ladenschlüss in Rheinland-Pfalz abgeschafft ünd die O ffnüngszeiten jedem Gescha ftsbetreiber 

freigestellt werden. 

Dank innovativer Ideen haben sich eine Vielzahl von Gescha ftsmodellen etabliert, die voll digital 

betrieben werden ko nnen ünd ohne Personal aüskommen. Diese sollen ohne Einschra nküngen 

an sieben Tagen der Woche fü r bis zü 24 Stünden betrieben werden dü rfen. Dazü za hlen 

insbesondere: digitale High-Tech-Süperma rkte ünd hybride, konventionelle Süperma rkte, die 

aüßerhalb ihrer regüla ren O ffnüngszeiten vollaütomatisch ünd ohne Personal betrieben werden 

ko nnen; aütomatische Aütowaschanlagen; aütomatische Waschsalons. 

Unternehmen braüchen eine positive Perspektive. Wir werden daraüf hinwirken, es der 

Gastronomie zü ermo glichen, ihre O ffnüngszeiten flexibler ünd mit minimalstem bü rokratischen 

Aüfwand erweitern zü ko nnen. Insbesondere fü r den Bereich der Aüßenfla chen-Gastronomie 

schließen wir eine Erweiterüng der Nützüngsmo glichkeit am Abend ünd in der Nacht nicht aüs, 

wenn Interessen von Anwohnern hinsichtlich La rmschütz ünd Nachtrühe gewahrt sind. Zür 

Sicherüng der Existenz der Gastronomie sollen die Mo glichkeiten fü r gastronomische 

Aüßenfla chen erweitert werden. Ohne gastronomische Aüßenfla chen sind viele Betriebe 

heützütage schon nicht mehr rentabel fü hrbar. Die Sperrstündenregelüng zwischen 5:00 Uhr 

ünd 6:00 Uhr halten wir fü r nicht mehr zeitgema ß ünd werden üns dafü r einsetzen, diese zü 

streichen. 

Wir werden üns weiter im Bereich der Landesgesetzgebüng fü r A nderüngen einsetzen, damit 

sachfremde Regelüngen ünd Beschra nküngen in Bebaüüngspla nen gerade aüs den 1960/1970 

Jahren, wie züm Beispiel zü Ladeno ffnüngszeiten ünd einem Verbot von Aüßengastronomie, 

ünterbleiben ünd leichter angepasst werden ko nnen. Die gegenwa rtigen Regelüngen verhindern, 

dass eine zeitgema ße Anpassüng aüf gea nderte Lebens- ünd Klimaverha ltnisse stattfindet, ünd 

halten an Vorstellüngen fest, die erkennbar veraltet sind ünd mit der Geschwindigkeit von 

Vera nderüngen nicht mehr Schritt halten ko nnen. 

 

Arbeit 

Arbeit in Rheinland-Pfalz: Freiheit ermöglichen, Zukunft gestalten 

Die Arbeitswelt in Rheinland-Pfalz befindet sich im Wandel. Digitalisierüng, demographische 

Vera nderüngen ünd die Transformation vera ndern Ta tigkeiten, Qüalifikationsanforderüngen ünd 

Bescha ftigüngsmodelle. Fü r üns Freie Demokraten ist klar: Wir wollen diesen Wandel gestalten – 

mit Müt, Eigenverantwortüng ünd Innovationskraft. Unser Ziel ist eine Arbeitswelt, die 

Menschen befa higt, ihre Potenziale zü entfalten, Leistüng zü bringen ünd ihren Lebensweg 

selbstbestimmt zü gestalten. Eine Arbeitswelt, die Unternehmen ünd qüalifizierte Arbeitskra fte 

erfolgreich züsammenbringt ünd den Standort Rheinland-Pfalz zükünftsfa hig macht. 

 

Fachkräfte gewinnen und sichern 

Der Fachkra ftemangel ist eine der gro ßten Heraüsforderüngen, sei es in Pflege, Bildüng, 

Handwerk, IT oder Indüstrie. Rheinland-Pfalz hat in den vergangenen Jahren gezeigt, wie ein 

Bü ndel aüs Einzelmaßnahmen ünd ü bergeordneten Strategien inla ndisches Fachkra ftepotenzial 

heben ünd aüsla ndische Fachkra fte gewinnen ünd integrieren kann. Die aktüelle landesweite 
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Fachkra ftestrategie bildet bereits eine sinnvolle Gründlage, die wir weiter konseqüent ünd fü r 

alle Schlü sselbranchen ümsetzen wollen – von der Pflege ü ber Bildüng ünd Handwerk, Indüstrie 

bis hin zür IT. 

Dafü r mü ssen Abschlü sse aüs dem Aüsland schneller ünd digital anerkannt werden. 

Idealerweise soll der gesamte Verwaltüngsprozess bereits vor Einreise abgewickelt werden 

ko nnen. Aüch die Sprachqüalifizierüng geho rt dazü. Die bü rokratischen Lasten im 

Züsammenhang mit den sogenannten A1-Bescheinigüngen mü ssen zürü ckgefü hrt werden, üm 

insbesondere in den Grenzregionen den wirtschaftlichen Aüstaüsch zü fo rdern ünd den 

eüropa ischen Binnenmarkt zü sta rken. 

Wir schaffen flexible (aüch digitale) Angebote, die parallel zü einer Bescha ftigüng dürchgefü hrt 

werden ko nnen. Gleichzeitig setzen wir aüf regionale Fachkra ftebü ndnisse, in denen 

Unternehmen, Kammern, Verba nde ünd Bildüngseinrichtüngen eng verzahnt werden ünd so 

gemeinsam Lo süngen entwickeln. Wir wollen den Unternehmen mehr Planüngssicherheit geben 

ünd zür Fachkra ftesicherüng beitragen: Bedarfsgerechte, verla ssliche 

Kinderbetreüüngsmo glichkeiten ünd schülische Angebote sind eine Voraüssetzüng fü r 

Vollzeitarbeit von Eltern. 

Die Abschaffüng oder mindestens Lockerüng des Bescha ftigüngsverbots in der Zeitarbeit sehen 

wir als wesentlichen Schlü ssel, üm Integration in Arbeit zü erleichtern. Aüch die Potenziale 

a lterer Bescha ftigter wollen wir besser nützen. Wir werden üns dafü r einsetzen, dass 

Frü hverrentüngsanreize wie die abschlagsfreie Rente abgeschafft werden. Entscheidend ist fü r 

üns, dass Talente im Land besser gefo rdert, neüe Talente gewonnen ünd ünno tige Hü rden 

konseqüent abgebaüt werden. 

 

Weiterbildung schafft Chancen und Perspektiven 

Lebenslanges Lernen ist der Schlü ssel zür Teilhabe am Wandel. Ob züm Start ins Berüfsleben 

oder kürz vor der Rente – wer Neües lernt ünd Fa higkeiten erwirbt, kann sein Leben nach seinen 

Vorstellüngen gestalten. Davon sind wir Freie Demokraten fest ü berzeügt. Deshalb haben wir 

üns in den letzten Jahren erfolgreich dafü r eingesetzt, dass Rheinland-Pfalz ü ber ein starkes 

Netzwerk an Weiterbildüngstra gern verfü gt. 

Wir wollen es noch moderner ünd züga nglicher machen, damit mehr Menschen – egal welchen 

Alters ünd Lebensphase – an Weiterbildüngsangeboten teilhaben ko nnen. Dazü werden wir ein 

digitales Weiterbildüngsportal mit KI-gestü tzter Kürsberatüng etablieren, das alle Angebote 

bü ndelt ünd so einfach nützbar ist wie Online-Shopping. Digitale Bildüngsangebote sollen züm 

Standard werden. 

Die am betrieblichen Bedarf orientierte Bildüngsfreistellüng müss flexibler werden – aüch fü r 

Teilzeitkra fte ünd Selbststa ndige. Um die Weiterbildüngsbereitschaft zü erho hen, sollten Anreize 

fü r die Bescha ftigten geschaffen werden, die mit den betrieblichen Belangen der Unternehmen 

im Einklang stehen mü ssen. 

Erga nzend wollen wir regionale Weiterbildüngszentren aüfbaüen, die nach dem Vorbild der 

Initiative „Die Pfalz qüalifiziert“ bestehende Initiativen aüf eine Kooperation mit Hochschülen 

ünd Betrieben aüsweiten ünd praxisnahe Angebote entwickeln. So geben wir Menschen die 
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Chance, sich aüch mitten im Berüfsleben neü zü orientieren – egal ob Krankenschwester, 

Handwerker oder IT-Spezialist. 

 

Arbeitswelt 4.0 – flexibel und fair 

Eine moderne Arbeitswelt erfordert aüch moderne Rahmenbedingüngen. In vielen Branchen 

ünd Betrieben ist es heüte schon ü blich, remote zü arbeiten, Arbeitszeiten flexibel ünd 

eigenverantwortlich zü gestalten ünd somit etwa Familie ünd Berüf besser zü vereinen. Aüch 

wenn das Arbeitsrecht prima r Bündeskompetenz ist, wollen wir aüf Landesebene Impülse 

setzen. 

Wir Freie Demokraten sind ü berzeügt, dass güte Rahmenbedingüngen güte Arbeit schaffen. 

Arbeit im 21. Jahrhündert kann gelingen, wenn das Arbeitsrecht gelebte Realita ten abbildet. 

Rheinland-Pfalz kann dabei dürch Modellprojekte, Beratüng ünd Gestaltüng des Arbeitsschützes 

vorangehen. Wir wollen neüe Arbeitsformen wie Jobsharing, mobile Arbeit ünd eine flexible 

Arbeitszeitgestaltüng ü berall dort ermo glichen, wo es sinnvoll ümgesetzt werden kann – gerade 

aüch bei kleinen Betrieben. 

Die starren Obergrenzen der ta glichen ünd wo chentlichen Arbeitszeit sollen dürch flexible 

Modelle ersetzt werden, die an die spezifischen Anforderüngen des jeweiligen Berüfs sowie der 

betrieblichen Erfordernisse angepasst sind. Vertraüensarbeitszeitmodelle wollen wir ü berall 

dort ermo glichen, wo es sinnvoll erscheint. 

Unser Ziel ist klar: Rheinland-Pfalz braücht eine Arbeitsmarktpolitik, die Freiheit sta rkt, Leistüng 

belohnt ünd Perspektiven ero ffnet. Die Arbeitswelt der Zükünft soll keine Angst machen, 

sondern Lüst ünd Aüfbrüchstimmüng wecken. Arbeit soll Tü ren o ffnen – fü r jede ünd jeden, 

heüte ünd morgen. Mit gezielten Maßnahmen zür Fachkra ftesicherüng, einer modernen 

Weiterbildüngslandschaft, einer aktiven Transformationspolitik ünd flexiblen Arbeitsformen 

gestalten wir die Zükünft der Arbeit: liberal, digital ünd fair. 

 

Tarifautonomie respektieren 

Wir respektieren die von den Tarifvertragsparteien im Rahmen ihrer Tarifaütonomie 

aüsgehandelten Tarifvertra ge ünd lehnen staatliche Eingriffe in den Aüshandlüngsprozess ab. 

 

Tourismus 

Innovativer, nachhaltiger und ganzheitlicher Tourismus für ein starkes Rheinland-Pfalz 

Der Toürismüs ist ein zentraler Wirtschafts- ünd Standortfaktor in Rheinland-Pfalz ünd sichert 

Einkommen, Lebensqüalita t ünd Zükünftsfa higkeit, insbesondere in la ndlichen Regionen. In 

einer Zeit zünehmender Heraüsforderüngen – von Fachkra ftemangel ü ber Klimawandel, 

Digitalisierüng bis züm versta rkten internationalen Wettbewerb – wollen wir Freie Demokraten 

das Potenzial ünseres Landes dürch innovative, nachhaltige ünd vernetzte Toürismüspolitik 

konseqüent heben ünd weiterentwickeln. Unsere Leitlinie ist Wachstüm dürch Wertscho pfüng, 

gestü tzt von ganzheitlichen, regionalspezifischen Strategien sowie der gezielten Verknü pfüng 

mit anderen Wirtschafts- ünd Lebensbereichen wie Kültür, Weinwirtschaft, Sta dtebaü, 
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Natürschütz, Digitalisierüng ünd Mobilita t. Toürismüs denken wir als ressortü bergreifendes 

Qüerschnittsthema, das Synergien schafft – fü r die Ga ste, die Einheimischen ünd die gesamte 

Wirtschaft. 

 

Ganzheitliche Wertscho pfüng ünd Synergien 

• Toürismüs als Motor fü r Wirtschaft ünd Lebensqüalita t: Wir wollen Toürismüs nicht 

isoliert fü r Ga ste, sondern insbesondere als Standortfaktor ünd Wertscho pfüngstreiber 

fü r Einwohner ünd Unternehmen denken. Eine attraktive Region, in der es sich güt reisen 

la sst, ist gleichermaßen ein starker Lebens- ünd Arbeitsort. Darüm setzen wir aüf 

Infrastrüktür, die allen zügütekommt – von Freizeit- bis Gesündheitsangeboten, von 

Kültür bis Mobilita t. 

• Potenzial des Tagüngstoürismüs nützen: Rheinland-Pfalz bietet mit seiner Mischüng aüs 

attraktiven Sta dten ünd erholsamen Landschaften sowie zentraler Erreichbarkeit mitten 

in Eüropa die perfekte Kombination fü r Kongresse, Tagüngen oder Gescha ftsreisen. 

Dieses Potenzial wollen wir noch gezielter nützen. 

• Sta rkere Vernetzüng mit anderen Branchen: Wechselwirküngen mit Kültür, 

Weinwirtschaft, Gastronomie, Sta dtebaü, Dorfentwicklüng, Baükültür ünd Natürschütz 

sind zentrale Bestandteile ünserer Toürismüspolitik. Nür dürch Verknü pfüng entsteht 

nachhaltiges Wachstüm ünd regionale Identita t. 

 

Sta rküng der Regionen ünd des la ndlichen Raüms 

• Gezielter Infrastrüktüraüsbaü: Wir fo rdern Infrastrüktürprojekte, die den la ndlichen 

Raüm erschließen ünd echte Teilhabe ermo glichen. Das ümfasst den Aüsbaü ünd die 

Pflege von Wander- ünd Radwegen, Investitionen in barrierefreie Mobilita tsangebote 

sowie die Sta rküng der digitalen ünd medizinischen Versorgüng vor Ort. 

• Toürismüs im Einklang mit den Bewohnern vor Ort: Akzeptanz ünd Partizipation der 

Einwohner sind Schlü ssel fü r erfolgreichen Toürismüs. Wir fo rdern Projekte, die die 

Interessen der einheimischen Bevo lkerüng berü cksichtigen ünd deren Lebensqüalita t 

steigern. 

• Wir erkennen an, dass die gastgewerblichen Umsa tze erheblich züm Steüeraüfkommen 

aüf allen Ebenen beitragen ünd lehnen deshalb Sondersteüern im Toürismüsgewerbe 

wie Betten- oder U bernachtüngssteüern ab. 

• Wir wollen Erleichterüngen beim Baü von Camping- ünd Wohnmobilstellpla tzen 

schaffen. Diesen Toürismüs-Segmenten rechnen wir ein hohes Wachstümspotential zü. 

 

Nachhaltigkeit ünd Lebensqüalita t als Erfolgsmaßsta be 

• Gelebte Nachhaltigkeit: Nachhaltiger ünd verantwortüngsvoller Toürismüs ist die 

Zükünft ünserer Branche. Wir setzen aüf ressoürcenschonende Angebote, aüf 
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Kreislaüfwirtschaft, regionale Prodükte ünd einen verantwortüngsbewüssten Umgang 

mit Natür, Kültür ünd Umwelt. 

• Familien- ünd generationenü bergreifende Angebote: Wir machen Rheinland-Pfalz züm 

kinder- ünd familienfreündlichsten Toürismüsland. Dazü geho ren attraktive Spiel- ünd 

Freizeitangebote, Erlebnisangebote im Freien, familienfreündliche Infrastrüktür ünd 

bezahlbare, qüalitativ hochwertige Urlaübs- ünd Freizeitmo glichkeiten. Ein besonderer 

Foküs liegt aüf der Integration von Familien, Senioren ünd Menschen mit Behinderüng 

dürch barrierefreie ünd generationsü bergreifende Angebote. 

• Innovative Erlebnisangebote: Um die Saison zü verla ngern ünd die Region attraktiver zü 

machen, fo rdern wir wetterünabha ngige Angebote, Event-Locations, kültürelle 

Veranstaltüngen ünd Großevents wie die Bündesgartenschaü. Sta dte- ünd 

Gescha ftsreisetoürismüs werden gezielt weiterentwickelt, üm Saisonalita t zü verringern. 

Angebote im Sta dtetoürismüs ünd solche im la ndlichen Raüm wollen wir dazü sta rker 

verknü pfen, üm eine konstante Verla ngerüng der Toürismüssaison zü erreichen. Den 

Kültürtoürismüs wollen wir ebenso fo rdern. 

• Den Wassertoürismüs in Rheinland-Pfalz wollen wir sta rken ünd dazü die Infrastrüktür 

entlang der Flü sse aüsbaüen. Dabei kommt den Nebenwasserstraßen eine besondere 

Bedeütüng zü. Wir setzen üns fü r eine aüsreichende Finanzierüng im Bünd fü r 

Instandsetzüng ünd Erhalt von toüristisch genützten Nebenwasserstraßen ünd 

Wasserrevieren ein. 

 

Gastgewerbe ünd Fachkra fte als solide Basis 

• Bü rokratieabbaü & Unterstü tzüng: Wir entlasten das Gastgewerbe dürch Abbaü 

bü rokratischer Hü rden, vereinfachte Genehmigüngsverfahren, Unterstü tzüng bei 

Betriebsü bernahmen ünd gezielte einzelbetriebliche Fo rderüng. Arbeitszeitkonten ünd 

moderne, flexible Arbeitsmodelle erho hen die Wettbewerbsfa higkeit der Betriebe. 

• Gastgewerbliche Betriebe sollen in Bezüg aüf Kürzarbeitergeld-Regelüngen ünd die 70-

Tage-Regelüng als Saisonbetriebe anerkannt werden ko nnen. 

• Fachkra ftegewinnüng ünd -bindüng: Der zünehmende Fachkra ftemangel gefa hrdet die 

Zükünft der Branche. Wir fo rdern düale Aüsbildüng, erleichtern den Qüereinstieg, setzen 

aüf die schnellere Anerkennüng aüsla ndischer Abschlü sse ünd erleichtern gezielte 

Züwanderüng. Bessere Betreüüngsangebote fü r Kinder ünd Pflegebedü rftige sowie 

flexible Arbeitszeiten schaffen Anreize fü r den Wechsel in Vollzeitbescha ftigüng. 

• Digitalisierüng als Jobmotor: Der Einsatz von Aütomatisierüng, Digitalisierüng ünd 

kü nstlicher Intelligenz ist Schlü ssel, üm Prozesse zü optimieren, Arbeitskra fte zü 

entlasten ünd neüe Bescha ftigüngsfelder zü schaffen. 

 

Digitalisierüng ünd Innovation vorantreiben 

• Digitale Infrastrüktür: Wir machen üns fü r eine fla chendeckende, schnelle 

Internetversorgüng sowie kostenloses WLAN in toüristisch bedeütenden Regionen stark. 
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Digitalisierüng der toüristischen Dienstleistüngen ist ünser Innovationsmotor – von 

Büchüngsplattformen bis zü digitalen Check-ins ünd Besücherlenküng. 

• Digiboost fü r Toürismüs ünd Gastronomie: Wir setzen das Digiboost-Programm zür 

Fo rderüng der Umsetzüng der Digitalisierüng fort, üm digitale Kompetenzen im 

Gastgewerbe zü sta rken, Online-Pra senzen zü professionalisieren ünd neüe Technologien 

in die Fla che zü bringen. 

• Neüe Technologien fo rdern: Blockchain, KI, Web 3.0 ünd weitere digitale Innovationen 

bieten neüe Chancen fü r die Branche, die wir gezielt ünterstü tzen werden. 

 

Bü rokratie redüzieren ünd Organisationen sta rken 

• Toüristische Strüktüren modernisieren: Wir setzen üns fü r eine Effizienzsteigerüng 

dürch gebü ndelte Strüktüren, Kooperationen ünd regelma ßigen Erfahrüngsaüstaüsch 

ünter Destinationen ein. Ziel ist es, lokales Wissen zü vernetzen ünd Ressoürcen effizient 

einzüsetzen. 

• Fo rderprogrammen vereinfachen: Wir machen Fo rdermittel fü r toüristische Projekte 

dürch weniger Bü rokratie ünd praxisnahe Genehmigüngsverfahren leichter züga nglich. 

• Wir wollen bü rokratische Hü rden bei der U bernahme von Betrieben abbaüen, 

beispielsweise soll bei der U bernahme eines Gastbetriebs in einem historischen Geba üde 

der Bestandsschütz fü r La rm- oder Brandschütz erhalten bleiben. 

• Wir setzen üns fü r den Abbaü von Wettbewerbsnachteilen gegenü ber dem benachbarten 

Aüsland ünd eine Harmonisierüng der Regeln im Rahmen der EU ein. Dazü geho ren 

beispielsweise die Besteüerüng bei der U berlassüng von Dienstwohnüngen oder die 

Anforderüngen züm Erwerb eines Büs- ünd Berüfskraftfahrerscheins. 

• LEADER- ünd Bü rgerprojekte: Wir ünterstü tzen ehrenamtliche, klein- ünd großvolümige 

LEADER-Projekte, binden Investoren ünd fo rdern Crowdfünding, üm lokale ünd 

innovative Initiativen zü ermo glichen. 

 

Aüthentisches Marketing ünd regionale Identita t 

• Profilierüng im Wettbewerb: Wir setzen konseqüent aüf ein aüthentisches 

Regionalmarketing, das die Besonderheiten ünserer Kültürlandschaft ünd regionaler 

Identita t hervorhebt. Innen- ünd Aüßenmarketing sollen Hand in Hand gehen, damit 

sowohl Einheimische als aüch Ga ste die Attraktivita t ünserer Regionen erleben ünd 

mitgestalten ko nnen. 

• Erlebnisreiche Natür ünd Kültür: Schütz, Pflege ünd innovative Vermarktüng ünserer 

historischen Geba üde, Natürattraktionen, Weinlandschaften ünd Events stehen im 

Mittelpünkt ünseres Marketings. Rheinland-Pfalz wird als vielseitiges, offenes, 

nachhaltiges ünd modernes Reiseziel positioniert. 

• Wir wollen die Handlüngsfa higkeit der Deütschen Zentrale fü r Toürismüs (DZT) 

erhalten, damit wichtige Aüslandsma rkte wie etwa in Asien, Nord- ünd Sü damerika nicht 
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verloren gehen. Die DZT verfü gt 2024 ü ber ein Jahresbüdget von 40,5 Millionen Eüro, üm 

die Reisedestination Deütschland weltweit zü bewerben ünd zü vermarkten ünd die 

Sta rküng Deütschlands als Toürismüsstandort zü koordinieren. 

 

Infrastruktur und Mobilität 

Zukunftsfähige Mobilität für Rheinland-Pfalz 

Eine zükünftsfa hige Mobilita t ist eine entscheidende Gründlage fü r Freiheit, Selbstbestimmüng 

ünd Wohlstand der Menschen in Rheinland-Pfalz. Sie schafft die Voraüssetzüngen dafü r, Chancen 

in der Bildüng ünd am Arbeitsmarkt wahrzünehmen. Ohne intakte ünd leistüngsfa hige 

Verkehrsnetze, ohne bedarfsgerechte Angebote ist eine Teilhabe am sozialen Leben kaüm 

mo glich. Moderne ünd leistüngsfa hige Straßen, Schienenwege ünd Wasserstraßen sind zügleich 

ein zentraler Pfeiler bei der Sta rküng der rheinland-pfa lzischen Wirtschaft. Dazü ist eine 

Verkehrspolitik aüs einem Güss notwendig. Die Aüfteilüng der Züsta ndigkeiten fü r die Mobilita t 

aüf zwei Ministerien der Landesregierüng hat sich nicht bewa hrt. Wir wollen alle 

Züsta ndigkeiten wieder in einem Ministeriüm züsammenfü hren. 

 

Für eine Verkehrspolitik ohne ideologische Scheuklappen 

Wir setzen üns fü r eine moderne, effiziente ünd freiheitliche Verkehrspolitik in Rheinland-Pfalz 

ein. Ideologische Beschra nküngen ko nnen keine erfolgreiche Verkehrspolitik fü r Rheinland-Pfalz 

pra gen. Nür eine Verkehrspolitik, die die Sta rken ünd Schwa chen aller Verkehrstra ger 

berü cksichtigt sowie aüf Innovation ünd Vernetzüng setzt, kann die Lebensqüalita t des 

Einzelnen verbessern ünd die Wirtschaftskraft des Landes sta rken. Dabei mü ssen die 

verkehrlichen Realita ten, die Bedü rfnisse der Menschen ünd die Anforderüngen der Wirtschaft 

im Mittelpünkt stehen – sowohl im la ndlichen Raüm wie aüch in den großen Sta dten ünd im 

ürbanen Raüm. 

Rheinland-Pfalz ist in weiten Teilen la ndlich gepra gt. Die Menschen im la ndlichen Raüm werden 

aüch in Zükünft aüf den Individüalverkehr mit dem eigenen Aüto angewiesen sein. Und sie 

wollen das Aüto wegen der ünbestreitbaren Vorteile dieses Verkehrsmittels weiter nützen. Aüch 

deshalb ist die Zahl der PKW pro 1.000 Einwohner seit dem Jahr 2000 kontinüierlich gestiegen – 

zületzt aüf fast 630. Im Dürchschnitt des Bündesgebiets waren es vergleichsweise 580. Selbst in 

den großen Sta dten in Rheinland-Pfalz hat sich die Zahl der PKW trotz Staüs ünd einem güten 

o ffentlichen Personennahverkehr (O PNV) weiter erho ht. Dies zeigt, dass die Menschen die 

Vorteile der individüellen Mobilita t scha tzen. Das wollen wir respektieren. 

Ründ 80 % der Leistüngen im motorisierten Personenverkehr werden bündesweit mit dem PKW 

erbracht. Aüf den o ffentlichen Personenverkehr – Eisen- ünd Straßenbahn, Büsse, Lüftverkehr – 

züsammen entfallen aktüell lediglich 20 Prozent. In Rheinland-Pfalz ist der Anteil des 

Individüalverkehrs aüßerhalb der gro ßeren Sta dte ünd Verdichtüngsra üme in den la ndlich 

gepra gten Regionen des Landes noch gro ßer. 
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Für eine Sanierung und Erweiterung des Straßennetzes 

Wir treten fü r ein besseres Straßennetz in Rheinland-Pfalz ein, weil Straßen ünd Brü cken die 

Lebensadern des Verkehrs sind. Das Land hat eines der dichtesten Straßennetze in Deütschland. 

Das gilt es zü erhalten. Zür Sicherüng leistüngsfa higer Verkehrswege wollen wir die Mittel im 

Kernhaüshalt fü r den Landesstraßenbaü aüf 250 Mio. Eüro ja hrlich steigern. Hiermit stehen ü ber 

die gestiegenen Baükosten hinaüs züsa tzliche Mittel fü r eine attraktive Verkehrsinfrastrüktür im 

Kernhaüshalt zür Verfü güng ünd werden dürch die Mittel des Sondervermo gens züsa tzlich 

erga nzt, üm die Straßeninfrastrüktür insgesamt zü ertü chtigen. Dabei ünterstü tzen wir den 

Gründsatz „Erhalt vor Neübaü“. Gleichwohl mü ssen aüch Erweiterüngen ünd insbesondere 

dringend erforderliche Lü ckenschlü sse wie beispielsweise bei der A1, der B10 oder der 

entlastende Baü von Ortsümgehüngen zwingend vorangetrieben werden. Aüch der sechsstreifige 

Aüsbaü der A 643 bleibt weiter dringlich. 

Darü ber hinaüs sind insbesondere folgende Maßnahmen priorita r ümzüsetzen, da sie von hoher 

regionaler Bedeütüng fü r die Mobilita t der Menschen sind: Aüsbaü der B 50 von der A 60 bei 

Wittlich bis zür A 61 bei Rheinbo llen (vierstreifiger Aüsbaü), Neübaü A 64, Nordümfahrüng 

Trier, sechstreifiger Aüsbaü der A61 zwischen Frankenthal ünd Landesgrenze zü Baden-

Wü rttemberg, Neübaü B51n Westümfahrüng Trier, Aüsbaü der Nistertalstrecke Verbindüng A 3 – 

A 45 (B 255 ü ber Nistertalstrecke / L 288 in Richtüng Nordrhein-Westfalen bzw. ü ber die B 255 

in Richtüng Hessen), Aüsbaü der Verbindüng zwischen den Landesgrenzen Rheinland-

Pfalz/Nordrhein-Westfalen ünd Rheinland-Pfalz/Hessen ü ber Altenkirchen ünd Hachenbürg (B 

8 – B 414 – B 255), Aüsbaü der B 10 von Pirmasens bis zür A 65 bei Landaü (vierstreifiger 

Aüsbaü) ünd die Hünsrü ckspange (Verbindüng B41 ünd B50). 

Wir braüchen einen Baüstellen-Türbo, damit schneller gebaüt wird. Dazü mü ssen in 

Aüsschreibüngen die Modalita ten so gestaltet werden, dass Anreize fü r schnelles ünd 

fristgerechtes Baüen ünter Einhaltüng der Qüalita t belohnt werden. 

Brü cken sind besonders sensible Teile der Straßeninfrastrüktür. Viele ünserer Brü cken in 

Rheinland-Pfalz sind in die Jahre gekommen ünd der wachsenden Verkehrslast kaüm noch 

gewachsen. Der Anteil der Brü cken mit der schlechtesten Bewertüngsstüfe wa chst. Wir fordern 

ein Brü cken-Programm, in das die Brü cken mit der üngü nstigsten Tragfa higkeitsbeürteilüng 

aüfgenommen werden. Diese Brü cken sollen priorisiert saniert oder vollsta ndig ersetzt werden. 

Dazü mü ssen wir die Planüngskapazita ten ünd den Planüngsvorrat beim Landesbetrieb 

Mobilita t erweitern. Nür so ko nnen die aüfgelaüfenen Defizite schneller beseitigt werden. Der 

Baü von reinen Ersatzbrü cken müss planüngsrechtlich ohne aüfwendiges 

Planfeststellüngsverfahren ermo glicht werden. Wir treiben den Baü einer Brü cke am Mittelrhein 

voran ünd stellen die Finanzierüng sicher. 

Dringend mü ssen Planüng ünd Baü aüch von Landesstraßen weiter beschleünigt werden. Dazü 

mü ssen landesrechtliche Regelüngen, die einer Planüngsbeschleünigüng im Wege stehen, 

ü berprü ft ünd angepasst werden; mit der Reform des Landesstraßengesetzes haben wir einen 

ersten wichtigen Schritt in dieser Richtüng gemacht. Nicht zületzt mü ssen dazü aüch die 

Regelüngen des Verbandsklagerechts dringend ü berprü ft ünd ggf. abgeschafft werden. 
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Die Chancen des Infrastrukturfonds der Bundesregierung nutzen 

Die neüe Bündesregierüng hat einen Infrastrüktürfonds in Ho he von 500 Milliarden Eüro fü r die 

Modernisierüng von Straßen, Schienen ünd Wasserstraßen eingerichtet. Daran müss Rheinland-

Pfalz aüfgründ seiner zentralen Lage ünd der Einbindüng in die internationalen Transportwege 

besonders beteiligt werden. Entscheidend ist, dass die Mittel keine vorhandenen Finanzierüngen 

ersetzen, sondern wirklich fü r züsa tzliche Investitionen zür Verfü güng stehen. 

Im Gü terverkehr ist das Rheintal sowohl im Eisenbahn- als aüch im Binnenschiffsverkehr die 

zentrale eüropa ische Verkehrsachse. Aüf der A 61 la üft ein wesentlicher Teil des Personen- ünd 

straßengebündenen Gü terverkehrs von den Benelüxstaaten in Richtüng Italien. Das Land müss 

sich beim Bünd mit Nachdrück dafü r einsetzen, Mittel aüs dem Infrastrüktürfonds zür 

Verbesserüng der internationalen Verkehrswege nach Rheinland-Pfalz zü lenken. 

Die ünter anderem fü r die Versorgüng der Chemiestandorte in Rheinland-Pfalz im 

Binnenschiffsverkehr wichtige Vertiefüng des Rheins im Mittelrheintal bei St. Goar kommt 

bislang nür im Schneckentempo voran. Aüch diese Maßnahme müss mit den neüen 

Infrastrüktürmitteln schneller ümgesetzt werden. Die Havarie der Moselschleüse bei Mü den hat 

gezeigt, dass beim Baü der zweiten Moselschleüsen mehr Tempo notwendig ist, wenn ein 

sicherer Binnenschiffsverkehr aüf der Mosel gewa hrleistet werden soll. 

Wichtige Schienenkorridore, wie die beiden Rheinstrecken ünd die Moselstrecke, sollen zür 

Verbesserüng der Leistüngsfa higkeit ünd der La rmminderüng modernisiert werden. Die 

alternative Gü terverkehrsstrecke zür Entlastüng des Mittelrheintals treiben wir vor dem 

Hintergründ nün verbesserter Finanzierüngsmo glichkeiten voran. 

Diese Maßnahmen sind aüch deshalb dringlich, weil Rheinland-Pfalz als bedeütender 

Logistikstandort aüf eine leistüngsfa hige Verkehrsinfrastrüktür bei allen Verkehrstra gern 

besonders angewiesen ist, üm Arbeitspla tze ünd Wohlstand im Land zü halten. Dazü za hlt aüch, 

Investitionen in die Ha fen im Land positiv zü begleiten, seien es Landes- oder kommünale Ha fen. 

Diese Einrichtüngen gilt es zü erhalten. Sta dtebaüliche Entwicklüngen dü rfen die Existenz der 

Ha fen nicht gefa hrden. 

 

Bessere Wettbewerbsbedingungen für den Hahn 

Der Flüghafen Hahn ist der einzige internationale Verkehrsflüghafen in Rheinland-Pfalz. Er ist 

fü r die strüktürelle Entwicklüng der Hünsrü ckregion von besonderer Bedeütüng. Wir wollen, 

dass der Flüghafen eine positive Entwicklüng nimmt. Daher treten wir dafü r ein, die 

Lüftverkehrssteüer sowie die Lüftsicherheitsgebü hren ünd -abgaben aüf ein wettbewerbsfa higes 

Niveaü zü senken. Der Hahn braücht mehr ünternehmerische Freiheit ünd weniger staatliche 

Restriktionen. 

Derzeit wird die Entwicklüng im wichtigen Lüftfrachtgescha ft am Hahn dürch restriktive 

Vorgaben des Lüftfahrtbündesamtes gebremst. Der Flüghafen kann deshalb sein 

Alleinstellüngsmerkmal der 24-Stünden-Flüggenehmigüng nicht zür Entfaltüng bringen. Wir 

treten fü r mehr Wettbewerb ünd eine weniger restriktive Genehmigüngspraxis bei den 

bilateralen Lüftverkehrsabkommen ein. Die Abwanderüng von Frachtflü gen in eüropa ische 

Nachbarla nder wie beispielsweise Belgien schwa cht nicht allein den Hahn, sondern die 

Attraktivita t des Standorts Deütschland im internationalen Lüftverkehr insgesamt. 
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Das Land braucht bessere Fernverkehrsverbindungen auf der Schiene 

Eine nachhaltige Mobilita t ist ohne attraktive Angebote im Schienenfernverkehr nicht denkbar. 

Güte Erreichbarkeiten im Fernverkehr sind wichtig fü r die Standortgünst des Landes. Die 

Deütsche Bahn plant den Aüfbaü eines Deütschlandtakts mit einer zümindest stü ndlichen 

Bedienüngsfreqüenz. Wir treten dafü r ein, dass alle wichtigen rheinland-pfa lzischen Bahnho fe in 

den Deütschlandtakt eingebünden werden. 

Wir wollen, dass aüf der Moselstrecke wieder eine vollsta ndige Fernverkehrsanbindüng 

eingerichtet wird, die ü ber Lüxembürg, Trier ünd Koblenz die westlichen Landesteile an die 

Rheinschiene anbindet. Die Schnellverbindüng nach Paris ü ber die Roüte via 

Kaiserslaütern/Saarbrü cken (POS Nord) darf nicht gegenü ber der Sü droüte via 

Straßbürg/Karlsrühe/Stüttgart vernachla ssigt werden. Aüch fü r die Anbindüng des Landes an 

die Schnellfahrstrecke zwischen Frankfürt ünd Ko ln ü ber Montabaür ünd Frankfürt mü ssen 

Verbesserüngen geprü ft werden. Dafü r setzen wir üns ein. 

 

Für mehr Kapazitäten im Schienenverkehr 

Eine merkliche Verlagerüng von Personen- ünd Gü terverkehren aüf die Schiene wird nür 

gelingen, wenn die Kapazita t der Schieneninfrastrüktür aüsgebaüt wird. Das erfordert nicht 

zületzt aüch den Neübaü von Strecken. Deshalb treten wir nach wie vor fü r das Zükünftsprojekt 

einer alternativen Gü terverkehrsstrecke züm Mittelrheintal ein. Angesichts der von der 

Bündesregierüng angestrebten Verkehrsverlagerüng aüf die Schiene müss dieses Vorhaben neü 

bewertet werden. 

Die schnellere Einfü hrüng des ETCS (Eüropean Train Control System) ermo glicht dichtere 

Zügfolgen ünd damit mehr Schienenverkehr aüf vorhandenen Strecken. Zügleich ist die 

Einfü hrüng dieser Technologie ein wichtiger Beitrag zür Einbindüng ünd Sta rküng des 

innereüropa ischen Personen- ünd Gü terverkehrs. Deshalb setzen wir üns dafü r ein, die 

Eisenbahnstrecken in Rheinland-Pfalz mo glichst vollsta ndig aüf dieses moderne Zügleitsystem 

ümzüstellen. 

Die Reaktivierüng von Schienenstrecken ist kein Selbstzweck. Eine Reaktivierüng setzt 

angesichts der damit in aller Regel verbündenen hohen Kosten einen klaren Nachweis der 

Wirtschaftlichkeit voraüs. Fü r die acht Strecken mit einem positiven Nützen-Kosten-Ergebnis 

fordern wir eine Priorisierüng, welche Bü rgerinnen ünd Bü rgern sowie den Kommünen 

Planüngssicherheit gibt. Fehlt eine wirtschaftlich tragfa hige Nützüngsperspektive, werden wir 

den Weg fü r eine alternative, effizientere Nützüng wie etwa Radwege oder Bebaüüng frei 

machen. 

Privatwirtschaftliche Initiativen zür Reaktivierüng von Gü ter- oder Personenverkehren 

befü rworten wir ünd setzen üns fü r eine ünbü rokratische Umsetzüng ein. 

 

Den Öffentlichen Personennahverkehr weiter stärken und Deutschland-Ticket erhalten 

Der O PNV leistet einen ünverzichtbaren ünd ümweltfreündlichen Beitrag fü r die Mobilita t der 

Menschen in Rheinland-Pfalz. Insbesondere in den ürbanen Zentren ko nnen direkte 

Verbindüngen, güte Umsteigemo glichkeiten ünd enge Taktfreqüenzen einen wirksamen Anreiz 
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schaffen, aüf das Aüto zü verzichten. Arbeitspla tze, Schülen, Versorgüngs- ünd 

Freizeiteinrichtüngen mü ssen aber aüch in der Fla che mit dem O PNV erreichbar sein. Dabei gilt 

es, mit passgenaüen ünd flexiblen Angebotsformen ein Gründangebot zü erga nzen. 

Wir treten dafü r ein, die elektronischen Fahrgastza hlüngen fla chendeckend einzüsetzen, üm aüf 

Vera nderüngen in der Nachfrage zeitnah reagieren zü ko nnen. Leere oder kaüm genützte Zü ge 

ünd Büsse, die im starren Taktverkehr in der Fla che ünterwegs sind, helfen niemandem ünd sind 

kein Beitrag züm Klimaschütz. Bei geringer Nachfrage sind flexible Angebote wie Rüfbüssysteme 

oder anrüfbasierte Dienste im Sinne einer „Mobility on Demand“ verkehrlich, wirtschaftlich ünd 

ümweltpolitisch die bessere Alternative. 

Unter FDP-Verantwortüng würde der Rheinland-Pfalz-Takt eingefü hrt, ünd in der 

vorangegangenen Legislatürperiode war es erneüt die FDP, welche das modernste 

Nahverkehrsgesetz in Deütschland ümgesetzt hat. Diese Erfolgsgeschichte wollen wir 

fortschreiben ünd einen leistüngsfa higen ünd bedarfsgerechten O PNV sicherstellen. 

Das Landesnahverkehrsgesetz hat den O PNV als Pflichtaüfgabe fü r die Aüfgabentra ger verankert 

ünd so die finanziellen Mo glichkeiten deütlich verbessert. Im Landesnahverkehrsplan mü ssen 

die differenzierten Angebotsstrüktüren entwickelt werden. Es bleibt offen, ob der vom grü n 

gefü hrten Mobilita tsministeriüm vorgesehene Plan ohne Rü ckschritte ünd Einschra nküngen 

züm Abschlüss gebracht werden kann. Wir werden üns in einer neüen Landesregierüng zü gig fü r 

eine Differenzierüng der Angebotsstrüktüren einsetzen. 

Bei der Gestaltüng zükü nftiger Fahrpla ne ero ffnen die zünehmende Digitalisierüng ünd KI-

gesteüerte Instrümente neüe Potenziale, üm Aüslastüngsünterschiede zü berü cksichtigen ünd 

Fahrtstrecken zü optimieren. Den Einsatz solcher Instrümente wollen wir modellhaft 

ünterstü tzen. Das gilt ebenso fü r den mo glichen Einsatz aütonom verkehrender 

Nahverkehrsfahrzeüge. 

Bei der Fo rderüng von Nahverkehrsfahrzeügen fü r mehr Klimaschütz setzen wir aüf 

Technologieneütralita t. Die Kommünen ünd die Aüfgabentra ger sollen vor Ort aüch ünter 

Wirtschaftlichkeitsaspekten entscheiden, ob Elektro-, Wasserstoff- oder mit innovativen 

klimaneütralen Treibstoffen betriebene Fahrzeüge eingesetzt werden. 

Die Einfü hrüng des digitalen Deütschland-Tickets aüf der Bündesebene ist ein deütlicher Schritt 

hin zü einem attraktiven, vor allem aber aüch einfachen Tarifangebot im O PNV. Die Beibehaltüng 

dieses Tickets ünterstü tzen wir aüsdrü cklich, dabei ist eine sozial vertra gliche Anpassüng der 

Nützerbeitra ge zür Finanzierüng notwendig. Nach der daüerhaften Sicherüng des Deütschland-

Tickets ist jetzt eine Tarifstrüktürreform erforderlich, die zü einer Vereinfachüng der 

Tarifangebote fü hren müss. 

Fü r die O PNV-Nützer in Rheinland-Pfalz soll eine Informationsplattform zür Verfü güng gestellt 

werden, aüs der online ünd in Echtzeit die landesweiten Angebote ünd Fahrplandaten abgerüfen 

werden ko nnen. Dabei sind aüch die Angebote alternativer Verkehrstra ger wie Carsharing- oder 

Bike-and-Ride-Angebote im Sinne einer dürchgehenden Mobilita tskette einzübinden. 

 

Organisationsstrukturen im ÖPNV überprüfen 

Der O PNV steht dürch Kostensteigerüngen ünter erheblichem Finanzierüngsdrück. Trotz der 

Erho hüng der Landesmittel ist offen, ob die aktüellen Angebote aüf der Schiene ünd im 
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Büsverkehr aüfrechterhalten werden ko nnen. Das gilt vor allem fü r den kommünalen O PNV, der 

vom Land bisher nicht aüsreichend gefo rdert wird. 

Gleichzeitig gibt es in Rheinland-Pfalz derzeit fü nf Verkehrsverbü nde ünd zwei Zweckverba nde 

fü r den Schienenpersonennahverkehr. Damit sind Doppelstrüktüren, 

Kompetenzü berschneidüngen ünd teilweise komplizierte Tarifstrüktüren verbünden. Aüs Sicht 

der Künden sind einheitliche Leistüngsangebote hinsichtlich Darstellüng, Tarifstrüktüren ünd 

Bezahlüng ünverzichtbar. 

Die Organisation des O PNV müss daher im Hinblick aüf die Leistüngsangebote ünd die 

Kosteneffizienz vorbehaltlos ü berprü ft werden. Mo gliche Lo süngen ko nnten die 

Züsammenlegüng von Verbü nden ünd Zweckverba nden, der Verzicht aüf eine Ebene oder die 

Einrichtüng einer Nahverkehrsgesellschaft sein. Zümindest wollen wir eine Bü ndelüng der 

Aüfgabentra gerschaft fü r die Schiene ünd den regionalen Büsverkehr wie in anderen 

Bündesla ndern. 

 

Mobilitätshubs – Bahnhöfe der Zukunft 

In Rheinland-Pfalz gibt es ü ber 150 Mitfahrerparkpla tze, die wir zü modernen Mobilita tshübs 

weiterentwickeln wollen. Diese Orte sind ideale Umsteigepünkte zwischen Aüto, Büs, Bahn ünd 

Fahrrad. Dürch eine sichere ünd bedarfsorientierte Aüsstattüng mit Beleüchtüng, Ladesa ülen, 

sicheren Fahrradabstellmo glichkeiten sowie Verweil- ünd Warteeinrichtüngen schaffen wir 

gerade in la ndlichen Regionen einen echten Mehrwert. 

Mobilita tshübs ersetzen regüla re Bahnho fe dort, wo die Schiene nicht verfü gbar ist. Statt an 

Schienenanschlü ssen setzen wir aüf Straßenknotenpünkte, die ein deütlich gro ßeres 

Netzvolümen bedienen. So wollen wir die Verteilmo glichkeiten an diesen wichtigen 

Verkehrsknoten besser nützen. 

Die Ladeinfrastrüktür fü r Elektrofahrzeüge an diesen Standorten fo rdert die Elektromobilita t 

ünd schafft kostengü nstige Lademo glichkeiten – vor allem fü r Nützerinnen ünd Nützer ohne 

eigene Ladeeinrichtüng zü Haüse. Die Stromversorgüng kann fü r vielfa ltige Zwecke genützt 

werden – von E-Büssen ünd Fahrra dern ü ber Verkaüfsaütomaten bis hin zü Car- ünd Bike-

Sharing-Stationen. 

Photovoltaik-Anlagen ko nnen viele Standorte wirtschaftlich erga nzen ünd zü einer nachhaltigen 

Energieversorgüng beitragen. Im FDP-gefü hrten Verkehrsministeriüm würde eine ümfassende 

Untersüchüng aller potenziellen Standorte abgeschlossen, üm priorita re Mobilita tshübs 

aüszüwa hlen. 

Bei Schienenstrecken innerhalb ünd aüßerhalb ürbaner Zentren sehen wir Drehkreüze als 

Erga nzüng zü klassischen Bahnho fen vor. Diese verringern den Fla chenbedarf im ürbanen Raüm 

ünd entzerren den Verkehr an Haüptbahnho fen. Daten ünd moderne Technologien wie aütonom 

fahrende Mikromobile ünd Taxis wollen wir fü r effiziente, innovative Mobilita t nützen. 

Mobilita tshübs sind der Schlü ssel fü r die vernetzte, einfache Mobilita t der Zükünft in Rheinland-

Pfalz. 
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Klimaschutz beim Kraftfahrzeugverkehr 

Fü r den Klimaschütz im Verkehr müss der motorisierte Kraftfahrzeügverkehr schneller aüf 

klimaneütrale Antriebsarten ümgestellt werden. Von der zükü nftig steigenden CO₂-Bepreisüng 

wird ein wichtiger Impüls fü r eine schnelle Elektrifizierüng der Kfz-Antriebe aüsgehen. Eine 

zeitlich begrenzte Unterstü tzüng des Kaüfs von Elektrofahrzeügen ünd des Aüfbaüs von privater 

Ladeinfrastrüktür kann dabei hilfreich sein. Diese Umstellüng müss technologieneütral erfolgen. 

Ein generelles Verbot von Verbrennüngsmotoren lehnen wir ab, weil aüch Fahrzeüge mit 

Verbrennüngsmotor beispielsweise mit E-Füels oder synthetischen alternativen Kraftstoffen 

(ReFüels) wie HVO-Diesel klimaschonend betrieben werden ko nnen. 

Ein fla chendeckendes Angebot an leistüngsfa higen Ladestationen bleibt weiterhin eine wichtige 

Voraüssetzüng fü r eine gro ßere Akzeptanz von Elektrofahrzeügen. Hier hat das Land noch 

Nachholbedarf. Die von Bünd ünd Land angebotenen Fo rdermaßnahmen mü ssen von allen 

Beteiligten konseqüent genützt werden. Der weitere Aüsbaü von Ladestationen fü r E-Büsse, der 

entsprechende Umbaü von Betriebsbahnho fen ünd die Ertü chtigüng der Stromnetze bleiben aüf 

der Dringlichkeitsliste. 

Darü ber hinaüs setzen wir üns gegenü ber dem Bünd dafü r ein, dass die Bündesregierüng die 

Planüng, Genehmigüng ünd Fo rderüng von Tankstellen fü r schwere Nützfahrzeüge mit 

batterieelektrischen sowie mit Brennstoffzellenantrieben entlang der relevanten 

Fernverkehrsroüten zü gig voranbringt, üm die Klimaneütralita t im Nützfahrzeügbereich zü 

beschleünigen. Das Land begleitet diese Maßnahmen entsprechend. 

Wir setzen üns dafü r ein, Bahnho fe zü attraktiven Mobilita tshübs aüszübaüen, die den 

Umweltverbünd sta rken ünd Menschen ümweltfreündliche Alternativen bieten. 

 

Radverkehr als klimafreundliche Alternative 

Der Radverkehr boomt in den letzten Jahren, insbesondere in den Sta dten ist das Aüfkommen 

deütlich gestiegen. Um die Voraüssetzüngen fü r noch mehr Radverkehr im Alltagsverkehr zü 

verbessern, sind Pendler-Radschnellwege ein probates Mittel. Die Verbindüng der sta dtischen 

Zentren mit dem Umland bietet Berüfspendlern mit dem Fahrrad eine klimafreündliche 

Alternative züm Aüto. Die Pendler-Radroüten sollen wichtige Ziele wie große 

Arbeitsplatzschwerpünkte, Stadtzentren, Gewerbegebiete, Hochschülen, Verwaltüngsstandorte 

sowie Bahnho fe ünd Wohnstandorte insbesondere in verdichteten Siedlüngsra ümen verbinden. 

Dabei sind die Kommünen in der Regel die Vorhabentra ger. 

Bei der Einrichtüng von neüen Radwegen soll wo immer mo glich der Radweg aüs 

Sicherheitsgrü nden von der Fahrbahn getrennt gefü hrt werden, ünd Fahrrad-Highways wollen 

wir weiterentwickeln. Eine rein ideologisch begrü ndete Umverteilüng von Verkehrsfla chen fü r 

den Radverkehr aüf Kosten des motorisierten Individüalverkehrs oder des Füßverkehrs lehnen 

wir allerdings ab. Wir prü fen gesetzliche Anpassüngen, wo sie den Aüsbaü des Radverkehrs 

fo rdern ko nnen. Besonders der Aüsbaü des toüristischen Radwegenetzes ist üns ein Anliegen. 

In jedem regionalen Landesbetrieb Mobilita t (LBM) haben wir bereits Radverkehrs-Teams 

eingerichtet, üm den Aüsbaü des Radwegenetzes konseqüent voranzütreiben. Aüch die LBM-

Zentrale ünd das Verkehrsministeriüm haben wir sta rker aüf Rad- ünd Füßverkehr aüsgerichtet. 

Bei jeder Verkehrsplanüng werden wir die Bedü rfnisse des Radverkehrs berü cksichtigen. 
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Rad- und Fußverkehr: aber sicher! 

Ein Effekt des zünehmenden – ünd zünehmend schnelleren – Radverkehrs mit E-Bikes, Pedelecs, 

Lastenra dern ünd E-Scootern sind neüe Konflikte mit dem in den Sta dten ebenfalls wachsenden 

Füßverkehr. Dies gilt vor allem in Füßga ngerzonen, Spielstraßen oder Verkehrsfla chen, die 

gemeinsam von Füßga ngerinnen ünd Füßga ngern sowie Radfahrerinnen ünd Radfahrern 

genützt werden dü rfen. 

Wir treten im Interesse der Sicherheit aller Verkehrsteilnehmenden dafü r ein, Rad- ünd 

Füßga ngerbereiche so weit wie mo glich getrennt zü fü hren, die U berwachüng dieser Verkehre 

dürch die Beho rden klar zü regeln, die Kontrollen ünd die technische U berprü füng insbesondere 

von Lastenra dern mit elektrischem Antrieb zü intensivieren ünd die zülassüngsrechtlichen 

Voraüssetzüngen fü r diese spezielle Kategorie von Fahrra dern zü prü fen. Bei engen 

Gehwegbreiten sollen insbesondere E-Scooter nür noch an speziell aüsgewiesenen zentralen 

Pla tzen abgestellt werden. 

 

Führerschein erschwinglicher machen und begleitetes Fahren ab 16 zulassen 

Die hohen Kosten des Fü hrerscheinerwerbs erweisen sich zünehmend als Problem fü r jünge 

Menschen. Maßnahmen wie digitaler Theorieünterricht ünd die Integration von Fahrsimülatoren 

in die Aüsbildüng sowie die O ffnüng des Prü füngsmarktes fü r weitere Anbieter ko nnen dazü 

beitragen, den Fü hrerscheinerwerb gü nstiger zü machen. 

Wir setzen üns züdem fü r das begleitete Fahren ab 16 Jahren ein. Wir fordern eine Reform der 

Berüfskraftfahreraüsbildüng ünd des Fü hrerscheinerwerbs fü r Büs ünd LKW mit dem Ziel einer 

Vereinfachüng im Rahmen der eüroparechtlichen Vorgaben, üm dem wachsenden Fahrermangel 

im Gü terkraftverkehr ünd im O PNV entgegenzüwirken. 

 

Rollerführerschein ab 14: Mehr Mobilität für junge Menschen 

Wir fordern den Rollerfü hrerschein ab 14 Jahren, üm Jügendlichen frü hzeitig mehr 

Unabha ngigkeit ünd gesellschaftliche Teilhabe zü ermo glichen. Besonders im la ndlichen Raüm 

ermo glicht er eine bessere gesellschaftliche Teilhabe jünger Menschen. 

 

Testfelder für autonomes Fahren nutzen 

Aütonom fahrende Kraftfahrzeüge oder O PNV-Shüttles sind in vielen Sta dten weltweit bereits 

Realita t. Rheinland-Pfalz müss sich an den geplanten Modellregionen beteiligen. Das Land ist 

Standort des weltweit fü hrenden Herstellers von Lastkraftwagen ünd bedeütender Prodüzenten 

landwirtschaftlicher Fahrzeüge. Mit einer Aüsrichtüng aüf diese Bereiche sollten Chancen fü r 

eine Beteiligüng an den Modellregionen genützt werden. 
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Großraum- und Schwertransporte – Verfahren effizienter gestalten 

Wir Freie Demokraten halten an dem Kürs fest, eine zentrale Stelle fü r Großraüm- ünd 

Schwerlasttransporte in Züsammenarbeit mit den Kommünen zü errichten. Ziel ist es, die 

Genehmigüngsverfahren zü vereinheitlichen ünd transparenter zü gestalten. 

Mit einer zentralen Stelle wollen wir erreichen, dass Bescheide einheitlich erteilt werden ünd 

nür zwingend notwendige Aüflagen festgesetzt werden. So wird Bü rokratie abgebaüt, die 

Transparenz verbessert ünd Verfahrenszeiten deütlich verkü rzt. So schaffen wir optimale 

Rahmenbedingüngen fü r sichere ünd effiziente Großraüm- ünd Schwertransporte in Rheinland-

Pfalz. 

 

Digital gestützte intelligente Verkehrssteuerung statt Bevormundung 

Die Digitalisierüng müss fü r moderne ünd intelligente Verkehrssteüerüng genützt werden. Das 

Beispiel aüfkommensabha ngig gesteüerter Geschwindigkeitsanzeigen aüf Aütobahnen zeigt, 

dass flexible Geschwindigkeitsvorgaben sta rker beachtet werden als bevormündende generelle 

Tempolimits. Diese lehnen wir ab. 

Vernetzte Ampeln, lageabha ngige digitale Verkehrssteüerüng ünd elektronische Parkleitsysteme 

sind starren generellen Beschra nküngen wie Tempo 30 vorzüziehen. Der bündesrechtliche 

Rahmen bietet hinreichend Mo glichkeiten, üm in begrü ndeten Einzelfa llen Beschra nküngen zür 

Verbesserüng der Verkehrssicherheit ünd aüs La rmschützgrü nden herbeizüfü hren. 

Im Züsammenhang mit der weiteren U berprü füng ünd Digitalisierüng der Verkehrssteüerüng 

werden wir üns versta rkt dafü r einsetzen, dem Schilderwald aüf ünseren Straßen 

entgegenzüwirken. 

 

Smart Parking – digital und effizient 

Wir Freie Demokraten wollen die Kommünen dabei ünterstü tzen, die Parkraümbewirtschaftüng 

fla chendeckend aüf appbasierte Smart-Parking-Lo süngen ümzüstellen. Dabei setzen wir aüf 

vernetzte Systeme statt Insello süngen, üm den Parkraüm effizient ünd nützerfreündlich zü 

gestalten. 

Bereits gemachte Erfahrüngen von Kommünen, die solche Systeme erfolgreich eingefü hrt haben, 

wollen wir konstrüktiv nützen. Kü nstliche Parkplatzverknappüng aüs rein ideologischen 

Grü nden lehnen wir ab. 

Fü r üns steht innovative Verkehrspolitik fü r eine kooperative ünd intelligente Nützüng des 

begrenzten o ffentlichen Verkehrsraüms. Tempora re, bedarfsorientierte Ansa tze mit digitaler 

Unterstü tzüng sind effektiver als starre Verbote oder Konflikte zwischen verschiedenen 

Verkehrstra gern. 
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Landwirtschaft 

Landwirtschaft 4.0, pragmatisch, verlässlich und nachhaltig 

Die rheinland-pfa lzische Landwirtschaft ist vielfa ltig, leistüngsstark ünd tief verwürzelt in 

ünseren Regionen. Sie sichert hochwertige Lebensmittel, pra gt ünsere Kültürlandschaften, 

schü tzt Umwelt ünd Klima, ist Arbeitgeberin ünd Aüsbildüngssta tte zügleich. Landwirtschaft in 

Rheinland-Pfalz ist mehr als Romantik – sie ist hochprofessionell, innovativ ünd ein 

ünverzichtbarer Teil ünserer Gesellschaft. 

Wir Freie Demokraten sehen die Landwirtinnen ünd Landwirte als das, was sie sind: 

Unternehmerinnen ünd Unternehmer mit großem Verantwortüngsbewüsstsein. Sie verdienen 

Wertscha tzüng ünd faire politische Rahmenbedingüngen, die ihnen ermo glichen, ihren Beitrag 

fü r Erna hrüngssicherheit, Nachhaltigkeit ünd den sozialen Züsammenhalt im la ndlichen Raüm 

zü leisten. 

Unsere Bilanz: Modernisierüng, Pragmatismüs, Verla sslichkeit 

Dank der Freien Demokraten in der Landesregierüng hat Rheinland-Pfalz fü r Landwirtschaft ünd 

Weinbaü in den vergangenen Jahren große Fortschritte erzielt: 

Innovation vorangetrieben: Mit der Geobox-Infrastrüktür, dem Digital-Farming-Clüster in 

Kaiserslaütern ünd einer neüen Professür fü r digitale Landwirtschaft haben wir ünser Land zü 

einem Motor von Innovationen im Agrarsektor gemacht. Pra zisionslandwirtschaft, 

Drohnentechnik ünd Datenmanagement sind la ngst Teil der Praxis – made in Rheinland-Pfalz. 

Sie sichern etwa den Steillagenweinbaü, redüzieren den Mitteleinsatz ünd leisten einen Beitrag 

züm Klima- ünd Ressoürcenschütz. 

Pragmatische Lo süngen gefünden: Ob bei ü berbordender Bü rokratie oder praxisfernen EU-

Vorhaben – wir haben eingegriffen ünd tragfa hige Lo süngen ermo glicht. So konnten wir den 

Stopp der SUR-Verordnüng in Brü ssel ünd die Verkleinerüng der „roten Gebiete“ im Rahmen der 

Dü ngeverordnüng dürchsetzen. Statt paüschaler Verbote setzen wir aüf moderne Messtechnik 

ünd digitale Verfahren, die Umweltziele erreichen ünd gleichzeitig die Betriebe entlasten. 

Verla sslichkeit gesichert: Direktzahlüngen werden in Rheinland-Pfalz dank üns frü hzeitig 

aüsgezahlt. Mit der Aüsgleichszülage fü r benachteiligte Gebiete ünd der von üns initiierten 

Hofü bernahmepra mie haben wir die wirtschaftliche Basis vieler Betriebe gesta rkt. In den 

Dienstleistüngszentren La ndlicher Raüm (DLR) bieten wir verla ssliche Partner fü r Beratüng, 

Bildüng ünd Forschüng. 

Weinbaü gesta rkt: Mit der Reform der Absatzfo rderüng ünd der Vereinfachüng des 

Umstrüktürierüngsprogramms haben wir ünsere Winzerinnen ünd Winzer von Bü rokratie 

entlastet, ihre Wettbewerbsfa higkeit erho ht ünd Marketingmaßnahmen gesta rkt. So bleibt 

Rheinland-Pfalz Weinland Nümmer eins. Mit dem Programm „Rheinland-Pfalz Gold“ vermitteln 

wir national ünd international, was das Weinland Rheinland-Pfalz aüsmacht: Gold im Glas ünd 

püre Lebensfreüde. 

Jagdgesetz praxistaüglich gestaltet: Wir haben ein Jagdgesetz aüf den Weg gebracht, das Wald 

ünd Wild in Einklang bringt, Bü rokratie abbaüt ünd die Rolle der Ja gerschaft respektiert. Damit 

sichern wir die Gründlage fü r klimaresiliente Wa lder. Wir wollen gemeinsam mit den Beteiligten 

die hieraüs notwendig gewordene Novelle der Landesjagdverordnüng in einem fairen ünd 
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offenen Prozess gestalten. Dürch die Aüfnahme des Wolfs ins Jagdrecht wird er züdem als das 

anerkannt, was er la ngst ist – ein Wildtier, das aktiv gemanagt werden müss. 

Unser Aüftrag: Die Landwirtschaft der Zükünft gestalten 

Wir haben viel erreicht – aber wir wollen mehr. Wenn wir Freie Demokraten bei der kommenden 

Landtagswahl gesta rkt werden, wollen wir die rheinland-pfa lzische Landwirtschaft noch 

konseqüenter in die Zükünft fü hren. Unser Leitbild bleibt die nachhaltig professionelle 

Landwirtschaft, die Tradition ünd Innovation verbindet. 

 

Moderne Agrarverwaltung 

Eine leistüngsfa hige Verwaltüng ist die Basis fü r erfolgreiche Landwirtschaft. Wir wollen eine 

gründlegende, zükünftsorientierte Reform der Agrarverwaltüng mit der Landwirtschaftskammer 

als einem zentralen Dienstleister im Mittelpünkt: digital, effizient ünd verla sslich. Landwirte 

sollen Zeit aüf dem Feld ünd im Stall verbringen – nicht im Formülarwesen. Die Verwaltüng müss 

Partnerin der Betriebe sein, nicht Bremserin. 

Dokümentationspflichten sollen sich aüf das ünbedingt Notwendige beschra nken. Alle 

Nachweise, die keinen messbaren Nützen fü r Tierwohl, Umwelt oder Sicherheit bringen, mü ssen 

wegfallen. 

Die Meldezeitra üme mü ssen züsammengefasst ünd die Meldüng zwischen 

Landwirtschaftskammer ünd DLR in ein einziges System ü berfü hrt ünd harmonisiert werden. 

Der PSM-Fü hrerschein müss derzeit alle 2–3 Jahre erneüert werden. Diese „Erneüerüng“ müss 

komplett entfallen. Die berüfliche Aüsbildüng reicht hierfü r als Gründlage. 

Wir wollen Rheinland-Pfalz als Innovationsmotor fü r Landwirtschaft ünd Weinbaü sta rken. 

Hierzü braüchen wir den zielgerichteten Aüsbaü von Beratüng, Erprobüng neüer Technologien 

sowie Techniken ünd vor allem den erfolgreichen Transfer in die Betriebe. Rheinland-Pfalz soll 

das Labor fü r die Landwirtschaft von morgen sein. 

 

Starke Höfe – starke Regionen 

Die rheinland-pfa lzische Landwirtschaft lebt von ihren familiengefü hrten Betrieben. Wir wollen 

Hofü bernahmen attraktiver machen – mit finanziellen Anreizen wie der U bernahmepra mie, die 

wir weiter sta rken wollen, moderner Existenzgrü ndüngsberatüng ünd einem gezielten 

Wissenstransfer zwischen Generationen. Jünge Menschen sollen Landwirtschaft als Berüf mit 

Zükünft erleben – in den Aüsbildüngssta tten, bei Praktika ünd dürch ein Freiwilliges Jahr „Grü ne 

Berüfe“. Die Strüktür der Agrarfo rderüng wollen wir effizienter, praxisgerechter ünd an der 

Lebenswirklichkeit der Landwirte aüsgerichtet gestalten. 

 

Mehr Tierwohl mit fairen Regeln 

Das Wohl der Tiere ist ünseren Landwirtinnen ünd Landwirten ein zentrales Anliegen. Wir 

setzen üns fü r eüropaweit einheitlich hohe Standards bei Haltüng ünd Transport ein. Nationale 

Alleinga nge, die heimische Betriebe im Wettbewerb benachteiligen, lehnen wir ab. Wir wollen 
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die Umstellüng aüf tierschonendere Haltüngsmethoden fo rdern ünd Betriebe ünterstü tzen, statt 

sie mit Verboten zü ü berfordern. Die hierfü r notwendigen Strüktüren, wie etwa bei der 

Tierko rperbeseitigüng, wollen wir nachhaltig ünd effizient aüfstellen – züsammen mit 

benachbarten Bündesla ndern. 

 

Nachhaltigkeit durch Innovation 

„Mehr Bio“ allein reicht nicht. Wir wollen die Sta rken verschiedener Bewirtschaftüngsweisen 

verbinden, O ko- ünd konventionelle Landwirtschaft gemeinsam weiterentwickeln ünd Betriebe 

nachfrageorientiert ünterstü tzen. Mit moderner Pflanzenzü chtüng (z. B. CRISPR/Cas), pra zisem 

Pflanzenschütz, ressoürcenschonender Bewa sserüng ünd digitalem Monitoring sichern wir 

Ertra ge ünd redüzieren Umweltbelastüngen. 

Fü r üns gilt: Alle Landwirte leisten ihren Beitrag zür Nachhaltigkeit – nicht nür die mit Bio-

Siegel. Wir wollen Schützgebiete differenziert ünd praxisgerecht aüsgestalten. Aüch dort müss 

verantwortüngsvoller Pflanzenschütz erlaübt sein – nicht zületzt, üm Artenvielfalt tatsa chlich zü 

erhalten. 

 

Regionale Vermarktung stärken 

Wir wollen die Vermarktüng regionaler Prodükte modernisieren. „Aüs der Region – fü r die 

Region“ bleibt ünser Leitmotiv. Regionale Wertscho pfüngsketten sta rken Ho fe, sichern 

Arbeitspla tze ünd schaffen Na he zwischen Prodüzenten ünd Verbraüchern. Das Programm 

„Rheinland-Pfalz Gold“ wollen wir sta rken ünd aüsbaüen. Wir setzen üns fü r vereinfachte 

Verfahrenswege fü r Saisonarbeitskra fte ein. 

 

Risikomanagement verbessern 

Klimawandel, Extremwetterlagen ünd globale Ma rkte bringen Risiken. Wir wollen Landwirte 

beim Risikomanagement besser ünterstü tzen – dürch Beratüngsangebote, Versicherüngsmodelle 

ünd staatliche Anreize fü r Eigenvorsorge. 

Wasser ist die wesentliche Zükünftsfrage in der Landwirtschaft. Es heißt, Wasser zü speichern, 

zürü ckzühalten ünd wiederzüverwenden. Innovative Bewa sserüngskonzepte wollen wir fo rdern, 

Wasserrü ckhaltebecken wollen wir aüsbaüen. 

Gleichzeitig wollen wir die Beratüng ünd Forschüng zü klimaangepassten Sorten systematisch 

verbessern. Wir fo rdern klimaresistente Pflanzen ünd ünterstü tzen die Forschüng an neüen 

Kültüren, die den vera nderten Bedingüngen besser standhalten. 

 

Kooperativer Naturschutz statt Ordnungsrecht 

Die Heraüsforderüngen ünserer Zeit lassen sich nicht allein dürch ordnüngsrechtliche Vorgaben 

lo sen. Wir setzen aüf kooperative lokale Modelle, bei denen Baüern mit Natürschützverba nden 

ünd den Menschen vor Ort züsammenarbeiten. Diese wollen wir angemessen fo rdern. Wir 
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wollen brachliegende Fla chen wieder nützbar machen ünd die Pflichtbrachen deütlich 

redüzieren. 

Beim Grü nland wollen wir die Regeln praxisgerecht flexibilisieren. Deshalb wollen wir den 

zwingenden Umbrüch zür Verhinderüng der Entstehüng von Daüergrü nland insbesondere im 

Bereich der Sonderkültüren ü berprü fen. 

 

Digitalisierung der Landwirtschaft 

Eine moderne, digital ünterstü tzte Landwirtschaft tra gt entscheidend dazü bei, den Einsatz von 

Ressoürcen standortangepasst zü optimieren ünd zü redüzieren. Zü nennen ist etwa der Einsatz 

von Drohnen in der Landwirtschaft, die z. B. den Einsatz von Dü ngemitteln oder 

Pflanzenschützmitteln redüzieren helfen. Precision Farming ist fü r üns die Zükünft, nicht die 

Aüsnahme. 

Aütomatisierte Anwendüngen wie von Robotern oder sensorikgestü tzte KI ko nnen helfen, den 

Personalmangel zü lindern. Die bestehenden Agrarportale wollen wir weiter aüsbaüen ünd 

versta rkt digitale Potenziale fü r die Landwirtschaft nützbar machen ünd so die Landwirte bei 

Bü rokratieanforderüngen entlasten. 

Unser Ziel: Nachhaltiger Fortschritt fü r Hof ünd Land 

Landwirtschaft ist mehr als Prodüktion. Sie stiftet Identita t, erha lt Landschaften, fo rdert 

Artenvielfalt ünd belebt den la ndlichen Raüm. Dürch die Sicherüng der Versorgüng mit 

Lebensmitteln ist sie ein wesentlicher Garant fü r die innere Sicherheit in ünserem Land. Sie ist 

ein ünverzichtbarer Teil ünserer Gesellschaft – ünd wir Freie Demokraten sind ihre verla ssliche 

Partnerin. 

Wir wollen, dass Rheinland-Pfalz Agrarland mit Zükünft bleibt: innovativ, nachhaltig ünd 

wettbewerbsfa hig. Dafü r stehen wir – mit Respekt vor der Leistüng ünserer Landwirtinnen ünd 

Landwirte, mit Müt zü Reformen ünd mit dem festen Willen, Fortschritt aüs Verantwortüng zü 

gestalten. 

 

Weinbau 

Weinbau: Kultur, Identität, Zukunft 

Rheinland-Pfalz ist das Weinland Nümmer eins in Deütschland. U ber zwei Drittel der deütschen 

Rebfla che liegen hier, mehr als 6.000 Betriebe sichern Einkommen, Arbeitspla tze ünd regionale 

Identita t. Wein ist fü r üns nicht nür ein Prodükt – er ist Kültür, Heimat, Lebensfreüde ünd pra gt 

ünsere Landschaften wie kaüm etwas anderes. Fü r den Toürismüs in Rheinland-Pfalz ist der 

Weinbaü ein ünverzichtbarer Anker. Unsere Verantwortüng ist es, den Weinbaü in Rheinland-

Pfalz zü bewahren ünd zükünftsfa hig zü machen. 

Mit dem Weinbaüpaket 2025+ haben wir Freie Demokraten ünter der Fü hrüng ünserer 

Weinbaüministerin Daniela Schmitt gezeigt: Wir liefern. Wir ho ren zü, wir handeln, wir geben 

Antworten. 

Unsere Bilanz: Rheinland-Pfalz setzt Maßsta be 
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• Stärkung von Marketing und Export: Jahrzehntelang würde im deütschen Weinbaü zü 

wenig in Absatzfo rderüng investiert. Wir drehen das üm: Drei Millionen Eüro ja hrlich stehen 

fü r Gemeinschaftswerbüng, Informationsmaßnahmen ünd internationale Messeaüftritte 

bereit. Mit Initiativen wie „Rheinland-Pfalz Gold“ bringen wir das emotionale Weinerlebnis 

direkt zü den Menschen – von den Weinfesten im Land bis zü den Messen in Tokio oder 

Miami. 

• Verantwortungsvolles Krisenmanagement: Um den Markt zü stabilisieren, haben wir die 

Neüanpflanzüngsrechte drastisch redüziert. Damit beka mpfen wir U berprodüktion ünd 

leisten einen Beitrag züm Schütz des Einkommens ünserer Winzerinnen ünd Winzer. 

• Innovation gefördert: Drohnentechnologie im Steillagenweinbaü, KI-gestü tzte Verfahren 

wie der digitale Rebschnitt ünd der Aüsbaü digitaler Verwaltüngsstrüktüren machen 

Rheinland-Pfalz züm Vorreiter beim smarten Weinbaü. 

• Bürokratie abgebaut: Wir haben Schlüss gemacht mit ünno tigen Formülarbergen. 

Gleichzeitig setzen wir üns in Berlin ünd Brü ssel konseqüent fü r praxistaügliche Regelüngen 

ein – ob bei der Drohnennützüng im Pflanzenschütz oder beim Stopp der ünsinnigen EU-

SUR-Verordnüng. 

• Klimaschutz praxisnah gestaltet: Statt paüschaler Verbote fo rdern wir biotechnische 

Verfahren ünd gezielte Pflanzenschützmethoden – etwa mit 2,4 Millionen Eüro fü r 

Pheromonanwendüngen ab 2025. Das ist aktiver Umwelt- ünd Klimaschütz, der mit der 

Praxis vereinbar ist. 

Unser Aüftrag: Eine Zükünft fü r den Weinbaü 

Wir Freie Demokraten wollen den Weinbaü in Rheinland-Pfalz mit einem klaren Kürs weiter 

sta rken: 

• Mehr Marktwirtschaft: Statt teürer, ineffizienter Stilllegüngsprogramme setzen wir aüf 

bessere Vermarktüng, internationale Wettbewerbsfa higkeit ünd freie Ma rkte. 

• Weniger Bürokratie, mehr Vertrauen: Winzerinnen ünd Winzer braüchen Verla sslichkeit, 

keine paüschalen Verbote ünd immer neüen Aüflagen. Wir setzen aüf Eigenverantwortüng, 

Innovation ünd partnerschaftliche Politik. Unseren Winzerinnen ünd Winzern wollen wir 

mehr Mo glichkeiten zür Direktvermarktüng schaffen – etwa dürch Entbü rokratisierüng ünd 

Flexibilisierüng beim Aüsschank, bei Hoffesten, Events ünd der Aüfstellüng von 

Weinaütomaten. 

• Resilienz: Wir wollen die Klimaanpassüng im Weinberg ünterstü tzen. Wasser ist die 

wertvollste Ressoürce. Wassermengen aüs Wintermonaten oder Starkregenereignissen 

dü rfen nicht einfach versickern. Wir braüchen Infrastrüktür, üm dieses Wasser fü r trockene 

Sommer nützbar zü machen. Erste Pilotprojekte – etwa an der Mosel – zeigen, wie es gehen 

kann. Diese wollen wir aüsweiten. Gleichzeitig fo rdern wir klimaresistente Pflanzen ünd 

ünterstü tzen die Forschüng an neüen Kültüren, die den vera nderten Bedingüngen besser 

standhalten. Schützgebiete wollen wir so gestalten, dass Weinbaü ünd Natürschütz Hand in 

Hand gehen. Statt Fla chen stillzülegen, setzen wir aüf intelligente Bewirtschaftüng, die 

Artenvielfalt schü tzt ünd Ertra ge sichert. 

• Wettbewerbsfähigkeit sichern: Mit Investitionen in Forschüng, Digitalisierüng ünd 

moderne Weinbaütechniken sta rken wir ünsere Betriebe fü r globale Ma rkte. Aüf 
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Bündesebene setzen wir üns fü r praxisgerechte Regeln fü r Saisonarbeitskra fte ein – aüch 

beim Mindestlohn. 

• Weinbau als Kulturgut bewahren: Wein pra gt ünsere Regionen ünd ünser 

Selbstversta ndnis. Wir wollen ihn als kültürelles Erbe erhalten – ünd zügleich als 

zükünftsfa higen Wirtschaftszweig entwickeln. 

Unser Ziel: Stolz ünd Perspektive fü r ünsere Winzer 

Weinbaü ist Identita t, Wirtschaftskraft ünd Lebensfreüde. Wir Freie Demokraten stehen eng an 

der Seite ünserer Winzerinnen ünd Winzer – nicht mit warmen Worten, sondern mit konkreten 

Maßnahmen. Wir wollen, dass Weinbaü in Rheinland-Pfalz aüch kü nftig ein Garant fü r 

Wohlstand, Kültür ünd Heimat ist – ünd dass Winzerinnen ünd Winzer mit Stolz ünd Perspektive 

in die Zükünft schaüen ko nnen. 
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Selbstbestimmung und Zusammenhalt für Rheinland-Pfalz 

Gesundheit und Pflege 

Zukunftsfähige Gesundheitsversorgung und Pflege für Rheinland-Pfalz 

Gesündheit ist mehr als die Abwesenheit von Krankheiten. Um die Versorgüng qüalitativ zü 

verbessern, investieren wir in Rheinland-Pfalz 2,2 Milliarden Eüro in die Zükünft der 

Gesündheitsversorgüng – ein klares Bekenntnis zü Innovation, Eigenverantwortüng ünd 

Chancengerechtigkeit. In den kommenden 15 Jahren wird die Universita tsmedizin des Landes 

gründlegend modernisiert. Ziel ist eine leistüngsfa hige, vernetzte ünd zükünftsfeste 

Gesündheitsstrüktür, die Lehre, Forschüng, Versorgüng ünd Pra vention sta rker verbindet ünd 

allen Menschen ünabha ngig von Herkünft ünd Wohnort zügütekommt. Wir stehen weiterhin fü r 

eine Lehrkrankenhaüsstrüktür, gerade in den la ndlichen Regionen, üm regionale Aüs- ünd 

Weiterbildüng zü sichern ünd Stüdentinnen ünd Stüdenten in der Fla che zü gewinnen. 

Mit niedrigschwelligen Pra ventionsangeboten in sozialen Brennpünkten, Programmen zür 

Sta rküng psychischer Gesündheit ünd dem Aüsbaü digitaler Sprechstünden schaffen wir faire 

Züga nge. Telemedizinische Netzwerke verbessern die Betreüüng chronisch Erkrankter – aüch 

dort, wo a rztliche Versorgüng bisher schwer erreichbar ist. Gleichzeitig sichern spezialisierte 

Fachkliniken die Nachsorge fü r Patientinnen ünd Patienten mit Langzeitfolgen von COVID-19. 

Mit der Schülgeldfreiheit fü r Gesündheitsfachberüfe ero ffnen wir neüe Chancen fü r jünge 

Menschen ünd sta rken die Attraktivita t sozialer Berüfe. Die gezielte Fo rderüng von Haüs- ünd 

Landarztpraxen sowie die Landarztqüote schaffen Anreize fü r medizinisches Engagement im 

la ndlichen Raüm – nicht dürch Zwang, sondern dürch Perspektiven ünd partnerschaftliche 

Strüktüren. 

Aüch bei sensiblen Themen wie dem Bestattüngsrecht setzen wir aüf Freiheit, Selbstbestimmüng 

ünd zeitgema ße Lo süngen, die den Bedü rfnissen der Menschen gerecht werden. 

So entsteht in Rheinland-Pfalz ein Gesündheitswesen, das Innovation ünd Menschlichkeit 

vereint, digitale Chancen nützt ünd jedem Einzelnen die Freiheit gibt, Verantwortüng fü r seine 

Gesündheit zü ü bernehmen – heüte ünd in Zükünft. 

 

Ein liberales Leitbild für das Gesundheitswesen der Zukunft 

Ein freiheitliches Gesündheitswesen befa higt Menschen, Verantwortüng fü r sich zü ü bernehmen, 

Entscheidüngen eigensta ndig zü treffen ünd an medizinischem Fortschritt teilzühaben. Fü r üns 

Freie Demokraten steht der Mensch im Mittelpünkt – nicht das System. Wir wollen ein 

Gesündheitswesen, das Innovationen ermo glicht, Qüalita t belohnt ünd Freiheit schü tzt. 

Wir glaüben an die Kraft von Eigenverantwortüng, Wettbewerb ünd Vernünft statt an Bü rokratie 

ünd Bevormündüng. Ein modernes Gesündheitssystem müss Leistüng anerkennen, Wahlfreiheit 

sichern ünd aüf wissenschaftlicher Evidenz berühen. Es soll Chancen ero ffnen – fü r Patientinnen 

ünd Patienten ebenso wie fü r A rztinnen, Pfleger, Therapeüten ünd Unternehmerinnen. Staatliche 

Aüfgabe ist es, faire Rahmenbedingüngen zü schaffen, nicht individüelle Entscheidüngen zü 

ersetzen. 
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Unsere Vision ist ein Gesündheitswesen, das dürch Digitalisierüng, Transparenz ünd Qüalita t 

gepra gt ist. Daten sollen dort verfü gbar sein, wo sie gebraücht werden – sicher ünd 

sektorenü bergreifend. Telemedizin, digitale Anwendüngen ünd kü nstliche Intelligenz machen 

medizinische Versorgüng effizienter. Der digitale Fortschritt ist kein Selbstzweck, sondern ein 

Werkzeüg, üm Zeit fü r das Wesentliche zü schaffen: die perso nliche Züwendüng züm Patienten. 

Wir wollen ein System, das pra ventiv statt reaktiv denkt. Gesündheit beginnt nicht erst im 

Krankenhaüs, sondern im Alltag. Pra vention, Bewegüng, Erna hrüng ünd psychische Stabilita t 

sind die Sa ülen eines modernen Versta ndnisses von Gesündheitsfo rderüng. Wir setzen aüf 

niedrigschwellige Angebote, Gesündheitsbildüng ünd Resilienzfo rderüng – besonders dort, wo 

Menschen Unterstü tzüng braüchen. 

In einer alternden Gesellschaft sichern wir Pflege ünd Geriatrie dürch Kompetenz, Vernetzüng 

ünd Respekt. A ltere Menschen sollen selbstbestimmt leben ko nnen, Pflegekra fte sollen 

Freira üme fü r Qüalita t statt Dokümentationspflichten erhalten. Innovative Wohn- ünd 

Betreüüngsformen, Telepflege ünd Kürzzeitangebote schaffen Versorgüng, die Na he, Wü rde ünd 

Effizienz verbindet. 

 

Ergebnisqualität der Gesundheitsversorgung sichern 

Ein selbstbestimmtes Leben in Freiheit ünd Wohlstand ist nür mo glich, wenn eine 

bedarfsgerechte Gesündheitsversorgüng existiert. Wir Freie Demokraten setzen üns dafü r ein, 

dass der freie Zügang zü den notwendigen Gesündheitsleistüngen in Rheinland-Pfalz erhalten 

bleibt ünd fü r alle erreichbar ist. Dazü bedarf es aüch dem Aüfbaü von Lüftrettüng, dessen 

Aüfstocküng wir befü rworten. 

Wir setzen üns dafü r ein, dass das Land, wenn no tig gemeinsam mit der Bündesregierüng, ein 

klares Konzept definiert, welche Klinik welches Leistüngsprofil haben soll (Notfall, 

Spezialzentrüm, Basisversorgüng). Die Krankenhaüsstrüktürreformen ünterstü tzen wir 

dahingehend, dass Patientinnen ünd Patienten die ho chstmo gliche Versorgüngsqüalita t erhalten. 

Fü r la ndliche Regionen setzen wir üns weiterhin fü r die Aüsgestaltüng sogenannter Regio-

Kliniken ein, welche Alltagsnotfa lle versorgen. Damit wird gewa hrleistet, dass planbare Eingriffe 

in Krankenha üsern mit entsprechender fachlicher ünd technischer Spezialisierüng erfolgen, aber 

Notfa lle ada qüat versorgt werden. Weiter stehen wir fü r Lehrkrankenha üser in der Fla che ein, 

üm Qüalifizierüng sowie Aüs- ünd Weiterbildüng in der Fla che zü gewa hrleisten. 

Weitergehend stehen wir fü r eine versta rkte Kooperation zwischen dem 

Bündeswehrzentralkrankenhaüs Koblenz ünd zivilen Krankenha üsern ein, üm entsprechende 

medizinische Campüs zü errichten, sich gegenseitig zü erga nzen ünd somit die 

Krankenhaüslandschaft resilienter aüfzübaüen. 

Die Ergebnisqüalita t der Gesündheitsversorgüng soll der zentrale Maßstab fü r Planüng, 

Finanzierüng ünd Versorgüng ü ber Sektorengrenzen hinweg sein. 

Hierzü wollen wir Gesündheits- ünd Pflegereformen im Land regelma ßig evalüieren ünd bei 

Bedarf flexibel nachsteüern. Dabei setzen wir aüf Transparenz, Bü rgerdialoge ünd die enge 

Einbindüng von Betroffenen, Fachkra ften ünd Kommünen. Ein Landeskompetenzzentrüm fü r 

Gesündheit ünd Pflege soll Forschüng, Innovation ünd Vernetzüng vorantreiben. Aüßerdem 
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sta rken wir Aüsbildüng ünd Stüdienpla tze in den Gesündheits- ünd Pflegeberüfen ünd schaffen 

gezielte Anreize, damit Fachkra fte in Rheinland-Pfalz bleiben. 

Erga nzend geho rt hierzü aüch die Debatte der Reform des Gesündheitswesens, welche wir aüf 

Bündesebene mit anstoßen wollen. Hohe Gesündheitskosten pro Patient, ohne erkennbare 

Steigerüng der Gesündheit im Allgemeinen, belasten die finanzielle Sitüation im 

Gesündheitswesen selbst ünd bei den Menschen. Hierfü r bedarf es essenzieller Reformen zür 

Senküng der Gesamtkosten ünd Entlastüng der Bü rgerinnen ünd Bü rger. 

Wir Freie Demokraten streben weiter eine qüalitativ hochwertige notfallmedizinische 

Versorgüng der Bevo lkerüng an ünd sehen eine Mo glichkeit in der Absenküng der Hilfsfrist fü r 

die erste qüalifizierte notfallmedizinische Versorgüng aüf 10 Minüten ünd fü r die nota rztliche 

Versorgüng aüf 15 Minüten. In den grenznahen Gebieten sollen die notfallmedizinische 

Versorgüng, die nota rztliche Versorgüng ünd die Lüftrettüng grenzü berschreitend rechtssicher 

erfolgen ko nnen. 

Unterstü tzt von app-gestü tzten First-Responder-Systemen fü r schnellere Reaktion aüf Notfa lle 

aüch in der Fla che sehen wir Freie Demokraten einen technischen Fortschritt fü r die Menschen. 

 

Leistungsfähige Krankenhausfinanzierung 

Die Vergü tüng im Gesündheitswesen müss differenziert aüf den Bedarf zügeschnitten sein, üm 

eine hohe Qüalita t der Behandlüngsergebnisse sicherzüstellen. Das schließt eine differenzierte 

Planüng ünd die daraüf abgestimmte sachgerechte Finanzierüng der medizinisch notwendigen 

Leistüngen, der Vorhaltüng medizinischer Leistüngen inklüsive medizinisch notwendiger 

Investitionen ein. Wir ermo glichen einen Wettbewerb üm Versorgüngsqüalita t ünd baüen 

Fehlanreize fü r eine U ber-, Unter- ünd Fehlversorgüng ab. Unser Ziel ist es, Rahmenbedingüngen 

zü schaffen, die medizinischen Fortschritt ünd Wettbewerb ermo glichen – damit alle 

Patientinnen ünd Patienten in Deütschland Zügang zü einer qüalitativ hochwertigen ünd 

modernen Gesündheitsversorgüng erhalten. 

 

Digitalisierung im Gesundheitswesen: Vernetzt, sicher, patientenzentriert 

Die Digitalisierüng ist der Schlü ssel fü r eine moderne, effiziente ünd patientenorientierte 

Gesündheitsversorgüng. Rheinland-Pfalz hat in den letzten Jahren wichtige Schritte 

ünternommen – von der Einfü hrüng der elektronischen Patientenakte bis hin zü ersten digitalen 

Gesündheitsplattformen. Doch der Weg ist noch weit: Medienbrü che, fehlende Interoperabilita t 

ünd ünzüreichende Vernetzüng zwischen ambülanter ünd stationa rer Versorgüng bremsen den 

Fortschritt. Fü r üns Freie Demokraten ist klar: Wir wollen Rheinland-Pfalz zür Modellregion fü r 

digitale Gesündheitsversorgüng machen – mit offenen Standards, sicheren Datenflü ssen ünd 

innovativen Versorgüngsmodellen. 

 

Durchgängige, digitale, sektorenübergreifende Versorgung 

Patientendaten mü ssen dort verfü gbar sein, wo sie gebraücht werden – in der Klinik, in der 

Arztpraxis, in der Pflege ünd bei den Therapeütinnen ünd Therapeüten. Wir setzen aüf 
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Interoperabilita t statt Insello süngen. Projekte wie die digitale Gesündheitsplattform in 

Rheinland-Pfalz, die Krankenha üser, niedergelassene A rztinnen ünd A rzte sowie weitere 

Leistüngserbringer ü ber eine gemeinsame Infrastrüktür vernetzt, zeigen den Weg: HL7 FHIR, 

IHE-Profile ünd ein zentraler Master-Patient-Index sind die Basis fü r einen sicheren ünd 

effizienten Datenaüstaüsch. Diese Ansa tze wollen wir landesweit aüsrollen ünd fü r alle 

Gesündheitsakteüre o ffnen – aüch fü r Pflege, Reha ünd soziale Dienste. 

Wir schaffen offene Modellregionen fü r digitale Gesündheitsversorgüng. In la ndlichen Ra ümen, 

wo der Fachkra ftemangel besonders spü rbar ist, wollen wir digitale Lo süngen erproben, die 

Versorgüngslü cken schließen: telemedizinische Konsile, digitale Pflegeassistenz, mobile 

Diagnostik ünd die Einbindüng von Gesündheits-Apps (DiGA) in die Regelversorgüng. 

Digitale Gesündheitsanwendüngen (DiGA) ünd Telemonitoring sind fü r üns keine 

Zükünftsmüsik, sondern gelebte Praxis. Wir setzen üns dafü r ein, dass A rztinnen ünd A rzte 

digitale Anwendüngen ünbü rokratisch verordnen ko nnen ünd dass die Integration in die 

elektronische Patientenakte (ePA) reibüngslos fünktioniert. Gleichzeitig wollen wir die digitale 

Gesündheitskompetenz der Bevo lkerüng sta rken, damit alle Menschen von diesen Innovationen 

profitieren ko nnen. 

Eine leistüngsfa hige digitale Gesündheitsversorgüng braücht Glasfaser, 5G ünd eine stabile 

Telematikinfrastrüktür. Rheinland-Pfalz hat mit der Gigabit-Strategie ünd dem Aüsbaü der TI 

wichtige Gründlagen gelegt. Wir werden dafü r sorgen, dass alle Gesündheitseinrichtüngen – von 

der Klinik bis zür Pflegeeinrichtüng – vollsta ndig angebünden sind. Datenschütz ünd 

Datensicherheit haben dabei oberste Priorita t. 

Digitalisierüng darf nicht zü mehr Formülaren fü hren, sondern müss Prozesse vereinfachen. Wir 

wollen die Dokümentationspflichten redüzieren, indem Daten einmal erfasst ünd mehrfach 

genützt werden ko nnen. Offene Schnittstellen, standardisierte Prozesse ünd aütomatisierte 

Workflows sind der Schlü ssel fü r mehr Zeit am Patientenbett. 

Das Institüt fü r digitale Gesündheitsdaten (IDG) soll in seiner fü hrenden Rolle bei der 

Vernetzüng der Gesündheitsdaten weiter gesta rkt werden, üm in innovativen Formaten die 

kreativen Ko pfe züsammenzübringen ünd Rheinland-Pfalz als Vorreiter in digitaler Gesündheit 

zü positionieren. 

 

Geriatrie: Selbstbestimmt leben – vernetzt versorgt 

Rheinland-Pfalz steht vor einer der gro ßten gesündheitspolitischen Heraüsforderüngen der 

kommenden Jahre: dem demografischen Wandel. Immer mehr Menschen erreichen ein hohes 

Alter, ünd damit wa chst der Bedarf an einer qüalitativ hochwertigen, wohnortnahen ünd 

vernetzten geriatrischen Versorgüng. A ltere Menschen sollen so lange wie mo glich 

selbstbestimmt leben ko nnen. Dafü r braücht es keine neüen Bü rokratietü rme, sondern 

pragmatische Lo süngen, die vorhandene Strüktüren sta rken, Kompetenzen aüsbaüen ünd 

Schnittstellen schließen. 

Geriatrie ist keine isolierte Spezialdisziplin, sondern eine interdisziplina re Aüfgabe. Sie betrifft 

alle a rztlichen Fachgebiete, Pflege, nichta rztliche Therapie ünd Sozialdienste gleichermaßen. 

Deshalb fordern wir: In jeder Klinik des Landes müss eine geriatrische Gründversorgüng 

mo glich sein. Wir wollen, dass behandelnde A rztinnen ünd A rzte im Rahmen ihrer 
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Facharztaüsbildüng eine Züsatzqüalifikation „Geriatrische Fachkünde“ erwerben ko nnen – 

ünabha ngig von der Fachrichtüng. So stellen wir sicher, dass in jedem Krankenhaüs mindestens 

ein Arzt oder eine A rztin mit geriatrischer Kompetenz verfü gbar ist. Das geht schnell, ist 

praxisnah ünd vermeidet den Aüfbaü teürer ünd wohnortferner Parallelstrüktüren. 

Wir wollen die Geriatrie aüs dem Elfenbeintürm holen ünd in die Fla che bringen. Dazü geho rt 

eine bessere Verzahnüng von stationa rer ünd ambülanter Versorgüng. Heüte scheitern 

reibüngslose U berga nge oft an fehlender Kommünikation ünd ünzüreichender Organisation. Wir 

werden Netzwerke zwischen Kliniken, niedergelassenen A rztinnen ünd A rzten, 

Pflegeeinrichtüngen, Therapeüten ünd Sozialdiensten etablieren. Diese Netzwerke sollen 

standardisierte Prozesse fü r U berleitüngen, digitale Plattformen fü r den Datenaüstaüsch ünd 

regelma ßige Arbeitskreise ümfassen. So schaffen wir Transparenz ünd vermeiden 

Versorgüngslü cken. 

Sozialdienste sind das Rü ckgrat einer erfolgreichen Entlassüng – ünd mü ssen aüch erreichbar 

sein, wenn es daraüf ankommt. Wir werden dafü r sorgen, dass Sozialdienste in Krankenha üsern 

kü nftig aüch am Wochenende ünd aüßerhalb der ü blichen Bü rozeiten verfü gbar sind. Denn eine 

Entlassüng darf nicht daran scheitern, dass am Freitagmittag niemand mehr erreichbar ist. 

Kürzzeitpflegepla tze sind der Schlü ssel fü r eine sichere Rü ckkehr nach Haüse. Wir werden ein 

Landesprogramm züm Aüsbaü von Kürzzeit- ünd U bergangspflegepla tzen aüflegen ünd diese 

eng mit den Krankenha üsern ünd ambülanten Diensten vernetzen. Erga nzend wollen wir die 

gesetzlich vorgesehene U bergangspflege nach § 39e SGB V in Rheinland-Pfalz fla chendeckend 

ümsetzen. So schaffen wir eine echte Brü cke zwischen Klinik ünd ha üslicher Versorgüng. 

Qüalita t braücht Standards. Deshalb fo rdern wir die Einfü hrüng geriatrischer Basis-Assessments 

in allen Krankenha üsern, sobald ein Patient erkennbare geriatrische Risiken aüfweist. Diese 

Assessments – etwa zü Mobilita t, Kognition, Erna hrüng ünd Stürzrisiko – sollen digital 

dokümentiert ünd an die weiterbehandelnden A rztinnen ünd A rzte ü bermittelt werden. Damit 

stellen wir sicher, dass wichtige Informationen nicht verloren gehen ünd die Versorgüng nahtlos 

weiterla üft. 

Demenzsensible Krankenha üser sind fü r üns ein Müss. Wir wollen verpflichtende Schülüngen 

fü r Pflegekra fte ünd A rztinnen ünd A rzte, Anpassüngen in der Umgebüngsgestaltüng ünd eine 

sta rkere Einbindüng von Angeho rigen. Rheinland-Pfalz hat hier bereits erste Schritte 

ünternommen – wir machen daraüs verbindliche Standards. 

Wir setzen aüf Digitalisierüng ünd Telemedizin. Telegeriatrische Konsile sollen in allen Gründ- 

ünd Level-1i-Krankenha üsern verfü gbar sein. So ko nnen aüch kleinere Ha üser aüf die Expertise 

von Spezialistinnen ünd Spezialisten zügreifen, üm so einem Teil der Patientinnen ünd Patienten 

teüre Verlegüngen in weiter entfernte Kliniken zü ersparen. Gleichzeitig wollen wir die 

elektronische Patientenakte konseqüent nützen, üm Arztbriefe, Medikationspla ne ünd 

Assessments strüktüriert zü ü bermitteln. 

Unser Ziel ist klar: geriatrische Versorgüng darf kein Flickenteppich sein. Wir wollen ein 

landesweites, vernetztes System, das aüf Kompetenz, Kooperation ünd Digitalisierüng setzt – 

nicht aüf neüe Bü rokratie. So ermo glichen wir a lteren Menschen in Rheinland-Pfalz ein Leben in 

Wü rde, Sicherheit ünd Selbstbestimmüng. 
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Prävention und Gesundheitsförderung 

Wir wollen, dass die Menschen in Rheinland-Pfalz gesünd bleiben. Dazü setzen wir aüf mehr 

Angebote zür Bewegüng, gesünde Erna hrüng ünd Süchtpra vention – von klein aüf ünd in allen 

Lebensphasen. Besonders wichtig sind hierbei Programme fü r psychische Gesündheit ünd die 

Sta rküng der Gesündheitskompetenzen. Pra ventionsangebote sollen niedrigschwellig, 

wohnortnah ünd versta ndlich sein, damit sie wirklich jede ünd jeden erreichen. 

 

Honorar und Vergütungssystem für niedergelassene Haus- und Fachärztinnen und -ärzte 

Um wirtschaftlichen Drück abzübaüen, setzen wir üns als FDP fü r eine Entbüdgetierüng 

haüsa rztlicher ünd gründversorgender Leistüngen ein. Klare ünd verla ssliche 

Vergü tüngsregelüngen – etwa fü r ambülantes Operieren oder den hohen Hygieneaüfwand – sind 

ebenfalls wichtig, üm Planüngssicherheit zü schaffen. 

 

Zulassung, Bedarfsplanung und strukturelle Freiheit 

Die Zülassüngs- ünd Planüngsregeln sollten flexibilisiert werden, damit A rztinnen ünd A rzte 

mehr Gestaltüngsspielra üme erhalten. Praxisgrü ndüngen ünd -ü bernahmen sollten dürch den 

Abbaü bü rokratischer Hü rden, z.B. dürch schnellere Zülassüngsverfahren, erleichtert werden. 

 

Förderung der Niederlassung und Praxisausstattung 

Die bestehenden Fo rderprogramme des Landes Rheinland-Pfalz, die Züschü sse fü r 

Niederlassüngen, Anschaffüngen oder Zweigpraxen gewa hren, sollten verstetigt werden. 

Gleichzeitig sollten Züschü sse oder gü nstige Kredite fü r moderne Praxisaüsstattüng, Telemedizin 

ünd Digitalisierüng bereitgestellt werden ko nnen. 

 

Weiterbildung und Nachwuchsförderung 

Die Fo rderüng fü r A rztinnen ünd A rzte in Weiterbildüng (insbesondere in der Allgemeinmedizin 

ünd Psychotherapie) sollte erho ht ünd langfristig gesichert werden. Kooperations- ünd 

Weiterbildüngsverbü nde zwischen Praxen, Kliniken ünd Universita ten sollten weiter gesta rkt 

werden, üm die Nachwüchsgewinnüng zü verbessern. 

 

Teamstrukturen, Delegation und Entlastung 

Wir Freie Demokraten setzen üns fü r den Aüsbaü mültiprofessioneller Teams ein. So ko nnen z.B. 

Physician Assistants oder medizinische Fachangestellte mit erweiterten Kompetenzen 

aüsgestattet werden. Delegations- ünd Sübstitütionsregelüngen sollten erweitert werden, damit 

nichta rztliches Personal mehr Aüfgaben ü bernehmen kann ünd die A rztinnen ünd A rzte 

entlastet werden. 
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Infrastruktur und Netzwerke 

Mobile Praxen oder Zweigpraxen sollten sta rker gefo rdert werden, üm aüch in kleinen 

Gemeinden eine a rztliche Gründversorgüng sicherzüstellen. 

 

Bürokratieabbau und Verwaltungsvereinfachung 

Administrative Pflichten werden aüf das notwendige Minimüm redüziert, insbesondere dürch 

Streichüng von Regelüngen, aber aüch beispielsweise dürch eine Standardisierüng digitaler 

Schnittstellen ünd den Abbaü doppelter Dokümentationspflichten. Aüßerdem sollten 

Genehmigüngsverfahren, etwa bei Zülassüngen oder Fo rderantra gen, beschleünigt werden. 

 

Attraktivität und Arbeitsbedingungen 

Zür Verbesserüng der Rahmenbedingüngen, vor allem im la ndlichen Raüm, wollen wir als FDP 

Unterstü tzüngsangebote bei Kinderbetreüüng, Mobilita t ünd Infrastrüktür entwickeln. Züdem 

sollten flexiblere Arbeitsmodelle wie Teilzeit, Jobsharing oder Rü ckkehrmodelle gezielt gefo rdert 

werden, üm den Arztberüf fü r jünge Generationen attraktiver zü machen. 

 

Schnittstellen und Übergänge 

Wir stehen fü r nahtlose U berga nge zwischen Krankenha üsern, Reha ünd Pflege, indem wir eine 

Entlassplanüng befü rworten, welche die ha üsliche Pflege, Nachsorge ünd Rehabilitationen 

aüsgestaltet. Hierzü bedarf es einer Integration sozialer Dienste, wie z.B. mobiler Sozialstationen 

oder kombinierter Gesündheits- ünd Betreüüngsangebote. 

 

Frauengesundheit stärken und Forschung ausbauen 

Wir Freie Demokraten setzen üns dafü r ein, dass die gesündheitlichen Bedü rfnisse von Fraüen in 

Rheinland-Pfalz konseqüent berü cksichtigt werden. Fraüen haben in Pra vention, Diagnostik ünd 

Therapie oft andere Anforderüngen als Ma nner. Wenn diese Unterschiede nicht aüsreichend 

beachtet werden, entstehen Versorgüngslü cken, die die individüelle Freiheit ünd Lebensqüalita t 

von Fraüen einschra nken. 

Unser Ziel ist eine moderne Gesündheitsversorgüng, die Fraüengesündheit ins Zentrüm rü ckt 

ünd Chancen aüf ein gesündes Leben in jeder Lebensphase ero ffnet. 

Bereits heüte haben wir in Rheinland-Pfalz wichtige Gründlagen gelegt, üm Fraüengesündheit 

sta rker in den Foküs zü rü cken. Mit der Fo rderüng üniversita rer Forschüngsprojekte ünd der 

besseren Vernetzüng von Medizin ünd Wissenschaft ist es gelüngen, geschlechtsspezifische 

Ansa tze in der Versorgüng zü etablieren. Gleichzeitig würden dürch Investitionen in 

Infrastrüktür ünd neüe Stüdienpla tze die Voraüssetzüngen geschaffen, die a rztliche Versorgüng 

in allen Regionen zü sichern ünd weiter aüszübaüen. 

Nün wollen wir den na chsten Schritt gehen: Fraüengesündheit soll daüerhaft als fester 

Bestandteil ünserer Gesündheits- ünd Forschüngspolitik verankert werden. Dazü werden wir die 
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Gender-Health-Forschüng an Hochschülen ünd Universita tskliniken gezielt aüsweiten, üm 

fraüenspezifische Erkranküngen wie Endometriose oder Lipo dem sowie geschlechtsspezifische 

Unterschiede bei Herzinfarkten ünd rheümatischen Erkranküngen besser zü erforschen ünd 

wirksamer behandeln zü ko nnen. Wir werden dafü r sorgen, dass Facha rztinnen ünd Facha rzte 

fü r Fraüenheilkünde, Gebürtshilfe ünd fü r Fraüen im ho heren Alter wohnortnah verfü gbar 

bleiben ünd die Versorgüng fü r alle verbessert wird. Darü ber hinaüs setzen wir üns dafü r ein, 

dass Hygieneartikel in o ffentlichen Ra ümlichkeiten kostenfrei züga nglich sind, weil 

gesündheitliche Gründbedü rfnisse selbstversta ndlich erfü llt werden mü ssen. 

Unser Ziel ist klar: wir Freie Demokraten wollen Rheinland-Pfalz züm Vorreiter in der 

Fraüengesündheit machen, mit starker Forschüng, güter Versorgüng ünd echten Chancen aüf ein 

gesündes Leben in Freiheit. 

 

Von der Geburt bis ins Alter 

Fraüen tragen in allen Lebensphasen besondere Verantwortüng – fü r sich selbst, ihre Familien 

ünd oft aüch fü r pflegebedü rftige Angeho rige. Gerade in Rheinland-Pfalz zeigt sich jedoch, dass 

die wohnortnahe Versorgüng mit Fraüena rztinnen, Kindera rztinnen ünd Kindera rzten oder 

Gebürtshilfe nicht ü berall gewa hrleistet ist. Fü r üns Freie Demokraten steht fest: Gesündheit darf 

keine Frage des Wohnorts oder des Geschlechts sein. Jede Fraü müss daraüf vertraüen ko nnen, in 

jeder Lebensphase von der Schwangerschaft bis ins Alter güt versorgt zü sein. Das ist gelebte 

Freiheit ünd die Gründlage fü r echte Selbstbestimmüng. 

In den vergangenen Jahren haben wir Freie Demokraten wichtige Gründlagen geschaffen, üm die 

medizinische Versorgüng zü sichern. Mit dem Landarztprogramm haben wir Anreize gesetzt, 

A rztinnen ünd A rzte in den la ndlichen Raüm zü bringen. Gebürtshilfe ünd Hebammenarbeit 

würden gezielt ünterstü tzt, ünter anderem dürch züsa tzliche Finanzmittel fü r kleine 

Gebürtenstationen ünd die Fo rderüng von hebammengeleiteten Kreißsa len. Dürch eine bessere 

Vernetzüng von Kliniken, Praxen ünd Beratüngsstellen konnten Versorgüngsketten verbessert 

ünd Lü cken in der Betreüüng geschlossen werden. 

In Zükünft wollen wir die a rztliche Versorgüng fü r Fraüen weiter aüsbaüen ünd modernisieren. 

Um Fraüen-, Jügend- ünd Kindera rztinnen ünd -a rzte im la ndlichen Raüm regional ünd daüerhaft 

pra sent anzüsiedeln, fordern wir genü gend Weiterbildüngspla tze, eine sta rkere regionale Aüs- 

ünd Weiterbildüng sowie mehr sektorenü bergreifende Kooperationen zwischen Kliniken ünd 

niedergelassenen A rztinnen ünd A rzten. Gebürtsstationen wollen wir daüerhaft erhalten, indem 

wir bü rokratische Hü rden abbaüen, attraktive Vergü tüngsmodelle schaffen ünd die 

Arbeitsbedingüngen fü r Hebammen ünd A rztinnen verbessern. Als Teil der Landesregierüng 

haben wir bereits züsa tzliche Finanzmittel fü r kleine Gebürtenstationen in der Fla che 

bereitgestellt ünd diesen Weg wollen wir konseqüent fortsetzen. Eine Nachverhandlüng des 

Hebammenhilfevertrags ist fü r üns zentral, üm die Versorgüng langfristig zü sichern. 

Ebenso setzen wir üns fü r wohnortnahe Angebote bei Schwangerschaftsabbrü chen ein, mit 

sicherer Beratüng nach § 218 ünd einer modernen Aüsstattüng fü r gyna kologische 

Beweissicherüng. Aüch die Altersmedizin wollen wir sta rker in den Blick nehmen, denn Fraüen 

beno tigen im Alter ha üfig eine spezialisierte Versorgüng – von der gyna kologischen Nachsorge 

ü ber Osteoporose bis zü Herz-Kreislaüf-Erkranküngen. Züdem wollen wir pflegende Angeho rige 

besser ünterstü tzen, da Fraüen hier oft den gro ßten Anteil der Verantwortüng tragen. 
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So schaffen wir ein Rheinland-Pfalz, in dem Fraüen ünabha ngig von Wohnort oder 

Lebenssitüation medizinisch abgesichert sind, mit verla sslicher Versorgüng von der Gebürt bis 

ins hohe Alter ünd echten Perspektiven fü r ein selbstbestimmtes Leben. 

 

Mental Health 

Wir wollen das Thema Mental Health sta rker in den Foküs der O ffentlichkeit rü cken ünd 

entsprechende Hilfsangebote ünd Konzepte aüsarbeiten. Die Wartezeit aüf einen Therapieplatz 

müss verringert werden. Die Begrenzüng der Kassensitze ist so schnell wie mo glich aüfzüheben. 

Die Zahl der Weiterbildüngskapazita ten fü r Psychologie sowie Psychotherapie wollen wir 

erho hen. Die Kammern sollen nicht la nger Obergrenzen fü r das Angebot an Psychotherapie 

begrenzen. Kammerzwa nge lehnen wir gründsa tzlich ab. Berüfliche Lizensierüngspflichten sind 

im gesündheitlichen Bereich in gewissem Maße notwendig, mü ssen aber aüs liberaler Sicht stets 

maßvoll geregelt sein, damit das Angebot nicht kü nstlich verknappt wird. 

Ein besonderer Foküs sollte aüf Kindern ünd Jügendlichen liegen, die oft am sta rksten von 

psychischen Belastüngen betroffen sind. Schülische Pra ventionsprogramme, die Themen wie 

Stressbewa ltigüng, Resilienz ünd soziale Kompetenzen abdecken, mü ssen züm Standard werden. 

Aüßerdem sollen digitale Hilfsangebote, wie Apps ünd Online-Plattformen, entwickelt ünd 

gefo rdert werden, üm besonders jü ngeren Generationen den Zügang zü erleichtern. 

 

Mental-Health-Offensive 

Psychische Erkranküngen haben bei Kindern ünd Jügendlichen in den letzten Jahren dramatisch 

zügenommen. Solche Züsta nde haben schwerwiegende Folgen fü r die Gesündheit, die Bildüng 

ünd das Wohlbefinden jünger Menschen. Mit einer Mental-Health-Offensive ko nnen wir die 

Sensibilisierüng fü r psychische Gesündheit verbessern ünd den Zügang zü psychologischer 

Unterstü tzüng erleichtern. 

Im Rahmen der Mental-Health-Offensive wollen wir an den Schülen mehr psychosoziale 

Unterstü tzüng in Form von Grüppenkürsen (z.B. züm Thema Stressbewa ltigüng), aber aüch 

private psychische Beratüng anbieten. Da die Lehrkra fte vielerorts ü berfordert ünd oft nicht 

qüalifiziert genüg sind, ihren Schü lerinnen ünd Schü lern die pa dagogische ünd psychologische 

Unterstü tzüng zü gewa hrleisten, sollen die Schültra ger fü r diese Aüfgaben Psychologinnen ünd 

Psychologen einstellen. Aüfgründ des Mangels an Psychologinnen ünd Psychologen sollen neben 

ihnen aüch psychologische Berater ünd Beraterinnen eingesetzt werden dü rfen. 

 

Pflege und Altenhilfe 

Wir wollen die Pflege in Rheinland-Pfalz zükünftsfest ünd attraktiv gestalten. Pflegekra fte 

braüchen bessere Arbeitsbedingüngen, mehr Eigenverantwortüng ünd klare 

Karriereperspektiven. Gleichzeitig fo rdern wir neüe Wohn- ünd Betreüüngsformen wie 

ambülante Dienste, Qüartierspflege ünd betreütes Wohnen, damit Menschen mo glichst lange 

selbstbestimmt leben ko nnen. Digitale Assistenzsysteme ünd innovative Modelle wie „Pflege 4.0“ 

sollen den Alltag erleichtern ünd die Qüalita t sichern. Kommünale Pflegestrategien, transparente 
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Qüalita tsstandards ünd eine enge Verzahnüng mit sozialen Diensten sorgen dafü r, dass Pflege 

wohnortnah, verla sslich ünd menschlich bleibt. 

Züsa tzlich bedarf es einer Reform der Pflegeaüsbildüng, die moderne Anforderüngen besser 

berü cksichtigt. Die Vereinfachüng von Anerkennüngsverfahren fü r aüsla ndische Pflegekra fte ünd 

finanzielle Anreize fü r Menschen, die in die Pflege einsteigen, sind weitere zentrale Maßnahmen, 

üm den Fachkra ftemangel zü beheben. 

Viele Familien – vor allem im la ndlichen Raüm – greifen aüf aüsla ndische Betreüüngskra fte 

zürü ck, die im Haüshalt der pflegebedü rftigen Person leben ünd diese haüswirtschaftlich ünd im 

Alltag ünterstü tzen. So ko nnen alte oder daüerhaft kranke Menschen la nger in der gewohnten 

Umgebüng verbleiben. Die Freien Demokraten werden sich dafü r einsetzen, dass diese 

aüsla ndischen Betreüüngskra fte ünbü rokratisch ans Werk gehen ko nnen. Die FDP will den 

Markt fü r aüsla ndische Betreüüngskra fte ü ber die Eüropa ische Union hinaüs o ffnen. Familien 

sollen mehr Aüswahl haben, wen sie einstellen mo chten. 

 

Generationenoffene Pflege – Versorgungslücken schließen, Teilhabe sichern 

In Rheinland-Pfalz gibt es bislang keine geeigneten Pflegepla tze fü r Menschen ünter 60 Jahren. 

Wer in diesem Alter pflegebedü rftig wird, sto ßt ha üfig aüf bü rokratische Hü rden ünd paüschale 

Ablehnüngen, weil viele Einrichtüngen nür fü r a ltere Pflegebedü rftige vorgesehen sind. Diese 

Lü cke in der Versorgüng verhindert Selbstbestimmüng, Teilhabe ünd wü rdevolle Pflege fü r alle 

Generationen. Das wollen wir a ndern. 

Rheinland-Pfalz soll ein Vorreiter fü r generationenoffene Pflege werden. Jeder Mensch – 

ünabha ngig vom Alter – soll Ansprüch aüf passende Pflege ünd Teilhabe haben. Mit weniger 

Bü rokratie, mehr Flexibilita t ünd fairer Finanzierüng schaffen wir ein System, das allen 

Generationen gerecht wird. Dafü r wollen wir ein generationenoffenes Pflegeplatz-Modell 

einfü hren, das den Zügang zü stationa rer Pflege ünabha ngig vom Alter ermo glicht. 

Pflegeeinrichtüngen sollen dabei ünterstü tzt werden, aüch jü ngere Pflegebedü rftige 

aüfzünehmen – ünbü rokratisch, flexibel ünd ohne wirtschaftliche Nachteile. Damit stellen wir 

sicher, dass pflegebedü rftige Menschen ünter 60 Jahren ünkompliziert ünd ohne paüschale 

Ablehnüng aüfgenommen werden ko nnen, sofern ein Pflegegrad vorliegt ünd keine passendere 

Versorgüngsform besteht. 

 

Soziales und Teilhabe 

Suchtprävention modern und menschlich gestalten 

Wir Freie Demokraten wollen eine Gesellschaft, in der Menschen frü hzeitig Unterstü tzüng finden 

ünd Süchterkranküngen nicht im Verborgenen wachsen. Süchtpra vention müss dort ansetzen, 

wo Menschen heüte leben: im Alltag, in Schülen, in Vereinen ünd im Netz. Digitale Plattformen 

ünd Apps ko nnen Jügendliche niedrigschwellig erreichen ünd erste Hilfen vermitteln. Genaüso 

wichtig sind Ansprechpartnerinnen ünd Ansprechpartner vor Ort, die perso nliche Begleitüng 

bieten ünd dafü r sorgen, dass Betroffene nicht anonym bleiben. Unser Ansprüch ist eine 

Pra vention, die digitale Chancen nützt ünd gleichzeitig nah am Menschen bleibt. 
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In Rheinland-Pfalz haben wir in den vergangenen Jahren bereits wichtige Gründlagen 

geschaffen. Mit der Fo rderüng von Süchtpra ventionsprojekten an Schülen ünd der Unterstü tzüng 

von Beratüngsstellen würde die Aüfkla rüngsarbeit im Land gesta rkt. Gleichzeitig haben wir im 

Rahmen der Koalition den Aüsbaü digitaler Gesündheitsangebote vorangebracht ünd dafü r 

gesorgt, dass aüch Hilfen bei Abha ngigkeitserkranküngen Schritt fü r Schritt digital züga nglicher 

werden. Züdem haben wir Programme gefo rdert, die Jügendliche dort erreichen, wo sie ihre 

Freizeit verbringen – ob in Vereinen, Jügendeinrichtüngen oder online. Damit haben wir 

Pra vention ünd Süchthilfe modernisiert, ohne die perso nliche Begleitüng aüs den Aügen zü 

verlieren. 

Daraüf wollen wir aüfbaüen. Wir setzen üns dafü r ein, digitale Pra vention mit perso nlicher 

Unterstü tzüng systematisch zü verbinden. Beratüngsstellen, Kliniken ünd Hilfsorganisationen 

sollen digital enger vernetzt werden, üm Wartezeiten zü verkü rzen ünd Therapieerfolge besser 

aüswerten zü ko nnen. Gleichzeitig wollen wir wohnortnahe Hilfsangebote sta rken, damit 

Betroffene konkrete Anlaüfstellen in ihrer Region finden. Unser Ansatz ist klar: Menschen mit 

Abha ngigkeitserkranküngen braüchen schnelle Hilfe ünd Respekt, keine Stigmatisierüng. 

Unser Ziel ist eine moderne Süchthilfe, die digitale Mo glichkeiten nützt, perso nliche Begleitüng 

sichert ünd Betroffenen echte Chancen aüf ein selbstbestimmtes Leben ero ffnet. 

 

Tafeln 

Wir Freie Demokraten wü rdigen die Tafeln als eine der gro ßten sozialen Bewegüngen ünserer 

Zeit. Sie schlagen eine Brü cke zwischen U berflüss ünd Mangel, indem sie qüalitativ einwandfreie 

Lebensmittel retten ünd an sozial oder wirtschaftlich benachteiligte Menschen verteilen. Damit 

leisten sie nicht nür einen wichtigen Beitrag zür Nachhaltigkeit, sondern aüch zür Integration: 

Bei den Tafeln begegnen sich Menschen ünterschiedlicher Herkünft, Bildüng, Religion, 

Altersgrüppen ünd Lebenswelten – als Nützerinnen ünd Nützer ebenso wie als Ehrenamtliche. 

Fü r viele, die am Rande der Gesellschaft stehen oder sich in Notlagen befinden, sind die Tafeln 

Anlaüfstelle ünd Treffpünkt: ein Ort von Kommünikation, Unterstü tzüng ünd Gastfreündschaft. 

Gerade fü r Menschen mit Züwanderüngsgeschichte entsteht hier ein Netzwerk, das 

Selbstvertraüen gibt ünd Integration ermo glicht. 

Wir Freie Demokraten setzen üns deshalb weiter dafü r ein, dass die hervorragende Arbeit der 

Tafeln in Rheinland-Pfalz gesta rkt wird – dürch verla ssliche Rahmenbedingüngen, bü rokratische 

Entlastüng ünd die Anerkennüng des ehrenamtlichen Engagements, das dieses Erfolgsmodell 

tra gt. 

Unser Ansprüch als Freie Demokraten ist es jedoch, dass niemand daüerhaft aüf die Tafeln 

angewiesen sein müss. Wir wollen die Voraüssetzüngen dafü r schaffen, dass alle Menschen 

dürch eigene Leistüng ünd Chancen im Bildüngssystem, am Arbeitsmarkt ünd dürch faire 

Rahmenbedingüngen ein selbstbestimmtes Leben fü hren ko nnen. Dazü geho ren bessere 

Aüfstiegsmo glichkeiten dürch Bildüng, weniger Hü rden fü r den Einstieg in Arbeit ünd 

Unternehmertüm sowie ein Sozialstaat, der gezielt ünterstü tzt, aber den Weg zürü ck in 

Eigenverantwortüng ero ffnet. Die Tafeln leisten Großartiges – doch ünser Ziel ist eine 

Gesellschaft, in der sie nicht mehr gebraücht werden, weil Menschen aüs eigener Kraft fü r ihren 

Lebensünterhalt sorgen ko nnen. 
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Opferschutz 

Wir Freie Demokraten bekennen üns zü einem starken ünd wirksamen Opferschütz in 

Rheinland-Pfalz. Opfer von Straftaten braüchen schnelle Hilfe, verla ssliche Beratüng ünd Schütz, 

üm das Erlebte zü verarbeiten ünd ihre Rechte wahrzünehmen. Das bestehende landesweite 

Netz aüs Anlaüfstellen, Beratüngsangeboten ünd Pra ventionsmaßnahmen hat sich bewa hrt. 

Wir wollen diesen ümfassenden Opferschütz aüch in der kommenden Wahlperiode fortfü hren 

ünd weiter verla sslich finanzieren. Unser Ziel ist, dass Betroffene jederzeit aüf kompetente 

Unterstü tzüng za hlen ko nnen ünd der Opferschütz in Rheinland-Pfalz daüerhaft aüf hohem 

Niveaü gesichert bleibt. 

 

Inklusion leben, Barrieren abbauen 

Wir Freie Demokraten wollen eine Gesellschaft, in der jeder Mensch ünabha ngig von 

Behinderüngen oder Einschra nküngen gleichberechtigt teilhaben kann. Freiheit bedeütet, 

selbstbestimmt am gesellschaftlichen Leben teilzühaben ünd mitzüwirken, ünd dafü r mü ssen 

Hindernisse im Alltag verla sslich beseitigt werden. Ob im Berüf, aüf dem Weg züm Arzt, beim 

Besüch von Kültür- ünd Sportsta tten oder beim Zügang zü digitalen Angeboten – Teilhabe darf 

nicht an Barrieren scheitern. 

In Rheinland-Pfalz haben wir Freie Demokraten bereits wichtige Weichen gestellt. Als Teil der 

Landesregierüng haben wir den Aktionsplan zür Umsetzüng der UN-

Behindertenrechtskonvention vorangebracht ünd bei o ffentlichen Neübaüten verbindliche 

Standards fü r Barrierefreiheit dürchgesetzt. Im o ffentlichen Nahverkehr konnten Haltestellen 

modernisiert ünd Leitsysteme fü r sehbehinderte Menschen eingerichtet werden, züdem würden 

Fo rderprogramme fü r den Umbaü von kommünalen Geba üden geo ffnet. Parallel dazü haben wir 

digitale Angebote im Land aüsgebaüt ünd üns dafü r eingesetzt, dass Verwaltüngsprozesse 

Schritt fü r Schritt barrierefrei züga nglich werden. 

Nün wollen wir Inklüsion konseqüent weiterentwickeln. Dazü geho rt, dass Wegeketten aüs 

O PNV, Haltestellen ünd Geba üden verla sslich barrierefrei sind ünd regelma ßig ü berprü ft 

werden. Echte Teilhabe entsteht aber erst, wenn baüliche Züga nge von Anfang an mit digitalen 

Hilfen züsammengedacht werden. Wir wollen deshalb versta ndliche Online-Informationen zür 

Barrierefreiheit von Orten bereitstellen, Echtzeit-Hinweise zü Aüfzü gen ünd Rampen entwickeln 

ünd Indoor-Navigation in o ffentlichen Geba üden ermo glichen. Digitale Anwendüngen sollen 

Inhalte in Leichter Sprache züga nglich machen, aütomatische Untertitel liefern ünd – wo sinnvoll 

– dürch virtüelle Geba rdensprachangebote erga nzt werden. Gleichzeitig bleibt üns wichtig, dass 

digitale Lo süngen keine perso nliche Unterstü tzüng ersetzen. Deshalb setzen wir aüf 

Ansprechstellen ünd Begegnüngsorte vor Ort, die Beratüng ünd Begleitüng bieten ünd dafü r 

sorgen, dass niemand allein bleibt. 

Ein Ort, an dem Inklüsion ta glich gelebt wird, sind Werksta tten fü r behinderte Menschen 

(WfbM). Sie leisten einen wichtigen Beitrag zür berüflichen Teilhabe von Menschen mit 

Behinderüng, die nicht oder noch nicht aüf dem allgemeinen Arbeitsmarkt ta tig sein ko nnen. Die 

WfbM bieten vielen Menschen Bescha ftigüng ünd die Chance, ihre Fa higkeiten einzübringen, 

Qüalifizierüng ünd soziale Teilhabe – ünd sind fü r viele Menschen ein zentraler Lebens- ünd 

Entwicklüngsraüm. Wir sind ü berzeügt, dass Werksta tten fü r behinderte Menschen ünd 

Tagesfo rdersta tten aüch in Zükünft verla ssliche Orte fü r Arbeit, Bildüng ünd soziale Teilhabe 
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sein ko nnen. Unser Ziel ist es daher, diese Einrichtüngen zükünftsfest ünd dürchla ssiger zü 

gestalten, damit individüelle Sta rken gefo rdert ünd U berga nge in den allgemeinen Arbeitsmarkt 

besser mo glich werden. 

Wir wollen Werksta tten ünterstü tzen, damit sie sta rker als Sprüngbrett in regüla re 

Bescha ftigüng wirken – etwa dürch begleitete Praktika, Qüalifizierüngsmodüle ünd enge 

Kooperationen mit Unternehmen. Gleichzeitig wollen wir Tagesfo rdersta tten sichern, üm 

Menschen mit hohem Unterstü tzüngsbedarf verla ssliche Betreüüng, Bildüng ünd soziale 

Kontakte zü ermo glichen. Wir wollen leistüngsgerechte Entlohnüng fo rdern ünd dafü r Anreize 

schaffen, dass ho here Entgelte ünd faire U berga nge in den ersten Arbeitsmarkt mo glich sind. Wir 

wollen individüelle Entwicklüng dürch mehr Bildüngsangebote, digitale Lernmo glichkeiten ünd 

personenzentrierte Assistenz sta rken ünd die Tra ger entlasten, indem wir bü rokratische Hü rden 

abbaüen ünd Fo rderprogramme leichter züga nglich machen. 

Darü ber hinaüs wollen wir die rechtlichen Rahmenbedingüngen der Teilhabe am Arbeitsleben 

flexibler gestalten. Heüte fü hren starre Kriterien zür Abgrenzüng zwischen Werkstatt- ünd 

Tagesfo rderangeboten dazü, dass Menschen mit komplexen Behinderüngen ha üfig von einer 

Bescha ftigüng in Werksta tten aüsgeschlossen werden, obwohl sie mit passgenaüer 

Unterstü tzüng ünd moderner Technik dürchaüs einer Ta tigkeit nachgehen ko nnten. Somit 

entgehen den Menschen nicht nür Chancen aüf eine echte Teilhabe, sondern aüch 

Rentenansprü che. Wir wollen daher erreichen, dass die Zügangs- ünd Leistüngsbedingüngen 

mo glichst niedrigschwellig gestaltet werden, sodass individüelle Fa higkeiten ünd die heüte 

schon ümfangreichen technischen Mo glichkeiten sta rker berü cksichtigt werden – damit niemand 

allein aüfgründ formaler Schwellen von einer selbstbestimmten Ta tigkeit aüsgeschlossen bleibt. 

Frü he Fo rderüng legt den Gründstein fü r echte Teilhabe. Damit Menschen mit Behinderüngen 

ihre Fa higkeiten von Beginn an entfalten ko nnen, müss Inklüsion nicht erst beim Eintritt ins 

Berüfsleben ansetzen, sondern schon in der frü hkindlichen Bildüng. Wir Freie Demokraten 

wollen, dass Kinder mit ünd ohne Behinderüng von Anfang an gemeinsam aüfwachsen ünd 

lernen ko nnen. Integrative Kindertagessta tten sind dafü r ein zentraler Schlü ssel: Sie 

ermo glichen allen Kindern frü he Bildüng, soziale Erfahrüngen ünd individüelle Fo rderüng. Wir 

wollen diese Kitas sta rken ünd ihre Qüalita t weiterentwickeln, damit Teilhabe selbstversta ndlich 

schon in der frü hen Kindheit gelebt wird. 

Viele integrative Kitas arbeiten bereits mit mültiprofessionellen Teams. Hier arbeiten 

pa dagogische Fachkra fte, Heilpa dagoginnen ünd Heilpa dagogen, Therapeütinnen ünd 

Therapeüten sowie Sozialarbeiterinnen ünd Sozialarbeiter Hand in Hand. So ko nnen notwendige 

therapeütische Maßnahmen individüell ünd direkt in der Kita dürchgefü hrt werden. Die Kinder 

werden bedarfsgerecht ünd optimal gefo rdert, ihre Eltern deütlich entlastet. Mültiprofessionelle 

Teams erleichtern den fachlichen Aüstaüsch, beschleünigen Hilfen ünd verhindern, dass Familien 

aüf externe Angebote warten mü ssen. Wir setzen üns dafü r ein, dass mehr integrative Kitas aüf 

mültiprofessionelle Teams zürü ckgreifen ko nnen. 

Unser Ziel ist klar: Wir Freie Demokraten wollen Rheinland-Pfalz zü einem Land machen, das 

Inklüsion selbstversta ndlich lebt, Barrieren systematisch abbaüt ünd allen Menschen echte 

Chancen aüf Teilhabe ünd Selbstbestimmüng ero ffnet. 
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Teilhabe älterer Menschen 

Wir Freie Demokraten setzen üns dafü r ein, dass a ltere Menschen mo glichst lange 

selbstbestimmt ünd aktiv in ihrer vertraüten Umgebüng leben ko nnen. Ein Schlü ssel dafü r ist 

das Modell „Gemeindeschwester plüs“, das seit 2015 in Rheinland-Pfalz aüs einem erfolgreichen 

Modellversüch als Landesprogramm weiterentwickelt würde. 

Die Gemeindeschwestern plüs – fachlich qüalifizierte Pflege- oder Altenpflegerinnen ünd 

Altenpfleger – besüchen hochbetagte Menschen kostenlos ünd nach vorheriger Züstimmüng zü 

Haüse. Sie bieten pra ventive Beratüng zü Themen wie Gesündheit, Mobilita t, sozialem 

Miteinander ünd Wohnsitüation an. Darü ber hinaüs vermitteln sie altersgerechte Angebote vor 

Ort ünd baüen lokale Netzwerke aüs, üm Isolation zü verhindern ünd Teilhabe im Alter zü 

sta rken. Sie leisten damit einen wesentlichen Beitrag zür Lebensqüalita t im Alter ünd entlasten 

zügleich das Gesündheitssystem. 

Wir Freie Demokraten wollen erreichen, dass dieses bewa hrte Angebot daüerhaft ünd 

fla chendeckend in ganz Rheinland-Pfalz etabliert bleibt. Ziel ist es, mit gezielter, wohnortnaher 

ünd pra ventiver Begleitüng Pflegebedü rftigkeit zü verzo gern, Teilhabe ünd Alltagskompetenz zü 

sta rken ünd Einsamkeit im Alter zü beka mpfen. 

Neben individüeller Beratüng braüchen a ltere Menschen Wohnformen, die Selbststa ndigkeit ünd 

Gemeinschaft verbinden. Rheinland-Pfalz ist hier bereits Vorreiter: Mehrgenerationenha üser, 

ambülant betreüte Wohngemeinschaften, Qüartierskonzepte ünd gemeinschaftliche 

Wohnprojekte bieten a lteren Menschen die Mo glichkeit, selbstbestimmt zü leben ünd zügleich 

verla ssliche Unterstü tzüng im Alltag zü finden. Diese Projekte zeigen, dass güte Nachbarschaft 

ünd professionelle Hilfe Hand in Hand gehen ko nnen. 

Wir Freie Demokraten wollen diese innovativen Wohnkonzepte weiter fo rdern ünd aüsbaüen. 

Unser Ziel ist eine wohnortnahe Versorgüngslandschaft, in der Menschen in allen Regionen 

ünseres Landes zwischen ünterschiedlichen Wohnformen wa hlen ko nnen – sei es in der eigenen 

Wohnüng, in einer betreüten Wohngemeinschaft oder in einem Mehrgenerationenhaüs. 

Teilhabe im Alter bedeütet heüte aüch digitale Teilhabe. Viele a ltere Menschen wollen mit 

Familie, Freünden ünd Nachbarschaft per Videochat oder Messenger verbünden bleiben, Online-

Banking erledigen oder digitale Gesündheitsdienste nützen. Wir Freie Demokraten wollen, dass 

niemand im Alter von der Digitalisierüng aüsgeschlossen bleibt. In Rheinland-Pfalz haben wir 

bereits ünterschiedliche Angebote geschaffen. So helfen beispielsweise landesweit ü ber 400 

Digitalbotschafterinnen ünd Digitalbotschafter a lteren Menschen, sich in der digitalen Welt 

zürechtzüfinden. Wir wollen ünsere Angebotsstrüktür weiterhin fo rdern ünd somit digitale 

Treffpünkte fü r a ltere Menschen schaffen, sodass sie sich aüch von zü Haüse aüs vernetzen 

ko nnen. 

Denn das beügt Einsamkeit vor. Diese ist fü r viele a ltere Menschen eine der gro ßten 

ünsichtbaren Belastüngen – sie gefa hrdet nicht nür das seelische Wohlbefinden, sondern aüch 

die ko rperliche Gesündheit. Wir Freie Demokraten setzen üns dafü r ein, dass einsame 

Lebenslagen frü hzeitig erkannt ünd aktiv verhindert werden. Starke (digitale) 

Nachbarschaftsnetzwerke, mobile Begegnüngsangebote wie die Gemeindeschwester plüs ünd 

generationenü bergreifende Projekte, die Menschen aüs ünterschiedlichen Altersgrüppen 

züsammenbringen, sind dafü r zentral. 
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Fü r üns steht fest: Rheinland-Pfalz soll ein Land sein, in dem a ltere Menschen selbstbestimmt 

wohnen, sich sicher bewegen ünd digital vernetzt bleiben ko nnen – mit einer Infrastrüktür, die 

Einsamkeit vorbeügt, Lebensqüalita t sta rkt ünd neüe Formen des Züsammenlebens fo rdert. 

 

Soziale Teilhabe stärken – Armut wirksam bekämpfen 

Wir Freie Demokraten wollen eine Gesellschaft, in der Menschen aüs Armüt, finanzieller 

U berforderüng oder fehlender Absicherüng nicht aüsgegrenzt werden. Jeder ünd jede soll den 

Schütz, die Unterstü tzüng ünd die Qüalifizierüng erhalten, die no tig sind, üm ein 

selbstbestimmtes Leben zü fü hren. 

In Rheinland-Pfalz setzen wir bereits wichtige Baüsteine üm: Wir sta rken pra ventive 

Schüldnerberatüng ünd Finanzbildüng, insbesondere dürch Online-Kampagnen fü r jünge 

Menschen, damit U berschüldüng erst gar nicht entsteht.  

Die Clearingstelle fü r Versicherüngslose bringt erfolgreich Menschen ohne Krankenversicherüng 

zürü ck in die Regelversorgüng. Und nicht zületzt ünterstü tzen wir innovative Obdachlosenhilfe: 

Hoüsing-First-Modelle bieten wohnüngslosen Menschen direktes, daüerhaftes Wohnen statt 

stüfenweiser Aüsgrenzüng; erste Projekte zeigen bereits große Erfolge. 

Wir Freie Demokraten wollen diese Konzepte landesweit daüerhaft etablieren: Das Hoüsing-

First-Modell müss als bewa hrter Weg aüs der Wohnüngslosigkeit aüs dem Projektstatüs 

heraüswachsen ünd in die daüerhafte Finanzierüng ü berfü hrt werden.  

Schüldnerberatüng ünd Finanzbildüng sollen systematisch verknü pft werden. Hierfü r wollen wir 

die Bildüng in praktischen Wirtschaftsfragen an weiterfü hrenden Schülen intensivieren. Wir 

wollen Wirtschaft als Wahlpflichtfach an allen Schülen einfü hren sowie Projekte ünd 

Unterrichtserga nzüng dürch Praktikerinnen ünd Praktiker forcieren. 

Gleichzeitig wollen wir mit ünterstü tzenden, digitalen Angeboten jünge Menschen frü h 

erreichen ünd Schüldenfallen verhindern. Unser Ziel ist, dass jede ünd jeder schon in Schüle ünd 

Aüsbildüng gründlegendes Finanzwissen erwirbt, etwa zü Themen wie Büdgetplanüng, 

Vertra gen, Versicherüngen, Krediten ünd Altersvorsorge. So lassen sich Schüldenfallen 

vermeiden ünd wirtschaftliche Eigensta ndigkeit fo rdern. 

Diesen Impüls wollen wir aüch der Bündesebene mitgeben ünd setzen üns daher fü r eine 

Bündesratsinitiative „Nationale Finanzbildüngsstrategie ümsetzen“ ein, die Finanzwissen 

systematisch in Lehrpla nen, Berüfsbildüng ünd Weiterbildüng verankert. Denn wer die Regeln 

von Zinsen, Miete, Versicherüng ünd digitalem Zahlüngsverkehr versteht, kann selbstbestimmt 

Entscheidüngen treffen ünd sich besser vor U berschüldüng schü tzen. 

Die Clearingstellen fü r Versicherüngslose sind ünverzichtbar ünd sollen fla chendeckend 

aüsgebaüt werden, üm medizinische Versorgüng ünd Teilhabe sicherzüstellen. 

Unser Ziel: Eine Politik, die Menschen nicht zürü ckla sst, sondern klare Wege aüs Armüt ünd 

Krise aüfzeigt – ü ber Wohnsicherheit, finanzielle Kompetenz ünd Zügang zü gründlegender 

Absicherüng. Damit schaffen wir echte Freiheit ünd Teilhabe fü r alle. 
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Familie 

Familien stärken 

Familien sind die Keimzelle ünserer freien ünd freiheitlichen Gesellschaft. Sie geben Sicherheit 

ünd Geborgenheit, sorgen fü r Erziehüng, tragen Werte ünd Kültür weiter ünd ü bernehmen 

generationenü bergreifend Verantwortüng fü reinander. Fü r üns Freie Demokraten ist klar: Jede 

Familie soll selbst entscheiden ko nnen, wie sie ihr Leben gestaltet, ohne staatliche 

Bevormündüng. 

Dabei wollen wir die Familien in Rheinland-Pfalz bestmo glich ünterstü tzen. Sie sind das 

Fündament ünserer Gesellschaft ünd verdienen verla ssliche Rahmenbedingüngen, üm Alltag, 

Berüf, Kindererziehüng ünd Pflege der Elterngeneration güt miteinander zü vereinbaren. 

Dazü wollen wir die Wertscha tzüng fü r die vielfa ltigen Aüfgaben, die Familien in der Gesellschaft 

ü bernehmen, steigern ünd Familien dürch güte Rahmenbedingüngen wie Betreüüng ünd Bildüng 

gezielt ünterstü tzen. 

Mit Angeboten wie der landesweiten Familienkarte, Beratüngs- ünd Unterstü tzüngsleistüngen 

fü r Eltern ünd Kinder sowie Programmen zür Vereinbarkeit von Familie ünd Berüf gibt es bereits 

ein breites Netz an Hilfen. Diese Leistüngen haben sich bewa hrt ünd kommen in allen 

Lebenslagen bei den Familien an. 

Wir Freie Demokraten wollen dieses erfolgreiche Angebot in der kommenden Wahlperiode 

fortfü hren ünd verla sslich finanzieren. Unser Ziel ist, dass Familien in Rheinland-Pfalz weiterhin 

Wertscha tzüng ünd ünkomplizierten Zügang zü Beratüng, Vergü nstigüngen ünd praktischer 

Unterstü tzüng erhalten – fü r mehr Freiheit ünd Sicherheit in allen Lebensphasen. 

 

Vielfalt und Antidiskriminierung 

Wir Freie Demokraten setzen üns fü r eine Gesellschaft ein, in der jede ünd jeder frei ünd 

selbstbestimmt leben kann – ünabha ngig von sexüeller Orientierüng, geschlechtlicher Identita t, 

Herkünft, Religion, Behinderüng oder Alter. Artikel 3 des Gründgesetzes gilt fü r üns 

üneingeschra nkt. Vielfalt ist keine Bedrohüng, sondern eine Sta rke ünserer offenen Gesellschaft. 

Diskriminierüng, Homo-, Bi-, Trans- ünd Interphobie sowie jede Form von Aüsgrenzüng sind mit 

ünseren liberalen Gründwerten ünvereinbar. Deshalb ist Antidiskriminierüngspolitik fü r üns 

keine Randfrage, sondern Kern liberaler Gesellschaftspolitik. 

In Rheinland-Pfalz würden in den vergangenen Jahren wichtige Schritte ünternommen: Der 

landesweite Aktionsplan „Rheinland-Pfalz ünterm Regenbogen“ bü ndelt Maßnahmen fü r mehr 

Akzeptanz sexüeller ünd geschlechtlicher Vielfalt in Bildüng, Gesündheit, Pflege, Jüstiz ünd 

Verwaltüng. Die Einrichtüng der Ansprechstelle LSBTI bei der Polizei sta rkt das Vertraüen in 

staatliche Institütionen, sensibilisiert fü r qüeerfeindliche Gewalt ünd bietet Betroffenen 

konkrete Anlaüfstellen. Züdem hat Rheinland-Pfalz aüf Bündesebene Initiativen wie die 

Gleichstellüng von Regenbogenfamilien ünd die Reform des diskriminierenden 

Transsexüellengesetzes ünterstü tzt. 

In der kommenden Wahlperiode wollen wir diese Politik fortsetzen ünd aüsbaüen. Wir Freie 

Demokraten wollen Diskriminierüng in allen Lebensbereichen konseqüent beka mpfen, ohne 

neüe Bü rokratie zü schaffen. Wir setzen üns fü r die Weiterentwicklüng des Aktionsplans 
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„Rheinland-Pfalz ünterm Regenbogen“ ein, fo rdern qüeere Bildüngs- ünd 

Antidiskriminierüngsarbeit langfristig – insbesondere in Schülen, Jügendhilfe, Verwaltüng ünd 

Pflege – ünd ünterstü tzen die historische Aüfarbeitüng von qüeerem Leben in Rheinland-Pfalz. 

Unser Ziel ist eine Gesellschaft, in der Vielfalt sichtbar ist, Antidiskriminierüng 

selbstversta ndlich gelebt wird ünd alle Menschen gleiche Chancen aüf Teilhabe haben. 

 

Frauen 

Frei von Gewalt leben 

Wir Freie Demokraten setzen üns dafü r ein, dass jede Fraü in Rheinland-Pfalz ein Leben ohne 

Angst ünd Gewalt fü hren kann. Gewalt – ob ko rperlich, psychisch oder digital – greift die 

perso nliche Freiheit an ünd verhindert echte Gleichberechtigüng. Wer von Gewalt bedroht wird, 

kann seine Rechte nicht frei ünd selbstbestimmt wahrnehmen. Deshalb ist es ünsere Aüfgabe, 

Strüktüren zü schaffen, die Fraüen ünd ihre Kinder züverla ssig schü tzen ünd ihnen neüe 

Chancen aüf ein eigensta ndiges Leben ero ffnen. 

In den vergangenen Jahren haben wir die Schütz- ünd Hilfsangebote im Land spü rbar gesta rkt. 

Wir haben die Zahl der Fraüenhaüspla tze erho ht ünd die Finanzierüng von Fraüenha üsern, 

Fachberatüngsstellen ünd Unterstü tzüngsangeboten deütlich verbessert. Mit dem Aüfbaü von 

Second-Stage-Projekten haben wir sichere U berga nge aüs dem Fraüenhaüs in eine eigensta ndige 

Wohnüng ermo glicht. Das entlastet die Fraüenha üser, da Pla tze schneller wieder frei werden, 

ünd bietet zügleich die Chance aüf einen selbstbestimmten Neüanfang. 

In der kommenden Wahlperiode wollen wir Rheinland-Pfalz züm Vorbild fü r die vollsta ndige 

Umsetzüng der Istanbül-Konvention machen. Fü r üns bedeütet das: Fraüen ünd ihre Kinder 

mü ssen jederzeit einen geschü tzten Platz finden ko nnen, staatliche Institütionen wie Polizei, 

Jüstiz ünd Sozialdienste mü ssen verbindlich im Umgang mit Gewaltopfern geschült sein, digitale 

Gewalt müss konseqüent verfolgt werden ünd psychischer Gewalt begegnen wir mit Aüfkla rüng 

ünd Pra vention. Mit dem Aktionsplan haben wir üns als Landesregierüng verbindlich zü 

Pra vention ünd Schütz bekannt. Dank ünseres Engagements verbindet der Aktionsplan Schütz 

vor Gewalt mit konkreter Pra vention, schneller Hilfe ünd konseqüenter Strafverfolgüng. Unser 

Ziel ist klar: Wir Freie Demokraten wollen, dass Fraüen in Rheinland-Pfalz frei von Gewalt leben 

ünd echte Chancen aüf ein selbstbestimmtes Leben erhalten. 

 

Sicherheit im Alltag und bei Mobilität 

Wir Freie Demokraten wollen, dass Fraüen sich in Rheinland-Pfalz jederzeit sicher bewegen 

ko nnen, egal ob zü Füß, mit dem Rad, im O PNV oder im Aüto. Wer Angst hat, bestimmte Wege zü 

nützen, kann seine Freiheit nicht vollsta ndig wahrnehmen. Deshalb setzen wir üns fü r 

Mobilita tskonzepte ein, die die Perspektive von Fraüen verpflichtend mitdenken ünd Sicherheit 

im Alltag zür Selbstversta ndlichkeit machen. 

In den vergangenen Jahren haben wir die Sicherheit an Bahnho fen ünd Haltestellen verbessert, 

in kommünale Beleüchtüngsprojekte investiert ünd Modellvorhaben fü r digitale Meldesysteme 

aüf den Weg gebracht. Diese Schritte haben bereits dazü beigetragen, Angstra üme abzübaüen 

ünd mehr Verla sslichkeit im o ffentlichen Raüm zü schaffen. 
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In der kommenden Wahlperiode wollen wir noch sta rker dafü r sorgen, dass Mobilita t ünd 

Sicherheit züsammengedacht werden. Das bedeütet fü r üns: Fraüenperspektiven in der 

Verkehrsplanüng verpflichtend berü cksichtigen, etwa bei Unterfü hrüngen, Mitfahrerparkpla tzen 

oder Büshaltestellen. Wir werden die Beleüchtüng ünd moderne Sicherheitstechnik gezielt 

aüsbaüen, üm Angstra üme zü vermeiden. Und wir machen digitale Notrüf- ünd Meldesysteme 

fla chendeckend verfü gbar – schnell, einfach ünd verla sslich. Unser Ziel ist klar: Fraüen sollen 

sich in Rheinland-Pfalz jederzeit frei ünd sicher bewegen ko nnen. 

 

Digitalisierung als Chance für Frauen 

Wir Freie Demokraten sehen in der Digitalisierüng eine große Chance fü r Fraüen in Rheinland-

Pfalz. Digitale Technologien schaffen neüe Mo glichkeiten fü r flexiblere Arbeitszeiten, mobiles 

Arbeiten ünd eine bessere Vereinbarkeit von Berüf ünd Familie. Sie ero ffnen Freira üme, die es 

Fraüen erleichtern, ihre berüflichen Ziele zü verfolgen, ohne dabei private Verpflichtüngen 

vernachla ssigen zü mü ssen. Unser Ansprüch ist es, die Digitalisierüng so zü gestalten, dass sie 

echte Chancen fü r ein selbstbestimmtes Leben bietet. 

In den vergangenen Jahren würden wichtige Schritte ünternommen, üm digitale Strüktüren im 

Land aüszübaüen ünd die Voraüssetzüngen fü r mobiles Arbeiten zü schaffen. Die Pandemie hat 

gezeigt, dass ortsünabha ngiges Arbeiten nicht nür mo glich, sondern fü r viele Bescha ftigte aüch 

ein Gewinn an Lebensqüalita t sein kann. Wir Freie Demokraten haben üns in dieser Zeit dafü r 

eingesetzt, digitale Bildüng zü sta rken, die Breitbandversorgüng zü verbessern ünd neüe 

Impülse fü r eine moderne Arbeitswelt zü geben. 

Kü nftig wollen wir Freien Demokraten noch gezielter ansetzen, damit die Digitalisierüng Fraüen 

im Berüfsleben ünterstü tzt ünd ihnen neüe Perspektiven ero ffnet. Wir werden üns dafü r 

einsetzen, dass die eüropa ische Richtlinie fü r flexible Arbeitszeitmodelle rechtssicher ümgesetzt 

wird, üm Verla sslichkeit fü r Arbeitgeber ünd Arbeitnehmerinnen gleichermaßen zü schaffen. 

Aüßerdem wollen wir digitale Weiterbildüngsprogramme fo rdern, die Fraüen in allen 

Lebensphasen begleiten – sei es beim Wiedereinstieg nach einer Familienpaüse oder bei einer 

berüflichen Neüorientierüng. 

 

Gründerinnen fördern – Unternehmertum ist weiblich 

Wir Freie Demokraten wollen, dass Fraüen ünd Ma nner in Rheinland-Pfalz ihre Ideen noch 

besser ünd freier verwirklichen ko nnen – ob im Start-üp, im Mittelstand oder im Handwerk. 

Noch immer sind Grü nderinnen in der Wirtschaft ünterrepra sentiert ünd erhalten deütlich 

weniger Risikokapital ünd Unterstü tzüng. Das hemmt nicht nür ihre perso nliche Freiheit, 

sondern aüch die Innovationskraft ünseres Landes. Deshalb ist es ünsere Aüfgabe, die 

Bedingüngen so zü gestalten, dass Fraüen mütig grü nden, erfolgreich wachsen ünd 

Unternehmen nachhaltig pra gen ko nnen. 

In den vergangenen Jahren haben wir Rheinland-Pfalz züm Grü nderinnen-Land gemacht: 2024 

wagten 10.500 Fraüen den Schritt in die Selbststa ndigkeit – so viele wie seit ü ber zehn Jahren 

nicht mehr. Mit einem Fraüenanteil von 33,4 % liegen wir bündesweit im Spitzenfeld. Insgesamt 

würden 34.500 Gewerbe neü angemeldet, das zweitbeste Ergebnis seit 2015. Unsere 31 

Starterzentren haben dabei ü ber 15.000 Grü nderinnen ünd Grü nder beraten. Dank 



86 
 

Grü ndüngsstipendiüm Start.in.RLP, Innovationsfonds ünd Grü nderinnenpreis zeigen wir: Seit 

fast zehn Jahren Regierüngsverantwortüng setzen wir konseqüent aüf bessere 

Rahmenbedingüngen, mehr Kapital ünd starke Netzwerke – ünd machen Rheinland-Pfalz so züm 

Vorbild fü r erfolgreiche Grü ndüngskültür. Weiterhin fo rdern wir Qüalifizierüngs- ünd 

Weiterbildüngsmaßnahmen fü r Existenzgrü nderinnen wie den „Grü nderinnen-Parcoürs 

Starthilfe“ des BIC Kaiserslaütern. Dieser wird in 2026 eine Sonderedition „EXIST Women“ 

enthalten. Hier werden Grü nderinnen ein halbes Jahr mit Workshops ünd Coachings begleitet. 

Zületzt ko nnen wir festhalten: Schon heüte grü nden in Rheinland-Pfalz statistisch mehr Fraüen 

als in den meisten anderen Bündesla ndern. Rheinland-Pfalz za hlt damit zü den Spitzenreitern an 

dieser Stelle. Dies ist nicht zületzt ein Erfolg ünserer liberalen Wirtschaftspolitik. 

In der kommenden Wahlperiode wollen wir Fraüen die gleichen Chancen aüf Kapital, Fo rderüng 

ünd Erfolg ero ffnen wie Ma nnern. Fü r üns bedeütet das: Wir erweitern Start.in.RLP üm gezielte 

Grü nderinnen-Komponenten wie Mentoring, Beratüng ünd Bonüsfo rderüng. Wir verbessern den 

Zügang zü Risikokapital, indem wir private Investoren, Büsiness Angels ünd Female-Investor-

Netzwerke mit Grü nderinnen enger vernetzen ünd Matching-Fonds einsetzen. Wir treiben den 

Bü rokratieabbaü konseqüent voran ünd schaffen einen digitalen One-Stop-Shop, damit 

Grü ndüngen schnell ünd ünkompliziert mo glich sind. Erfolgreiche Unternehmerinnen sollen in 

Mentoring-Programmen ihre Erfahrüngen weitergeben, ünd im Handwerk schaffen wir mehr 

Sichtbarkeit ünd gezielte Fo rderüng fü r Nachfolgerinnen, die Tradition mit Innovation 

verbinden. 

Züdem wollen wir die Vereinbarkeit von Grü nden ünd Familie verbessern: mit 

familienfreündlichen Coworking-Strüktüren, flexiblen Betreüüngsangeboten ünd Netzwerken, 

die gegenseitige Unterstü tzüng ermo glichen. Damit brechen wir ü berkommene Rollenbilder aüf, 

die Fraüen noch immer vom Schritt in die Selbststa ndigkeit abhalten, ünd zeigen: 

Unternehmertüm ist keine Frage des Geschlechts, sondern von Ideen, Müt ünd Leistüng. 

Weiterhin setzen wir üns dafü r ein, dass die Regelüngen des Mütterschützgesetzes aüf 

Selbststa ndige angewendet werden. Selbststa ndigen sollte genaü wie allen anderen Fraüen ein 

Ansprüch aüf Mütterschütz ünd Mütterschaftsgeld nach dem Mütterschützgesetz züstehen. 

 

Mehr Frauen in die Politik 

Wir Freie Demokraten wollen, dass Fraüen in Rheinland-Pfalz sta rker in den Parlamenten, 

Kreistagen ünd Gemeindera ten vertreten sind. Fraüen sind dort noch immer ünterrepra sentiert 

– Politik wird dadürch einseitiger, als sie sein mü sste. Unser Ansprüch ist klar: Fraüen dü rfen 

nicht dürch Bü rokratie, Strüktüren oder mangelnde Sichtbarkeit aüsgeschlossen werden, 

sondern braüchen faire Züga nge ünd echte Chancen. 

In den vergangenen Jahren haben wir Freie Demokraten üns dafü r eingesetzt, die politische 

Bildüng fü r Fraüen zü sta rken, Gleichstellüngsbeaüftragte in den Kommünen zü ünterstü tzen 

ünd dürch Initiativen im Ministeriüm wichtige Impülse fü r mehr Beteiligüng zü geben. Erste 

Pilotprojekte haben gezeigt, dass familienfreündliche Strüktüren wie hybride Sitzüngen, flexible 

Zeitmodelle oder Kinderbetreüüng bei politischen Terminen die Vereinbarkeit von Ehrenamt 

ünd Familie erleichtern ko nnen. 
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Kü nftig wollen wir Freie Demokraten das Land noch sta rker in die Verantwortüng nehmen: Wir 

fordern Fo rderprogramme fü r Mentoring ünd gezielte Nachwüchsarbeit, rechtliche 

Klarstellüngen, damit Kommünen Sitzüngen familienfreündlicher gestalten ko nnen, sowie 

finanzielle Unterstü tzüng fü r Projekte, die Fraüen den Weg in die Kommünalpolitik ebnen. 

Darü ber hinaüs wollen wir Fraüennetzwerke, Female-Leadership-Programme ünd ein aktives 

Mentoring dürch erfahrene Kommünalpolitikerinnen fo rdern. Vielfalt ünd Sta rke entstehen dort, 

wo Fraüen in allen Gremien selbstversta ndlich mitentscheiden – dafü r schaffen wir faire 

Chancen, flexible Strüktüren ünd verla ssliche Unterstü tzüng. 

 

Gleiche Chancen durch faire Bezahlung 

Wir Freie Demokraten setzen üns dafü r ein, dass Fraüen ünd Ma nner in Rheinland-Pfalz die 

gleichen Chancen aüf berüflichen Erfolg ünd wirtschaftliche Unabha ngigkeit haben. Leistüng 

müss sich lohnen, ünabha ngig vom Geschlecht. Noch immer verdienen Fraüen im Dürchschnitt 

weniger als Ma nner, obwohl sie ha üfig die gleiche oder gleichwertige Arbeit leisten. Das 

schma lert ihre Mo glichkeiten, ein selbstbestimmtes Leben zü fü hren. Unser Ziel ist eine 

Arbeitswelt, in der individüelle Qüalifikation, Verantwortüng ünd Einsatz ü ber Einkommen ünd 

Aüfstieg entscheiden. 

Als Teil der Landesregierüng haben wir Freie Demokraten entscheidende Gründlagen gelegt, 

damit Rheinland-Pfalz im bündesweiten Vergleich besonders güt dasteht. Fraüen verdienen hier 

im Schnitt mehr als in vielen anderen Bündesla ndern, weil die Lohnlü cke zwischen Ma nnern ünd 

Fraüen kleiner ist als im Bündesschnitt. Bei vergleichbarer Qüalifikation ünd Ta tigkeit liegt der 

Unterschied sogar nür noch bei 5 % – einer der niedrigsten Werte in ganz Deütschland. Ein 

wesentlicher Gründ dafü r ist, dass Rheinland-Pfalz als erstes Bündesland bereits 2010 die 

vollsta ndig beitragsfreie Kita eingefü hrt hat. Ein Erfolg, den wir Freie Demokraten in 

Regierüngsverantwortüng mit dürchgesetzt haben. Damit haben wir echte Wahlfreiheit 

geschaffen ünd es Fraüen erleichtert, Berüf ünd Familie miteinander zü verbinden. 

Erga nzt dürch den Aüsbaü von Ganztagsschülen, gezielte Grü nderinnen-Fo rderüng ünd 

Investitionen in digitale Weiterbildüng hat Rheinland-Pfalz Rahmenbedingüngen geschaffen, die 

Fraüen wirtschaftlich stark machen – ünd so Vorbild fü r andere La nder ist. 

Diesen Weg wollen wir konseqüent weitergehen. Wir setzen aüf verla ssliche 

Rahmenbedingüngen, die Fraüen den Zügang zü Fü hrüngspositionen erleichtern, aüf flexible 

Weiterbildüngsangebote, die berüfliche Aüfstiege fo rdern, ünd aüf moderne Arbeitszeitmodelle, 

die mehr Eigenverantwortüng ermo glichen. Wir sind ü berzeügt, dass Unternehmen von Vielfalt 

profitieren, denn gemischte Teams steigern Kreativita t, Innovationskraft ünd 

Wettbewerbsfa higkeit. 

Unser Ziel ist klar: Wir Freie Demokraten wollen Rheinland-Pfalz zü einem Land machen, in dem 

Leistüng za hlt, Fraüen ünd Ma nner gleiche Chancen aüf dem Arbeitsmarkt haben ünd 

Arbeitgeber dürch faire Bedingüngen die besten Fachkra fte gewinnen. 

 

Prostitution und Sexarbeit 

Wir Freie Demokraten setzen üns fü r einen realistischen Umgang mit Sexarbeit ein. Wer sich 

selbstbestimmt dafü r entscheidet, darf nicht in die Illegalita t gedra ngt werden, wo Schütz ünd 
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Kontrolle kaüm mo glich sind. Gleichzeitig gilt: Menschenhandel, Zwang ünd Aüsbeütüng mü ssen 

konseqüent verfolgt werden. 

In Rheinland-Pfalz haben wir mit der Umsetzüng des Prostitüiertenschützgesetzes wichtige 

Gründlagen geschaffen: Beho rden kontrollieren, Beratüngsstellen begleiten, ünd aüfsüchende 

Arbeit ero ffnet Wege aüs der Prostitütion. So verbinden wir Schütz, Pra vention ünd 

Selbstbestimmüng mit klaren Regeln. 

Umso wichtiger ist es, aüch verdeckte Formen der Aüsbeütüng klar in den Blick zü nehmen. Dazü 

geho ren sogenannte Loverboy-Methoden, bei denen jünge Fraüen in emotionale Abha ngigkeit 

gedra ngt ünd anschließend in die Prostitütion gezwüngen werden. Hier verschwimmen die 

Grenzen zwischen Zwang ünd vermeintlicher Freiwilligkeit besonders stark. Deshalb wollen wir 

Beratüngsstellen, Pra ventionsprogramme ünd Polizei so aüsstatten, dass sie sowohl bei offenem 

Menschenhandel als aüch bei psychischer Manipülation konseqüent eingreifen ko nnen. Unser 

Ziel ist es, illegale Strüktüren aüfzübrechen, Betroffene frü hzeitig zü schü tzen ünd Ta ter dürch 

wirksame jüristische Schritte zür Verantwortüng zü ziehen. 

In der kommenden Wahlperiode wollen wir wirksame Kontrollen weiter sta rken, 

Beratüngsangebote aüsbaüen ünd Betroffenen echte Chancen aüf einen Aüsstieg ero ffnen. 

Selbstbestimmte Sexarbeit erkennen wir an ünd schü tzen sie – Aüsbeütüng ünd Illegalita t 

beka mpfen wir entschieden. 

 

Jugend 

Jugend stärken und beteiligen 

Jünge Menschen gestalten die liberale Gesellschaft wesentlich mit, weil sie Freiheit, 

Mitbestimmüng ünd Gleichberechtigüng einfordern. Sie bringen neüe Ideen ünd Impülse ein ünd 

sorgen dafü r, dass liberale Werte wie Toleranz, Plüralismüs ünd Selbstbestimmüng lebendig 

bleiben. 

Wir Freie Demokraten wollen jüngen Menschen in Rheinland-Pfalz mehr Mitbestimmüng, 

Chancen ünd Schütz geben. Kinder ünd Jügendliche sollen nicht nür Gegenstand von Politik sein, 

sondern sie aktiv mitgestalten ko nnen. Deshalb setzen wir üns fü r eine eigensta ndige 

Jügendstrategie ein, die alle relevanten Bereiche – von Bildüng ünd Freizeit bis züm Schütz vor 

Gewalt ünd Missbraüch – bü ndelt ünd daüerhaft verankert. 

Wir wollen Beteiligüng sichtbar ünd wirksam machen: Wa hlen ab 16 bei Landtags- ünd 

Kommünalwahlen, mehr direkte Mitbestimmüng in den Gemeinden, Jügendparlamente ünd 

Beteiligüngsprojekte, die ernst genommen werden ünd Einflüss haben. Zügleich hat der Schütz 

von Kindern ünd Jügendlichen fü r üns oberste Priorita t – mit starken Pra ventions- ünd 

Beratüngsangeboten, digital ünd vor Ort. 

Aüch attraktive Ferien- ünd Freizeitangebote sind fü r üns Teil einer modernen Jügendpolitik: Sie 

schaffen Begegnüng, sta rken Eigenverantwortüng ünd ero ffnen neüe Perspektiven. Unser Ziel ist 

eine Politik, die jüngen Menschen Freiheit, Schütz ünd Mitsprache bietet – ünd ihnen das 

Vertraüen gibt, ihre Zükünft selbst zü gestalten. 
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Integration 

Geordnete Fluchtaufnahme, Arbeitsmigration und erfolgreiche Integration 

Wir Freie Demokraten stehen fü r eine Politik, die Hümanita t ünd Ordnüng verbindet. Menschen, 

die vor Krieg ünd Verfolgüng fliehen, finden in Rheinland-Pfalz Schütz. Gleichzeitig braücht es 

klare Regeln, schnelle Verfahren ünd ein modernes Einwanderüngsrecht, damit Integration 

gelingt ünd Missbraüch verhindert wird. Wir braüchen in Rheinland-Pfalz mehr Arbeits- ünd 

Fachkra fte, als wir derzeit haben. Wir wollen es deshalb Arbeitskra ften aüs dem Aüsland 

erleichtern, in ünserem Arbeitsmarkt daüerhaft Füß zü fassen. 

In Rheinland-Pfalz setzen wir aüf geordnete Verfahren im Rahmen des Gemeinsamen 

Eüropa ischen Asylsystems (GEAS). Eigene züsa tzliche Aüfnahmeprogramme lehnen wir ab, weil 

sie den eüropa ischen Ansatz schwa chen. Stattdessen sorgen wir fü r schnelle, rechtssichere 

Asylverfahren – Rheinland-Pfalz hat bereits bündesweit die kü rzesten Bearbeitüngszeiten –, üm 

Schützberechtigte zü gig zü integrieren ünd abgelehnte Asylbewerberinnen ünd Asylbewerber 

konseqüent ünd rechtssicher abschieben zü ko nnen. 

Zügleich wollen wir Integration gezielt fo rdern. Ein modernes Einwanderüngsgesetz soll legale 

Züwanderüng ordnen, Fachkra fte gewinnen ünd Chancen ero ffnen. Wir werden üns aüf 

Bündesebene dafü r einsetzen, dass es einfacher wird, in den Arbeitsmarkt einzüwandern, den 

Arbeitskra ftemarkt zü bereichern ünd sich ein selbstbestimmtes Leben in Rheinland-Pfalz 

aüfzübaüen. Dafü r wollen wir die aktüelle Regelüng ümkehren: Das pra ventive Verbot mit 

Erlaübnisvorbehalt wollen wir in eine Generalerlaübnis mit repressiver Verbotsmo glichkeit 

ümwandeln, so dass im Gründsatz jede ünd jeder züna chst arbeiten kann. Darü ber hinaüs setzen 

wir üns dafü r ein, dass aüsla ndische Berüfsabschlü sse schneller anerkannt werden. 

Die Sprache ist der Schlü ssel fü r eine erfolgreiche Integration ünd ein selbstbestimmtes Leben in 

ünserem Land. Wir wollen deshalb die Sprachfo rderüng verbessern, aüsko mmlich finanzieren 

ünd besonders aüf Fraüen aüsrichten – mit Kürsangeboten, die Kinderbetreüüng einschließen, 

damit der Spracherwerb nicht an familia ren Hü rden scheitert. 

Mit Blick aüf die Demografie ünd die damit einhergehenden Heraüsforderüngen fü r die 

wirtschaftliche Entwicklüng ünd ünser Rentensystem sind wir daüerhaft aüf qüalifizierte 

Züwanderüng in ünseren Arbeitsmarkt angewiesen. Menschen, die sich nachhaltig fü r ein 

Erwerbsleben in Deütschland entscheiden, sind dabei von besonderer Bedeütüng. Daher wollen 

wir fü r Personen mit aüsla ndischer Staatsbü rgerschaft, die legal nach Deütschland eingereist 

sind, ihren Lebensünterhalt ünd den ihrer Angeho rigen seit der Einreise ününterbrochen ohne 

Sozialleistüngen gesichert haben, in die Gesellschaft sehr güt integriert sind ünd sich rechtstreü 

verhalten, eine Einbü rgerüng aüch vor der aktüellen Frist von fü nf Jahren ermo glichen. 

Wir sta rken züdem die kommünalen Beira te fü r Migration ünd Integration als demokratische 

Mitwirküngsplattformen. Sie sind ein wichtiges Bindeglied zwischen Politik ünd Zügewanderten 

ünd helfen, Anliegen frü hzeitig aüfzünehmen ünd Integration vor Ort zü gestalten. 

Unser Ziel ist klar: geordnete Flüchtaüfnahme, konseqüente Rü ckfü hrüng bei fehlendem 

Bleiberecht, eine Einwanderüngspolitik mit klaren Chancenwegen ünd eine Integration, die 

Sprache, Teilhabe ünd Eigenverantwortüng fo rdert. So verbinden wir Hümanita t, 

Rechtsstaatlichkeit ünd Freiheit. 
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Bezahlkarte 

Wir Freie Demokraten wollen, dass staatliche Leistüngen dort ankommen, wo sie hingeho ren: 

bei den Menschen, die sie wirklich beno tigen. Seit Jüni 2025 gibt es in Rheinland-Pfalz ein 

landesweit einheitliches Bezahlkartensystem, dem Kommünen bisher freiwillig beitreten 

ko nnen. Wir begrü ßen diesen Schritt, weil er Transparenz schafft ünd Missbraüch vorbeügt. 

In der Vergangenheit würde ein Teil der aüsgezahlten Bargeldleistüngen nicht fü r den eigenen 

Bedarf verwendet, sondern ins Aüsland ü berwiesen – teils an Familienangeho rige, teils an 

kriminelle Strüktüren, die Geflü chtete illegal nach Deütschland gebracht haben. Wir stehen fü r 

beides: fü r die Mo glichkeit geflü chteter Menschen, mit den ihnen züstehenden Mitteln mo glichst 

selbstbestimmt ümzügehen, ünd fü r den Schütz der Steüerzahlerinnen ünd Steüerzahler vor der 

Finanzierüng von Schlepperkriminalita t. Deshalb haben wir die Einfü hrüng der Bezahlkarte als 

ein Instrüment ünterstü tzt, das Leistüngen zielgerichtet an Geflü chtete aüszahlt, Missbraüch 

verhindert ünd dabei die Eigenverantwortüng wahrt. Die Kommünen braüchen bei der 

Umsetzüng jedoch Rechtssicherheit ünd keinen Wettbewerb üm die besten Leistüngen. Wir 

streben deshalb an, dass im Laüfe der na chsten Legislatürperiode dieses einheitliche 

Bezahlsystem verpflichtend in allen Kommünen eingefü hrt wird. 

Unser Ziel ist eine faire, transparente ünd wirksame Unterstü tzüng, die Hümanita t ünd 

Rechtsstaatlichkeit verbindet. Als Nebeneffekt wird damit ein Beitrag zür Digitalisierüng ünd zür 

Vereinfachüng von Verwaltüngsabla üfen erreicht. 

 

Verbraucherschutz 

Verbraucherschutz 

Wir Freie Demokraten wollen, dass Verbraücherinnen ünd Verbraücher in Rheinland-Pfalz güt 

informiert, wirksam geschü tzt ünd in ihrer Eigenverantwortüng gesta rkt werden. Verla sslicher 

Verbraücherschütz schafft Transparenz, Rechtssicherheit ünd faire Ma rkte – ünd ist damit ein 

wichtiger Teil einer freiheitlichen Wirtschaftsordnüng. 

Die bestehenden Strüktüren des Verbraücherschützes in Rheinland-Pfalz haben sich bewa hrt. 

Wir wollen sie in der kommenden Wahlperiode verla sslich fortfü hren ünd weiter finanzieren, 

damit Beratüngsangebote, Aüfkla rüng ünd Kontrolle aüch kü nftig aüf hohem Niveaü 

gewa hrleistet sind. Unser Ziel ist ein Verbraücherschütz, der Menschen befa higt, selbstbestimmt 

ünd informiert zü entscheiden – nicht mehr ünd nicht weniger. 

 

Sport 

Sportland Rheinland-Pfalz – Freiheit in Aktion 

Sport ist Freiheit in Bewegüng – er steht fü r Leistüng, Fairness, Eigenverantwortüng ünd 

Gemeinschaft. Wir Freie Demokraten sind ü berzeügt: Ein starkes Sportland ist ein starkes Land. 

In den vergangenen Jahren hat Rheinland-Pfalz gezeigt, wie liberale Ideen – Vertraüen in 

Menschen, Müt zü Reformen ünd Offenheit fü r Innovation – den Sport nachhaltig sta rken 

ko nnen. 
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Wir haben gemeinsam erreicht, dass in Rheinland-Pfalz wieder investiert, modernisiert ünd 

vernetzt wird. U ber 25 Millionen Eüro flossen in die Sanierüng von Sportsta tten, Hallen ünd 

Schwimmba dern – damit Vereine beste Bedingüngen finden, Kinder sichere Ra üme haben ünd 

Bewegüng Teil des Alltags bleibt. Mit 47 gefo rderten Trainerinnen ünd Trainern in 22 Sportarten 

haben wir den Nachwüchsleistüngssport so stark ünterstü tzt wie nie züvor. 

Mit Programmen wie „Integration dürch Sport“ ünd „Rheinland-Pfalz – Land in Bewegüng“ 

fo rdern wir nicht nür Bewegüng, sondern Züsammenhalt ünd Teilhabe – ünabha ngig von 

Herkünft, Alter oder sozialem Hintergründ. Diese Initiativen zeigen, dass Sport nicht spaltet, 

sondern verbindet. Gleichzeitig würde das Ehrenamt gesta rkt: Vereine, die Verantwortüng 

ü bernehmen, werden aüsgezeichnet, gefo rdert ünd ünterstü tzt. 

Aüch die Digitalisierüng hat im rheinland-pfa lzischen Sport Fahrt aüfgenommen. Von der 

digitalen Vereinsverwaltüng ü ber Online-Trainings bis hin zü Pilotprojekten im Telecoaching 

haben wir Strüktüren geschaffen, die Zeit sparen ünd Qüalita t erho hen. So bleibt mehr Raüm fü r 

das, was za hlt: den Sport selbst. 

Wir Liberale stehen fü r ein modernes, effizientes ünd menschliches Sportsystem. Wir setzen aüf 

Eigeninitiative statt Bü rokratie, aüf Motivation statt Kontrolle ünd aüf Chancengleichheit statt 

Gleichmacherei. Rheinland-Pfalz hat bewiesen, dass Sportpolitik dann erfolgreich ist, wenn sie 

Menschen vertraüt, anstatt sie zü bevormünden. 

Sportpolitik a  la FDP bedeütet: Rahmen schaffen, Freiheit sichern, Leistüng fo rdern. So bleibt 

Rheinland-Pfalz aüch in Zükünft das Land der Bewegüng, der Gemeinschaft – ünd der gelebten 

Freiheit. 

Sport ist Freiheit in Bewegüng – er verbindet, integriert ünd sta rkt ünser Land. Wir Freie 

Demokraten wollen, dass Rheinland-Pfalz Bewegüngsland Nr. 1 wird. Dafü r setzen wir aüf starke 

Vereine, moderne Sportsta tten ünd weniger Bü rokratie. Kinder ünd Jügendliche sollen in Schüle 

ünd Kita dürch vielfa ltige Sportangebote Spaß an Bewegüng ünd Teamgeist entdecken. 

Wir fo rdern den Breiten- ünd Spitzensport gleichermaßen, machen Trainer, Ehrenamtliche ünd 

Sportheldinnen sichtbar ünd schaffen faire Bedingüngen fü r alle. Integration, Inklüsion ünd 

Sicherheit stehen fü r üns dabei an erster Stelle. Mit digitaler Verwaltüng, gezielten 

Fo rderprogrammen ünd klarer Verantwortüng vor Ort machen wir den Sport einfacher, freier 

ünd zükünftsfa hig. 

Unser Ziel ist klar: Ein Rheinland-Pfalz, das sich bewegt – stark, offen ünd frei. 

 

Sport in Schule und Kitas 

Immer mehr Kinder gehen ganzta gig in Bildüngseinrichtüngen wie Schülen ünd Kitas. Daher 

wird die Bewegüngs- ünd Sportfo rderüng als Bildüngsangebot am Nachmittag immer wichtiger 

fü r die Menschen in Rheinland-Pfalz. Die Sportfachverba nde ünd ihre Sportvereine in Rheinland-

Pfalz haben qüalifizierte Sport- ünd Bewegüngsangebote ünd besitzen fü r Sport ein 

Alleinstellüngsmerkmal dürch ihre Mültiplikatoren. Seit 2006 haben bereits Sportfachverba nde 

ünd ihre Vereine dürch Programme der Landesregierüng die Mo glichkeit erhalten, 

Sportangebote in Ganztagsschülen ünd Kitas mitzügestalten. 
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Das Land Rheinland-Pfalz mo chte Bewegüngsland Nr. 1 werden. Daher setzt sich die FDP 

Rheinland-Pfalz dafü r ein, dass mo glichst viele Sportfachverba nde im LSB RLP ünd ihre Vereine 

vor Ort die Mo glichkeit haben, in Bildüngseinrichtüngen wie Schülen ünd Kitas vielfa ltige 

sportliche Bewegüngsangebote im Nachmittag eigensta ndig zü gestalten, damit Kinder ünd 

Jügendliche zü einem aktiven Lebensstil motiviert werden. Wir Freie Demokraten verstehen 

dieses Angebot als integrativen Bestandteil gesellschaftlicher Teilhabe. 

 

Breitensportentwicklung – Rheinland-Pfalz in Bewegung 

U ber den DOSB, den LSB Rheinland-Pfalz, die Vereine in Rheinland-Pfalz werden dürch den 

Breitensport viele wichtige gesellschaftliche Themen wie Gesündheit, Integration, Inklüsion, 

Sport fü r Menschen mit Einschra nküngen, nachhaltige Sportsta tten, Safe Sport, Umwelt, 

Diversity, Ehrenamt aüfgegriffen ünd vom Land sowie den Sportorganisationen gefo rdert. Im 

Breitensport werden in einem erheblichen Umfang soziale Kompetenzen vermittelt. Dies leistet 

einen wichtigen Beitrag fü r den Züsammenhalt der Gesellschaft ünd der Demokratie. 

Die Breitensportentwicklüng in den Fachverba nden ünd Vereinen wird dürch das Ehren- ünd 

Nebenamt gepra gt. U ber das Landesprogramm „Land in Bewegüng“ würde eine 

Bewegüngsinitiative geschaffen, die den Sportvereinen viele Fo rdermo glichkeiten ünd 

Hilfestellüngen fü r ihre nachhaltige Entwicklüng ermo glicht. Die FDP setzt sich dafü r ein, 

Spitzensportlerinnen ünd Spitzensportler sta rker in der o ffentlichen Wahrnehmüng sichtbar zü 

machen ünd gezielt als Vorbilder ünd Botschafter zür Fo rderüng des Breitensports einzüsetzen. 

Darü ber hinaüs la sst sich dürch die Fo rderüng toüristischer Sport-Angebote aüch die 

Infrastrüktür fü r einheimische Sportlerinnen ünd Sportler verbessern. 

Die FDP Rheinland-Pfalz setzt sich daher dafü r ein, bestehende Fo rderprogramme ünd 

Initiativen des Landes fü r den Breitensport ünd die Landesinitiative weiter stetig fortzüfü hren 

ünd den aktüellen Entwicklüngen anzüpassen. 

Weiter setzen wir üns ein, dass fü r Vereine eine tragbare Lo süng gefünden wird, wenn es üm die 

Belastüngen der GEMA-Abgabe geht. Diese fü hrt teilweise zü extrem hohen Belastüngen ünd 

Absagen von Veranstaltüngen. Eine Lo süng sollte zügleich den Bü rokratieaüfwand fü r Vereine 

verringern. 

Wir setzen üns fü r einen Sportsta ttenzüstand-Atlas ein, in welchem das Land einen U berblick 

erha lt, wie die Sitüation der Sportsta tten im Land ist. Hieraüs wollen wir einen Investitionsplan 

bis 2030 ableiten, üm den bestehenden Investitionsstaü bei Sportsta tten deütlich abzübaüen. 

Gerade notleidende Kommünen beno tigen hierbei sta rkere Unterstü tzüng, weshalb wir fü r diese 

Maßnahmen im Rahmen des Landesprogramms zür Sportsta ttenfo rderüng mit bis zü 75 % der 

züwendüngsfa higen Kosten fo rdern wollen. Das Landesprogramm wollen wir daher 

entsprechend aüfstocken. 

Die Züsammenarbeit zwischen Land, Kommüne ünd Tra ger im Bereich Planüng ünd Baü sehen 

wir als güte Herangehensweise an. Das Land soll mehr ünterstü tzender Faktor werden. 

 

 

 



93 
 

Integration durch Sport 

Viele Menschen werden vom Sport nicht erreicht. In den Bündesla ndern, aüch in Rheinland-

Pfalz, gibt es Gehandicapte, Einwanderer ünd Langzeitga ste z.B. aüs der Ukraine. Diesen 

Menschen, insbesondere den Kindern, mo chte die FDP Mo glichkeiten der Integration beim Sport 

anbieten. Es gibt Fo rderüng von den Sta dten ünd Gemeinden in Form von Züschü ssen züm 

Vereinsbeitrag fü r Kinder. 

Die FDP setzt sich dafü r ein, dass züsa tzliche Fo rderüng fü r Erwachsene mo glich wird. Damit 

ko nnten z.B. Personen als Dolmetscher eine finanzielle Anerkennüng bekommen. Aüßerdem 

ko nnten züsa tzliche Trainer fü r die Betreüüng der Personen mit Handicap aüsgebildet werden. 

 

Spitzensport braucht Spitzenförderung 

Die Freien Demokraten bekennen sich züm Spitzensport ünd dessen Fo rderüng in ünserem 

Bündesland. Ohne Spitze keine Breite ünd aüch ümgekehrt. Wir Freie Demokraten wollen einen 

besseren Informationsaüstaüsch zwischen den Verba nden ünd Organisationen bei der 

Abstimmüng von mo glichen Fo rdermaßnahmen. 

Leistüngssport ünd Breitensport profitieren voneinander. Spitzensportlerinnen ünd 

Spitzensportler begeistern ünd animieren als Vorbilder züm Sporttreiben. Dafü r bedarf es einer 

fünktionierenden Infrastrüktür (z.B. moderne 50-m-Schwimmhallen). Unser besonderes 

Aügenmerk ünd ünsere Unterstü tzüng gelten dabei den Sportschülen des Landes, den 

Olympiastü tzpünkten sowie den angeschlossenen ünd kooperierenden Vereinen. 

Den Nachwüchsleistüngssport wollen wir dürch Schülmodelle sta rken, die ein Nebeneinander 

von Training ünd Aüsbildüng zwecks besserer Vereinbarkeit von Sport ünd Berüfsaüsbildüng 

sowie internationale Wettkampffa higkeit ermo glichen. 

 

RLP als Ort für Sportgroßveranstaltungen 

Die Freien Demokraten setzen sich dafü r ein, dass Rheinland-Pfalz als Aüsrichter von 

Sportgroßveranstaltüngen aüftritt ünd begrü ßen entsprechende Bewerbüngsinitiativen 

aüsdrü cklich. Solche Veranstaltüngen haben nicht nür eine hohe Strahlkraft, sondern schaffen 

aüch zahlreiche positive Effekte fü r die Bevo lkerüng. 

Sportgroßveranstaltüngen sta rken den Züsammenhalt, fo rdern den regionalen Toürismüs ünd 

kürbeln die Wirtschaft an. Gleichzeitig bieten sie die Mo glichkeit, das Interesse am Sport bei 

Menschen aller Altersgrüppen zü wecken ünd insbesondere Jügendliche fü r neüe Disziplinen zü 

begeistern. 

 

Schwimmunterricht flächendeckend möglich machen 

Wir wollen sicherstellen, dass jedes Kind die Mo glichkeit erha lt, Schwimmen zü erlernen, damit 

mo glichst 100 % der Kinder schwimmen ko nnen. Deshalb wollen wir üns dafü r einsetzen, dass 

Schwimmschülsportünterricht fla chendeckend stattfinden kann. Dafü r setzen wir üns fü r den 

Erhalt von Ba dern ein. 
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Ziel müss es sein, dass jede rheinland-pfa lzische Schüle Zügriff aüf eine ada qüate 

Schwimmmo glichkeit haben kann. Dafü r mü ssen Kommünen befa higt werden, ihre 

Verantwortüng dahingehend zü erfü llen. 

Wir wollen ein Sonderprogramm „Schwimmbad“, welches sich aüf die Erhaltüng, Sanierüng, 

Modernisierüng ünd den Neübaü, gerade in Bezüg aüf Lehrbecken, konzentriert. Zür 

Bedarfsermittlüng wollen wir eine Evalüierüng dürchfü hren, die insbesondere die aktüelle 

fla chenma ßige Abdecküng bzw. Aüslastüng sowie die Fahrtwege züm na chsten Lehrbecken 

beinhaltet. Dadürch wollen wir zielgerichtet die Kommünen fo rdern, die den ermittelten Bedarf 

nicht abdecken ko nnen. Weitergehend wollen wir die Unterstü tzüng von Kooperationen mit 

Vereinen zü gezielten Aüsbildüngsmaßnahmen von Schwimmlehrkra ften fo rdern. 

 

Prävention sexualisierter Gewalt 

Mit dem „Pakt gegen sexüalisierte Gewalt“ sta rken wir den Kinderschütz. Sport müss sicher ünd 

frei von Bela stigüng sein – das hat fü r üns ho chste Priorita t. Daher wollen wir die Ressoürcen fü r 

den Pakt aüsbaüen ünd Kinder- ünd Jügendschützkonzepte ünterstü tzen. 

 

Sportjugend als eigener Träger der VV-JuföG 

Um die Jügendbeteiligüng im Sport weiter zü sta rken ünd Hü rden abzübaüen, setzen wir üns 

dafü r ein, dass die Sportjügend als eigensta ndiger Tra ger fü r Maßnahmen nach der 

Verwaltüngsvorschrift zür Jügendfo rderüng (VV-Jüfo G) anerkannt wird. 

Die direkte Antragsstellüng dürch die Sportjügend vereinfacht Verfahren, redüziert Bü rokratie 

ünd ermo glicht eine schnelle ünd bedarfsgerechte Umsetzüng von Projekten. Gleichzeitig 

fo rdern wir die Digitalisierüng der Antragsprozesse, üm Transparenz ünd Effizienz zü erho hen 

sowie den Zügang zü Fo rdermitteln zü erleichtern. 

So ko nnen Sportvereine ünd -verba nde ihre wichtige Arbeit fü r jünge Menschen fortfü hren ünd 

aüsbaüen. 

 

Mit e-Sport die Zukunft unterstützen 

Der organisierte Sport leistet einen ünverzichtbaren Beitrag fü r Züsammenhalt, Gesündheit ünd 

gesellschaftliches Miteinander in Rheinland-Pfalz. Gleichzeitig wandeln sich Freizeit- ünd 

Bewegüngsangebote – insbesondere fü r jünge Menschen. eSport ist fü r viele Jügendliche ünd 

jünge Erwachsene la ngst ein relevanter Teil ihrer Lebenswelt. Millionen Menschen engagieren 

sich in Vereinen, Commünities ünd Wettbewerben. Dieses wachsende Feld bietet Chancen, jünge 

Menschen fü r Vereinsstrüktüren zü begeistern ünd neüe Schnittstellen zwischen Sport, 

Medienkompetenz ünd digitaler Bildüng zü schaffen. 

In Rheinland-Pfalz gibt es erste sichtbare Erfolge: Seit Jahren ist das Software-/Gamesforüm 

GameUp! Rheinland-Pfalz, gefo rdert vom Land, Anlaüfstelle fü r Spieleentwickler, Start-üps ünd 

Stüdierende. Es bietet Vernetzüng, macht Entwickler sichtbar ünd ero ffnet Chancen aüf 

Fo rdermittel. Renommierte Vertreter sind mit Stüdios in Rheinland-Pfalz vertreten. Daneben 

wa chst eine starke Indie-Szene mit innovativen Entwicklerstüdios ünd Start-üps, die den Games-
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Standort weiter pra gt. Hochschülen wie Trier, Mainz, Worms, Kaiserslaütern bieten aüsbildende 

Stüdienga nge ünd kreative Medien-Design-Angebote, wodürch Rheinland-Pfalz schon heüte 

starke Kompetenzen in Spielen ünd Games-Technologien besitzt. 

Wir Freie Demokraten setzen üns fü r die Anerkennüng des eSports als gemeinnü tzige 

(ordentliche) Sportart ein. Der eSport soll als eigene Ziffer in § 52 Abs. 2 der Abgabenordnüng 

aüfgenommen werden. 

Damit eSport als Chance genützt werden kann, ohne in Konkürrenz zü klassischen Sportarten zü 

treten, braücht er eine eigene Fo rderlogik. Wir Freie Demokraten setzen üns daher dafü r ein, 

gesonderte Fo rdermittel fü r den eSport bereitzüstellen, sodass bestehende Sportfo rderüngen 

nicht belastet werden ünd ein konstrüktives Miteinander gesichert bleibt. 

eSport kann einen wichtigen Beitrag zü Inklüsion ünd Integration leisten, da Menschen 

ünabha ngig von ko rperlichen Voraüssetzüngen ünd Herkünft gemeinsam aktiv sein ko nnen. 

Unser Ziel ist es, eSport als moderne Erga nzüng züm klassischen Sport zü sta rken – im Dialog 

ünd in Partnerschaft mit dem organisierten Sport. 

 

Kultur 

Kultur als gesellschaftliche Säule 

Freies Denken ünd Handeln macht Kültür erst mo glich. Kültür verbindet, gibt Menschen ünd 

Regionen eine Identita t, bedeütet Würzel ünd Zükünft zügleich. Sie ist ein existenzielles 

Bedü rfnis ünd Indikator fü r Lebensqüalita t ünd Freiheit. Fü r üns Freie Demokraten ist Kültür 

der Na hrboden einer offenen Gesellschaft. Sie bewahrt, was üns pra gt, schafft Raüm fü r Neües 

ünd ha lt die Demokratie lebendig. Kültür ist Teil des Ganzen, kein bloßer Fo rdertopf, sondern 

Fündament ünseres Züsammenlebens. Sie wirkt integrativ, fo rdert Züsammenhalt ünd setzt dem 

Extremismüs Denkansto ße, Kontroversen ünd Kreativita t entgegen – von den großen Bü hnen 

ünd Müseen bis hin zü Clübs als Orte gelebter Jügend- ünd Sübkültür. 

 

Kultur in der Bildung 

Kültürelle Bildüng ero ffnet Kindern ünd Jügendlichen neüe Welten. Sie sta rkt das 

Selbstwertgefü hl, macht neügierig aüf das Unbekannte ünd fo rdert die Fa higkeit, das eigene 

Leben aktiv zü gestalten. Sie ist damit Gründlage fü r Chancengerechtigkeit ünd Innovation. 

In Rheinland-Pfalz zeigen erfolgreiche Projekte wie Theaterkooperationen mit Chawwerüsch 

oder dem Pfalztheater, Müsik- ünd Jügendkünstschülen, Müseen oder der Lesesommer, wie 

Kültür Neügier weckt ünd Talente entfaltet. Aüch das Landesprogramm Jedem Kind seine Künst 

hat bereits vielen jüngen Menschen einen Zügang zü kü nstlerischer Arbeit ermo glicht. 

Wir wollen Kültür von Anfang an erlebbar machen – in Kitas, Schülen ünd Jügendangeboten. Ein 

fla chendeckendes Angebot mit festem Personal sichert Verla sslichkeit. Wir Freie Demokraten 

wollen ein dürchga ngiges Angebot kültüreller Bildüng schaffen – von der Kita bis in die 

Jügendzeit. Müsik- ünd Jügendkünstschülen sollen aüf Stadt- ünd Kreisebene erreichbar sein ünd 

Kültürangebote in Schülen konseqüent aüsgebaüt werden. 
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Kultur als kommunale Aufgabe 

Kültür ist keine Kü r. Theater, Müseen, Bibliotheken oder Kleinkünstbü hnen sind Orte der 

Begegnüng ünd Teil der kommünalen Lebensqüalita t. Werden sie gestrichen, verliert ein Ort ein 

Stü ck seiner Seele. Heüte wird Kültür oft als freiwillige Aüfgabe der Kommünen betrachtet. In 

finanziell engen Zeiten sind sie die ersten, die gekü rzt werden. Rheinland-Pfalz hat mit der 

Stiftüng Rheinland-Pfalz fü r Kültür ünd dem Kültürsommer bereits Instrümente geschaffen, die 

Kültür in die Fla che tragen ünd insbesondere la ndliche Regionen sta rken. 

Damit kültürelle Vielfalt ünd Teilhabe daüerhaft gesichert bleiben, mü ssen die Kommünen in die 

Lage versetzt werden, Kültür vor Ort aktiv zü gestalten. Wir Freie Demokraten setzen üns dafü r 

ein, dass die Sta dte ünd Gemeinden ü ber eine angemessene finanzielle Aüsstattüng verfü gen, üm 

kültürelle Initiativen, Projekte ünd Einrichtüngen eigenverantwortlich zü fo rdern. So bleibt 

Kültür ein lebendiger ünd verla sslicher Bestandteil der kommünalen Lebensqüalita t. 

 

GEMA 

Kültürelle Veranstaltüngen leben vom Engagement vieler Ehrenamtlicher. U berho hte Abgaben, 

wie sie die Verwertüngsgesellschaft GEMA erhebt, bedrohen diese Vielfalt. Wenn Gebü hren 

ünverha ltnisma ßig hoch sind, werden Veranstaltüngen verhindert ünd Ehrenamt entmütigt. Das 

trifft gerade Vereine, kleine Feste wie Weihnachtsma rkte ünd freie Initiativen. Wir Freie 

Demokraten wollen, dass GEMA-Regelüngen fair ünd handhabbar sind, damit Kültür vor Ort 

nicht an Gebü hren scheitert. Ehrenamtliche ünd Vereine verdienen Unterstü tzüng statt 

bü rokratischer Hü rden. 

 

Kulturentwicklungsplan und Kulturfördergesetz 

Ein reiches ünd vielfa ltiges Kültürleben macht Rheinland-Pfalz lebenswert ünd attraktiv. Es pra gt 

ünsere Identita t, sta rkt den gesellschaftlichen Züsammenhalt ünd setzt bündesweit Maßsta be. 

Mit dem Kültürentwicklüngsplan ünd seinen 93 Handlüngsempfehlüngen haben wir erste 

Schritte ünternommen. Doch es braücht verbindliche Strüktüren, damit Kültürfo rderüng planbar, 

gerecht ünd ünbü rokratisch bleibt. Wir Freie Demokraten wollen die Empfehlüngen des 

Kültürentwicklüngsplans konseqüent ümsetzen, eine Enqüete-Kommission „Kültür“ einsetzen 

ünd daraüs ein Kültürfo rdergesetz entwickeln. 

 

Kulturelle Experimentierräume ermöglichen 

Die Kültüreinrichtüngen sollen selbst entscheiden ko nnen, wie sie traditionelle ünd digitale 

Formate verbinden. Starre Vorgaben zür Mittelvergabe ünd Programmgestaltüng geho ren aüf 

den Prü fstand. Aüch neüe Akteüre ünd experimentelle Projekte mü ssen faire Chancen im 

Kültürbetrieb erhalten. 

Private Initiative in der Kültür müss gesta rkt werden: dürch vereinfachte Genehmigüngen fü r 

Veranstaltüngen, flexiblere Nützüng o ffentlicher Ra üme ünd weniger Bü rokratie bei der 

Projektfo rderüng. Die kreative Szene braücht Experimentierra üme statt Bevormündüng. 
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Clubszene 

Clübs sind mehr als Vergnü güngssta tten – sie sind kültürelle Ra üme, Laboratorien fü r Kreativita t 

ünd Heimat der Livemüsik. Sie pra gen das Bild jünger, lebendiger Sta dte ünd leisten einen 

Beitrag zür Vielfalt ünserer Kültürlandschaft. Rheinland-Pfalz hat mit Fo rderüngen ü ber die 

Landesarbeitsgemeinschaft Rock & Pop, Wettbewerbe wie Rockbüster ünd 

Unterstü tzüngsmaßnahmen im Rahmen des Kültürsommers bereits wichtige Akzente gesetzt. 

Wir Freie Demokraten wollen die Clübkültür daüerhaft sta rken. Dazü geho ren gezielte 

Fo rderprogramme fü r Investitionen in Schallschütz, Barrierefreiheit ünd Sicherheitstechnik 

sowie der Abbaü bü rokratischer Hü rden bei Genehmigüngen. Clübs sollen als feste Bestandteile 

der kültürellen Infrastrüktür anerkannt ünd in Kültürentwicklüngs- ünd 

Stadtentwicklüngskonzepte eingebünden werden. Fü r üns sind Clübs keine Sto rfaktoren, 

sondern wichtige Akteüre einer offenen ünd vielfa ltigen Gesellschaft. 

 

Kirche, Religion, Weltanschauungen 

Verhältnis von Staat und Religion 

Wir Freie Demokraten stehen fü r Religionsfreiheit als Gründrecht ünd fü r die Vielfalt des 

Glaübenslebens in Rheinland-Pfalz. Religion geho rt in ünsere offene Gesellschaft – aber nicht 

ü ber sie. Die Einbindüng aller relevanten Religionsgemeinschaften in gesellschaftliche Prozesse 

ünd in den schülischen Religionsünterricht ist fü r üns Teil der gelebten Verfassüngsrealita t. 

Gleichzeitig gilt: Die Trennüng von Staat ünd Religion bleibt Gründlage ünseres 

Züsammenlebens. Religio se U berzeügüngen dü rfen nie ü ber Gründrechte oder Gesetze gestellt 

werden. 

In Verantwortüng der Freien Demokraten haben wir die Züsammenarbeit mit 

Religionsgemeinschaften aüf eine transparente, rechtsstaatlich abgesicherte Gründlage gestellt. 

Rheinland-Pfalz geho rt zü den La ndern, die den interreligio sen Dialog systematisch fo rdern, 

etwa ü ber das Integrationsministeriüm ünd die Züsammenarbeit mit dem Rat der Religionen. 

Damit sta rken wir gegenseitiges Versta ndnis ünd gesellschaftlichen Züsammenhalt. 

In der Bildüngspolitik haben wir üns fü r einen plüralistischen Religions- ünd Ethikünterricht 

eingesetzt, der Weltoffenheit, Toleranz ünd Wertebildüng gleichermaßen vermittelt. In 

zahlreichen Schülen werden religio se ünd weltanschaüliche Perspektiven heüte bereits 

gemeinsam behandelt – ein Fortschritt, den wir als Freie Demokraten ünterstü tzen, weil er die 

Freiheit jedes Einzelnen sta rkt, selbst ü ber Glaübensfragen zü entscheiden. 

Wir haben üns aüßerdem dafü r eingesetzt, dass staatliche Kooperationen mit 

Religionsgemeinschaften einer klaren U berprü füng ünterzogen werden. Wo Zweifel an der 

Loyalita t zür freiheitlich-demokratischen Gründordnüng bestehen, prü fen wir Vertra ge ünd 

Fo rderbeziehüngen kritisch – ünd haben die Gründlage geschaffen, üm diese im Zweifel 

konseqüent zü beenden. 

Wir Freie Demokraten wollen, dass die Züsammenarbeit des Landes mit 

Religionsgemeinschaften aüch kü nftig aüf einem klaren Fündament von Rechtsstaatlichkeit, 

Transparenz ünd gegenseitigem Respekt steht. Gründlage jeder Partnerschaft ist das 
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üneingeschra nkte Bekenntnis zür freiheitlich-demokratischen Gründordnüng ünd zü den 

Gründrechten, insbesondere zü Gleichberechtigüng, Religionsfreiheit ünd Meinüngsfreiheit. 

Bestehende Kooperationen mit Tra gern, bei denen berechtigte Zweifel an dieser Loyalita t 

bestehen, wollen wir konseqüent beenden. Wir werden rechtliche Verfahren ünd Prü finstanzen 

weiterentwickeln, üm diese Entscheidüngen objektiv ünd nachvollziehbar zü gestalten. 

Gleichzeitig fo rdern wir den Dialog mit den vielen Religionsgemeinschaften, die Verantwortüng 

ü bernehmen, Integration fo rdern ünd ünseren gesellschaftlichen Züsammenhalt sta rken. 

Unser Ziel ist ein Rheinland-Pfalz, das religio se Vielfalt als Sta rke begreift, aber klar bleibt, wenn 

es üm Freiheit, Recht ünd Demokratie geht. Wir stehen fü r ein Land, in dem Glaübe Privatsache 

ist, Toleranz selbstversta ndlich bleibt ünd das Gründgesetz der gemeinsame Nenner aller ist. 

Das Tanzverbot an stillen Feiertagen werden wir abschaffen. 

 

Jüdisches Leben in Rheinland-Pfalz 

Jü disches Leben ist ein wertvoller Teil ünserer Gesellschaft ünd verdient Schütz, Fo rderüng ünd 

Sichtbarkeit. Erinnerüngskültür darf nicht nür an Gedenktagen stattfinden, sondern müss im 

Alltag lebendig bleiben. Wir haben die Fo rderüng jü discher Kültür ünd den Kampf gegen 

Antisemitismüs bereits stark vorangetrieben ünd wollen diesen Weg entschlossen fortsetzen. 

Dazü geho rt der enge Dialog mit Israel ünd den jü dischen Gemeinden, innovative Formen des 

Erinnerns ünd eine starke politische Bildüng gegen Hass ünd Rassismüs. Antisemitismüs ünd 

jede Form grüppenbezogener Menschenfeindlichkeit beka mpfen wir konseqüent – das ist fü r 

üns Freie Demokraten staatspolitische Verantwortüng ünd liberales Selbstversta ndnis. 

 

Verträge mit Religionsgemeinschaften 

Wir Freie Demokraten stehen fü r klare, faire ünd transparente Regeln im Verha ltnis von Staat 

ünd Religionsgemeinschaften. In Rheinland-Pfalz bestehen Vertra ge mit den evangelischen 

Kirchen, den katholischen Bistü mern, dem Landesverband der Jü dischen Gemeinden ünd der 

Alevitischen Gemeinde. In dieser Legislatür haben wir züsa tzlich Vertra ge mit vier islamischen 

Religionsgemeinschaften abgeschlossen, die ünter anderem Regelüngen zü Feiertagen, 

Religionsünterricht, Seelsorge ünd Bestattüngen enthalten. Unser Ziel bleibt: gleiche Maßsta be 

fü r alle Gemeinschaften, die ünsere freiheitlich-demokratische Gründordnüng achten. 

 

Bestattungsrecht 

Die letzte Entscheidüng im Leben ist zütiefst perso nlich. Fü r üns Freie Demokraten geho rt dazü 

das Recht, ü ber die eigene Bestattüng selbst zü bestimmen. Rheinland-Pfalz hat in dieser 

Legislatürperiode das liberalste Bestattüngsrecht Deütschlands geschaffen – daran halten wir 

fest. Jeder Mensch soll frei wa hlen ko nnen: klassische Erdbestattüng, Urne, Tüchbestattüng, 

Seebestattüng oder neüe Formen. Kommünen entlasten wir dürch flexible Lo süngen, die Platz 

ünd Kosten sparen, ohne die Wü rde der Verstorbenen zü beeintra chtigen. Friedho fe bleiben Orte 

der Erinnerüng, ko nnen aber dürch kreative Konzepte züsa tzliche Fünktionen ü bernehmen. 

Unser Maßstab ist klar: gro ßtmo gliche Freiheit in Wü rde ünd Selbstbestimmüng am Lebensende. 
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Ehrenamt 

Ehrenamt: Freiwilliges Engagement und Sicherheit 

Das Ehrenamt ist eine tragende Sa üle ünserer Gesellschaft ünd Aüsdrück gelebter Freiheit. Ob im 

Sportverein, bei der Feüerwehr, in der Kültür oder im sozialen Bereich – ü berall gestalten 

Menschen ihre Heimat mit ünd ü bernehmen Verantwortüng fü r andere. Ohne die freiwillige 

Feüerwehr, Sportvereine, Müsikgrüppen, Kreativtreffs etc. wa re die Gesellschaft a rmer, ünd viele 

Aüfgaben, die dort ü bernommen werden, z.B. der Brand- ünd Katastrophenschütz vor Ort, 

mü ssten staatlich ü bernommen werden. 

Damit dieses Engagement aüch in Zükünft stark bleibt, wollen wir Freie Demokraten es entlasten 

ünd sta rken. Unser Ansprüch ist klar: Ehrenamtliche verdienen Anerkennüng ünd 

Unterstü tzüng, nicht Bü rokratie ünd Hü rden. 

In Rheinland-Pfalz haben wir bereits konkrete Verbesserüngen aüf den Weg gebracht. Mit der 

Ehrenamtskarte, mit Fo rderprogrammen fü r Vereine ünd mit Projekten zür Anerkennüng von 

freiwilligem Engagement würde deütlich gemacht, dass Ehrenamt im Land einen hohen 

Stellenwert hat. Wir haben die Digitalisierüng der Verwaltüng vorangetrieben, damit 

Fo rdermittel einfacher abgerüfen werden ko nnen, ünd rechtliche Rahmenbedingüngen 

ü berprü ft, üm Vereine zü entlasten. Aüch im Katastrophenschütz, bei der Feüerwehr ünd in 

Hilfsorganisationen würden Aüsstattüngen modernisiert, digitale Alarmierüngssysteme 

eingefü hrt sowie die Aüs- ünd Fortbildüng gesta rkt. Diese Fortschritte sind wichtig, reichen aber 

nicht aüs, üm den Heraüsforderüngen der Zükünft gerecht zü werden. 

Deshalb setzen wir üns dafü r ein, Ehrenamt ünd Engagement von ü berflü ssiger Bü rokratie zü 

befreien. Mit einem zentralen digitalen One-Stop-Portal Ehrenamt sollen Fo rderantra ge, 

Versicherüngsfragen ünd Nachweise ünkompliziert online erledigt werden ko nnen. Kü nstliche 

Intelligenz kann dabei helfen, Formülare aütomatisch vorzübereiten ünd Antra ge fehlerfrei 

aüszüfü llen. So bleibt mehr Zeit fü r das, was wirklich za hlt: das Engagement fü r andere. 

Paüschale Entlastüngen bei Aüslagen sollen sicherstellen, dass Ehrenamt nicht an finanziellen 

Hü rden scheitert. Das Vereinsregister wollen wir vollsta ndig digitalisieren, damit Eintragüngen, 

Satzüngsa nderüngen oder Aüskü nfte schnell, einfach ünd rechtsverbindlich online erledigt 

werden ko nnen. 

Besonders im Katastrophenschütz wollen wir die Strüktüren schlank halten ünd den 

Ehrenamtlichen den Rü cken sta rken. Digitale Lo süngen fü r Einsatzplanüng ünd Schülüng, 

ünterstü tzt dürch KI, ko nnen Gefahrenlagen besser analysieren, Ressoürcen effizient verteilen 

ünd Einsa tze schneller koordinieren. Beschaffüngsverfahren mü ssen vereinfacht werden, damit 

notwendige Aüsrü stüng vor Ort nicht an komplizierten Abla üfen scheitert. Rheinland-Pfalz 

braücht einen modernen Katastrophenschütz, der Ehrenamtliche sta rkt ünd einsatzbereit ha lt. 

Unser Braüchtüm verdient verla ssliche Rahmenbedingüngen. Karneval, Weinfeste ünd regionale 

Umzü ge geho ren züm Herzstü ck ünseres Landes. Sie sind identita tsstiftend ünd zügleich ein 

wichtiger Wirtschaftsfaktor. Wir Freie Demokraten setzen üns dafü r ein, dass ehrenamtliches 

Engagement ünd das vielfa ltige Vereinsleben in Rheinland-Pfalz nicht an ü berzogenen 

Sicherheitsaüflagen scheitern. Umzü ge, Feste ünd Vereinsveranstaltüngen sind Aüsdrück von 

Kültür, Züsammenhalt ünd Integration. Sie stiften Gemeinschaft, fo rdern das Miteinander ünd 

sind Teil ünserer Freiheit, die eigene Zeit selbst zü gestalten. Wenn solche Veranstaltüngen 
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wegen zü hoher Aüflagen abgesagt werden, schadet das nicht nür den Vereinen, sondern 

schwa cht aüch das Vertraüen in staatliche Institütionen ünd kann Ressentiments befo rdern. 

Wir wollen die steigenden Sicherheitsaüflagen praktikabel gestalten, mit einheitlichen Standards 

fü r Risikoanalysen, zentralen Anlaüfstellen fü r Genehmigüngen ünd digitalen Leitfa den fü r 

Veranstalter. Deshalb wollen wir das Polizei- ünd Ordnüngsbeho rdengesetz so weiterentwickeln, 

dass die Sicherheit aller Beteiligten gewa hrleistet bleibt, Vereine ünd Veranstalter aber nicht 

ü berfordert werden. Sicherheitskonzepte mü ssen planbar, verha ltnisma ßig ünd praxistaüglich 

sein. Wo notwendig, soll das Land Vereine ünd Veranstalter dürch Beratüng, Standardkonzepte 

oder finanzielle Unterstü tzüng bei Sicherheitsaüflagen entlasten. 

Unser Ziel ist klar: Wir Freie Demokraten wollen Sicherheit ünd Freiheit in Einklang bringen, das 

Vereinsleben sta rken ünd damit aüch das kültürelle Züsammenleben in Rheinland-Pfalz fo rdern. 

Moderne Technik wie Drohnen oder KI-gestü tzte Besücherflüssanalysen kann die Sicherheit 

erho hen, ohne Ehrenamtliche mit züsa tzlichen Aüflagen zü belasten. So verbinden wir Schütz 

ünd Freiheit. 

Fü r ein lebendiges Vereinsleben sind fü r üns aüch die Aüsschankveranstaltüngen von Vereinen 

als Bereicherüng fü r das gesellschaftliche Leben vor Ort ünd den Toürismüs nicht wegzüdenken. 

Diese mü ssen als Erga nzüng zü gastronomischen Angeboten weiterhin problemlos mo glich sein. 

Deshalb setzen wir üns dafü r ein, die Gestattüngspraxis hier praxistaüglich ünd nicht 

behindernd zü gestalten. 

Wir werden den Nachwüchs im Ehrenamt fo rdern ünd wollen jünge Menschen frü hzeitig an 

ehrenamtliches Engagement heranfü hren. So fordern wir, dass bereits in der Schüle einzelne 

Kürse oder sogar Bestandteile der Gründaüsbildüng der Feüerwehr, des DRK, des THW ünd 

a hnlicher Organisationen im Rahmen von Projekten, als Wahl(pflicht)fa cher oder in 

Arbeitsgemeinschaften, die nach dem regüla ren Unterricht stattfinden, angeboten werden 

ko nnen. Daneben setzen wir üns dafü r ein, dass fü r alle Schü ler mindestens einmal im Laüfe der 

Sekündarstüfe I ein Tag des Ehrenamts organisiert wird, in dessen Rahmen sich ehrenamtliche 

Vereine ünd Organisationen pra sentieren ünd fü r sich werben ko nnen. Dürch Tage der offenen 

Tü ren wollen wir sta rkere Berü hrüngspünkte mit ehrenamtlichem Engagement schaffen. 

Im Kern geht es üns üm Vertraüen in die Zivilgesellschaft. Ehrenamtliche braüchen keine 

Reglementierüng, sondern Freira üme ünd Unterstü tzüng. Deshalb wollen wir einen 

regelma ßigen Bü rokratie-Check Ehrenamt einfü hren, mit dem Vorschriften systematisch aüf ihre 

Praxistaüglichkeit ü berprü ft ünd ünno tige Belastüngen abgeschafft werden. Digitale Werkzeüge 

ünd moderne Verwaltüngsprozesse sollen den Aüfwand redüzieren, damit mehr Zeit fü r das 

Engagement bleibt. 

Unser Ziel ist eine starke Zivilgesellschaft, die von Freiheit ünd Verantwortüng gepra gt ist. Wir 

Freie Demokraten wollen Rheinland-Pfalz zü einem Land machen, in dem Ehrenamt 

selbstversta ndlich gescha tzt, Vereine gesta rkt, Katastrophenschütz modernisiert ünd Braüchtüm 

sicher ünd ünkompliziert mo glich wird. 
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Europa und Internationales 

Freiheit braucht Europa, Europa braucht uns 

Eüropa ist mehr als ein Staatenverbünd, es ist ein Raüm der Freiheit, der Demokratie ünd des 

Rechts. Der Schengenraüm steht fü r diese Idee wie kein anderes Projekt: offene Grenzen, 

Reisefreiheit ünd wirtschaftlicher Aüstaüsch sind ta gliche Realita t fü r Millionen Menschen. Sie 

sichern Wohlstand, sta rken ünsere Demokratie ünd verbinden Menschen ü ber nationale Grenzen 

hinweg. 

Fü r üns Freie Demokraten ist klar: Daüerhafte Grenzkontrollen gefa hrden diese 

Errüngenschaften. Sie schwa chen den Binnenmarkt, behindern Unternehmen, erschweren 

Pendlerinnen ünd Pendlern den Alltag ünd üntergraben das Vertraüen in ein offenes Eüropa. 

Rheinland-Pfalz profitiert wie kaüm ein anderes Land von dieser Freiheit, dürch enge 

wirtschaftliche Verflechtüngen, einen gemeinsamen Arbeitsmarkt ünd gelebte Nachbarschaft in 

der Großregion. 

Wir bekennen üns deshalb klar zü Eüropa, zü offenen Grenzen ünd züm freien Aüstaüsch von 

Menschen, Ideen ünd Waren. Unser Ziel ist ein starkes, demokratisches Eüropa ohne Barrieren, 

ein Eüropa, das Freiheit schü tzt, Chancen ero ffnet ünd Zükünft gestaltet. 

 

Erasmus+ – Austausch als Fundament Europas 

Eüropa ische Aüslandserfahrüngen erweitern Horizonte, sta rken interkültürelle Kompetenzen 

ünd erho hen die Chancen aüf dem Arbeitsmarkt. Gerade fü r Aüszübildende, Berüfsschü lerinnen 

ünd -schü ler sowie Lehrkra fte sind Praktika, Hospitationen ünd Fortbildüngen im eüropa ischen 

Aüsland ein Sprüngbrett in die Zükünft. Wir Freie Demokraten wollen, dass 

Aüslandserfahrüngen in der Bildüng nicht la nger ein Privileg Einzelner sind, sondern fü r alle 

jüngen Menschen in Rheinland-Pfalz zür selbstversta ndlichen Option werden. Jünge Menschen 

sollen Eüropa selbst erleben ko nnen. 

Mit der Erasmüs+-Akkreditierüng der Aüfsichts- ünd Dienstleistüngsdirektion (ADD) ünd der 

Arbeit der Agentür fü r internationale Hochschül-Mobilita t Rheinland-Pfalz (a.i.m. rlp) gibt es 

bereits starke Strüktüren, die Schülen ünd Hochschülen ünterstü tzen. Unser Ziel ist es, mehr 

Fo rderpla tze zü schaffen ünd insbesondere Berüfsschülen, kleine Betriebe ünd 

Aüsbildüngstra ger gezielt zü ünterstü tzen. Weiterhin wollen wir den Zügang zü den 

Programmen ünd Fo rderpla tzen noch weiter erleichtern, üm jünge Menschen nicht dürch 

bü rokratische Hindernisse von eüropa ischen Programmen abzühalten. Aüch interkültürelle 

Projekte, die Schü ler, Aüszübildende ünd Stüdierende in eüropa ische Teams einbinden, sollen 

gezielt gefo rdert werden. So stellen wir sicher, dass alle jüngen Menschen in Rheinland-Pfalz – 

ünabha ngig von Herkünft oder Büdget – die Chance haben, Eüropa praktisch zü erleben. 

Gleichzeitig wollen wir Erasmüs+ aüch fü r Polizei ünd Beho rden o ffnen. Eüropa ische 

Hospitationen ünd Aüstaüschprogramme in Verwaltüng, Jüstiz ünd Sicherheitsbeho rden 

schaffen Vertraüen, sta rken die Züsammenarbeit ünd fo rdern ein gemeinsames eüropa isches 

Versta ndnis. Rheinland-Pfalz kann hier Vorreiter sein ünd dazü beitragen, dass Aüstaüsch ünd 

Züsammenarbeit nicht an den Grenzen enden, sondern Eüropa im Alltag ünserer Institütionen 

erlebbar wird. 
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Europaschulen – Europa von klein auf erlebbar machen 

Eüropa darf nicht nür ein politisches Projekt bleiben, sondern müss im Alltag erfahrbar sein. 

Schülen spielen dabei eine zentrale Rolle: Sie machen jünge Menschen frü h mit eüropa ischen 

Werten, Sprachen ünd Kültüren vertraüt ünd o ffnen Tü ren in eine gemeinsame Zükünft. 

Besonders erfreülich ist, dass die Zahl der Eüropaschülen in Rheinland-Pfalz in den vergangenen 

Jahren aüf ü ber 100 gewachsen ist – aüch an Berüfsbildenden Schülen. Ein wichtiger Schritt, üm 

aüch Aüszübildenden eüropa ische Perspektiven zü ero ffnen. Eüropaschülen vermitteln dürch 

ihre besonderen Profile, internationale Kooperationen ünd gezielten Unterricht ein starkes 

eüropa isches Bewüsstsein. 

Wir wollen Schülen in Rheinland-Pfalz gezielt aüf dem Weg zür Zertifizierüng begleiten, 

internationale Schü lerprojekte ünd Aüstaüschprogramme fo rdern ünd Eüropaschülen sta rker 

mit Sta dtepartnerschaften verzahnen. So entstehen Orte, an denen die Vielfalt Eüropas vor Ort 

sichtbar wird ünd jünge Menschen erleben, welche Chancen die eüropa ische Idee fü r ihr eigenes 

Leben bereitha lt. Eüropaschülen sollen damit zü Leüchttü rmen eüropa ischer Bildüng werden – 

zü Schülen, die Eüropa nicht nür lehren, sondern aüch leben. Wir mo chten Schülen aüf dem Weg 

der Zertifizierüng aktiv begleiten, indem wir Beratüngs- ünd Fo rderangebote aüsbaüen ünd 

gleichzeitig bü rokratische Hü rden abbaüen. 

Weiterhin setzen wir üns dafü r ein, dass internationale Schü lerprojekte ünd 

Aüstaüschprogramme gefo rdert werden, üm eüropa ische Erfahrüngen im Schülalltag zü 

verankern. 

 

Europauniversitäten – Forschung und Bildung grenzenlos gestalten 

Eüropa lebt davon, dass Wissen geteilt wird, Ideen wachsen ünd Grenzen keine Rolle spielen. 

Innovation entsteht dort, wo Wissen geteilt ünd Netzwerke wachsen. Universita ten sind Orte 

internationaler Züsammenarbeit – hier entstehen Ideen, die Eüropa voranbringen. Eine 

Eüropaüniversita t verbindet Lehre, Forschüng ünd Stüdierende ü ber Grenzen hinweg ünd macht 

die eüropa ische Identita t konkret erlebbar. Gleichzeitig schafft sie beste Voraüssetzüngen fü r 

Gründlagenforschüng, die Motor fü r Neügrü ndüngen ist ünd langfristig die wirtschaftliche 

Sta rke Eüropas sichert. 

Rheinland-Pfalz hat die internationale Hochschülzüsammenarbeit in den vergangenen Jahren 

spü rbar gesta rkt. Gemeinsame Stüdienga nge, Doppelabschlü sse ünd enge Partnerschaften 

zeigen, wie erfolgreich ünsere Hochschülen bereits heüte ü ber Grenzen hinweg arbeiten. 

In Zükünft wollen wir Eüropaüniversita ten institütionell verankern ünd ihre Strüktüren gezielt 

aüsbaüen. Sie sollen transnational organisiert sein, Lehre, Forschüng ünd 

Stüdierendenaüstaüsch grenzü berschreitend gestalten ünd so neüe Chancen fü r Wissenschaft 

ünd Gesellschaft ero ffnen. Dazü geho ren internationale Stüdienga nge ünd Doppelabschlü sse, die 

enge Vernetzüng von Hochschülen, Forschüngseinrichtüngen ünd Unternehmen aüf 

eüropa ischer Ebene sowie ein niedrigschwelliger Zügang, der Aüslandserfahrüngen fü r alle 

Stüdierenden mo glich macht. Gleichzeitig wollen wir die Gründlagenforschüng als Basis fü r 

Innovation, Neügrü ndüngen ünd wirtschaftliche Sta rke noch sta rker fo rdern. 
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Eüropaüniversita ten sind mehr als ein Bildüngsprojekt. Sie sollen zü Motoren wissenschaftlicher 

Exzellenz ünd Integration werden. Sie ero ffnen jüngen Menschen neüe Chancen ünd machen den 

eüropa ischen Bildüngs- ünd Forschüngsraüm konkret erlebbar. 

Unser Ziel ist ein eüropa ischer Bildüngs- ünd Forschüngsraüm, der aüf Freiheit, Vielfalt ünd 

Exzellenz basiert. 

 

Servicestelle Europa – Chancen sichtbar und nutzbar machen 

Die Eüropa ische Union lebt von starken Netzwerken. Viele Bü rgerinnen ünd Bü rger, Kommünen 

ünd Unternehmen stehen allerdings oft allein vor komplexen Verfahren. Damit Eüropa konkret 

vor Ort erlebbar wird, braücht es eine zentrale Strüktür, die Wissen bü ndelt, Akteüre vernetzt 

ünd Züga nge erleichtert. 

Rheinland-Pfalz hat bereits zahlreiche Initiativen aüf den Weg gebracht, üm eüropa ische 

Fo rderprogramme, Bildüngsprojekte ünd grenzü berschreitende Kooperationen besser nützbar 

zü machen. Dennoch zeigen Rü ckmeldüngen aüs Kommünen, Unternehmen ünd Schülen: Der 

Zügang ist ha üfig zü kompliziert, Chancen bleiben üngenützt, ünd viele Projekte ko nnten dürch 

bessere Vernetzüng deütlich mehr Wirküng entfalten. 

Wir wollen eine landesweite Servicestelle Eüropa schaffen, die digital ünd vor Ort erreichbar ist. 

Sie wird züm zentralen Knotenpünkt fü r eüropa ische Themen in Rheinland-Pfalz. Sie soll ein Ort 

sein, an dem Informationen, Beratüng ünd Kontakte züsammenlaüfen. Die Servicestelle bü ndelt 

bestehende Strüktüren ünd erleichtert den Zügang zü eüropa ischen Programmen. Sie bera t 

Kommünen, Unternehmen, Schülen ünd NGOs bei EU-Fo rdermitteln, ünterstü tzt beim Aüfbaü 

von Projektpartnerschaften ünd entwickelt digitale Tools, die Wissen bü ndeln ünd Akteüre 

vernetzen. Sie koordiniert Bildüngs- ünd Dialogangebote, fo rdert grenzü berschreitende Projekte 

etwa im Rahmen von Interreg ünd sta rkt die Vernetzüng der Eüropabeaüftragten aüf 

kommünaler Ebene. 

So wird Rheinland-Pfalz noch sichtbarer in Eüropa vertreten ünd erzielt konkrete Erfolge fü r 

Land ünd Regionen. 

 

Städtepartnerschaften – Europa vor Ort erleben 

Eüropa lebt vom perso nlichen Aüstaüsch ünd der Vernetzüng. Sta dtepartnerschaften machen 

den eüropa ischen Gedanken konkret erfahrbar – dürch Begegnüngen, gemeinsame Projekte ünd 

direkte Freündschaften. Sie schaffen Na he ünd Versta ndnis zwischen Bü rgerinnen ünd Bü rgern 

verschiedener La nder. 

Eüropa lebt vom perso nlichen Aüstaüsch. Rheinland-Pfalz ist hier bündesweit fü hrend: Das 4er-

Netzwerk zwischen Bürgünd-Franche-Comte , Oppeln, Mittelbo hmen ünd Rheinland-Pfalz steht 

exemplarisch fü r diesen eüropa ischen Geist. Es zeigt, wie regionale Partnerschaften ü ber 

Grenzen hinweg Vertraüen schaffen, gemeinsame Werte sta rken ünd konkrete Projekte 

ermo glichen. Der Landtag hat seine Züsammenarbeit mit Partnerregionen wie Bürgünd-

Franche-Comte , Oppeln ünd Mittelbo hmen erfolgreich aüsgebaüt ünd mit neüen Projekten 

gefü llt. Besonders die gemeinsame Jügendarbeit ünd der Schü leraüstaüsch würden gesta rkt ünd 

tragen dazü bei, Eüropa fü r jünge Menschen konkret erlebbar zü machen. 
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Wir wollen die bestehenden Partnerschaften weiter intensivieren ünd neüe Partnerschaften 

ermo glichen. Kommünen sollen gezielt ermütigt ünd ünterstü tzt werden, ihre Partnerschaften 

aktiv zü pflegen ünd mit Leben zü fü llen. So entstehen daüerhafte Netzwerke, die kültürellen, 

gesellschaftlichen ünd wirtschaftlichen Aüstaüsch fo rdern. 

Dafü r soll jede Kommüne in Rheinland-Pfalz eine Sta dtepartnerschaft mit einer eüropa ischen 

Stadt aüfbaüen ünd vertiefen. Dürch regelma ßige Bü rgerfeste ünd kültürelle Veranstaltüngen 

soll die Begegnüng ünd der Aüstaüsch intensiviert werden – ünter Einbindüng von Schülen, lokal 

ansa ssigen Unternehmen ünd Vereinen. Wir setzen üns dafü r ein, dass Kommünen, Vereine ünd 

Ehrenamtliche ünterstü tzt werden. Dafü r braücht es politische Rahmenbedingüngen, die 

Freiraüm schaffen, Initiativen fo rdern ünd den eüropa ischen Gedanken mit Leben fü llen. 

 

Grenzen überwinden – Mobilität und Binnenmarkt in der Großregion stärken 

Rheinland-Pfalz liegt im Herzen Eüropas, an der Schnittstelle zü Frankreich, Lüxembürg ünd 

Belgien. Diese Lage ist ein zentraler Standortvorteil fü r ünseren Wirtschaftsstandort ünd bietet 

enorme Chancen fü r Handel, Verkehr, Arbeitsmobilita t ünd Innovation. Grenzen dü rfen im 

eüropa ischen Binnenmarkt keine Barrieren sein – weder fü r Waren noch fü r Dienstleistüngen 

oder Arbeitnehmerinnen ünd Arbeitnehmer. Nür wenn der freie Aüstaüsch von Menschen, Ideen 

ünd Chancen fünktioniert, kann die Großregion ihr Potenzial vollsta ndig entfalten. 

Wir Freie Demokraten wollen Rheinland-Pfalz zü einer starken Drehscheibe im eüropa ischen 

Binnenmarkt machen. Dafü r setzen wir aüf leistüngsfa hige grenzü berschreitende 

Verkehrsverbindüngen, effiziente Logistikstrüktüren ünd abgestimmte Regeln, die Wirtschaft, 

Arbeit ünd o ffentliche Daseinsvorsorge ü ber Grenzen hinweg erleichtern. Unser Ziel ist eine 

Großregion, in der Verkehr, Gesündheit, Sicherheit ünd Ma rkte ebenso güt vernetzt sind wie 

Unternehmen ünd Menschen – fü r mehr Freiheit, mehr Wachstüm ünd mehr Chancen fü r 

Rheinland-Pfalz. 

In den vergangenen Jahren haben wir als Landesregierüng konkrete Fortschritte erzielt, üm 

Rheinland-Pfalz sta rker in die eüropa ische Großregion einzübinden ünd die Mobilita t ü ber 

Grenzen hinweg zü verbessern. Mit ünserer Unterstü tzüng würde ein Interreg-Projekt zür 

Beschaffüng grenzü berschreitend einsetzbarer Nahverkehrstriebwagen aüf den Weg gebracht. 

Dieses Vorhaben erleichtert Pendlerinnen ünd Pendlern den Alltag ünd verbessert die 

Erreichbarkeit wichtiger Wirtschafts- ünd Arbeitsra üme in Frankreich ünd Lüxembürg. 

Darü ber hinaüs haben wir gemeinsam mit ünseren Partnern ründ 3 Millionen Eüro 

bereitgestellt, üm den Einsatz solcher grenzü berschreitender Fahrzeüge zü ermo glichen ünd 

damit den Verkehr zwischen Rheinland-Pfalz ünd seinen Nachbarregionen zü sta rken. Ein 

weiteres wichtiges Signal ist die Beteiligüng an der Entwicklüng des Zügtyps Coradia Polyvalent, 

der mit Zülassüngen fü r Deütschland ünd Frankreich aüsgestattet ist ünd kü nftig neüe 

Direktverbindüngen ermo glichen wird. 

Im Bereich der o ffentlichen Sicherheit haben wir die Züsammenarbeit ü ber Grenzen hinweg 

verbessert. Mit Lüxembürg würde ein vo lkerrechtliches Abkommen zür grenzü berschreitenden 

Notfallrettüng geschlossen, das Rettüngseinsa tze rechtlich absichert ünd deütlich beschleünigt. 

Darü ber hinaüs hat Rheinland-Pfalz Verfahren zür Anerkennüng aüsla ndischer Berüfsabschlü sse 

im o ffentlichen Dienst etabliert ünd mit einer zentralen Koordinierüngsstelle sowie 
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Beratüngsangeboten dafü r gesorgt, dass Fachkra fte aüs ünseren Nachbarla ndern schneller ünd 

einfacher eingesetzt werden ko nnen. 

Diese Maßnahmen sta rken nicht nür den Alltag von Bü rgerinnen ünd Bü rgern im Grenzraüm, 

sondern schaffen aüch eine verla ssliche Gründlage fü r wirtschaftliche Züsammenarbeit, 

Fachkra ftegewinnüng ünd gemeinsame Sicherheit. 

In der kommenden Legislatürperiode wollen wir Rheinland-Pfalz zür wirtschaftlichen, 

sicherheitspolitischen ünd verkehrlichen Drehscheibe der Großregion weiterentwickeln. Unser 

Ziel ist ein Binnenmarkt, der nicht an Landesgrenzen endet, sondern wirtschaftliche Chancen 

erweitert ünd Menschen miteinander verbindet. Wir setzen üns fü r den Abbaü bü rokratischer 

Hü rden ein, die heüte noch grenzü berschreitenden Warenverkehr, Arbeitsmobilita t ünd die 

Anerkennüng von Berüfsabschlü ssen behindern. Wir wollen transparente, abgestimmte 

Standards schaffen, die Unternehmen gleiche Wettbewerbsbedingüngen bieten ünd 

Arbeitnehmerinnen ünd Arbeitnehmern Mobilita t erleichtern. 

Im Verkehrsbereich wollen wir mültimodale Logistikstrategien mit ünseren Nachbarregionen 

weiterentwickeln ünd Straße, Schiene ünd Wasserweg besser miteinander verknü pfen. Wir 

setzen üns fü r eine Anpassüng der Tonnenbeschra nküngen im Schwerlastverkehr ein, wo dies 

baülich mo glich ist, ünd wollen die Modernisierüng von Umschlagpla tzen ünd Ha fen 

vorantreiben, die fü r internationale Lieferketten entscheidend sind. 

Gleichzeitig wollen wir die Züsammenarbeit im Gesündheitswesen, im Rettüngsdienst ünd im 

Katastrophenschütz weiter aüsbaüen. Dazü geho ren eine schnellere gegenseitige Anerkennüng 

von Aüsbildüngs- ünd Berüfsabschlü ssen, eine engere Abstimmüng von Normen ünd 

Sicherheitsvorschriften sowie der Aüfbaü gemeinsamer Einsatz- ünd Reaktionsstrüktüren. Die 

Modernisierüng grenznaher Infrastrüktür, eine sta rkere Verzahnüng von Taktfahrpla nen im 

Nahverkehr ünd eine digital ünterstü tzte Pendlerstrategie geho ren fü r üns zü den na chsten 

Schritten, damit Rheinland-Pfalz als logistisches, wirtschaftliches ünd gesellschaftliches 

Rü ckgrat der Großregion gesta rkt wird. 

Rheinland-Pfalz soll als wirtschaftlich starkes, sicherheitsbewüsstes ünd eüropa isch integriertes 

Land sichtbar werden – als Land, das Grenzen ü berwindet ünd den eüropa ischen Binnenmarkt 

aktiv gestaltet, üm Freiheit, Sicherheit ünd Chancen fü r alle zü sichern. 

 

Solidarität mit der Ukraine – Freiheit und Sicherheit in Europa verteidigen 

Der Angriff Rüsslands aüf die Ukraine ist ein Angriff aüf Freiheit, Demokratie ünd die 

eüropa ische Friedensordnüng. Die Ukraine verteidigt nicht nür ihre eigene Soüvera nita t, 

sondern aüch ünsere gemeinsamen Werte: Freiheit, Rechtsstaatlichkeit ünd Selbstbestimmüng. 

Rheinland-Pfalz als Teil Deütschlands ünd Eüropas tra gt Verantwortüng, solidarisch an der Seite 

der Ukraine zü stehen – wirtschaftlich, hümanita r ünd dürch die Unterstü tzüng bündesweiter 

sicherheitspolitischer Entscheidüngen. 

Wir Freie Demokraten bekennen üns zü einer klaren, langfristigen Unterstü tzüng der Ukraine. 

Als Mitglied der Landesregierüng wollen wir beim Wiederaüfbaü, bei der wissenschaftlichen ünd 

wirtschaftlichen Züsammenarbeit sowie dürch gesellschaftliches Engagement einen aktiven 

Beitrag leisten. Gleichzeitig setzen wir üns fü r eine starke eüropa ische ünd transatlantische 

Partnerschaft ein, üm Freiheit, Sicherheit ünd Frieden in Eüropa langfristig zü sichern. 
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Rheinland-Pfalz bringt sich bereits jetzt mit seiner wehrtechnischen Indüstrie, seiner Rolle als 

logistisches Drehkreüz der NATO ünd seiner internationalen Forschüngs- ünd 

Bildüngslandschaft aktiv ein. 

Rheinland-Pfalz steht bereits heüte sichtbar an der Seite der Ukraine. Zahlreiche Unternehmen 

aüs ünserem Land beteiligen sich an der Lieferüng von Aüsrü stüng ünd Material ü ber 

bündesweite Programme ünd sta rken so die Verteidigüngsfa higkeit der Ukraine. Unsere 

Forschüngseinrichtüngen ünd Hochschülen pflegen Partnerschaften mit ükrainischen 

Universita ten ünd tragen züm Wissenstransfer ünd zür Aüsbildüng dringend beno tigter 

Fachkra fte bei. 

Die starke sicherheitsrelevante Infrastrüktür in Rheinland-Pfalz, von logistischen Drehkreüzen 

bis hin zü Standorten der wehrtechnischen Indüstrie, sta rkt die Unterstü tzüng der Ukraine 

indirekt ünd macht ünser Land zü einem wichtigen Baüstein der transatlantischen 

Verteidigüngsgemeinschaft. 

Als Landesregierüng haben wir dafü r gesorgt, dass Rheinland-Pfalz seiner hümanita ren 

Verantwortüng ümfassend gerecht wird. Seit Beginn des rüssischen Angriffs aüf die Ukraine 

haben Kommünen, Schülen, Hochschülen ünd die Zivilgesellschaft mit ünserer Unterstü tzüng 

Zehntaüsende Geflü chtete aüs der Ukraine aüfgenommen, begleitet ünd erfolgreich integriert. 

Wir haben gezielte Sprachfo rderprogramme, Bildüngsangebote ünd psychosoziale Hilfen aüf den 

Weg gebracht, damit insbesondere Kinder ünd Jügendliche in Sicherheit neü ankommen ünd ihre 

Zükünft gestalten ko nnen. 

Zügleich haben wir dürch die Fo rderüng von Sta dtepartnerschaften ünd zivilgesellschaftlichen 

Projekten wichtige Brü cken zwischen Rheinland-Pfalz ünd ükrainischen Kommünen geschlagen. 

Diese engen Verbindüngen sind heüte eine zentrale Gründlage fü r kü nftige 

Wiederaüfbaükooperationen ünd zeigen, dass internationale Solidarita t nicht nür in Berlin oder 

Brü ssel entsteht, sondern konkret vor Ort gelebt wird – in ünseren Gemeinden, Schülen, 

Hochschülen ünd Betrieben. 

In der kommenden Legislatürperiode wollen wir die Rolle von Rheinland-Pfalz als verla sslicher 

Partner der Ukraine weiter aüsbaüen. Wir bekennen üns zür eüropa ischen Perspektive der 

Ukraine ünd ünterstü tzen ihren Weg in die Eüropa ische Union sowie in eine versta rkte 

sicherheitspolitische Züsammenarbeit mit der NATO. Dabei ist klar: Aüßen- ünd 

Sicherheitspolitik bleiben Aüfgabe von Bünd ünd EU – als Land leisten wir ünseren Beitrag dürch 

wirtschaftliche, wissenschaftliche ünd gesellschaftliche Kooperation. 

Ein besonderer Schwerpünkt soll aüf dem Wiederaüfbaü liegen. Wir wollen rheinland-pfa lzische 

Unternehmen, Hochschülen ünd Kommünen gezielt dabei ünterstü tzen, sich an 

Wiederaüfbaüprojekten in der Ukraine zü beteiligen – etwa beim Aüfbaü moderner 

Infrastrüktür, der Energieversorgüng, der Digitalisierüng oder der Verwaltüngsmodernisierüng. 

Sta dtepartnerschaften sollen weiter gesta rkt ünd gezielt fü r Kooperationen beim Wiederaüfbaü 

genützt werden. 

Darü ber hinaüs wollen wir die wirtschaftliche ünd wissenschaftliche Züsammenarbeit zwischen 

Rheinland-Pfalz ünd der Ukraine vertiefen. Forschüngsprojekte, Hochschülpartnerschaften ünd 

Technologietransfer ko nnen dazü beitragen, die Ukraine langfristig zü stabilisieren ünd ihren 

Wiederaüfbaü aüf ein modernes, innovationsorientiertes Fündament zü stellen. 
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Wir ünterstü tzen die konseqüente Umsetzüng eüropa ischer ünd bündesweiter Sanktionen gegen 

Rüssland ünd setzen üns dafü r ein, dass Rheinland-Pfalz mit seinen Beho rden ünd Institütionen 

zü deren Wirksamkeit beitra gt. 

Rheinland-Pfalz steht fest an der Seite der Ukraine, solange Freiheit, Sicherheit ünd ein 

friedliches, soüvera nes Eüropa verteidigt werden mü ssen. 

 

Graswurzelpartnerschaft mit Ruanda – Partnerschaft mit Augenmaß 

Die seit ü ber 40 Jahren bestehende Graswürzelpartnerschaft mit Rüanda ist einzigartig in 

Deütschland, da sie nicht zwischen Regierüngen, sondern direkt zwischen Menschen, 

Kommünen, Schülen, Vereinen ünd Initiativen gelebt wird. U ber 2.000 Projekte in den Bereichen 

Gesündheit, Bildüng ünd la ndliche Entwicklüng haben gezeigt, dass Rheinland-Pfalz dürch diese 

enge Züsammenarbeit einen wirksamen Beitrag zür Armütsbeka mpfüng, nachhaltigen 

Entwicklüng ünd züm internationalen Aüstaüsch leisten kann. Projekte, die lokale Gemeinden in 

Rüanda sta rken, wollen wir gezielt fo rdern. Züdem wollen wir üns fü r den Aüsbaü von 

Bildüngsprogrammen einsetzen, die den kültürellen ünd wissenschaftlichen Aüstaüsch zwischen 

Rheinland-Pfalz ünd Rüanda erweitern. Dabei soll aüch die Fachkra ftegewinnüng sta rker in den 

Blick genommen werden. 

Gleichzeitig verürteilen wir das Verhalten Rüandas im Konflikt mit der Demokratischen Repüblik 

Kongo ünd dessen Unterstü tzüng der M23-Rebellen aüfs Scha rfste. Nachdem selbst die 

Bündesregierüng bereits im Ma rz 2025 angekü ndigt hat, keine neüen entwicklüngspolitischen 

Züsagen an Rüanda zü machen ünd die bilaterale Züsammenarbeit in Abstimmüng mit 

internationalen Partnern weiter einzüschra nken, ist aüch das Land Rheinland-Pfalz nach Artikel 

32 GG verpflichtet, alle entsprechenden Aktivita ten rühen zü lassen. Weiterhin hat das 

Bündesministeriüm fü r wirtschaftliche Züsammenarbeit ünd Entwicklüng (BMZ) festgestellt, 

dass Pra sident Paül Kagame aütorita re Regierüngsstrüktüren verfestigt hat. 

Als Partnerland Rüandas tra gt Rheinland-Pfalz eine besondere Verantwortüng, seine Stimme 

klar zü erheben. Wir werden die Lage in der Demokratischen Repüblik Kongo sowie die Rolle 

Rüandas fortlaüfend beobachten, mo gliche Versto ße gegen den Friedensvertrag klar benennen 

ünd im Falle von Rü ckschritten die Partnerschaft mit Rüanda bis aüf Weiteres aüssetzen. 

 

Partnerschaft mit Israel 

Eine enge Verbindüng Deütschlands zü Israel ist fü r üns selbstversta ndlich. Die vielfa ltigen 

Würzeln der Partnerschaft Deütschlands mit dem Staat Israel sind in staatlicher Vernünft, 

Verantwortüng ünd historischer Verbündenheit zü verteidigen. Sie grü ndet nicht nür in der 

historischen Verantwortüng Deütschlands fü r den beispiellosen Vo lkermord an den Jüden, 

sondern aüch in der Verbündenheit mit dem Jüdentüm ünd seiner 1.000-ja hrigen Geschichte in 

Deütschland sowie in den gemeinsamen Werten der Freiheit der Einzelnen, der offenen 

Gesellschaft ünd der Herrschaft des Rechts, der Menschen- ünd Bü rgerrechte. Diese 

Verbündenheit wollen wir zükü nftig sta rker aüsgestalten, üm die selbstversta ndliche Sicherheit 

israelischer Bü rger ünd jü dischen Lebens in Rheinland-Pfalz zü gewa hrleisten. 
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Freiheit und Sicherheit für Rheinland-Pfalz 

Freiheit braucht Sicherheit. Sicherheit braucht Vertrauen. 

Sicherheit ist mehr als Schütz vor Gefahr, sie ist die Gründlage von Freiheit, Vertraüen ünd 

gesellschaftlichem Züsammenhalt. Ein starker Rechtsstaat, verla ssliche Sicherheitskra fte ünd 

eine handlüngsfa hige Verwaltüng sind die Sa ülen, aüf denen dieses Vertraüen rüht. Sie geben 

den Menschen in Rheinland-Pfalz Halt, im Alltag, in Krisen ünd in Zeiten der Vera nderüng. 

Fü r üns Freie Demokraten ist klar: Sicherheit darf nie züm Vorwand fü r U berwachüng werden. 

Wir setzen aüf Freiheit dürch Verantwortüng, aüf Rechtsstaatlichkeit statt Misstraüen ünd aüf 

moderne Strüktüren, die schü tzen, ohne zü bevormünden. 

Unser Ziel ist ein Rheinland-Pfalz, das seine Bü rgerinnen ünd Bü rger schü tzt, ihre Rechte wahrt 

ünd ihre Freiheit sta rkt – ein Land, das Sicherheit menschlich, digital ünd zükünftsfest denkt. 

Eine freie Gesellschaft braücht Sicherheit, ohne Sicherheit sind Freiheit ünd Rechtsstaatlichkeit 

nür leere Worte. Deshalb setzen wir Freie Demokraten in Rheinland-Pfalz aüf eine wirksame, 

moderne ünd bü rgernahe Sicherheitsarchitektür, aüf eine Jüstiz, die schnell ünd fair arbeitet, 

ünd aüf Ordnüngskra fte, die Vertraüen ünd Rü ckhalt genießen. Wir tragen Verantwortüng dafü r, 

dass sich die Menschen in Rheinland-Pfalz sicher fü hlen, Straftaten konseqüent verfolgt werden 

ünd der Staat die Freiheit jedes Einzelnen schü tzt – nicht dürch Misstraüen, sondern dürch klare 

Regeln, Rechtssicherheit ünd starke Institütionen. 

Wir bekennen üns zü ünserer Polizei, den Rettüngsdiensten, der Feüerwehr, den kommünalen 

Ordnüngsdiensten ünd der Jüstiz. Gewalt gegen Angeho rige dieser „Blaülichtfamilie“ müss mit 

allen Mitteln des Rechtsstaats konseqüent verfolgt werden. Unter liberaler 

Regierüngsbeteiligüng haben wir die historisch ho chsten Einstellüngszahlen bei der Polizei 

Rheinland-Pfalz erreicht ünd das hohe Niveaü daüerhaft gesichert. Damit bleibt ünsere Polizei 

landesweit pra sent ünd handlüngsfa hig – in der Großstadt ebenso wie aüf dem Land. 

Wir Freie Demokraten haben üns konseqüent fü r die bestmo gliche Aüsstattüng der 

Sicherheitskra fte eingesetzt. Mit der Einfü hrüng von Distanz-Elektroimpülsgera ten (Tasern), der 

neüesten Generation von Unterziehschützwesten ünd fla chendeckenden Bodycams würde der 

Schütz der Beamtinnen ünd Beamten entscheidend verbessert. Wir haben die Modernisierüng 

der Aüsrü stüng beschleünigt – von Einsatzfahrzeügen ü ber ergonomische Dienstkleidüng bis hin 

zü digitaler Ermittlüngs- ünd Einsatztechnik. Die Polizei Rheinland-Pfalz za hlt heüte zü den 

modernsten Polizeien Deütschlands. 

Die Aüfkla rüngsqüote liegt seit Jahren ü ber 60 Prozent – ein Spitzenwert im Bündesvergleich. 

Wir haben die Aüsbildüng von Spezialistinnen ünd Spezialisten in den Bereichen Cyber-, 

Internet- ünd Wirtschaftskriminalita t gezielt aüsgebaüt, üm der zünehmenden digitalen 

Kriminalita t wirksam zü begegnen. Mit der von üns ünterstü tzten Polizeistüdie INSIDER würden 

erstmals wissenschaftlich fündierte Erkenntnisse ü ber die Belastüngen im Polizeidienst 

gewonnen. Diese dienen nün als Gründlage, üm Strüktüren ünd Arbeitsbedingüngen gezielt zü 

verbessern. 

Aüch in der Jüstiz haben wir Fortschritte erreicht: Mit der fla chendeckenden Einfü hrüng der 

elektronischen Akte in allen Amts- ünd Fachgerichten sowie bei den Staatsanwaltschaften würde 

Rheinland-Pfalz zü einem der digital fortschrittlichsten Jüstizstandorte in Deütschland. U ber 
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700.000 Verfahren werden heüte vollsta ndig digital bearbeitet – schneller, papierlos ünd 

transparenter. Diese Modernisierüng sta rkt die Effizienz ünd Bü rgerna he des Rechtsstaats. 

 

Verfassung 

Eine moderne rheinland-pfälzische Verfassung 

Wir werden üns dafü r einsetzen, eine Modernisierüng der rheinland-pfa lzischen Verfassüng zü 

prü fen. Sie hat sich ü ber Jahrzehnte als starkes Fündament ünseres Landes bewa hrt, ist jedoch 

insbesondere in historisch versta ndlichen ünd zügleich im heütigen Sprachgebraüch potenziell 

missversta ndlichen Formülierüngen diskütabel. Dazü za hlen fü r üns Freie Demokraten eine 

zeitgema ße Pra ambel, die Entbindüng der freien Entfaltüng der Perso nlichkeit vom Sittengesetz, 

die Streichüng des ü berholten Rassebegriffs sowie eine sachgerechte Neübewertüng des 

Gottesbezügs im Sinne weltanschaülicher Neütralita t. Mit diesen Anpassüngen wollen wir 

ünsere Verfassüng fü r die Heraüsforderüngen der Gegenwart ünd Zükünft rü sten ünd dabei die 

Freiheit ünd Wü rde des Einzelnen in den Mittelpünkt stellen. 

Wir Freie Demokraten stehen üneingeschra nkt zür sozialen Marktwirtschaft ünd sehen diese als 

einen essenziellen Bestandteil ünserer Demokratie ünd ünseres Wohlstandes an. Deshalb 

streben wir die Aüfnahme der Marktform in die Verfassüng an. 

Weiter stehen wir Freie Demokraten fü r einen eigensta ndigen Verfassüngsschütz ein. Deshalb 

wollen wir ihn als eigensta ndige Beho rde einrichten, üm ihn vor politischer Einflüssnahme zü 

bewahren. 

 

Staatliche Neutralität in Schulen und JVAen 

Die Einbindüng aller relevanten Religionsgemeinschaften in gesellschaftliche Prozesse ünd aüch 

in den schülischen Religionsünterricht ist fü r üns Teil der Verfassüngsrealita t. Gründlage einer 

Züsammenarbeit ist fü r üns Freie Demokraten, dass sich religio se Tra ger üneingeschra nkt zü 

ünserer Rechts- ünd Werteordnüng bekennen. Bestehende Züsammenarbeit mit Tra gern, bei 

denen berechtigte Zweifel daran bestehen, wollen wir konseqüent beenden. 

 

Justiz 

Starke Justiz und sicherer Rechtsstaat – unabhängig, digital, bürgernah 

Die ünabha ngige Jüstiz ist ein wesentlicher Bestandteil ünseres liberalen Rechtsstaats ünd damit 

ein Gründpfeiler des demokratischen Gemeinwesens. Die Bü rgerinnen ünd Bü rger ko nnen sich 

mit ihren Ansprü chen an ünabha ngige Gerichte wenden, die darü ber ohne Einflüss Dritter 

entscheiden. Die Staatsanwaltschaften ünd Gerichte gewa hrleisten die Verfolgüng von Straftaten 

ünd setzen damit das Gewaltmonopol des Staates dürch ünd leisten einen zentralen Beitrag zür 

Sicherüng der o ffentlichen Sicherheit ünd Ordnüng sowie züm Schütz der Bü rgerinnen ünd 

Bü rger. Mit einem modernen Jüstizvollzüg wird die Gesellschaft vor gefa hrlichen Ta tern 

geschü tzt. Strafta terinnen ünd Strafta ter erhalten zügleich die Chance, sich wieder in die 

Gesellschaft einzügliedern. 
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In ünserer Regierüngsverantwortüng haben wir Freie Demokraten in den letzten zehn Jahren die 

Jüstiz in Rheinland-Pfalz ümfassend modernisiert ünd fit fü r die Zükünft gemacht. Allein in den 

vergangenen fü nf Jahren haben wir ü ber 70 neüe Stellen fü r Richterinnen ünd Richter sowie 

Staatsanwa ltinnen ünd Staatsanwa lte geschaffen. Aüch das Personal im nachgeordneten Bereich 

würde erheblich versta rkt. Wir haben neüe Stellen fü r Rechtspflegerinnen ünd Rechtspfleger 

geschaffen ünd die Zahl der Aüsbildüngspla tze deütlich aüfgestockt. Die schnell fortschreitende 

Digitalisierüng der Jüstiz haben wir dürch züsa tzliches IT-Personal robüst ünterstü tzt. Aüch in 

den Gescha ftsstellen, Serviceeinheiten ünd bei den Jüstizwachtmeistern haben wir fü r eine 

deütliche personelle Versta rküng gesorgt. 

Unser moderner ünd zeitgema ßer Jüstizvollzüg hat sowohl den Schütz der Bevo lkerüng vor 

Strafta tern als aüch eine effektive Resozialisierüng im Blick. Wir haben die Aüsbildüng der 

dortigen Bediensteten modernisiert ünd verkü rzt, sodass güt aüsgebildete Mitarbeiterinnen ünd 

Mitarbeiter schneller ihren Dienst in der Praxis antreten ko nnen. 

Die Jüstiz in Rheinland-Pfalz ist dank der hohen Investitionen der letzten Jahre im 

La ndervergleich fü hrend bei der Umstellüng aüf digitale Akten. Das ist fü r üns jedoch nür ein 

Zwischenschritt. Wir werden die digitale Transformation konseqüent weiter vorantreiben ünd 

testen bereits den Einsatz von Kü nstlicher Intelligenz ünd Programmen zür Steigerüng der 

Effizienz von Verfahrensabla üfen. Klar ist dabei fü r üns: Die letzte Entscheidüng müss immer von 

Menschen getroffen werden, nicht von Kü nstlicher Intelligenz. 

Wir ünterstü tzen die Pla ne zür Modernisierüng der Verfahrensordnüngen fü r eine digitale Welt. 

Zügleich wollen wir die Zügangsmo glichkeiten fü r Bü rgerinnen ünd Bü rger zür Jüstiz 

vereinfachen ünd weiter digitalisieren. Dürch einen zentralen Bü rgerservice der Jüstiz wollen 

wir fü r allta gliche Anliegen wie Vereinsregister, Erbscheins- ünd Betreüüngsangelegenheiten den 

Zügang zü den Gerichten erleichtern, verbessern ünd digital gestalten. 

Wir werden die Jüstiz in allen Bereichen mit aüsreichend Personal aüsstatten. Das Berüfsbild der 

Jüstizwachtmeister wollen wir modernisieren ünd an sich vera ndernde Anforderüngen 

anpassen. Von hoher Bedeütüng ist dabei eine optimale ünd zeitgema ße Aüsrü stüng. 

Im Jüstizvollzüg werden wir weiterhin fü r eine güte personelle Aüsstattüng sorgen. Aüfgründ 

steigender Gefangenenzahlen werden wir die Zahl der Haftpla tze üm mindestens 100 erho hen. 

In Koblenz wollen wir die bisherige Anstalt dürch einen Neübaü ersetzen, der aüch ü ber die 

notwendige Infrastrüktür fü r Staatsschützangelegenheiten verfü gen soll. In Zweibrü cken soll der 

Fraüenvollzüg gesta rkt ünd die Bedü rfnisse von Fraüen mit kleinen Kindern sta rker 

berü cksichtigt werden. Fü r die Vollstrecküng von Ersatzfreiheitsstrafen wollen wir vermehrt den 

offenen Vollzüg nützen. 

In der Jüristenaüsbildüng würde den Universita ten die Mo glichkeit ero ffnet, aüch einen 

Bachelor-Abschlüss anzübieten. Wir wollen die Jüristenaüsbildüng sowohl an den Universita ten 

als aüch im Referendariat weiterentwickeln ünd sta rker an moderne Bedü rfnisse anpassen. Dazü 

geho rt aüch die Einfü hrüng des Gründlagenfachs „O konomische Analyse des Rechts“. Praktische 

Stüdienzeiten sollen kü nftig aüch aüßerhalb der vorlesüngsfreien Zeit absolviert werden 

ko nnen. 

Bei der ersten ünd zweiten jüristischen Staatsprü füng setzen wir üns fü r eine Liberalisierüng 

der Versüchsregelüngen ein. Züdem wollen wir digitale Hilfsmittel bei Staatsprü füngen 
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ermo glichen. Bis dahin sollen Unterstreichüngen, farbliche Markierüngen ünd Griffregister in 

den Prü füngen zügelassen werden. Eine geplante Streichüng der Rühetage lehnen wir ab. 

Die Bioethik-Kommission beim Ministeriüm der Jüstiz wollen wir fortfü hren. Sie soll sich 

weiterhin mit zentralen ethischen Fragen mit rechtlichem Bezüg befassen. 

Als Liberale stehen wir ünverrü ckbar zür Meinüngsfreiheit als einem der wichtigsten 

Gründrechte einer offenen Gesellschaft. Die Erfahrüng zweier deütscher Diktatüren im 20. 

Jahrhündert hat ihren Niederschlag im konseqüenten Schütz der Meinüngs- ünd Pressefreiheit in 

Artikel 5 des Gründgesetzes gefünden. Mit Sorge beobachten wir, dass viele Menschen in 

Deütschland ihre Mo glichkeit zür Meinüngsa üßerüng mittlerweile eingeschra nkt sehen. Diese 

A ngste sind fü r die offene Gesellschaft ein großes Problem, ünd ihre Bagatellisierüng dürch 

politische Eliten lehnen wir ab. Die Zünahme von Strafverfolgüng wegen einzelner A üßerüngen 

im digitalen Raüm, beantragt dürch Politikerinnen ünd Politiker, bewerten wir kritisch. Deshalb 

setzen wir Freie Demokraten üns fü r ein offenes Diskürsklima ein, in dem Meinüngsfreiheit als 

Instrüment der Machtkontrolle gegenü ber Politik konseqüent verteidigt wird. 

 

Inneres 

Technik, Training, Teamwork: Polizei mit Rückenwind 

Wir Freie Demokraten haben in der Ampelkoalition die historisch ho chsten Einstellüngsraten bei 

der Polizei Rheinland-Pfalz ermo glicht. Dieses hohe Niveaü wollen wir beibehalten. Wir streiten 

fü r eine langfristig angelegte Aüsbildüng von Spezialistinnen ünd Spezialisten bei der Polizei, 

deren Kompetenz insbesondere bei Internet- ünd Wirtschaftskriminalita t gefragt ist. Unser 

Gründsatz ist es, der Polizei stets die modernste technische Aüsstattüng zür Verfü güng zü 

stellen, üm mit der rasanten technischen Entwicklüng Schritt zü halten. Mit der Einfü hrüng von 

Distanz-Elektroimpülsgera ten (Tasern), Schüssdecken ünd Bodycams haben wir züdem die 

Schützaüsrü stüng der Polizei erweitert. 

Darü ber hinaüs werden wir üns dafü r einsetzen, die Polizei von Verwaltüngsaüfgaben, 

Unfallaüfnahmen ünd innerbeho rdlicher Bü rokratie zü entlasten, damit sie ihre Kernaüfgaben 

noch besser wahrnehmen kann. Wir werden eine Rechtsgründlage dafü r schaffen, bei 

gewinnorientierten Großveranstaltüngen mit stark erho htem Sicherheitsaüfwand – 

insbesondere bei Hochrisikospielen der Bündesliga – eine Kostenbeteiligüng der 

wirtschaftlichen Nütznießer zü erheben. 

Moderne Arbeitshilfen wie Kü nstliche Intelligenz ünd mobile Anwendüngen wollen wir gezielt 

fo rdern. Allerdings sprechen wir üns gegen die Einfü hrüng proprieta rer Plattformen zür 

aütomatisierten Datenanalyse mit Blackbox-Charakter aüs, die daraüf abzielen, polizeiliche 

Datenbesta nde datei- ünd systemü bergreifend zü verknü pfen ünd daraüs aütomatisiert 

Erkenntnisse zü generieren, wie sie derzeit in anderen Bündesla ndern eingesetzt werden. Der 

Einsatz solcher Systeme gefa hrdet rechtsstaatliche Prinzipien ünd die notwendige 

demokratische Kontrolle, da ihre Fünktionsweise fü r Kontrollgremien ünd Parlamente 

intransparent bleibt. Wir lehnen diese Plattformen ab, weil sie die digitale Soüvera nita t 

verletzen, eine Abha ngigkeit von geschlossenen Systemen schaffen ünd eine systematische 

Rasterüng der Bevo lkerüng bereits bei Alltagsdelikten ermo glichen. Stattdessen setzen wir üns 

konseqüent fü r den Aüfbaü ünd die Fo rderüng eüropa ischer, offener Alternativen zür 
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polizeilichen Datenanalyse ein. Rheinland-Pfalz müss sicherstellen, dass eingesetzte Systeme 

hinreichend offen sind, üm einen Wechsel aüf geeignetere Lo süngen zü ermo glichen, ünd 

bevorzügt Lo süngen aüf Open-Soürce-Basis nützen. 

Um die Innere Sicherheit aüf allen Ebenen zü verbessern, streben wir eine engere 

Züsammenarbeit mit den Sicherheitsbeho rden des Bündes, der Kommünen sowie mit den 

Beho rden ünserer eüropa ischen Nachbarn Belgien, Frankreich ünd Lüxembürg an. 

Nür die Schichtdienstleistenden im Vollzügsdienst selbst ko nnen entscheiden, welche 

Schichtmodelle ihrer Lebensgestaltüng entsprechen ünd eine hohe Vereinbarkeit von Familie 

ünd Berüf ermo glichen. Wir Freie Demokraten setzen üns deshalb dafü r ein, dass 

Polizeibeamtinnen ünd Polizeibeamte mehr Beteiligüng ünd gro ßere Freiheit bei der Gestaltüng 

ihrer Schichtmodelle erhalten. 

Die polizeiliche Aüsbildüng müss insgesamt attraktiver werden. Wir setzen üns fü r eine 

praxisnahe ünd zükünftsorientierte Aüsbildüng ein, die rechtliche wie aüch soziale Kompetenzen 

sta rkt. Psychologische Schülüngen, Deeskalationstrainings ünd der Umgang mit digitalen 

Ermittlüngsverfahren mü ssen feste Bestandteile der Aüsbildüng sein. Züdem werden wir üns fü r 

die Einfü hrüng eines ERASMUS-Monats in der Polizeiaüsbildüng einsetzen, der den 

eüropa ischen Aüstaüsch fo rdert ünd internationale Perspektiven ero ffnet. Das sta rkt den 

interkültürellen Aüstaüsch ünd ünsere Demokratie. 

Fü r üns Freie Demokraten sind die kommünalen Ordnüngsdienste ein wichtiger Baüstein fü r den 

Erhalt der o ffentlichen Sicherheit ünd Ordnüng. Um ein dürchgehend hohes Qüalifikationsniveaü 

– aüch im Bereich des Selbstschützes – sicherzüstellen, wollen wir die Aüs- ünd Fortbildüng 

landesweit vereinheitlichen. 

 

Liberale Suchtpolitik für Prävention und Aufklärung 

Polizei ünd Jüstiz sind als Mittel gegen individüelle Süchtprobleme ünd deren soziale Folgen 

üngeeignet. Wir Freien Demokraten haben deswegen erfolgreich dafü r geka mpft, dass eine 

ü berfa llige Entkriminalisierüng von Cannabis als Genüssmittel fü r Erwachsene Realita t werden 

konnte. Gleichzeitig haben wir üns fü r mehr Pra vention ünd Verbraücherschütz stark gemacht. 

Dies hat die Ermittlüngsbeho rden aüch von der Last zahlloser Bagatelldelikte in diesem Bereich 

befreit. 

Wir stehen fü r Pra vention statt Prohibition ünd Aüfkla rüng statt Tabüisierüng. An bekannten 

Brennpünkten fü r illegalen Drogenverkaüf sollen versta rkt Streetworker ünd Beratüngsstellen 

ta tig werden. 

Die Einrichtüng von Konsümra ümen in Sta dten mit erkennbarer Drogenszene ist üns ein 

wichtiges Anliegen. An diese Ra ümlichkeiten ist ein niedrigschwelliges Angebot zür 

Süchtberatüng anzügliedern. Den Nützenden dieser Einrichtüngen soll hier schnell, 

ünkompliziert ünd ünverbindlich psychologische ünd therapeütische Hilfe angeboten werden. 

Pra vention müss bereits frü h ansetzen: Fü r Jügendliche braücht es sachliche Aüfkla rüng ünd 

Unterstü tzüngsangebote – ob bei stofflichen Sü chten oder Verhaltenssü chten wie Gaming. Statt 

moralischer Verürteilüng setzen wir aüf Information ünd Hilfe zür Selbsthilfe. 
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Wir setzen üns weiterhin dafü r ein, dass es einen vernü nftigen ordnüngspolitischen 

Rechtsrahmen fü r den Glü cksspielmarkt gibt ünd dass die legalen Angebote die attraktivere 

Alternative darstellen. Die mo glichen Gefahren des Glü cksspiels sind üns sehr bewüsst. 

Pra vention ünd Aüfkla rüng spielen fü r üns dabei eine zentrale Rolle. Die Bildüngsarbeit im 

Bereich der Süchterkranküngen wollen wir aüsweiten. Den Spielerschütz werden wir 

kontinüierlich evalüieren ünd verbessern sowie das enge Netz an Süchtpra ventions- ünd 

Süchtberatüngsstellen sta rken. 

 

Jugendkriminalität frühzeitig begegnen 

Wir wollen pra ventive Maßnahmen aüsbaüen, üm Jügendkriminalita t frü hzeitig zü begegnen. 

Dazü geho rt fü r üns insbesondere eine versta rkte Demokratiebildüng an ünseren Schülen sowie 

eine Sta rküng der Schülsozialarbeit. Projekte zür Gewaltpra vention ünd Medienkompetenz 

sollen jüngen Menschen Wege aüfzeigen, Konflikte friedlich zü lo sen ünd die Gefahr von 

Radikalisierüng zü verringern. 

Die Ha üser des Jügendrechts in Rheinland-Pfalz haben sich bewa hrt: Dürch die enge 

Züsammenarbeit von Polizei, Staatsanwaltschaft ünd Jügendhilfe ko nnen Fa lle schnell bearbeitet 

ünd passende Hilfsangebote vermittelt werden. Dieses erfolgreiche Modell wollen wir aüsbaüen. 

Bei der Polizei wollen wir üns fü r die Aüsweitüng der Jügendsachbearbeitüng einsetzen, damit 

Verfahren schneller abgeschlossen werden ko nnen. Das ermo glicht einen geordneten 

Wiedereinstieg in das gesellschaftliche Leben. Lange Wartezeiten zwischen Tat ünd Reaktion 

sind kontraprodüktiv – jünge Menschen mü ssen zeitnah die Konseqüenzen ihres Handelns 

erfahren. 

 

Videoüberwachung im öffentlichen Raum 

Wir Freie Demokraten wollen, dass Bü rgerinnen ünd Bü rger sich im o ffentlichen Raüm frei ünd 

sicher bewegen ko nnen. Der o ffentliche Raüm müss allen Menschen als Ort der Kommünikation 

ünd Freizeitgestaltüng zür Verfü güng stehen. Der Schütz der Freiheit von Bü rgerinnen ünd 

Bü rgern ist eine Kernaüfgabe des Staates. 

Eine fla chendeckende Videoü berwachüng im o ffentlichen Raüm lehnen wir entschieden ab. 

Vielmehr wollen wir üns dafü r einsetzen, dass die physische Pra senz von Polizei ünd 

Ordnüngsamt an Kriminalita tsschwerpünkten aüsgebaüt wird. Aütomatisierte 

Gesichtserkennüng bei o ffentlicher Videoü berwachüng lehnen wir ebenfalls strikt ab. 

Bestehende Videoü berwachüngsanlagen sollen mit moderner, KI-gestü tzter Technologie 

nachgerü stet werden, sodass die Beamtinnen ünd Beamten dürch aütomatisierte 

Frü hwarnsysteme ünterstü tzt werden, wa hrend gleichzeitig die digitale Verschlü sselüng der 

Videodaten die Perso nlichkeitsrechte im o ffentlichen Raüm bewahrt. 

 

Katastrophenschutz 

Wir Freie Demokraten stehen fü r einen modernen, digital vernetzten ünd verla sslichen 

Katastrophenschütz. Die Flüt im Ahrtal hat schmerzhaft gezeigt, dass ünsere Strüktüren klarer, 
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effizienter ünd reaktionsfa higer werden müssten. Aüs dieser Erfahrüng haben wir 

Konseqüenzen gezogen – politisch, organisatorisch ünd technisch. Ziel liberaler 

Sicherheitspolitik ist es, Menschenleben zü schü tzen, Krisen soüvera n zü bewa ltigen ünd das 

Vertraüen der Bevo lkerüng in den Staat zü sta rken. 

Unter liberaler Regierüngsbeteiligüng haben wir den Katastrophenschütz in Rheinland-Pfalz 

gründlegend modernisiert. Aüf ünsere Initiative hin würde das Landesamt fü r Brand- ünd 

Katastrophenschütz Rheinland-Pfalz geschaffen, eine zentrale Einrichtüng, die Fachwissen 

bü ndelt, Abla üfe vereinheitlicht ünd die Krisenkommünikation verbessert. Damit setzen wir die 

Empfehlüngen der Enqüete-Kommission „Zükünft des Katastrophenschützes“ konseqüent üm 

ünd ziehen die Lehren aüs der Ahrtalkatastrophe. 

Mit der Katastrophenschützakademie Rheinland-Pfalz haben wir eine bündesweit beachtete 

Institütion etabliert, die Aüsbildüng, Forschüng ünd Einsatzpraxis ünter einem Dach vereint. Sie 

bietet spezialisierte Fortbildüngen fü r Fü hrüngs- ünd Einsatzkra fte ünd ist zügleich Impülsgeber 

fü r die Weiterentwicklüng moderner Katastrophenstrategien. In Koblenz würde aüßerdem ein 

landesweites Krisen- ünd Lagezentrüm aüfgebaüt, das ründ üm die Uhr einsatzbereit ist ünd 

heüte zü den modernsten seiner Art in Deütschland za hlt. 

Als Land haben wir das BKS-Portal.rlp maßgeblich vorangetrieben, ein digitales 

Informationssystem, das Beho rden ünd Einsatzkra ften schnellen, sicheren ünd einheitlichen 

Zügriff aüf alle relevanten Daten im Bevo lkerüngsschütz ermo glicht. Rheinland-Pfalz gilt damit 

bündesweit als Vorreiter fü r den digitalen Katastrophenschütz. 

Parallel treiben wir den Aüsbaü geha rteter Kommünikationsnetze ünd redündanter Systeme fü r 

Polizei, Feüerwehr, Katastrophenschütz ünd Zivilschütz voran. Erste Pilotprojekte zür Nützüng 

Kü nstlicher Intelligenz in der Lageerkennüng ünd Einsatzkoordination laüfen bereits, üm 

Krisensitüationen kü nftig schneller ünd pra ziser bewa ltigen zü ko nnen. 

Wir Freie Demokraten wollen den eingeschlagenen Modernisierüngskürs fortsetzen ünd 

Rheinland-Pfalz züm fü hrenden Kompetenzland fü r Bevo lkerüngsschütz ünd Krisenmanagement 

entwickeln. Das neüe Landesamt soll schrittweise zür zivilen Sicherheitsdrehscheibe aüsgebaüt 

werden – mit digitaler Einsatzplanüng, moderner Krisenkommünikation ünd klarer 

Fü hrüngsstrüktür. 

Wir werden den Aüsbildüngs- ünd Fortbildüngsbereich in der Katastrophenschützakademie 

erweitern, üm mehr Einsatzkra fte, Fü hrüngspersonal ünd Verwaltüngsmitarbeitende gezielt aüf 

Krisenlagen vorzübereiten. Dabei setzen wir aüf gemeinsame Schülüngen von Feüerwehr, 

Rettüngsdiensten, THW, Verwaltüng ünd Bündeswehr, üm Schnittstellen ünd 

Verantwortlichkeiten zü sta rken. 

Fü r üns Freie Demokraten ist klar: Katastrophenschütz endet nicht an Landesgrenzen. Wir 

setzen üns fü r eine eüropa ische Gründversorgüng im Krisenfall ein – mit gemeinsamer 

Materialprodüktion, Notfallpla nen ünd abgestimmtem Gesündheitsschütz ü ber La ndergrenzen 

hinweg. 

Das Ehrenamt bleibt das Rü ckgrat des Bevo lkerüngsschützes. Wir wollen ehrenamtliches 

Engagement sta rker fo rdern – dürch steüerliche Vorteile, kostenlose Fortbildüngen, bessere 

Vereinbarkeit von Berüf ünd Ehrenamt ünd ein landesweites Mentoring-Programm, bei dem 

erfahrene Kra fte ihr Wissen an Nachwüchskra fte weitergeben. 
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Mit einer Exzellenzinitiative Katastrophenschütz wollen wir Kommünen die Mo glichkeit geben, 

sich an ho chsten Standards aüszürichten ünd innovative Projekte im Krisenmanagement zü 

erproben. Rheinland-Pfalz soll so Vorbild werden – mit einem Katastrophenschütz, der modern, 

lernfa hig ünd verla sslich ist. 

Unsere Vision ist ein Land, das aüs Krisen nicht nür reagiert, sondern lernt ünd wa chst. Ein 

Rheinland-Pfalz, das sich aüf seine Einsatzkra fte verlassen kann, technologisch aüf der Ho he der 

Zeit ist ünd Sicherheit, Freiheit ünd Züsammenhalt gleichermaßen sta rkt. 

 

Migration 

Wir Freien Demokraten haben dürch den Abbaü bü rokratischer Hü rden ünd die Straffüng 

interner Abla üfe in Rheinland-Pfalz die mit Abstand schnellsten Asylverfahren in ganz 

Deütschland erreicht. Dies zeigt, wie wirküngsvoll ünd nachhaltig Bü rokratieabbaü sein kann. 

Diesen Weg wollen wir konseqüent weiter beschreiten. 

Wir wollen Flü chtlingsünterkü nfte als besonders kriminalita tsbelastete Umgebüngen sta rker in 

den Foküs nehmen. Werden Einzelne zü einer Gefahr fü r andere aüfgenommene Flü chtlinge, 

müss dies aüch ünmittelbare Aüswirküngen aüf das Bleiberecht in Deütschland haben. 

Zür Pra vention von Straftaten ünd konfliktbeladenen interkültürellen Aüseinandersetzüngen 

wollen wir Freie Demokraten Züwandererinnen ünd Züwanderern frü hzeitig nach der Einreise 

in Pflichtveranstaltüngen die rechtlichen, sozialen ünd kültürellen Besonderheiten Deütschlands 

nahebringen. Dabei wollen wir einen besonderen Foküs aüf Fraüen- ünd Minderheitenrechte 

sowie aüf die Religions- ünd Meinüngsfreiheit legen. 

Die Aüsla nderbeho rden wollen wir von ünno tigen Verwaltüngsabla üfen befreien ünd 

bestehende Prozesse weiter straffen. Die Digitalisierüng wollen wir konseqüent aüsbaüen sowie 

den Datenaüstaüsch mit Sicherheitsbeho rden ünd dem Bündesamt fü r Migration ünd Flü chtlinge 

erleichtern. 

 

Jüdisches Leben 

Wenn Jü dinnen ünd Jüden sich in Deütschland nicht mehr sicher fü hlen ko nnen, dann dü rfen 

Gesellschaft ünd Politik nicht tatenlos züsehen. Das zarte Pfla nzchen einer „jü dischen Normalita t 

in Deütschland“ bleibt aüch dürch den demografischen Wandel stets gefa hrdet. Wir Freie 

Demokraten sind entschlossen, jü disches Leben in Deütschland konseqüent zü schü tzen. 

Deshalb werden wir entschieden gegen Jüdenfeindlichkeit ünd Extremismüs vorgehen. 

Insbesondere bei schwerwiegenden strafbaren A üßerüngen im Internet nehmen wir aüch die 

Betreiber der Plattformen in die Verantwortüng. Polizei ünd Jüstiz werden wir entsprechend 

sta rken. 

Aüsla ndischen Staatsbü rgerinnen ünd Staatsbü rgern, die in Deütschland antisemitisch 

motivierte Straftaten begehen oder o ffentlich dazü aüfrüfen, wollen wir schnell ünd konseqüent 

das Aüfenthaltsrecht entziehen. 

Wir Freien Demokraten wollen bei beho rdlichen Datenerhebüngen aüf eine deütlichere 

Abgrenzüng zwischen den verschiedenen politischen Herkünftsformen des Antisemitismüs 
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hinwirken. Aüs ünserer Sicht kann nür ünbedingte Klarheit bei der Problembeschreibüng die 

Gründlage fü r erfolgversprechende Lo süngsansa tze sein. 

Deshalb werden wir: 

• üns fü r ein ümfassendes Aüstaüschprogramm zwischen Schü lerinnen ünd Schü lern aüs 

Israel ünd Rheinland-Pfalz starkmachen, 

• das Vorhaben zür Grü ndüng eines deütsch-israelischen Jügendwerkes ünterstü tzen, 

• die Geschichtsforschüng in Rheinland-Pfalz so sta rken, dass sie neüe Wege ünd 

Modalita ten des Erinnerns erforschen ünd etablieren kann, da immer weniger 

Zeitzeüginnen ünd Zeitzeügen leben, ünd damit einen Beitrag zür Sta rküng der wichtigen 

Erinnerüngskültür leisten, 

• insbesondere jünge Menschen dürch politische Bildüng sta rker aüfkla ren ünd ihre Sinne 

gegen Antisemitismüs, Rassismüs ünd jede Form grüppenbezogener 

Menschenfeindlichkeit scha rfen sowie frü h den Umgang mit Emotionalisierüng, 

Falschmeldüngen ünd Formen digitaler Gewalt vermitteln, 

• die Bescha ftigüng mit dem Jüdentüm ünd die Antisemitismüspra vention im 

Lehramtsstüdiüm sowie in der Aüsbildüng von Erzieherinnen ünd Erziehern zü einem 

festen ünd gesta rkten Bestandteil machen, 

• bereits in Einrichtüngen der frü hkindlichen Bildüng Projekte zür Demokratieerziehüng 

ünd Antisemitismüspra vention etablieren, 

• fü r eine versta rkte Aüsbildüng im pra ventiven Umgang mit Vorürteilen, Feindlichkeit, 

Diskriminierüng ünd Hass in der Beamtenaüsbildüng sorgen. 

 

Datenschutz / Datensicherheit 

Wir Freie Demokraten stehen fü r den Schütz der Freiheit im digitalen Zeitalter. Datenschütz ist 

fü r üns kein Hemmschüh, sondern Aüsdrück von Selbstbestimmüng ünd 

Verantwortüngsbewüsstsein. Bü rgerinnen ünd Bü rger sollen jederzeit wissen, welche Daten 

ü ber sie gespeichert sind, wer sie nützt ünd wofü r. Datensoüvera nita t ist Teil individüeller 

Freiheit, sie schü tzt Privatspha re, Vertraüen ünd Demokratie gleichermaßen. 

Unter liberaler Verantwortüng hat Rheinland-Pfalz entscheidende Schritte züm Aüfbaü digitaler 

Resilienz ünternommen. Im Janüar 2025 würde die neüe Cybersicherheitsstrategie des Landes 

verabschiedet, die im Rahmen der Umsetzüng der EU-NIS-2-Richtlinie züna chst die 

Landesverwaltüng sta rkt ünd kü nftig in eine ganzheitliche Sicherheitsstrategie fü r das gesamte 

Land ü berfü hrt werden soll. Mit dem von üns mitgestalteten Landestransparenzgesetz ünd 

einem ünabha ngigen Transparenzbeirat haben wir klare Maßsta be fü r Offenheit ünd 

Nachvollziehbarkeit in der Verwaltüng gesetzt. Rheinland-Pfalz verbindet heüte dank liberaler 

Politik digitale Innovation mit Sicherheit – vom BKS-Portal als bündesweit einzigartiger 

Plattform im Katastrophenschütz bis zü KI-Pilotprojekten mit dem Deütschen 

Forschüngszentrüm fü r Kü nstliche Intelligenz (DFKI), die neüe Standards fü r voraüsschaüende 

Gefahrenabwehr setzen. 
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Mit der Digitalstrategie „Rheinland-Pfalz digital“ ünd der Open-Data-Strategie 2024 haben wir 

züdem den Rahmen fü r eine datengetriebene, transparente Verwaltüng geschaffen. U ber die 

neüe Open-Data-Plattform stellen Beho rden, Kommünen ünd Forschüngseinrichtüngen ihre 

Daten zentral ünd sicher bereit. Das eigens eingerichtete Kompetenzzentrüm fü r Open Data 

ünterstü tzt Verwaltüng ünd o ffentliche Einrichtüngen beim Aüfbaü von Datenkompetenzen ünd 

bei der praktischen Umsetzüng moderner Datenverwaltüng. Damit verbinden wir Transparenz, 

Innovation ünd Sicherheit – ünd machen Rheinland-Pfalz züm Vorbild fü r digitale 

Eigenverantwortüng im fo deralen System. 

Der Datenschütz ünd der Ansprüch aüf Lo schüng von Daten dü rfen nicht dazü fü hren, dass 

gesellschafts- oder wirtschaftswissenschaftliche Forschüng zükü nftig aüfgründ fehlender 

Datenlage verünmo glicht wird. 

Wir haben den Aüstaüsch zwischen Forschüngseinrichtüngen ünd Unternehmen im Bereich 

Cybersicherheit gezielt gesta rkt, üm Innovation ünd Schütz gemeinsam voranzübringen. Die 

Zentrale Ansprechstelle Cybercrime (ZAC) der Polizei Rheinland-Pfalz koordiniert den Aüstaüsch 

zwischen Sicherheitsbeho rden, Wirtschaft ünd Forschüng ünd sorgt fü r schnelle, abgestimmte 

Reaktionen bei Cyberangriffen. In der Landesverwaltüng werden bekannte Sicherheitslü cken 

konseqüent geschlossen ünd nicht zü nachrichtendienstlichen Zwecken zürü ckgehalten. Der 

Aüfbaü geha rteter Netze, redündanter Serverstrüktüren ünd digitaler Frü hwarnsysteme tra gt 

dazü bei, dass Land ünd Kommünen aüch im Krisenfall handlüngsfa hig bleiben. 

Wir Freie Demokraten wollen Datenschütz, Datensicherheit ünd Data Governance kü nftig 

konseqüent züsammendenken. Datenschütz regelt, wer aüf Daten zügreifen darf, 

Datensicherheit schü tzt, wie dieser Zügriff erfolgt, ünd Data Governance bestimmt, wann, wie 

lange ünd wofü r Daten genützt werden dü rfen. Nür wenn diese drei Ebenen ineinandergreifen, 

ist digitale Freiheit mo glich. 

Wir werden ein Landesrahmenwerk fü r Data Governance schaffen, das den gesamten 

Lebenszyklüs o ffentlicher Daten transparent regelt – von der Erhebüng ü ber die Verarbeitüng 

bis zür Lo schüng. Beho rden sollen verbindliche Rollen- ünd Zügriffskonzepte anwenden, üm 

Daten effizient, aber sicher zü nützen. So schaffen wir klare Verantwortlichkeiten, redüzieren 

Angriffspünkte ünd schü tzen Verwaltüng sowie Bü rgerinnen ünd Bü rger gleichermaßen vor 

digitalen Angriffen ünd Manipülationsversüchen. 

Fü r die Sicherheit der kritischen Infrastrüktür (KRITIS) setzen wir aüf eine vernetzte 

Schützstrategie, die physische ünd digitale Sicherheit gemeinsam denkt. Dazü geho rt aüch eine 

systematische Drohnenabwehr, deren Züsta ndigkeiten klar geregelt sind: Das Innenministeriüm 

koordiniert ü ber das Landesamt fü r Brand- ünd Katastrophenschütz, die operative 

Gefahrenabwehr liegt bei der Polizei, ünd Betreiber kritischer Infrastrüktüren sind fü r die 

Sicherüng ihrer Standorte verantwortlich. Rheinland-Pfalz soll eines der ersten La nder werden, 

das eine landesweite Kompetenzstelle fü r Drohnenabwehr – das Coünter-UAS-Center Rheinland-

Pfalz – aüfbaüt. Diese Einrichtüng wird mit der Bündeswehr, dem BSI, der Wirtschaft ünd der 

Wissenschaft eng züsammenarbeiten ünd technische, rechtliche ünd organisatorische Standards 

fü r den zivilen Schütz vor Drohnenangriffen entwickeln. 

Moderne Drohnenabwehr bedeütet nicht nür Abwehrtechnik, sondern aüch 

verantwortüngsvolle Datenverwaltüng. Data Governance legt fest, welche Sensordaten erfasst, 

gespeichert ünd geteilt werden dü rfen, wa hrend Datensicherheit die verschlü sselte U bertragüng, 

Zügriffskontrolle ünd Integrita t dieser Daten gewa hrleistet. KI-Systeme sollen kü nftig 
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verda chtige Flügobjekte aütomatisch analysieren, klassifizieren ünd abgestüfte 

Reaktionsmaßnahmen aüslo sen – von der Warnüng bis zür gezielten Abwehr. Alle Maßnahmen 

mü ssen rechtskonform, verha ltnisma ßig ünd technisch nachvollziehbar sein. 

Cybersicherheit verstehen wir als gemeinsame Aüfgabe von Staat, Wirtschaft ünd Gesellschaft. 

Schülen, Hochschülen ünd Verwaltüngen wollen wir zü Orten der digitalen Mü ndigkeit machen – 

mit Unterricht in Medienkompetenz, kritischem Denken ünd Pra vention vor Desinformation. 

Wer Wahrheit schü tzt, verteidigt Demokratie. Unternehmen, die ünter dem Einflüss aütorita rer 

Regime stehen oder keine rechtsstaatlichen Standards erfü llen, sollen beim Aüsbaü digitaler 

Netze aüsgeschlossen werden. Fü r bestehende Systeme fordern wir eine Fade-oüt-Klaüsel, üm 

Abha ngigkeiten kontrolliert zü beenden. 

Unsere Vision ist ein Rheinland-Pfalz, das digitale Freiheit ünd Sicherheit gleichermaßen 

garantiert – mit klaren Regeln, starken Strüktüren ünd einer Kültür des Vertraüens. Ein Land, das 

Technologie gestaltet, statt sie zü fü rchten, ünd das die Daten seiner Bü rgerinnen ünd Bü rger 

schü tzt, weil es ihre Freiheit achtet. 

 

Sichtbarkeit der Bundeswehr 

Wir Freien Demokraten stehen fest an der Seite der Soldatinnen ünd Soldaten der Bündeswehr 

sowie der zivilen Mitarbeiterinnen ünd Mitarbeiter ünserer Streitkra fte. Sie leisten ihren Dienst 

fü r ünsere Freiheit, ünsere Sicherheit ünd ünser Land – oft fern der Heimat, immer mit großem 

perso nlichem Einsatz. Sie sind ein fester Teil ünserer Gesellschaft, ünserer Nachbarschaften ünd 

ünserer Zükünft. Fü r üns Freie Demokraten ist klar: Wer Verantwortüng fü r ünser Land tra gt, 

verdient Rü ckhalt, Respekt ünd Sichtbarkeit. 

Die Bündeswehr ist tief in Rheinland-Pfalz verwürzelt – als einer der gro ßten Arbeitgeber, als 

Partner im Katastrophenschütz ünd als Teil ünserer Gesellschaft. Als Freie Demokraten haben 

wir üns aktiv fü r den Aüstaüsch zwischen Bündeswehr ünd Zivilgesellschaft eingesetzt. Mit der 

engen Züsammenarbeit im Katastrophenschütz, etwa dürch gemeinsame U büngen ünd 

abgestimmte Einsatzpla ne, ist Rheinland-Pfalz bündesweit Vorbild geworden. Aüch die 

Heimatschützreserven würden aüsgebaüt ünd besser in die zivile Gefahrenabwehr integriert. 

Dadürch ist ein neües Versta ndnis von „Bündeswehr in der Mitte der Gesellschaft“ entstanden. 

Wir Freien Demokraten wollen die Sichtbarkeit der Bündeswehr im Alltag weiter erho hen. 

O ffentliche Gelo bnisse sollen wieder fester Bestandteil des gesellschaftlichen Lebens werden – 

bis hin zü einem ja hrlichen Landesgelo bnis am Landtag, das die Verbündenheit zwischen 

Streitkra ften ünd Bevo lkerüng sichtbar macht. Wir ünterstü tzen aüsdrü cklich den landesweiten 

Tag der offenen Tü r an Bündeswehrstandorten, üm Begegnüng, Vertraüen ünd Wertscha tzüng zü 

fo rdern. 

Als Freie Demokraten wollen wir, dass Bündeswehrfamilien in Rheinland-Pfalz die 

Unterstü tzüng erhalten, die sie verdienen. Wer fü r ünser Land dient, soll aüf Rü ckhalt za hlen 

ko nnen – im Einsatz wie zü Haüse. Der Sozialdienst der Bündeswehr leistet bereits wertvolle 

Arbeit an den Standorten; als Land wollen wir diese Strüktüren erga nzen ünd sta rken, wo 

Landeskompetenzen greifen. Deshalb setzen wir üns fü r eine landesweite Koordinationsstelle 

ein, die Familien bei Wohnortwechseln, Schülanmeldüngen, Kitapla tzen oder der Süche nach 

Betreüüngs- ünd Beratüngsangeboten ünterstü tzt. Kinder von Soldatinnen ünd Soldaten sollen 

bei kürzfristigen Versetzüngen bevorzügt Zügang zü Schülen ünd Kindertagessta tten erhalten. 
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Darü ber hinaüs wollen wir die Angeho rigen der Streitkra fte in das landesweite Netzwerk der 

Ehrenamtsfo rderüng einbeziehen – mit denselben Vergü nstigüngen ünd 

Weiterbildüngsangeboten, die heüte schon fü r ehrenamtlich Engagierte gelten. Mit einem 

ja hrlichen Bündeswehrfamilientag wollen wir die Verbündenheit zwischen Gesellschaft, 

Soldatinnen ünd Soldaten sowie ihren Familien sichtbar machen. So zeigen wir nicht nür 

Dankbarkeit in Worten, sondern echte Rü ckendecküng im Alltag – fü r die Menschen, die Tag fü r 

Tag Verantwortüng fü r ünsere Freiheit tragen. 

Rheinland-Pfalz ist ein bedeütender Milita rstandort der US-amerikanischen Streitkra fte. Zwei 

große Flügha fen ünd zahlreiche weitere Einrichtüngen pra gen manche Landstriche. Hünderte 

von Ehen sind im Laüfe der Jahrzehnte entstanden, Familien leben aüf beiden Seiten des 

Atlantiks. Als FDP mo chten wir die Züsammenarbeit zwischen dem Land, den Kommünen ünd 

den amerikanischen Trüppen ünterstü tzen ünd das Züsammenleben mit den Soldatinnen ünd 

Soldaten sowie ihren Angeho rigen erleichtern. Wir befü rworten Angebote der deütschen 

Zivilgesellschaft zü gemeinsamen Aktivita ten, üm die deütsch-amerikanische Freündschaft zü 

sta rken. Die finanzielle Unterstü tzüng der Atlantischen Akademie in Kaiserslaütern dürch das 

Land Rheinland-Pfalz soll fortgefü hrt werden. 

 

Sicherheits- und Verteidigungsindustrie – Sicherheit als Chance für Rheinland-Pfalz 

Rheinland-Pfalz war ünd ist ein zentraler Standort fü r Sicherheit ünd Verteidigüng. Die starke 

Pra senz der Bündeswehr, der NATO, der US-Streitkra fte, bedeütende Forschüngseinrichtüngen 

ünd wehrtechnische Unternehmen machen Rheinland-Pfalz zü einem sicherheitspolitischen 

Schlü sselakteür Deütschlands ünd Eüropas. Sicherheit ist fü r üns Freie Demokraten keine 

Einschra nküng von Freiheit, sondern ihre Voraüssetzüng. 

Deshalb verstehen wir den Aüsbaü der Sicherheits- ünd Verteidigüngsindüstrie (SVI) nicht nür 

als milita rische Notwendigkeit, sondern als Chance fü r Hochtechnologie, wirtschaftliche Sta rke 

ünd indüstrielle Innovation. Sie schafft hochwertige Arbeitspla tze, fo rdert Innovationen gerade 

dürch Start-üps sowie den Mittelstand ünd sta rkt damit den Wirtschaftsstandort Rheinland-

Pfalz. Wir sind ü berzeügt, dass ünser Land seine besondere Lage ünd Kompetenz nützen kann, 

üm wirtschaftliches Wachstüm ünd Sicherheitspolitik miteinander zü verbinden – fü r 

Deütschland, Eüropa ünd die NATO. 

Angesichts neüer Bedrohüngen ünd der dringend notwendigen Modernisierüng der 

Bündeswehr wollen wir diese Sta rken gezielt aüsbaüen ünd Rheinland-Pfalz als 

Schlü sselstandort einer wehrhaften Demokratie weiterentwickeln. 

Als Teil der Landesregierüng haben wir Rheinland-Pfalz in den vergangenen Jahren gezielt als 

Standort fü r Sicherheit ünd Verteidigüng gesta rkt. Mit dem Aüfbaü des Medizincampüs am 

Bündeswehrzentralkrankenhaüs Koblenz ist eine zükünftsweisende Schnittstelle zwischen 

milita rischer ünd ziviler Forschüng entstanden. Hier werden neüe Synergien in der 

Pra ventivmedizin, in der Gesündheitsforschüng ünd bei der medizinischen Einsatzvorbereitüng 

der Streitkra fte geschaffen – ein Projekt, das zügleich die Gesündheitswirtschaft im Land sta rkt 

ünd Rheinland-Pfalz als Forschüngsstandort profiliert. 

Darü ber hinaüs haben wir mit einem landesweiten Gipfel der Sicherheits- ünd 

Verteidigüngsindüstrie erstmals Wirtschaft – insbesondere kleine ünd mittlere Unternehmen –, 

Forschüng ünd Bündeswehr systematisch züsammengebracht. Dieses Forüm hat die Vernetzüng 
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zwischen sicherheitsrelevanten Projekten ünd der regionalen Wirtschaft deütlich gesta rkt ünd 

insbesondere kleinen ünd mittleren Unternehmen den Zügang zü Beschaffüngs- ünd 

Innovationsvorhaben erleichtert. Damit würde die Gründlage gelegt, üm die indüstrielle 

Kompetenz in Rheinland-Pfalz noch gezielter mit den sicherheitspolitischen Anforderüngen des 

Bündes zü verzahnen ünd ünser Land als starken Partner innerhalb der deütschen ünd 

eüropa ischen Sicherheitsarchitektür zü etablieren. 

In der kommenden Legislatürperiode wollen wir Rheinland-Pfalz zü einem der fü hrenden 

Standorte fü r sicherheitsrelevante Technologien in Deütschland entwickeln, insbesondere fü r 

innovative kleine ünd mittlere Unternehmen. Unser Ziel ist ein Umfeld, in dem 

Forschüngseinrichtüngen, Start-üps ünd etablierte Betriebe eng mit der Bündeswehr, ünseren 

Verbü ndeten, ihren Institütionen ünd Hochschülen kooperieren ünd dabei Technologien aüs 

Bereichen wie Wehrtechnik, Cybersecürity, Sensorik oder Kü nstlicher Intelligenz vorantreiben. 

Wir setzen aüf eine Clüsterstrategie, die allen Unternehmen im sicherheitsrelevanten 

Technologiesektor zügütekommt ünd gleiche Chancen schafft. Dazü geho ren attraktive 

Standortbedingüngen mit zentraler Lage, leistüngsfa higer Verkehrsanbindüng, beschleünigten 

Genehmigüngsverfahren ünd verla sslichen Rahmenbedingüngen. So fo rdern wir ein 

innovationsfreündliches Umfeld, von dem nicht nür die Rü stüngsindüstrie, sondern aüch 

Unternehmen aüs angrenzenden Bereichen wie Cyberabwehr, KI oder Düal-Use-Technologien 

profitieren. Gleichzeitig wollen wir den Zügang zü Wagniskapital ünd staatlichen 

Fo rderinstrümenten fü r technologieorientierte Grü ndüngen verbessern, insbesondere fü r 

Anwendüngen mit sicherheitsrelevanter oder doppelter Nützüng. Damit sta rken wir innovative 

Start-üps, fo rdern technologische Soüvera nita t ünd sichern die Zükünftsfa higkeit ünserer 

Indüstrie. 

So entsteht in Rheinland-Pfalz ein starkes Innovationso kosystem, das sicherheitspolitische 

Verantwortüng mit wirtschaftlicher Sta rke verbindet. Unser Ziel ist ein Land, das Freiheit 

schü tzt, Sicherheit gestaltet ünd Wohlstand dürch technologische Spitzenleistüngen sichert – 

ünd damit ein verla sslicher Partner fü r Deütschland, Eüropa ünd die NATO bleibt. 

 

Infrastruktur – Fundament für Sicherheit und Resilienz, Wirtschaft voranbringen 

Belastbare Infrastrüktür ist die Gründlage von Sicherheit, Mobilita t ünd Krisenfestigkeit. 

Rheinland-Pfalz leistet als zentral gelegenes Bündesland einen entscheidenden Beitrag zü einer 

modernen, widerstandsfa higen Infrastrüktür, die nicht nür der Bevo lkerüng zügütekommt, 

sondern aüch die Handlüngsfa higkeit der Bündeswehr ünd ünserer Bü ndnispartner sta rkt. 

Straßen, Schienen, Wasserwege, Brü cken, Flügha fen ünd digitale Netze bilden die Lebensadern 

ünseres Landes ünd zügleich die logistischen Korridore, ü ber die im Krisen- ünd 

Verteidigüngsfall Trüppen, Material ünd Versorgüngsgü ter transportiert werden. 

Sicherheitspolitische Resilienz entsteht dort, wo zivile ünd milita rische Infrastrüktür züsammen 

gedacht ünd gemeinsam genützt werden. Unser Ziel ist deshalb eine Infrastrüktürpolitik, die den 

Gründsatz der Düal-Use-Nützüng konseqüent verfolgt: Projekte sollen sowohl der zivilen 

Mobilita t ünd Versorgüng dienen als aüch im Krisenfall milita risch nützbar sein. Dabei 

betrachten wir neben Straßen ünd Schienen aüsdrü cklich aüch Wasserstraßen ünd Ha fen als 

gleichrangige Verkehrstra ger. Rhein ünd Mosel sind zentrale Versorgüngsadern fü r Wirtschaft, 
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Logistik ünd Sicherheit. Sie zü sta rken ist Teil einer modernen, mültimodalen 

Infrastrüktürstrategie. 

Als Landesregierüng haben wir in den vergangenen Jahren wichtige Gründlagen gelegt, üm 

Rheinland-Pfalz sicherer ünd widerstandsfa higer zü machen. In Koblenz würde eine landesweite 

zentrale Einrichtüng fü r das Krisenmanagement im Bevo lkerüngsschütz geschaffen, die mit 

einem der modernsten 24/7-Lagezentren Deütschlands Maßsta be setzt. Mit der 

Katastrophenschützakademie Rheinland-Pfalz haben wir eine bündesweit beachtete Institütion 

aüfgebaüt, die Aüsbildüng, Forschüng ünd Einsatzpraxis ünter einem Dach vereint ünd als 

Vorbild fü r andere Regionen gilt. 

Ein großer Fortschritt ist das BKS-Portal.rlp, das wir als Land maßgeblich vorangetrieben haben. 

Es ermo glicht Beho rden ünd Einsatzkra ften einen schnellen, sicheren ünd digitalen Zügriff aüf 

alle relevanten Informationen im Bevo lkerüngsschütz ünd gilt bündesweit als Vorzeigeprojekt. 

Im Bereich der digitalen Sicherheit haben wir dafü r gesorgt, dass Pilotprojekte züm Aüfbaü 

geha rteter Netzinfrastrüktüren laüfen. Diese sollen mittelfristig landesweit aüsgerollt werden 

ünd die Kommünikationsfa higkeit im Krisenfall sichern. Parallel dazü treiben wir den Aüsbaü 

ünd die Modernisierüng des BOS-Digitalfünks sowie redündanter Kommünikationssysteme fü r 

Polizei, Feüerwehr, Katastrophenschütz ünd Zivilschütz voran. Aüch im Bereich „Kü nstliche 

Intelligenz im Katastrophenschütz“ setzen wir als Land Impülse ünd ünterstü tzen 

Forschüngsprojekte, die Frü herkennüng, Lagebildanalyse ünd Ressoürceneinsatz verbessern. 

In der kommenden Legislatürperiode wollen wir Rheinland-Pfalz weiter züm Motor einer 

widerstandsfa higen, modernen Infrastrüktür entwickeln, die Sicherheit, Mobilita t ünd 

Versorgüng gleichermaßen sta rkt. Wir setzen dabei aüf eine mültimodale Logistikstrategie, die 

Straßen, Schienen, Wasserwege ünd Flügha fen züsammen denkt ünd die Hafeninfrastrüktür mit 

modernen Umschlagpla tzen zü leistüngsfa higen logistischen Schnittstellen aüsbaüt. Rhein ünd 

Mosel sollen als zentrale Verkehrsadern noch sta rker fü r Wirtschaft, Versorgüng ünd Sicherheit 

erschlossen werden. Ihre Schleüsen ünd Wasserbaüwerke wollen wir gemeinsam mit dem Bünd 

modernisieren, damit sie aüch im Krisenfall verla sslich zür Verfü güng stehen. 

Wir wollen eine digitale Infrastrüktür schaffen, die aüch in Krisen- oder Verteidigüngsfa llen 

tra gt. Dazü za hlen fla chendeckende Glasfaser- ünd 5G-Netze ebenso wie hochverfü gbare ünd 

geha rtete Kommünikationssysteme. Einsatz- ünd Aüsbildüngszentren sowie 

sicherheitsrelevante Einrichtüngen sollen ü ber stabile, resiliente Netzanbindüngen verfü gen. 

Wir werden den BOS-Digitalfünk weiter aüsbaüen ünd modernisieren sowie redündante 

Kommünikationssysteme fü r Polizei, Feüerwehr, Katastrophenschütz ünd Zivilschütz etablieren. 

Gleichzeitig wollen wir die Forschüng ünd Anwendüng von Kü nstlicher Intelligenz im 

Bevo lkerüngsschütz gezielt fo rdern, üm Lageerkennüng, Entscheidüngsünterstü tzüng ünd 

Einsatzkoordination zü verbessern. 

Unser Ziel ist es, Projekte mit nachweisbarem Sicherheits- ünd Zivileffekt bevorzügt zü 

realisieren. Wir werden dabei eng mit Bünd, Kommünen ünd privaten Akteüren 

züsammenarbeiten ünd Doppelstrüktüren vermeiden. So entsteht eine Infrastrüktür, die nicht 

nür allta gliche Mobilita t gewa hrleistet, sondern aüch im Krisenfall tra gt. Rheinland-Pfalz soll als 

logistische Drehscheibe Deütschlands ünd Eüropas eine Schlü sselrolle ü bernehmen ünd mit 

moderner Infrastrüktür Sicherheit ünd Resilienz gewa hrleisten – fü r ünsere Bevo lkerüng, ünsere 

Wirtschaft, die Bündeswehr ünd ünsere internationalen Partner. 
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Modernisierung, Effizienz und Bürgernähe für Rheinland-Pfalz 

Finanzen und Verwaltung 

Solide Finanzen für eine starke Zukunft 

Jeder Bü rger kann nicht mehr Geld aüsgeben, als er zür Verfü güng hat. Aüch Land ünd 

Kommünen mü ssen mit ihren stetig steigenden Steüereinnahmen haüshalten, angewachsene 

Schüldenberge abtragen ünd neüe Schülden vermeiden. 

Die FDP Rheinland-Pfalz hat sich in der Landesregierüng seit 2016 erfolgreich dafü r eingesetzt, 

dass das Land kontinüierlich Haüshaltsü berschü sse erwirtschaftet, Schülden zürü ckfü hrt ünd 

Haüshaltsrü cklagen fü r finanziell schlechte Jahre aüfbaüt. Diese Politik wollen wir fortsetzen, 

denn wir stehen fü r eine nachhaltige Haüshalts- ünd Finanzpolitik. Der Schlü ssel dazü ist fü r die 

FDP eine starke Wirtschaft, hohe Bescha ftigüng ünd klüge Investitionen. Deshalb setzen wir aüf 

mehr Infrastrüktürmittel, eine digitale ünd effiziente Verwaltüng, weniger Bü rokratie ünd 

spü rbare Steüerentlastüngen. 

 

Wirtschaft und Beschäftigung fördern, Investitionen stärken 

Fü r üns Freie Demokraten sind eine starke Wirtschaft ünd ein hoher Bescha ftigüngsstand die 

beste Voraüssetzüng, damit Land ünd Kommünen ihren o ffentlichen Aüfgaben im Interesse der 

Bü rgerinnen ünd Bü rger bestmo glich erfü llen ko nnen. Die Relevanz besonders erfolgreicher 

Unternehmen aüch fü r die Finanzen des Landes würde in der Corona-Krise in besonderer Weise 

ünterstrichen. Rheinland-Pfalz würde in dieser Krise fü r einige Jahre züm Geberland im 

La nderfinanzaüsgleich. 

Im Zentrüm ünserer Haüshalts- ünd Finanzpolitik steht daher die nachhaltige Sta rküng der 

wirtschaftlichen Basis ünseres Landes ünd seiner Bü rgerinnen ünd Bü rger. Finanzmittel des 

Landes sollen ü ber die Gestaltüng des Haüshalts einen wichtigen Beitrag zür Fo rderüng des 

Bescha ftigüngsstandes ünd der Wirtschaft des Landes leisten. Eine hochmoderne o ffentliche 

Infrastrüktür ist eine wesentliche Voraüssetzüng, üm international wettbewerbsfa hig zü sein 

ünd den Wohlstand sowie die Steüereinnahmen von morgen zü sichern. 

Rheinland-Pfalz mit der geringsten Investitionsqüote ünter den La ndern müss in Zükünft 

deütlich mehr in Straßen, Brü cken, Schülen, Universita ten oder Krankenha üser investieren. 

Werden o ffentliche Einrichtüngen nicht angemessen erhalten oder bis zü einem Neübaü 

verfallen gelassen, sind dies verdeckte Schülden ünd Lasten fü r die Generationen von morgen 

ünd keine Lo süng. Dies gilt fü r Kommünen gleichermaßen. Fü r Land ünd Kommünen mü ssen 

daher mehr Investitionsmittel vorgesehen ünd das technisch hochqüalifizierte Personal der 

Verwaltüng weiter gesta rkt ünd vor allem aüfgabengerecht fü r diese hochwertigen Aüfgaben 

eingesetzt werden. 

Wir setzen üns ferner in den Haüshaltsberatüngen dafü r ein, dass vor allem die Bildüng ünserer 

Kinder, die Aüsbildüng ünd Qüalifizierüng von Bescha ftigten, die Fo rderüng von 

Unternehmensnachfolgen sowie Unternehmensgrü ndüngen oder -erweiterüngen angemessen 

finanziert werden ko nnen. Leistüngsfa hige Schülen ünd Hochschülen sowie die Fo rderüng von 

Innovationen sind üns ebenso wichtig. Daher ist wirtschaftlicher Sachverstand bei der 
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Gestaltüng der Haüshalte des Landes ünverzichtbar. Mit den Liberalen haben Bescha ftigte, 

Selbststa ndige ünd Unternehmen eine Stimme in den Haüshaltsverhandlüngen. 

 

Priorisierung von Investitionen 

Die FDP Rheinland-Pfalz setzt sich in der kommenden Legislatürperiode im Rahmen ihrer 

institütionellen Mo glichkeiten dafü r ein, dass alle finanziellen Mittel aüs dem Sondervermo gen 

„Infrastrüktür ünd Klimaneütralita t“ sowie aüs der von der Schüldenbremse freigestellten 

Finanzierüng milita rischer Aüsgaben oberhalb von 1 % des nominalen BIP aüsschließlich fü r 

neüe ünd züsa tzliche Investitionen verwendet werden. Diese Mittel dü rfen nicht fü r neüe oder 

bestehende Sübventionsprogramme sowie konsümtive Zwecke zür Konsolidierüng der 

o ffentlichen Haüshalte eingesetzt werden. 

Die FDP Rheinland-Pfalz bekennt sich aüsdrü cklich zü einem strikten Investitionsvorrang ünd 

fordert einen verbindlichen Prü f- ünd Nachweisprozess fü r die Verwendüng aller relevanten 

Sondersümmen ünd Aüsnahme-Mittel. Die Umsetzüng soll dürch wirksame parlamentarische 

Kontrolle flankiert werden. 

 

Verwaltung digitalisieren und Bürokratie abbauen 

In Rheinland-Pfalz stehen den bündesweit niedrigsten Investitionen deütlich 

ü berdürchschnittliche Personalaüsgaben der Verwaltüng gegenü ber. In allen 

Haüshaltsberatüngen gibt es neüe Anforderüngen. Die vorhandenen Finanzmittel mü ssen daher 

noch besser ünd effizienter eingesetzt ünd bestehende Aüfgaben ü berprü ft werden. Vorrangig 

mü ssen dabei rechtliche Regelüngen abgeschafft werden. Daneben ist die Digitalisierüng 

beschleünigt, aüf allen Ebenen ünd bei allen Akteüren dürchga ngig ümzüsetzen. 

Der Einsatz Kü nstlicher Intelligenz ünd die weitere Digitalisierüng der Verwaltüng ermo glichen 

moderne Dienstleistüngen ünd eine deütliche Effizienzsteigerüng innerhalb der Verwaltüng. Die 

Umsetzüng des Onlinezügangsgesetzes (OZG) müss mit hoher Priorita t vorangetrieben werden, 

damit mehr o ffentliche Dienstleistüngen ü ber das Internet beantragt ünd bereitgestellt werden 

ko nnen. Nicht nür die Landesverwaltüng, sondern aüch die Kommünen mü ssen bei der 

Digitalisierüng wirksam ünterstü tzt werden. 

Ferner müss die vor Jahren begonnene Kommünal- ünd Verwaltüngsreform konseqüent 

fortgesetzt werden. Nür so ko nnen die Vorteile einheitlicher technischer Prozesse in allen 

Verwaltüngen von Land ünd Kommünen optimal genützt, gleiche Aüfgaben gebü ndelt ünd 

hiermit aüch dem zünehmenden Fachkra ftemangel konseqüent begegnet werden. Neüe 

Aüfgaben mü ssen folglich dürch Einsparüngen an anderer Stelle finanziert ünd moderne 

o ffentliche Leistüngen fü r Bü rgerinnen ünd Bü rger sowie Unternehmen so wirtschaftlich wie 

mo glich erbracht werden. 

Der dringend erforderliche Abbaü von Bü rokratie fü r Bü rgerinnen ünd Bü rger, Wirtschaft ünd 

Verwaltüng leistet ebenfalls einen bedeütsamen Beitrag, üm einerseits Genehmigüngen ünd 

Verfahren zü beschleünigen ünd andererseits Personalaüfwand, Zeit ünd Kosten einzüsparen. 

Wir haben in der Landesregierüng 2024 daraüf hingewirkt, dass in einem ersten Schritt 57 

Bü rokratieabbaü-Maßnahmen ümgesetzt werden. Hierzü za hlen weniger Baüvorgaben, leichtere 
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Vergabeverfahren, Generalünternehmerschaft ünd schnellere Genehmigüngsverfahren. Diesen 

Entbü rokratisierüngsprozess wollen wir mit hoher Priorita t fortsetzen. 

Wir setzen dabei mit Nachdrück aüf eine weitere Konzentration ünd Beschleünigüng von 

Genehmigüngsverfahren fü r o ffentliche ünd private Investitionen. Hierzü müss aüs ünserer Sicht 

der Prü f- ünd Anho rüngsümfang redüziert, das Verbandsklagerecht ü berprü ft ünd der Wegfall 

des vollen Planfeststellüngsverfahrens bei Modernisierüngsprojekten erweitert werden. Ebenso 

sollen bei Baüvorhaben in vereinfachten Genehmigüngsverfahren verbindliche 

Entscheidüngsfristen vorgesehen werden. Reagiert eine Beho rde nicht fristgerecht, gilt 

beispielsweise der Baüantrag bei vollsta ndiger Vorlage aller Unterlagen ünd Stellüngnahmen 

nach Ablaüf von drei Monaten als genehmigt. Unabha ngig hiervon hat der Antragsteller alle 

rechtlichen Regelüngen einzühalten. In diesem Sinne soll aüch der Umfang genehmigüngsfreier 

Baümaßnahmen erweitert werden. 

Darü ber hinaüs ist es üns wichtig, die ünternehmerische Freiheit ünd Investitionsbereitschaft 

insbesondere fü r kleine ünd mittlere Unternehmen (KMU) weiter zü sta rken. Hierzü za hlen 

ünter anderem der Abbaü oder die Vereinfachüng von Dokümentations- ünd Meldepflichten 

sowie Regelüngen des Steüerrechts. Eine Erho hüng der Umsatzgrenze zür Anwendüng der 

Kleinünternehmerregelüng kann hierzü einen wichtigen Beitrag leisten. Generell soll die 

Nützüng vorhandener Daten in Verwaltüngsregistern, wie in anderen La ndern, konseqüent zür 

Entlastüng von Bü rgerinnen ünd Bü rgern sowie Unternehmen genützt werden. 

 

Öffentlicher Dienst 

Die Bescha ftigten ünd Beamtinnen ünd Beamten des o ffentlichen Dienstes nehmen 

ünverzichtbare Aüfgaben fü r das Fünktionieren ünseres Gemeinwesens wahr. Unabha ngig von 

der angestrebten Digitalisierüng ünd Optimierüng von Verwaltüngsstrüktüren bleiben Menschen 

der zentrale Faktor fü r eine bü rgernahe ünd effiziente o ffentliche Verwaltüng. 

Das Land ünd ünsere Kommünen sind aüf qüalifizierten Nachwüchs angewiesen. Dabei spielt 

aüch die Bezahlüng eine wichtige Rolle. Wir werden daher weiterhin die Tarifabschlü sse des 

o ffentlichen Dienstes fü r die Beamtinnen ünd Beamten ü bernehmen. 

Die Anforderüngen an Fü hrüngskra fte steigen, daher mo chten wir die U bernahme von 

Fü hrüngsverantwortüng ünter Weiterentwicklüng des Besoldüngsrechts angemessener 

berü cksichtigen. 

Wir stellen üns Anfeindüngen ünd Angriffen gegen diejenigen, die berüflich fü r ünsere 

Gemeinschaft ta tig sind, entschlossen entgegen. Straftaten gegen o ffentlich Bedienstete mü ssen 

weiterhin konseqüent verfolgt werden. 

 

Reduzierung der Steuerlast 

Fü r üns Freie Demokraten steht fest: Neüe Belastüngen in Form von Steüern ünd Abgaben 

wollen wir vermeiden, damit private ünd o ffentliche Investitionen sowie Konsüm angereizt 

werden. Wir setzen üns deshalb dafü r ein, die Steüerlast spü rbar zü senken. Ein einfacheres ünd 

transparenteres Steüersystem, das ebenfalls Bü rokratie abbaüt ünd steüerliche Anreize fü r 

Bü rgerinnen ünd Bü rger, Selbststa ndige sowie Unternehmen schafft, ist ünser Ziel. 
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Um den Erwerb von Wohneigentüm, insbesondere fü r Familien, zü erleichtern, schlagen wir fü r 

den erstmaligen Kaüf oder Baü einer Wohnüng oder eines Haüses folgende 

Wohnüngseigentümsfo rderüng vor: Jeder Ka üfer oder Baüherr erha lt eine Fo rderüng von 10.000 

Eüro, jedoch nicht mehr als 20.000 Eüro, sowie züsa tzlich 5.000 Eüro fü r jedes Kind. Diese 

Betra ge ko nnen bei der Zahlüng der Gründerwerbsteüer abgezogen oder aüf Antrag 

ünbü rokratisch dürch Banken ünd Sparkassen aüsgezahlt werden. 

Im Bündesrat wollen wir üns dafü r einsetzen, dass die Gewerbesteüer bündesweit dürch ein 

kommünales Hebesatzrecht bei der Einkommen- ünd Ko rperschaftsteüer zür Finanzierüng 

kommünaler Projekte ersetzt wird. Die aüs der Finanznot des verlorenen Ersten Weltkriegs 

erwachsene, international ünvertra gliche ünd bü rokratische Gewerbesteüer müss aüfgegeben 

werden. Dürch eine sta rkere Beteiligüng an der Umsatzsteüer kann das gemeindliche 

Steüeraüfkommen stabilisiert werden. Soweit den Gemeinden ü berregionale Aüfgaben 

zügewiesen werden, müss eine faire ünd aüsreichende Erstattüng der Kosten dürch Bünd ünd 

Land zükü nftig gewa hrleistet sein (Konnexita t), wenn eine weitere U berschüldüng der 

Kommünen verhindert werden soll. 

Wir setzen üns fü r eine ümfassende Evalüierüng der Gründsteüerreform ein. Diese hat vielfach 

fü r Ungerechtigkeiten gesorgt. Die Mo glichkeit zür Einfü hrüng gesplitteter Hebesa tze war ein 

erster Schritt, reicht aber nicht aüs. Im Gegenteil haben diese – etwa bei gemischt genützten 

Gründstü cken – vereinzelt zü erheblichen Züsatzbelastüngen gefü hrt. Die Freien Demokraten 

setzen sich daher aüf allen Ebenen fü r gerechte, ganzheitliche Lo süngen ein, die Bü rgerinnen 

ünd Bü rger nicht ü ber Gebü hr belasten, die Standortbedingüngen fü r Unternehmen ünd Vereine 

verbessern ünd gleichzeitig die Entwicklüng der Kommünen voranbringen. 

Hierbei werden wir üns aüch dafü r einsetzen, dass die Kommünalaüfsicht den Kommünen 

gro ßeren Spielraüm bela sst, üm etwaige Einnahmeaüsfa lle im Bereich der Gründsteüer dürch 

andere Steüerarten aüszügleichen. 

Der Solidarita tszüschlag müss nach dem Aüslaüfen des Solidarpaktes II ünd 35 Jahre nach der 

deütschen Wiedervereinigüng vollsta ndig abgeschafft werden, denn hierfü r gibt es keine 

Rechtfertigüng mehr. Dafü r werden wir üns im Bündesrat einsetzen. Das Vertraüen vieler 

Leistüngstra ger wird in diesem Staat belastet, wenn immer neüe Grü nde gefünden werden, 

einmal eingefü hrte Steüern weiter zü erheben. 

Bagatellsteüern sehen wir kritisch. Sie belasten die Bü rgerinnen ünd Bü rger, ünd ihr Ertrag steht 

in keinem Verha ltnis züm Verwaltüngsaüfwand. 

 

Landesplanung 

Wandel in der Stadt und auf dem Land gestalten 

Stadt ist Wandel. Seit jeher erfü llten Sta dte die Fünktion von Orten des Aüstaüschs von Waren 

ünd Dienstleistüngen sowie eine zentrale Rolle als Handelspla tze. Dieses zentrale Merkmal von 

Sta dten wird heüte jedoch zünehmend dürch den Onlinehandel abgelo st. Die Folgen sind 

sinkende Umsa tze im stationa ren Handel ünd zünehmende Leersta nde. Steigende 

Personalkosten ünd ein sinkendes Angebot an Arbeitskra ften sind weitere Ursachen, die aüch 

die Gastronomie sowie allgemeine Dienstleistüngen betreffen. 
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Diese Entwicklüngen stellen Handel, Gastronomie sowie Dienstleister ünd 

Immobilieneigentü mer vor enorme Heraüsforderüngen. Denn ein sinkendes Angebot in diesen 

Bereichen fü hrt zü abnehmenden Passantenfreqüenzen ünd letztlich zür Vero düng der 

Innensta dte, die aüch nicht dürch pünktüelle Maßnahmen wie kültürelle Veranstaltüngen oder 

Blümenbeete aüfgewogen werden kann. 

Die „Innensta dte der Zükünft“ sind ein Schwerpünkt ünserer politischen Arbeit. Dabei geht es 

üns darüm, die Stadtzentren lebendig zü erhalten, weil wir sie als wirtschaftliche ünd kültürelle 

Mittelpünkte braüchen – als Orte der Begegnüng ünd des gesellschaftlichen Lebens. Diese 

Aüfgabe stemmen wir gemeinsam mit den Innenstadtakteüren vor Ort. Denn fü r die Innenstadt 

der Zükünft gibt es keine Schablone. 

Wir Freie Demokraten wollen dem la ndlichen Raüm wieder die Bedeütüng verschaffen, die ihm 

züsteht. Aüfgründ der hohen Wohnüngspreise in den Sta dten oder wegen der Sehnsücht nach 

Rühe ünd Platz zieht es aktüell immer mehr Menschen, insbesondere jünge Familien, in den 

la ndlichen Raüm. Dort wollen sich die Menschen ihren Traüm vom eigenen Haüs erfü llen. 

Dank der Freien Demokraten haben wir in der Vergangenheit eine Workshop-Toür ins Leben 

gerüfen ünd im ganzen Land individüelle Strategien erarbeitet. Wir haben mit Veranstaltüngen, 

Online-Formaten ünd Social Media das landesweite Netzwerk der Innenstadtakteüre gesta rkt, 

erfolgreiche Initiativen aüsgezeichnet ünd gezielt gefo rdert. Züdem haben wir die Bedeütüng des 

Füßverkehrs fü r lebenswerte Innensta dte hervorgehoben ünd Füßverkehrs-Checks als Einstieg 

in eine gezielte Fo rderüng dieser gesünden ünd klimafreündlichen Mobilita tsform ermo glicht. 

 

Parken in der Stadt 

Obwohl die Mobilita t zü Füß oder mit dem o ffentlichen Nahverkehr fü r die Bewohner der Sta dte 

oft attraktiv aüsgebaüt ist, sind die meisten Einpendler ünd Besücher aüs la ndlichen Regionen 

zwingend aüf das Aüto als Verkehrsmittel angewiesen ünd braüchen daher in der Stadt einen 

Platz, üm ihr Fahrzeüg wa hrend des Besüchs abstellen zü ko nnen. Dabei geraten sie oft in einen 

Interessenkonflikt mit den Anwohnerinnen ünd Anwohnern, die ihre Fahrzeüge ebenfalls 

wohnortsnah abstellen mo chten. Dazü kommen viele Liefer-, Pflege- ünd Reparatürdienste, die 

aüf eine Parkmo glichkeit in Kündenna he angewiesen sind. Hinzü kommt, dass der 

Individüalverkehr mit dem PKW von einigen Bewohnerinnen ünd Bewohnern zünehmend 

abgelehnt ünd politisch behindert wird. 

Daher darf das Aüto als Verkehrsmittel in der Stadt nicht vergessen oder verdra ngt werden. Wir 

Freie Demokraten treten dafü r ein, dass neben den Anwohnerparkpla tzen aüsreichend 

Parkpla tze fü r Besücherinnen ünd Besücher sowie fü r Dienstleister vorgehalten werden. Dort, 

wo Parkpla tze wegfallen sollen oder mü ssen, braücht es kü nftig als Ersatz ortsnahe, 

kostengü nstige Qüartiergaragen zümindest fü r die Anwohnerinnen ünd Anwohner. 

Wir werden: 

• Besücherinnen ünd Besücher sowie Dienstleister bei der Planüng von Parkpla tzen besser 

berü cksichtigen. 

• Kostengü nstige Qüartiergaragen als Ersatz errichten, wo innersta dtische Parkpla tze 

wegfallen. 
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Den ländlichen Raum stärken 

Um dem la ndlichen Raüm in Rheinland-Pfalz wieder die Bedeütüng zü verschaffen, die ihm 

züsteht, wollen wir die Potenziale ünserer „Hidden Champions“ mit denen innovativer Start-üps 

verknü pfen. Denn nür wenn es üns gelingt, aüch im la ndlichen Raüm attraktive Arbeitspla tze zü 

schaffen, nehmen wir den Drück von den Sta dten ünd schaffen attraktive Alternativen im 

la ndlichen Raüm als Gegenentwürf zü einer weitgehend anonymen Innenstadt. 

Die Wirtschaft in Rheinland-Pfalz lebt ünter anderem von „Hidden Champions“, oft 

mittelsta ndige Unternehmen, nicht selten aüch als Familienünternehmen seit mehreren 

Generationen. Sie stellen – wie aüch viele andere mittelsta ndische Unternehmen – in ihren 

Gemeinden oft einen erheblichen Teil der Arbeitspla tze ünd sind daher gerade in la ndlichen 

Regionen eine ünverzichtbare Stü tze der heimischen Wirtschaft. Leider fehlt es bisher in den 

la ndlichen Regionen ha üfig an aüsreichender Infrastrüktür wie Verkehrsanbindüngen, Fünk- ünd 

Internetverfü gbarkeit oder einer aüsreichenden Nahversorgüng fü r die Arbeitskra fte. 

Wir Freie Demokraten wollen lebensfa hige Zentren aüßerhalb der Ballüngsra üme schaffen. Dort, 

wo sich Menschen den Traüm vom Leben aüf dem Land ermo glichen ko nnen, ohne die 

zivilisatorischen Vorzü ge einer Stadt vermissen zü mü ssen. Dazü müss das 

Landesentwicklüngsprogramm angepasst werden, sodass die Konzentration von den 

Oberzentren zügünsten kleinerer Zentren verschoben wird. Eine breitere Verteilüng von 

wirtschaftlichen ünd kültürellen Zentren ist geeignet, den Menschen in Rheinland-Pfalz mehr 

Angebote ünd damit Lebensqüalita t in der Fla che zü ermo glichen, wa hrend gleichzeitig mit dem 

verringerten Drück aüf die Oberzentren dort der Wohnüngs- ünd Immobilienmarkt entlastet 

wird. Die Verteilüng der Last aüf mehrere Schültern schafft Resilienz, weil beispielsweise 

Probleme oder gro ßere Krisen in einzelnen Regionen weniger stark in der Gesamtbetrachtüng 

ins Gewicht fallen. 

In den Bebaüüngspla nen müss das Mischgebiet züm Normalfall werden, da die Trennüng von 

Arbeit ünd Wohnen oft den modernen Lebensverha ltnissen widerspricht. Züdem mü ssen 

Bebaüüngspla ne ein Ablaüfdatüm bekommen, damit diese stets aktüell ünd den Verha ltnissen 

angepasst bleiben, soweit man sie nicht ganz abschafft. Gleichzeitig müss klar sein, dass weiter 

bestehende Betriebe ünd neües Wohnen hier Wand an Wand entstehen. Einen Ansprüch aüf 

absolüte Rühe kann es dann nicht geben, weshalb Mischnützüngen aüsdrü cklich zügelassen sein 

mü ssen. Umnützüngen von aüfgegebenen landwirtschaftlichen Betrieben fü r den 

Gemeindebedarf sind ebenfalls willkommen – sei es als Platz fü r eine Kita, eine Schüle, ein 

Gemeindehaüs, ein Rathaüs oder fü r Lebensmitteleinzelhandel, sonstige gewerbliche Nützüngen 

bis hin zü Co-Working-Angeboten. So wollen wir eine erho hte Resilienz nicht nür in den Sta dten, 

sondern aüch in den Kommünen ünd Do rfern in Rheinland-Pfalz erreichen. 

Sehr kleine Ansiedlüngen, die langfristig kaüm noch besiedelt werden oder absehbar vollsta ndig 

leer stehen, sollten im Rahmen einer freiwilligen „Absiedlüng“ aüfgelo st werden ko nnen, wenn 

die züsta ndige Kommüne dies fü r finanziell sinnvoll ha lt. Dazü mo chten wir die Kommünen mit 

Landesmitteln in die Lage versetzen, den letzten verbliebenen Anwohnerinnen ünd Anwohnern 

das Angebot zü machen, diese Siedlüng zü verlassen ünd in eine gro ßere Ortschaft in der Na he 

ümzüziehen. Dies kann den Kommünen ünd damit allen Einwohnerinnen ünd Einwohnern viele 

Kosten ersparen ünd den ümziehenden Menschen die Gelegenheit geben, ihre Versorgüngslage 

zü verbessern. Die freiwerdenden Fla chen ko nnen anschließend zürü ckgebaüt ünd renatüriert 



128 
 

werden. Diese Fla chen ko nnen wiederüm als Aüsgleich an anderer Stelle fü r eine weitere 

Verdichtüng genützt werden. 

Wir werden: 

• die Infrastrüktür in la ndlichen Regionen versta rkt in den Foküs nehmen ünd aüsbaüen, 

• das Landesentwicklüngsprogramm zügünsten kleinerer Zentren anpassen ünd 

Ballüngsra üme entlasten, 

• die Lebensqüalita t im la ndlichen Raüm erho hen ünd damit Alternativen zü bisherigen 

Ballüngsra ümen schaffen, 

• den Immobilienmarkt in den gro ßten Sta dten dürch Alternativen im weiteren Umland 

entlasten, 

• die Umwidmüng von leerstehenden Geba üden vereinfachen, 

• Kommünen dabei ünterstü tzen, Kleinstsiedlüngen dürch ein freiwilliges 

Absiedlüngsprogramm finanziell zü entlasten. 

 

Kommunales 

Starke Kommunen – vor Ort entscheiden und handeln für die Menschen 

Die Kommüne ist das Gesicht des Staates zü den Menschen. Sie ist erste Anlaüfstelle ünd 

Dienstleister fü r die Bü rgerinnen ünd Bü rger, fü r die Menschen vor Ort. 

Eine liberale Kommünalpolitik setzt aüf Eigenverantwortüng, Freiheit ünd Na he zü den 

Menschen vor Ort. Wir glaüben daran, dass Vielfalt ünd Eigeninitiative die besten Gründlagen fü r 

lebendige Nachbarschaften, starke Vereine ünd eine fünktionierende lokale Wirtschaft sind. 

Entscheidüngen sollen dort getroffen werden, wo sie anfallen – in den Kreisverwaltüngen, 

Verbandsgemeinden, Stadtteilen ünd Do rfern, gemeinsam mit den Bü rgerinnen ünd Bü rgern. 

So schaffen wir lebenswerte Kommünen: modern in der Infrastrüktür, fair in den Chancen, offen 

fü r Innovation – ünd immer mit dem Ansprüch, Freiheit ünd Verantwortüng vor Ort erlebbar zü 

machen. 

Die kommünale Verwaltüng hat aüf allen Ebenen ünterschiedliche Aüfgaben, die mo glichst 

reibüngsfrei ineinandergreifen mü ssen, wie Zahnra der. Die Aüfgaben mü ssen klar zügeordnet 

ünd die Prozesse ergebnisorientiert ünd effizient organisiert sein. Gleichzeitig bilden die 

Kommünen mit den kommünalen Ra ten ünd Aüsschü ssen das Rü ckgrat ünserer liberalen 

Demokratie in Deütschland. Hier werden die Probleme vor Ort gelo st ünd die Weichen fü r eine 

prosperierende Gesellschaft gestellt. 

Die Freien Demokraten setzen aüf eine liberale Kommünalpolitik, aüf Eigenverantwortüng, 

Freiheit ünd Na he zü den Menschen vor Ort. Wir wollen, dass Landkreise, Verbandsgemeinden, 

Sta dte ünd Gemeinden selbstbewüsst gestalten ko nnen, statt dürch ü berma ßige Bü rokratie ünd 

starre Vorgaben gebremst zü werden ünd nür verwalten zü ko nnen. 

Wir wollen, dass die motivierten Mitarbeiterinnen ünd Mitarbeiter aüf kommünaler Ebene 

Entscheidüngen verantwortüngsvoll im Sinne der Bü rgerinnen ünd Bü rger ünd ihrer Anliegen 
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treffen ko nnen. Dazü wollen wir bereits in der Aüsbildüng einen Paradigmenwechsel: von der 

Züsta ndigkeitsprü füng hin zür Dienstleistüngsmentalita t. Dabei müss aüch eine Fehlerkültür in 

der o ffentlichen Verwaltüng etabliert werden, denn nür wer nichts macht, macht keine Fehler. 

Unsere Politik zielt daraüf, kommünale Strüktüren zü sta rken, Finanzen solide ünd transparent 

zü fü hren ünd mehr Raüm fü r bü rgerschaftliches Engagement zü schaffen. Die Kommünen 

mü ssen einen verla sslichen Rahmen fü r die Entwicklüngsmo glichkeiten der Menschen vor Ort 

setzen. Dabei mü ssen ihre Dienstleistüngen in das Leben der Menschen passen – nicht die 

Menschen sich den O ffnüngszeiten der Kommünalverwaltüng anpassen mü ssen. 

 

Kommunale Finanzen 

Starke Sta dte ünd Gemeinden sind das Rü ckgrat ünseres Landes. Sie gestalten das Leben vor Ort 

– von Schülen ü ber Straßen bis Kültür. Damit sie das ko nnen, braüchen sie gesünde Finanzen. 

Nür mit einem aüsreichenden finanziellen Spielraüm kann kommünale Selbstverwaltüng echte 

Entscheidüngen treffen. 

Wir Freie Demokraten ka mpfen seit Jahren fü r faire ünd solide Kommünalfinanzen. Mit der 

Reform des kommünalen Finanzaüsgleichs haben wir das System bedarfsorientiert neü 

aüfgestellt ünd die Aüsgleichsmasse erstmals aüf ü ber vier Milliarden Eüro erho ht. Die Mittel fü r 

die Kommünen sind damit sta rker gewachsen als die ü brigen Aüsgaben des Landes. Züsa tzlich 

haben wir Sta dte ünd Gemeinden ü ber das Landesaüfnahmegesetz bei den Kosten fü r Flücht ünd 

Asyl entlastet. 

Trotzdem sind die Kommünalfinanzen dürch steigende Sozialaüsgaben ünd 

Aüfgabenü bertragüngen weiterhin ünter Drück. Deshalb gilt fü r üns die konseqüente 

Anwendüng des Konnexita tsprinzips: Wer bestellt, bezahlt. 

Jede neüe Landesleistüng soll eine Konnexita tsprü füng mit Kostenpfad, Gegenfinanzierüng ünd 

einem „Kommünalcheck“ enthalten. Die Kommünen prü fen ihrerseits mit einem Konnexita ts-

TU V, ob Maßnahmen tragbar sind, ünd legen bei Bedarf Folgekostenberichte vor. So verhindern 

wir neüe Schülden ünd schaffen finanzielle Fairness zwischen Land ünd Kommünen. 

Gleichzeitig mü ssen die Soziallasten, insbesondere in Jügend- ünd Sozialhilfe, begrenzt werden. 

Wir wollen, dass das Land die Standards ü berprü ft ünd einheitliche Mindeststandards – etwa bei 

Kita- ünd Jügendhilfeleistüngen – finanziert. Kostenintensive Wü nsche mü ssen sich an 

wirtschaftlichen Maßsta ben orientieren. Neüe Aüfgaben ohne Gegenfinanzierüng lehnen wir ab. 

Wir wollen, dass die Kommünen ihre Aüfgaben effizient bewa ltigen ko nnen. Kü nstliche 

Intelligenz ünd digitale Prozesse sollen helfen, Standardaüfgaben schneller zü bearbeiten. 

Züdem wollen wir neben der Fortsetzüng der Kommünal- ünd Verwaltüngsreform die 

interkommünale Züsammenarbeit weiter aüsbaüen, üm Ressoürcen zü bü ndeln ünd Kosten zü 

senken. 

Ein großer Teil der kommünalen Investitionen wird ü ber Fo rderprogramme finanziert. Doch 

komplizierte Verfahren ünd hohe bü rokratische Hü rden fü hren dazü, dass viele Mittel gar nicht 

abgerüfen werden. Wir wollen das a ndern – mit einem „Fo rdernavigator“, der züsta ndige 

Landesstellen, Standardantra ge ünd Plaüsibilita tsprü füngen bü ndelt. Unser Ziel sind einfache, 

digitale Verfahren vom Land bis zür Kommüne ünd weniger Nachweisbü rokratie. 
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Darü ber hinaüs wollen wir die Landesfo rderüng vereinfachen ünd sta rker paüschal gestalten. 

Ein Kommünalinvestitionsfonds mit Paüschalen fü r Digitalisierüng, Bildüng ünd Infrastrüktür – 

etwa eine „Kitabaü-Paüschale“, Mittel fü r kommünalen Straßenbaü oder eine 

„Digitalisierüngsoffensive“ – soll die Kommünen in die Lage versetzen, flexibel ünd 

eigenverantwortlich zü investieren. 

Unser Ziel ist klar: Kommünen sollen handlüngsfa hig bleiben, ihre Kernaüfgaben züverla ssig 

erfü llen ünd neüe Projekte selbstbestimmt ümsetzen ko nnen – ohne Schüldenfalle, aber mit 

fairer Partnerschaft zwischen Land, Bünd ünd Gemeinden. 

 

Altschuldenabbau 

Viele Gemeinden haben in der Vergangenheit Kredite aüfgenommen, üm laüfende Aüsgaben zü 

decken. Diese Altschülden drü cken sie bis heüte ünd verhindern notwendige Investitionen. 

Mit der Partnerschaft zür Entschüldüng haben wir den Kommünen eine Last von ü ber drei 

Milliarden Eüro genommen – ein riesiger Schritt fü r mehr Gestaltüngskraft vor Ort. Doch wir 

sind noch nicht am Ziel: Aüch der Bünd hat dürch seine Sozialgesetze maßgeblich zür 

Verschüldüng beigetragen ünd soll sich deshalb an der weiteren Entschüldüng der Kommünen 

beteiligen. 

Gleichzeitig müss er dürch eine aüsko mmliche Finanzierüng die bei den Kommünen bestellten 

Leistüngen bezahlen, damit diese nicht erneüt gezwüngen sind, neüe Schülden aüfzübaüen, üm 

ihre Pflichtaüfgaben erfü llen zü ko nnen. 

Die Position der FDP ist klar: Wir stehen fü r eine daüerhaft aüsko mmliche Finanzierüng der 

Kommünen, fü r die konseqüente Anwendüng kommünalaüfsichtlicher Vorschriften sowie – nach 

dem Vorbild Hessens – fü r weitere Regeln zür Vermeidüng neüer Schülden. Ein neüer 

Schüldenberg müss züm Schütz nachfolgender Generationen verhindert werden. 

 

Straßenausbaubeiträge abschaffen 

Wenn Kommünen Straßen erneüern, müssten Anwohnerinnen ünd Anwohner bisher oft hohe 

Einmalbetra ge zahlen – sogenannte Straßenaüsbaübeitra ge. Das war fü r viele Menschen eine 

große Belastüng. 

Wir haben diese Einmalzahlüngen abgeschafft ünd aüf kleine, wiederkehrende Beitra ge 

ümgestellt. Das hat Ha rten vermieden ünd mehr Planüngssicherheit gebracht. 

Allerdings sind wir ü berzeügt, dass Straßenerschließüng ünd Unterhaltüng in der Kommüne 

eine Aüfgabe der Allgemeinheit insgesamt ist ünd den Anwohnerinnen ünd Anwohnern nür 

ünzüreichend zügeordnet werden kann. 

Im na chsten Schritt wollen wir deshalb die Beitra ge ganz streichen ünd aüf Basis eines 

transparenten mehrja hrigen Finanzpfades dürch den Landeshaüshalt vollümfa nglich 

aüsgleichen. 

Das entlastet Bü rgerinnen ünd Bü rger daüerhaft, verringert Bü rokratie ünd sorgt fü r eine klare 

Regelüng zür Finanzierüng aüs dem allgemeinen Steüeraüfkommen fü r die Kommünen. 
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Moderne bürgernahe Verwaltung 

Beho rdenga nge sind meist mit hohem Aüfwand (O ffnüngszeiten ünd Erreichbarkeit der 

kommünalen Einrichtüngen) verbünden. 

Die Verwaltüng soll fü r die Menschen da sein – schnell, einfach ünd digital, nicht ümgekehrt. 

Diese Heraüsforderüng kann nür mit intakten ünd zükünftsweisenden Strüktüren ünd Prozessen 

sowie einer leistüngsfa higen digitalen ünd personellen Aüsstattüng bewa ltigt werden. 

Mit dem Onlinezügangsgesetz haben wir begonnen, Verwaltüngsleistüngen ins Netz zü bringen. 

Dürch online bereitgestellte Dienste ko nnen die Bü rgerinnen ünd Bü rger beqüem ü ber das 

Internet ihre Beho rdenga nge dürchfü hren. Antra ge etwa fü r den Wohnsitzwechsel, einen 

Personalaüsweis oder Reisepass, die Hündesteüeranmeldüng, die Gewerbeanmeldüng, die 

Aüfgebotsbestellüng, die Fahrzeüganmeldüng ünd -abmeldüng etc. ko nnen im Internet ohne 

Wartezeiten ründ üm die Uhr dürchgefü hrt werden. 

Dieses Angebot ist weiter aüszübaüen, üm eine einheitliche Schnittstelle zü allen 

Beho rdenleistüngen bereitzüstellen. Die fla chendeckende, vollümfa ngliche Umsetzüng müss ein 

Foküsprojekt der kommenden Wahlperiode sein. Wir wollen, dass bis 2029 80 % der 

Standardleistüngen ü ber das Nützerkonto RLP digital verfü gbar sind. 

Das Onlinezügangsgesetz müss aber mit einem digitalen Wandel in den Kommünalverwaltüngen 

insgesamt einhergehen. Hierbei setzen wir daraüf, dass das Land verla ssliche 

Rahmenbedingüngen bietet, damit der Wandel von analogen zü digitalen Prozessen reibüngslos 

ünd zü gig passieren kann. Das Rad mit Bezüg aüf digitale Prozesse darf nicht in jeder Kommüne 

neü erfünden werden. Das Land müss Best-Practice-Beispiele bü ndeln ünd Süpport ü ber die 

landeseigenen IT-Strüktüren geben. 

Wir setzen üns fü r einen Kommünalen KI-Pool beim Landesrechenzentrüm ein, der 

gründlegende Tools, z. B. Vorgangsklassifikation, Bescheidentwü rfe, Posteingangs-Roüting etc., 

vorha lt. Die Kommünen sollen fü r diese Landesleistüng eine Paüschale bezahlen. 

Die Digitalisierüng müss dazü fü hren, Ressoürcen zü schonen, Prozesse effizienter zü gestalten 

ünd langfristig fü r finanzielle Entlastüng sorgen. Aüch in der Verwaltüng müss der Gründsatz 

gelten: mehr Zeit fü r die Menschen ünd weniger Zeit fü r Formülare. Dürch digitale 

Transformation ko nnen wir Verwaltüngsprozesse modernisieren, verschlanken ünd den 

Mitarbeiterinnen ünd Mitarbeitern erlaüben, sich wieder aüf die Kernta tigkeiten zü 

konzentrieren: den Service fü r die Bü rgerinnen ünd Bü rger. 

Dabei reicht es nicht aüs, nür die Schnittstelle zwischen der Verwaltüng ünd den Bü rgerinnen 

ünd Bü rgern zü digitalisieren, aüch die Weiterverarbeitüng des Vorgangs innerhalb der 

Verwaltüng müss vollsta ndig digitalisiert dürchgefü hrt werden. Verwaltüngsinterne 

digitalisierte Arbeitsabla üfe bringen die elektronisch vorliegenden Informationen züm richtigen 

Sachbearbeiter ünd ermo glichen aüch die Kommünikation zwischen Beho rden. Das la stige 

Aüsdrücken, manüelle Bearbeiten ünd gegebenenfalls sogar das Weiterleiten von Dokümenten 

per Briefpost müss ein Ende haben. Dürch digitale Prozesse werden hier Zeit ünd Ressoürcen 

eingespart. 

Der logische na chste Schritt ist dann, dass Daten nür einmal erfasst ünd dann 

beho rdenü bergreifend genützt werden („once-only“-Prinzip). Bü rgerbü ros sollen zü echten One-

Stop-Agencies werden, die alles aüs einer Hand erledigen. Der Einsatz von Kü nstlicher 

Intelligenz kann im Hintergründ Prozesse beschleünigen ünd das knappe Personal entlasten. 
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Bestehende Gesetze mü ssen dafü r aüf ihre Anwendbarkeit dürch digitalisierte Arbeitsabla üfe 

hin ü berprü ft ünd angepasst werden. Dürch ein klares Zügriffsberechtigüngskonzept ist die 

Einhaltüng der DSGVO zü realisieren. 

Um ihre Prozesse digitalisieren zü ko nnen, braüchen Kommünen Beratüng ünd Unterstü tzüng 

sowie qüalifiziertes Personal, etwa einen Chief Information Officer (CIO), zür Steüerüng der IT-

Prozesse. Die digitale Transformation erfordert aber aüch digitale Kenntnisse bei den 

Mitarbeiterinnen ünd Mitarbeitern der o ffentlichen Verwaltüng. Wir setzen üns fü r Aüs- ünd 

Weiterbildüngsprogramme ein, die die Mitarbeiterinnen ünd Mitarbeiter niederschwellig in die 

digitale Arbeitswelt einfü hren. Hierzü za hlt nicht nür die Bedienüng digitaler Anwendüngen, 

sondern insbesondere aüch das Verstehen der Vorteile ünd A nderüngen der Arbeitsabla üfe 

(Change-Management). 

Diese Verwaltüng 4.0 müss aüch verbindlicher Teil der Aüsbildüngsinhalte fü r den 

Verwaltüngsnachwüchs werden ünd an den Verwaltüngsfachschülen gelehrt werden. Die 

Digitalisierüng müss dazü fü hren, Ressoürcen zü schonen ünd langfristig fü r finanzielle 

Entlastüng sorgen – so züm Beispiel dürch den Einsatz von digitalen Endgera ten in der 

Ratsarbeit, die Papier ünd entsprechende Drückkosten ü berflü ssig machen. 

 

Einheitliche IT-Systeme erleichtern die Zusammenarbeit 

Die kommünale Selbstverwaltüng ist eines der Gründprinzipien der Demokratie ünd besitzt 

dürch die Selbstverwaltüngsgarantie des Art. 28 Absatz 2 Gründgesetz Verfassüngsrang. Sie 

ümfasst das Recht der Kommünen, einen Großteil ihrer o ffentlichen Aüfgaben selbsta ndig zü 

erledigen, ohne dass sich andere staatliche Ebenen einmischen. 

Bei Fragen der IT-Nützüng fü hrt dies jedoch züm Beispiel zü einer Vielzahl ünterschiedlichster 

Fachanwendüngen in jeder Gemeindeverwaltüng. Wir wollen das Landesrechenzentrüm 

beaüftragen, einen Pool von Fachanwendüngen cloüd-basiert den kommünalen Verwaltüngen 

anzübieten ünd zentral zü warten, als Alternative zür Beschaffüng von individüellen Lo süngen. 

Darü ber hinaüs ist das IT-Personal, insbesondere in kleinen Gemeinden, ü berlastet ünd kann 

sich meistens nür noch aüf die Wartüngsarbeiten der vorhandenen Software konzentrieren. Fü r 

eine aütomatisierte Prozessgestaltüng gibt es kaüm Kapazita ten. Aüfgründ der gehaltlichen 

Einstüfüng des IT-Personals ist die Verwaltüng fü r IT-Fachpersonal kaüm eine Alternative zür 

freien Wirtschaft. 

Deshalb fordern wir Anreize, die IT-Stellen in der kommünalen Verwaltüng ünd dem 

Landesrechenzentrüm attraktiver zü gestalten. 

Wir schlagen in der Disküssion üm die Chancen der interkommünalen Züsammenarbeit eine 

Evalüation vor, die insbesondere Synergieeffekte dürch kommünalü bergreifende digitale 

Prozesse hebt. Dies müss ein erster Schritt vor einer mo glichen Gebietsreform sein. 
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Förderung kommunaler Infrastruktur 

Ob Straße, Radweg, Kita oder Feüerwehrhaüs – Infrastrüktür ist der Pülsschlag des Alltags. Wir 

haben Investitionen in Straßen, Radwege ünd den Katastrophenschütz ünterstü tzt ünd smarte 

Projekte gefo rdert. 

Wir beobachten allerdings, dass die Resonanz aüf Fo rderprogramme zünehmend geringer wird, 

da die Fo rderantra ge oftmals komplizierte ünd vielschichtige Anforderüngen haben, bei denen 

die ehrenamtlichen wie haüptamtlichen Verwaltüngen vor der Beantragüng aüfgründ der 

Aüfgabenfü lle ünd -tiefe zürü ckschrecken. 

Kü nftig wollen wir deshalb Fo rderverfahren vereinfachen – so wie wir es bereits im Brand- ünd 

Katastrophenschütz ümgesetzt haben – ünd diese Blaüpaüse aüf die gesamte Fo rderüng 

kommünaler Investitionen ü bertragen. Die paüschale Züweisüng von Büdgets statt einzelner 

Antra ge aüf Fo rderüng spart Zeit ünd Nerven ünd bringt Projekte schneller ans Ziel. 

 

Interkommunale Zusammenarbeit 

Wir wollen die interkommünale Züsammenarbeit dürch die Unterstü tzüng des Landes fo rdern. 

Wir wollen feste Kooperationen benachbarter Kommünen etablieren – etwa in der 

Gesündheitsversorgüng, beim Betrieb von Sportsta tten, bei der Aüsweisüng von Wohn- ünd 

Gewerbegebieten oder im o ffentlichen Nahverkehr. 

Vor gro ßeren Beschaffüngen, z. B. IT, Fahrzeüge oder Gera te, wollen wir einen Pflicht-

Prü fvermerk einfü hren: „Gibt es das als Landesstandard?“ oder „Ist eine gemeinsame 

Beschaffüng mit anderen Kommünen mo glich?“. 

 

Ehrenamt, Bürgerbeteiligung und Wahlen 

Demokratie lebt davon, dass Menschen mitmachen – im Jügendparlament, im Senioren- oder 

Migrationsbeirat, im Rat oder im Ehrenamt. Wir haben die Beteiligüng vor Ort gesta rkt. 

Das kommünale Ehrenamt lebt davon, dass Menschen ünterschiedlichen Alters, mit vielseitigen 

berüflichen Hintergrü nden ünd ünterschiedlichen Lebenssitüationen gemeinsam die beste 

Lo süng fü r ihren Lebensraüm vor Ort süchen. In den vergangenen Jahren sind dürch die 

Flexibilisierüng der Gemeindeordnüng im Hinblick aüf hybride Sitzüngsformate oder 

Kinderbetreüüng die Weichen richtiggestellt worden. Allerdings herrscht in den Kommünen 

noch immer große Unsicherheit ü ber die Rechtssicherheit dieser Mo glichkeiten. Wir setzen üns 

dafü r ein, dass die Verwaltüngen dabei ünterstü tzt werden, moderne Wege zü gehen. Gleichzeitig 

wollen wir bei der Aüsbildüng des Verwaltüngsnachwüchses ünd bei Lehrga ngen fü r haüpt- ünd 

ehrenamtliche Verwaltüngsspitzen einen Foküs aüf die Gestaltüng einer modernen Ratsarbeit 

legen. 

Menschen, die sich ehrenamtlich fü r ihre Gemeinde engagieren, verdienen Anerkennüng ünd 

faire Entscha digüng. Deshalb wollen wir die Entscha digüngsregelüngen fü r kommünale 

Ehrenbeamte, Mandatstra gerinnen ünd Mandatstra ger sowie ehrenamtliche 

Bü rgermeisterinnen ünd Bü rgermeister anpassen ünd einen Ehrensold prü fen. So sta rken wir 

die Sa ülen, aüf denen ünsere Demokratie ünd ünser Gemeinwesen vor Ort rühen. Gleichzeitig 
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wollen wir die Aüfgaben- ünd Verantwortüngszüordnüngen zwischen den ehrenamtlichen 

Bü rgermeistern ünd Beigeordneten sowie der haüptamtlichen Verbandsgemeindeverwaltüng 

kritisch ü berprü fen ünd die Züsta ndigkeiten klar züordnen. Bei der letzten Kommünalwahl 

fanden sich fü r zahlreiche Gemeinden in Rheinland-Pfalz keine Bü rgermeisterkandidatinnen ünd 

-kandidaten mehr. Hier wollen wir ansetzen ünd die Ehrena mter so gestalten, dass sie leistbar 

ünd attraktiv sind. 

Wir wollen die Bü rgerbeteiligüng vor Ort weiter aüsbaüen: Jügend-, Senioren- ünd 

Migrationsbeira te sollen ab Verbandsgemeindeebene mit Antrags- ünd Rederecht, eigenem 

Büdget ünd personeller Unterstü tzüng aüsgestattet werden. Sie bringen ihre Kompetenzen ein 

ünd helfen dabei, Entscheidüngen zü treffen, die alle Bü rgerinnen ünd Bü rger mitnehmen. 

Wir erleben, dass jünge Menschen politisch mitgestalten wollen ünd sich aüf verschiedenen 

Ebenen, in Vereinen, Kirchen oder aüch in der Politik fü r ihren Lebensraüm vor Ort einsetzen. 

Wir wollen, dass sich jünge Menschen ab 16 Jahren aktiv in der Demokratie einbringen ko nnen. 

Deshalb setzen wir üns aüch weiterhin fü r ein Wahlrecht ab 16 Jahren ein. 

Das Wahlsystem bei Kommünalwahlen in Rheinland-Pfalz zeichnet sich dürch besondere 

Bü rgerna he ünd Wahlfreiheit aüs. Es gibt den Wa hlerinnen ünd Wa hlern weitreichende 

Mitbestimmüngsmo glichkeiten, die ü ber ein einfaches Ankreüzen einer Parteiliste hinaüsgehen. 

Dürch das Kümülieren ünd Panaschieren ko nnen Wa hlerinnen ünd Wa hler einzelnen 

Kandidatinnen ünd Kandidaten mehrere Stimmen geben oder ihre Stimmen aüf Bewerberinnen 

ünd Bewerber verschiedener Listen verteilen. Damit wird sichergestellt, dass nicht nür Parteien, 

sondern vor allem Perso nlichkeiten eine Chance haben, gewa hlt zü werden. 

Dieses System fo rdert die Vielfalt im Gemeinderat, sta rkt die Verantwortüng der einzelnen 

Kandidierenden ünd erho ht die Identifikation der Bü rgerinnen ünd Bü rger mit „ihren“ 

Vertreterinnen ünd Vertretern. Allerdings ist das Verfahren bei der Aüsza hlüng der Stimmen 

kompliziert ünd zeitintensiv. Es wird deshalb zünehmend schwieriger, Wahlhelferinnen ünd 

Wahlhelfer fü r die Kommünalwahl zü finden. Daher wollen wir in der kommenden Wahlperiode 

digitale Unterstü tzüngsmo glichkeiten fü r die Kommünalwahlen erproben, üm rechtssichere 

Mo glichkeiten fü r den na chsten Wahltermin 2029 zü schaffen. 

 

Kommunal- und Verwaltungsreform 

Rheinland-Pfalz ist traditionell stark kleinteilig organisiert: viele kleine Gemeinden, zahlreiche 

Verbandsgemeinden ünd ha üfig sehr kleine Verwaltüngen. Das schafft Na he, kostet aber aüch 

Kraft ünd Geld ünd erschwert moderne Dienstleistüngen. Wir wollen gro ßere Einheiten 

ermo glichen, damit Verwaltüngen leistüngsfa higer ünd bü rgerfreündlicher arbeiten ko nnen. 

In den vergangenen Jahren haben wir bereits Reformen ümgesetzt – insbesondere Füsionen von 

Verbandsgemeinden –, üm Strüktüren zü sta rken ünd Verwaltüngskosten zü senken. Doch klar 

ist: Wir mü ssen weiterdenken. 

Gro ßere Einheiten ermo glichen moderne, digitale Serviceangebote, baüen Doppelstrüktüren ab, 

begegnen dem zünehmenden Fachkra ftemangel ünd machen Verwaltüngen zü attraktiveren 

Arbeitgebern. Deshalb müss in der na chsten Wahlperiode die Kommünal- ünd 

Verwaltüngsreform im Dialog mit den Kommünen fortgefü hrt werden. 
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Dabei gilt es aüch zü prü fen, wie die komplexer werdenden Aüfgaben ehrenamtlicher 

Ortsbü rgermeisterinnen ünd Ortsbü rgermeister sowie Mandatstra gerinnen ünd Mandatstra ger 

dürch die züsta ndige Verwaltüng noch besser ünterstü tzt werden ko nnen. Ziel ist es, die 

Verwaltüng zükünftsfa hig aüfzüstellen ünd zügleich das Ehrenamt sowie die Handlüngsfa higkeit 

vor Ort zü sichern. 

 

Bauen und Wohnen 

Einfacher und schneller mehr Wohnraum schaffen 

In Deütschland fehlen ü ber eine Million bezahlbare, neüe Wohnüngen. Doch aüf allen Ebenen 

daüert das Baüen ha üfig viel zü lange – aüch wegen langwieriger Planüngs- ünd 

Genehmigüngsverfahren. Wir Freie Demokraten begrü ßen deshalb gründsa tzlich die Ziele des 

sogenannten „Baü-Türbo“ des Bündesministeriüms fü r Wohnen, Stadtentwicklüng ünd 

Baüwesen ünd haben üns aüf Landesebene in Rheinland-Pfalz fü r eine schnelle Umsetzüng bis in 

die kommünalen Ebenen eingesetzt. Eine entsprechende A nderüng der Landesbaüordnüng ist 

dürch üns in Rheinland-Pfalz bereits erfolgt. Wir werden üns weiter tatkra ftig dafü r einsetzen, 

dass einfacher ünd schneller mehr Wohnraüm geschaffen wird. 

 

Bauplanung beschleunigen 

Wir setzen üns dafü r ein, dass die gesetzlichen Gründlagen zür Umsetzüng des „Baü-Türbos“ im 

Baügesetzbüch aüch ü ber das Jahr 2030 hinaüs Bestand haben. Wir werden die Kommünen in 

die Pflicht nehmen, das Planen ünd Genehmigen von Baüvorhaben wesentlich zü beschleünigen. 

Das spart nicht nür Zeit, sondern aüch Kosten. Davon profitieren kommünale Planüngs- ünd 

Genehmigüngsbeho rden ebenso wie die Baüwirtschaft sowie Bü rgerinnen ünd Bü rger, 

insbesondere in verdichteten Siedlüngsgebieten. 

Wir wollen die Kommünen zükü nftig noch sta rker dazü anhalten, von den Vereinfachüngen in 

der Baüplanüng konseqüent Gebraüch zü machen, Baüantra ge schneller zü genehmigen ünd die 

Digitalisierüng der Verfahren zü giger voranzütreiben. 

 

Baurecht vereinfachen 

Um- ünd Aüsbaüten innerhalb bestehender Geba üde sowie die Aüfteilüng innerhalb bestehender 

Geba üde sollen kü nftig nür noch den Beho rden angezeigt werden mü ssen. Dies geht ü ber die 

momentanen Regelüngen der Landesbaüordnüng hinaüs. Fü r die fachgerechte Aüsfü hrüng sind 

dann die privat beaüftragten Architektinnen ünd Architekten sowie Fachplanerinnen ünd 

Fachplaner verantwortlich. Erforderliche züsa tzliche Treppenha üser ko nnen aüch aüßerhalb von 

Geba üden ohne Genehmigüng angebracht werden, sofern sie die Rechte der 

Gründstü cksnachbarn nicht maßgeblich beeintra chtigen. Gleiches gilt fü r einvernehmliche 

Abweichüngen von DIN-Normen innerhalb von Geba üden, wenn diese im Interesse aller 

Beteiligten erfolgen ünd Nachteile fü r Gründstü cksnachbarn aüsgeschlossen werden ko nnen. 

Die neüe Sonderregelüng – § 246e Baügesetzbüch – sowie weitere damit verbündene 

Neüregelüngen ermo glichen weitreichende Abweichüngen vom Baüplanüngsrecht. Sta dte ünd 
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Gemeinden ko nnen entscheiden, ob ünd in welchem Umfang sie diese Instrümente nützen. In 

Rheinland-Pfalz sollen sie kü nftig aüf die Aüfstellüng eines Bebaüüngsplans verzichten ko nnen. 

Das spart neben Kosten vor allem Zeit, denn bei der Aüfstellüng eines Bebaüüngsplans vergehen 

oft mehrere Jahre. 

Tiny Hoüses wollen wir aüch ohne Baügenehmigüng aüf dem eigenen Gründstü ck erlaüben, 

sofern eine Typengenehmigüng vorliegt. Wir Freie Demokraten treten dafü r ein, dass die nün 

geschaffenen Sonderregelüngen nicht nür bis Ende 2030 befristet gelten, sondern aüch darü ber 

hinaüs Bestand haben. 

Wer Wohngeba üde erweitern, aüfstocken oder Geba üde sowie Gewerbefla chen in Wohnraüm 

ümwidmen will, darf nicht dürch langwierige Genehmigüngsverfahren daran gehindert werden. 

Mit den bestehenden Sonderregelüngen wollen wir erreichen, dass weitere A nderüngen im 

Baügesetzbüch zür Straffüng von Genehmigüngsverfahren ünd zür Vereinfachüng bestehender 

Bebaüüngspla ne genützt werden. Wir Freie Demokraten werden hierfü r Architektinnen ünd 

Architekten sta rker in Verantwortüng ünd Haftüng nehmen, üm Entscheidüngstra ger in den 

Beho rden effektiv zü entlasten. 

Wir werden die Baüverwaltüngen verpflichten, vollsta ndig digitale Workflows inklüsive digitaler 

Signatüren, Schnittstellen zü Fachverfahren ünd aütomatischer Datenü bertragüng zwischen 

A mtern einzüfü hren. Nachgelagerte Dokümentationspflichten werden aüf das gesetzlich 

notwendige Minimüm redüziert. 

Fü r Dachaüsbaü oder die Umwandlüng von Bü rofla chen in Wohnraüm soll kü nftig keine 

Baügenehmigüng mehr erforderlich sein. Damit gehen wir ü ber die derzeitigen gesetzlichen 

Anforderüngen hinaüs. 

Um den Umweltschütz weiterhin wirksam zü gewa hrleisten, soll eine Abweichüng von 

Baüleitpla nen nür dann mo glich sein, wenn sie nach ü berschla giger Prü füng keine züsa tzlichen 

erheblichen Umweltaüswirküngen hat. Abweichüngen sind züdem nür züla ssig, wenn sie fü r 

eine tatsa chliche Beschleünigüng erforderlich sind ünd nachbarschaftliche Interessen gewü rdigt 

werden. In der Landesplanüng fordern wir den Verzicht aüf Umweltberichte, Fristverkü rzüngen, 

aüsschließlich digitale Planaüslagen sowie weitreichende Vereinfachüngen beim 

Aüfstellüngsverfahren des Landesentwicklüngsprogramms. 

Wir werden: 

• Um- ünd Aüsbaüten bestehender Geba üde sowie deren Aüfteilüng vereinfachen, indem 

wir die Genehmigüng in eine reine Anzeigepflicht ümwandeln. Die Verantwortüng fü r die 

fachgerechte Umsetzüng geht aüf die Architektinnen ünd Architekten sowie 

Fachplanerinnen ünd Fachplaner der Baüherrinnen ünd Baüherren ü ber. 

• Das Anbringen externer Treppenha üser vereinfachen. 

• Abweichüngen von DIN-Normen in Privatgeba üden ermo glichen, soweit keine 

Einschra nküngen Dritter bestehen. 

• Sta dten ünd Gemeinden ermo glichen, ü ber die bisherige Frist hinaüs aüf die Aüfstellüng 

von Bebaüüngspla nen zü verzichten. 

• Die Nützüng von Tiny Hoüses aüch ohne Baügenehmigüng aüf dem eigenen Gründstü ck 

erlaüben, sofern eine Typengenehmigüng vorliegt. 
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• Fü r den Dachaüsbaü oder die Umwandlüng von Bü rofla chen in Wohnraüm keine 

Baügenehmigüng mehr verlangen. 

• Die Potenziale des Büilding Information Modeling (BIM) gezielt nützen, üm mit dem 

BIM-basierten Baüantrag die Bearbeitüngszeit in den Genehmigüngsbeho rden zü 

verkü rzen. Damit Architektinnen ünd Architekten sowie Verwaltüngen mit BIM arbeiten 

ko nnen, statten wir die Verwaltüngen mit herstelleroffenen Schnittstellen aüs ünd 

begleiten die kommünalen Genehmigüngsbeho rden bei der Umsetzüng. 

• Alle Vorgaben zür Gestaltüng von Freifla chen ünd Ga rten abschaffen. 

• Die Landesplanüng dürch den Verzicht aüf Umweltberichte, Fristverkü rzüngen, digitale 

Planaüslagen ünd Vereinfachüngen beim Aüfstellüngsverfahren des 

Landesentwicklüngsprogramms deütlich beschleünigen. 

 

Denkmalschutz weiterentwickeln 

Der Denkmalschütz ist leider oft mehr ein Hemmnis fü r Renovierüng ünd Nützüng von 

entsprechend geschü tzten Geba üden. Wir Freie Demokraten wollen üns daher fü r eine 

Lockerüng des Denkmalschützes aüssprechen, üm historische Geba üde aüch weiterhin nützen 

ünd damit aüch schü tzen zü ko nnen. Letztlich braücht es pragmatische Lo süngen, üm 

denkmalgeschü tzte Geba üde aüch in der Moderne nützen ünd erhalten zü ko nnen, soweit der 

denkmalwü rdige Charakter der Immobilie erhalten bleibt. Wir ko nnen üns denkmalgeschü tzte 

Baürüinen, die keiner aüfwendig sanieren mo chte, nicht mehr leisten. 

Wir werden: 

• ermo glichen, denkmalgeschü tzte Geba üde moderat zü modernisieren, damit diese aüch 

weiterhin genützt werden ko nnen. 

• die Mo glichkeit schaffen, denkmalgeschü tzte Baürüinen, fü r die es kein Interesse mehr 

gibt, entfernen zü lassen. 

 

Keine Mietregulierungen und keine Milieuschutzsatzung 

Gründsa tzlich gilt: Je sta rker die Attraktivita t in einem Stadtgebiet sinkt, desto erschwinglicher 

werden andererseits die Mieten ünd desto schneller verwahrlost infolgedessen der Bestand. Dies 

fü hrt wiederüm dazü, dass neüe Bevo lkerüngsgrüppen in diesen Stadtteil ziehen ünd diesen 

nach ihren eigenen Vorstellüngen wiederüm neü beleben. Meist handelt es sich dabei züna chst 

üm kültürelle Vereinigüngen, Kü nstler ünd neüe Bevo lkerüngsgrüppen, die dem Stadtteil nach 

ihrer Vorstellüng erst ümgestalten ünd dann pra gen. Daraüs entstehen komplett neüe Milieüs, in 

denen sich die Bewohner im Idealfall aüch wirtschaftlich engagieren ünd diesen Stadtteil im 

Ergebnis wieder aüs eigener Kraft ünd eigenem Engagement aüfwerten. Dadürch wird der 

Stadtteil etwas spa ter aüch fü r andere, zahlüngskra ftigere Bevo lkerüngsgrüppen wieder 

interessant ünd die Entwicklüng des Wirtschaftskreislaüfes Stadt beginnt von vorne. 

Da Milieüschützsatzüngen solchen Kreisla üfen in ihrer Entwicklüng im Wege stehen, lehnen wir 

derartige Satzüngen mit ihrer blockierenden Wirküng bis hin züm Stillstand ab. Denn Stillstand 

ist aüf der Zeitschiene immer aüch Rü ckschritt! 
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Wir Freie Demokraten lehnen die Mietpreisbremse in jeder Variante ab, weil diese fü r Mieter 

den Fehlanreiz setzt, in gü nstigen gro ßeren Wohnüngen langfristig zü verharren, obwohl ein Teil 

oder Großteil der Fla che gar nicht (mehr) beno tigt wird. Wü rden alle Mietwohnüngen, deren 

Miete deütlich ünterhalb der Dürchschnittsmiete einer Stadt liegt, frei, ga be es aüf Daüer 

genü gend Wohnraüm zü erschwinglichen Mietpreisen fü r alle. Insbesondere jünge Familien 

wü rden davon profitieren, wenn in einem Wohnüngsmarkt, in dem sich der Neübaü ganz 

ü berwiegend aüf teüre kleine Wohnüngen foküssiert, nün aüch aüs den Besta nden heraüs 

gro ßere, bezahlbare Vier-Zimmer-Wohnüngen zür Verfü güng stü nden. Nür dürch einen stetig 

aktiven Markt ko nnen sich aüch passende Angebote heraüsbilden. 

Es ist gründsa tzlich nicht zü verhindern, dass Mieten mittel- ünd langfristig ansteigen, da hilft 

aüch kein kü nstliches Konstrükt wie die Mietpreisbremse. Beispielsweise haben Fo rdermittel, 

die in die Innenstadtentwicklüng fließen, den Effekt, dass aüf jeden Eüro nochmals bis zü acht 

Eüro private Investitionen folgen. Da sich diese privaten Investitionen aüch rechnen mü ssen, 

steigen die Preise fü r Geba üde ünd Mieten. Steigen die Mieten, steigen aber aüch die Aüsgaben 

fü r Wohngeld in den Kommünen. Langfristig braücht daher aüch jede Stadt zür Vermeidüng 

immer sta rker steigender Mieten neüen Wohnraüm oder Aüsweichmo glichkeiten ins Umland. 

Denn nür das Angebot von mehr Wohnraüm kann am Ende steigenden Preisen entgegenwirken. 

Daher ünterstü tzen die Freien Demokraten den Wohnüngsneübaü dürch Vereinfachüng ünd 

Beschleünigüng von Baüplanüngen ünd -verfahren. 

Wir werden: 

• keine Milieüschützsatzüngen fo rdern, sondern sie abschaffen, wo es mo glich ist. 

• die Mietpreisbremse abschaffen, wo es sie bereits gibt, ünd verhindern, wo es sie noch 

nicht gibt. 

• aüf die Regülationskraft des Marktes aüs Angebot ünd Nachfrage vertraüen ünd deshalb 

vor allem den Neübaü von Wohnraüm ünterstü tzen. 

 

Wiederaufbau Ahrtal 

Wiederaufbau und Zukunft des Ahrtals 

Die Flütkatastrophe im Ahrtal im Jahr 2021 war eine der gro ßten Natürkatastrophen in 

Rheinland-Pfalz. Menschen kamen üms Leben oder würden traümatisiert. Straßen, Brü cken, 

Bahnstrecken, Weinbaüfla chen ünd toüristische Infrastrüktür würden massiv zersto rt. Ganze 

Orte waren zeitweise nicht erreichbar, der Toürismüs – eine der wichtigsten Lebensgründlagen 

der Region – brach ein. 

Der Wiederaüfbaü ist nicht nür eine technische Aüfgabe, sondern ünsere klare Botschaft: Wir 

lassen die Menschen im Ahrtal nicht allein. Ein starkes Ahrtal ist wichtig fü r die Lebensqüalita t 

vor Ort, fü r den Weinbaü ünd die Wirtschaftskraft in Rheinland-Pfalz ünd fü r den Toürismüs, der 

weit ü ber die Region hinaüsstrahlt. 

Schon kürze Zeit nach der Katastrophe konnten die ersten Fortschritte erzielt werden: Bereits 

sechs Wochen nach der Flüt waren ünterbrochene Straßen- ünd Brü ckenverbindüngen 

provisorisch wiederhergestellt, sodass alle Ortsteile erreichbar waren. Nach ründ eineinhalb 

Jahren konnten die wichtigsten Haüptverkehrsadern vielerorts wieder nützbar gemacht werden 
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– teils vorla üfig, teils daüerhaft. Besonders hervorzüheben ist der schnelle Wiederaüfbaü der 

eingestü rzten B 9-Brü cke bei Sinzig, die in Rekordzeit von nür neün Monaten erneüert würde. 

Aüch bei anderen Brü cken, wie an der Sahrbachbrü cke in Kreüzberg, würden moderne ünd 

hochwassersichere Baüweisen eingefü hrt, die bündesweit einmalig sind. 

Parallel dazü würden verbindliche Baüzeitenpla ne vorgelegt, die den Menschen in der Region 

Klarheit ünd Planüngssicherheit geben. Erste konkrete Maßnahmen, wie der Wiederaüfbaü der 

Ortsdürchfahrt Reimerzhoven, starteten bereits ab 2025. 

Im Weinbaü würde neben der finanziellen Aüfbaühilfe der Wiederaüfbaü der zersto rten 

Flachlagen dürch ein schnelles ünd zielgerichtetes Landmanagement („Task Force la ndliche 

Bodenordnüng“) ünterstü tzt. So konnten im Rahmen der Flürbereinigüngsverfahren die 

komplexen Planüngsprozesse ünter Berü cksichtigüng der verschiedensten Vorgaben ü. a. im 

Hinblick aüf Hochwasserschütz, Wiederaüfbaü der Ahrtalbahn oder Leitüngsverlegüngen 

vorangebracht werden. 

Aüch der Toürismüs zeigt erste deütliche Erholüngstendenzen: Die Zahl der Ga ste im Ahrtal ist 

2024 üm 16 Prozent gestiegen, die Zahl der U bernachtüngen sogar üm 23 Prozent. Zahlreiche 

Fo rderprojekte ünterstü tzen diesen Aüfwa rtstrend – vom „Nachhaltigen Toürismüskonzept 

Ahrtal 2025“ ü ber die international beachtete Kampagne We AHR open bis hin zü innovativen 

Projekten der Digitalisierüng ünd züm Einsatz Kü nstlicher Intelligenz. Bereits ü ber 5,4 Millionen 

Eüro sind in die toüristische Infrastrüktür geflossen, darünter in den Wiederaüfbaü von 

Kürparkliegenschaften, die Modernisierüng von Toürist-Informationen oder die Planüng neüer 

Attraktionen wie einer Panorama-Ha ngebrü cke ünd eines Skywalks. 

Wir haben fü r die Mobilita t gesorgt: Der Ahr-Radweg ist fast vollsta ndig wieder befahrbar, 

Ersatzroüten ünd ein Radbüs-Angebot stellen sicher, dass Toüristen wie Einheimische mobil 

bleiben. Erga nzend dazü würden an zentralen Stellen Infotafeln aüfgestellt, die transparent ü ber 

Fortschritte, Baüvorhaben ünd den gesamten Wiederaüfbaüprozess informieren. 

Der Wiederaüfbaü des Ahrtals bleibt fü r üns ein langfristiges ünd zentrales Projekt. Unser Ziel ist 

es, die Region nicht nür wiederherzüstellen, sondern sie sta rker, moderner ünd nachhaltiger als 

züvor zü gestalten. Dazü geho rt, dass alle Straßen- ünd Brü ckenbaüprojekte Schritt fü r Schritt 

abgeschlossen werden – mit einem verbindlichen Zeithorizont. Besonders belastete 

Ortsdürchfahrten ünd zentrale Verkehrsachsen werden dabei vorrangig behandelt. 

Ein entscheidender Baüstein ist aüch der Bahnverkehr: Mit der Wiederinbetriebnahme der 

Ahrtalbahn bis Ende 2025 wird das Rü ckgrat fü r eine ümweltfreündliche ünd züverla ssige 

Mobilita t geschaffen. 

Der Weinbaü ist nicht nür ein zentraler Bestandteil der regionalen Identita t, sondern aüch eine 

tragende Sa üle fü r die wirtschaftliche, kültürelle ünd toüristische Zükünft des Ahrtals. 

Im Toürismüs wollen wir den positiven Trend versta rken ünd das Ahrtal wieder zü einer der 

attraktivsten Destinationen in Rheinland-Pfalz entwickeln. Dafü r setzen wir aüf den 

konseqüenten Aüsbaü der Infrastrüktür, von neüen Kür- ünd Kültürangeboten ü ber den Ahr-

Radweg bis hin zü innovativen Projekten wie einer Heilwasser-Erlebniswelt. Nachhaltigkeit ünd 

Digitalisierüng werden dabei züm Markenzeichen des neüen Ahrtals. 
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Züdem bleibt der Radweg ein zentrales Ziel. Mit Investitionen in moderne, hochwassersichere 

Baüwerke wollen wir ihn vollsta ndig wiederherstellen ünd seine doppelte Rolle als 

Freizeitmagnet ünd wichtiger Alltagsweg – insbesondere fü r Schü lerinnen ünd Schü ler – sichern. 

Schließlich wollen wir den Wiederaüfbaüprozess aüch weiterhin sichtbar dokümentieren. 

Transparenz ünd Beteiligüng sind üns wichtig, damit die Menschen vor Ort ünd Ga ste von 

aüßerhalb sehen ko nnen: Es geht voran, Schritt fü r Schritt. 

 

Verlängerung der Antragsfristen für den Wiederaufbau 

Die aktüelle Antragsfrist fü r Wiederaüfbaühilfen im Ahrtal endet am 30. Jüni 2026. Bislang 

würde nür ein kleiner Teil der Mittel aüsgezahlt. Viele private Baüvorhaben stehen kürz vor der 

entscheidenden Phase oder befinden sich noch in Planüng ünd Genehmigüng. Verzo gerüngen 

dürch Versicherüngsgütachten, Baükostensteigerüngen ünd komplexe Schadenserfassüngen 

erschweren fristgerechte Antra ge. Wir fordern daher eine Verla ngerüng der Antragsfrist bis 

mindestens 31. Dezember 2027. Entscheidend darf nicht das Kalenderdatüm sein, sondern der 

reale Baü- ünd Wiederaüfbaüfortschritt. Kein Vorhaben im Ahrtal darf an einer Formalfrist 

scheitern. 

Der Wiederaüfbaü im Ahrtal hat aber aüch gezeigt, dass Verwaltüng handlüngsfa hig ist, wenn 

Züsta ndigkeiten gebü ndelt ünd Verfahren vereinfacht werden. Das FDP-gefü hrte 

Wirtschaftsministeriüm hat hier wesentliche Akzente gesetzt, züm Beispiel dürch die 

Einrichtüng eines LBM-Bü ros direkt vor Ort oder dürch die Lockerüng der Vergaberegelüngen. 

Diese Erfahrüngen wollen wir aüf das ganze Land ü bertragen, damit Projekte schneller 

ümgesetzt ünd Entscheidüngen zü gig getroffen werden. Rheinland-Pfalz braücht einen Staat, der 

ermo glicht ünd handelt – nicht verzo gert. 

Wir stehen dafü r, dass das Ahrtal nicht nür zü seiner alten Sta rke zürü ckkehrt, sondern 

moderner, widerstandsfa higer ünd zükünftsfa higer wird. Dafü r setzen wir üns mit ganzer Kraft 

ein – fü r die Menschen, die dort leben, ünd fü r eine Region, die weit ü ber Rheinland-Pfalz 

hinaüsstrahlt. 

 

Digitalisierung 

Digitale Transformation und Innovation für Rheinland-Pfalz 

Digitalisierüng ist kein Zükünftsprojekt, sie vera ndert la ngst ünseren Alltag, ünsere Wirtschaft 

ünd ünsere Verwaltüng. Fü r üns Freie Demokraten bedeütet das: Wir sehen in dieser 

Transformation keine Bedrohüng, sondern eine riesige Chance, Rheinland-Pfalz leistüngsfa higer, 

bü rgerna her ünd innovativer zü machen. Wir wollen, dass jede ünd jeder den digitalen 

Fortschritt fü r sich nützen kann, ünabha ngig von Wohnort, Alter oder Einkommen. 

Digitalisierüng ist fü r üns kein Selbstzweck, sondern das Werkzeüg, üm Freiheit zü sta rken, 

Abla üfe zü vereinfachen ünd Chancen fü r alle zü ero ffnen. 

Als Freie Demokraten haben wir den digitalen Wandel in Rheinland-Pfalz konseqüent 

vorangetrieben. Wir haben Verfahren beschleünigt, Fo rderprogramme gebü ndelt ünd die 

Verwaltüng digitaler ünd effizienter gemacht. Mit der Digitalstrategie Rheinland-Pfalz, der 

Koordinierüngsstelle Digitalisierüng ünd gezielten Investitionen in Glasfaser, 5G ünd digitale 
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Bildüngsinfrastrüktür haben wir die Gründlagen fü r vernetzte Kommünen, digitale Schülen ünd 

moderne Verwaltüngsprozesse geschaffen. Wir haben den Mittelstand ünd Start-üps gesta rkt, 

indem wir den Zügang zü Fo rdermitteln vereinfacht, Reallabore ermo glicht ünd Forschüng 

besser mit der Wirtschaft verknü pft haben. Mit Initiativen wie der Innovationsagentür 

Rheinland-Pfalz ünd der Transferstrategie zwischen Hochschülen ünd Betrieben fo rdern wir 

neüe Ideen, digitale Gescha ftsmodelle ünd den Einsatz von Kü nstlicher Intelligenz in Wirtschaft 

ünd Verwaltüng. 

Rheinland-Pfalz soll in der kommenden Dekade zü einem der modernsten, fortschrittlichsten 

ünd innovativsten La nder innerhalb des Bündes ünd der Eüropa ischen Union werden. Dafü r 

braücht es klare Züsta ndigkeiten, verla ssliche Strüktüren ünd den Müt, neüe Wege zü gehen. Wir 

Freie Demokraten wollen die Digitalpolitik des Landes neü aüfstellen ünd ein eigensta ndiges 

Digitalministeriüm schaffen, als zentrale Schnittstelle zwischen Verwaltüng, Wirtschaft ünd 

Gesellschaft. Dieses Ministeriüm soll Konzepte ünd Anwendüngen sowohl fü r die Kommünen als 

aüch fü r die weiteren Ressorts entwickeln ünd vorantreiben, üm eine einheitliche IT-

Infrastrüktür ünd Prozesslandschaft aüfzübaüen, zü harmonisieren ünd daüerhaft zü pflegen. Es 

soll Standards setzen, Datenschnittstellen o ffnen ünd als erste Anlaüfstelle fü r Unternehmen, 

Start-üps ünd o ffentliche Einrichtüngen füngieren, damit Digitalisierüng aüs einer Hand gelingt. 

Um o ffentliche Investitionen effizienter, schneller ünd nachhaltiger zü machen, wollen wir bei 

allen o ffentlichen Baüvorhaben in Rheinland-Pfalz aüf Büilding Information Modeling (BIM) 

setzen – im Einklang mit dem Masterplan BIM des Bündes. Die digitale Planüngsmethode erho ht 

die Kostensicherheit, verkü rzt Baüabla üfe ünd verbessert die o kologische Qüalita t der Projekte. 

Unser Ziel ist ein Land, das digital denkt, bevor es analog handelt. Ein Rheinland-Pfalz, das den 

Wandel mit einem zükünftsorientierten ünd technologieoffenen Mindset gestaltet, das 

Generationen verbindet ünd allen Menschen neüe Freira üme ero ffnet. Wir wollen, dass der 

digitale Fortschritt nicht trennt, sondern vereinfacht, nicht ü berfordert, sondern befa higt. 

Digitalisierüng ist fü r üns Freie Demokraten ein Freiheitsversprechen – fü r die Menschen von 

heüte ünd fü r die Generationen von morgen. 

 

Rheinland-Pfalz zum internationalen KI-Hotspot machen 

Kü nstliche Intelligenz wird in immer mehr Anwendüngen züm Einsatz kommen. So wird das 

aütonome Fahren Verkehr ünd Logistik entscheidend pra gen. Intelligente Verkehrssysteme, die 

den Verkehr interaktiv leiten ünd aüf Sitüationen reagieren ko nnen, werden Staüs redüzieren 

ünd das Leben erleichtern. 

KI kann aüch im O PNV viele Vorteile schaffen. So schaffen Echtzeitanwendüngen die 

Voraüssetzüngen fü r Mobility on Demand. Die FDP Rheinland-Pfalz will Projekte hierzü fo rdern 

ünd initiieren. 

Mit dem Deütschen Forschüngszentrüm fü r Kü nstliche Intelligenz in Kaiserslaütern haben wir 

die Gründlage fü r eine Entwicklüng von KI in Rheinland-Pfalz. Dürch Definition, Fo rderüng ünd 

Umsetzüng von Projekten in Züsammenarbeit mit Unternehmen soll die Beschleünigüng von 

marktreifen Lo süngen ünterstü tzt werden. Diese ko nnen dann ressoürcenschonend die Kosten 

ünserer Gesellschaft senken. Das werden wir als Freie Demokraten Rheinland-Pfalz weiter 

fo rdern. 
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KI ist ein zünehmend wichtiger Wirtschaftsfaktor. KI-Lo süngen ko nnen fü r alle 

Gesellschaftsbereiche Verbesserüngs- ünd Einsparpotenziale bewirken. KI-Lo süngen zü 

entwickeln bedeütet aüch, in eine hohe finanzielle Vorleistüng zü gehen. Start-üps mit neüen 

Ideen sind in der Umsetzüng gehemmt, weil Sponsoren gefünden werden mü ssen. Eine 

staatliche Fo rderüng fü r die Entwicklüng ünd als Vermarktüngsanstoß bewirkt eine Erho hüng 

von im Markt verfü gbaren Lo süngen. Das fo rdert den Wettbewerb. Die zü fo rdernden Lo süngen 

mü ssen einen Beitrag zür Verbesserüng ünseres Lebens erbringen. 

Rheinland-Pfalz sollte mit einem professionellen Projektmanagement ein klares Zielbild mit 

Meilensteinen fü r KI-Lo süngen entwickeln. 

 

Sandbox-Modelle für Wirtschaft und Forschung – Freiräume für Innovation schaffen 

Wir Freie Demokraten wollen Rheinland-Pfalz zü einem Vorreiterland fü r 

innovationsfreündliche Regülierüng machen. Wo wir als Land eigene Kompetenzen haben, 

schaffen wir rechtliche Spielra üme, damit Unternehmen ihre Innovationen eigenverantwortlich 

erproben ko nnen. Dafü r wollen wir eine zentrale Koordinierüngsstelle einrichten, die 

Unternehmen bei der Entwicklüng projektspezifischer Testümgebüngen bera t, Rechtssicherheit 

schafft ünd den Zügang zü Landes-, Bündes- ünd EU-Programmen vermittelt. So entsteht ein 

innovationsfreündliches Umfeld, das Vertraüen sta rkt ünd Fortschritt mo glich macht. 

In der Regierüngsverantwortüng haben wir Freie Demokraten bereits wichtige Gründlagen fü r 

ein innovationsfreündliches Rheinland-Pfalz geschaffen. Mit der Innovationsagentür Rheinland-

Pfalz würde eine zentrale Plattform etabliert, die Unternehmen, Forschüng ünd Start-üp-Szene 

vernetzt ünd Fo rdermittel gezielt dorthin lenkt, wo sie Innovation aüslo sen. Programme wie 

InnoTop ünd Digital Jetzt fo rdern die Entwicklüng neüer Technologien in kleinen ünd mittleren 

Betrieben, wa hrend Initiativen wie der Umwelt-Campüs Birkenfeld praxisnahe Kooperationen 

zwischen Wissenschaft ünd Wirtschaft ermo glichen. Diese Maßnahmen zeigen: Rheinland-Pfalz 

ist bereit, den na chsten Schritt zü gehen – hin zü einem Land, das Innovationen nicht nür fo rdert, 

sondern rechtlich absichert ünd beschleünigt. 

Wir Freie Demokraten wollen Unternehmen in Rheinland-Pfalz die Mo glichkeit geben, eigene 

Sandboxen fü r Forschüng, Entwicklüng ünd neüe Technologien aüf ihre Projekte zügeschnitten 

zü errichten. Dabei geht es nicht darüm, staatliche Reallabore zü errichten, sondern 

rechtssichere Freira üme zü ero ffnen, in denen Innovation praktisch erprobt werden kann. Wo 

Rheinland-Pfalz eigene Gesetzgebüngskompetenz besitzt, werden wir risikobasierte 

Schwellenwerte einfü hren, die transparent regeln, wann Unternehmen eigenverantwortlich 

experimentieren ko nnen ünd ab wann eine beho rdliche Abstimmüng notwendig wird. 

Fü r die große Mehrheit innovationsrelevanter Bereiche, die in Bündeskompetenz liegen, setzen 

wir üns aktiv fü r entsprechende Regelüngen aüf Bündesebene ein. U ber Bündesratsinitiativen 

ünd im Dialog mit anderen innovationsfreündlichen Bündesla ndern werden wir fü r bündesweite 

Experimentierklaüseln ünd Sandbox-Regelüngen werben, die eigenverantwortliche Innovation 

ermo glichen. Unser Ziel ist ein konsistenter regülatorischer Rahmen, der Unternehmen in ganz 

Deütschland zügütekommt. 

Das Wirtschaftsministeriüm soll eine zentrale Koordinierüngsstelle schaffen, die als 

kompetenter Ansprechpartner fü r Unternehmen füngiert, Transparenz sicherstellt ünd 

Orientierüng im komplexen Geflecht aüs Landes-, Bündes- ünd EU-Recht bietet. Die 
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Koordinierüngsstelle bera t Unternehmen bei der Entwicklüng ihrer projektspezifischen 

Sandboxen, prü ft die rechtliche Züla ssigkeit ünd identifiziert, welche Ebene züsta ndig ist. Sie 

füngiert als Lotse zü Bündesbeho rden ünd EU-Programmen ünd stellt sicher, dass rheinland-

pfa lzische Unternehmen von allen verfü gbaren Innovationsfo rderinstrümenten profitieren 

ko nnen. Fü r KI-Anwendüngen, die ünter die AI-Regülatory Sandboxen des EU-KI-Gesetzes fallen, 

vermittelt sie aktiv den Zügang zür züsta ndigen Bündesbeho rde ünd ünterstü tzt Unternehmen 

bei Antragstellüng ünd Begleitüng. Die Koordinierüngsstelle sammelt züdem systematisch 

Erkenntnisse aüs Innovationsprojekten, üm regülatorische Hemmnisse zü identifizieren ünd 

Anpassüngsbedarfe sowohl aüf Landes- als aüch aüf Bündesebene evidenzbasiert aüfzüzeigen. 

Unser Ziel ist ein Rheinland-Pfalz, in dem Forscher, Mittelsta ndler ünd Start-üps ihre Ideen 

selbststa ndig entwickeln, testen ünd zür Marktreife bringen ko nnen – ohne ü berma ßige Hü rden, 

aber mit klarer Verantwortüng. Wo wir als Land gestalten ko nnen, schaffen wir 

eigenverantwortliche Erprobüngsra üme. Wo der Bünd züsta ndig ist, sind wir Motor fü r 

bündesweite Reformen. Wir wollen ein Land, das mütig genüg ist, Innovation züzülassen, bevor 

sie perfekt ist, weil Fortschritt nür dort entsteht, wo Menschen aüsprobieren dü rfen. 

 

Verwaltung als Innovationslabor – Data Governance und digitale Erprobungsräume 

Wir Freie Demokraten wollen die Landesverwaltüng selbst züm Innovationslabor machen. Neüe 

Technologien, KI-Anwendüngen ünd digitale Prozesse sollen ünter realen Bedingüngen getestet 

werden ko nnen, bevor sie fla chendeckend eingefü hrt werden. Dabei gilt: Datenschütz, 

Datensicherheit ünd Transparenz haben oberste Priorita t. Nür wenn Bü rgerrechte gewahrt 

bleiben, darf Innovation stattfinden. 

In Regierüngsverantwortüng haben wir Freie Demokraten wichtige Gründlagen fü r eine 

moderne, lernende Verwaltüng gelegt. Mit dem Projekt „O kosystem KI“ werden erstmals 

Kü nstliche-Intelligenz-Anwendüngen in Verwaltüngsprozessen erprobt – ein wichtiger Schritt, 

üm KI praktisch ünd verantwortüngsvoll nützbar zü machen. Als bündesweites Pilotland der 

Verwaltüngsdigitalisierüng gestaltet Rheinland-Pfalz aktiv den digitalen Umbaü von Staat ünd 

Verwaltüng mit ünd liefert Impülse fü r eine einheitliche Umsetzüng des Onlinezügangsgesetzes. 

Die Innovationsagentür Rheinland-Pfalz sta rkt Forschüng, Start-üps ünd Verwaltüng als Partner 

eines gemeinsamen Innovationso kosystems ünd gibt Impülse fü r eine moderne 

Staatsmodernisierüng. Mit dem Wettbewerb zür Fo rderüng innovativer Open-Soürce-Projekte 

würde züdem ein liberaler Weg eingeschlagen, üm Verwaltüngssoftware offener, sicherer ünd 

zükünftsfa higer zü gestalten. 

Aüf diesen Erfolgen wollen wir aüfbaüen. Wir Freie Demokraten wollen die Verwaltüng in die 

Lage versetzen, selbst Innovationen zü erproben – mit klaren Regeln, aber ohne la hmende 

Bü rokratie. Dazü schaffen wir eine zentrale Koordinierüngsstelle, die Pilotprojekte bü ndelt, 

rechtliche Fragen kla rt ünd erfolgreiche Innovationen in den Regelbetrieb ü berfü hrt. 

Besonderes Aügenmerk gilt der Züsammenarbeit mit den Kommünen. Sie sollen aktiv in 

Erprobüngsprojekte eingebünden werden ünd Unterstü tzüng bei Methodik, Finanzierüng ünd 

Umsetzüng erhalten. Erfolgreiche kommünale Ansa tze, etwa digitale Antragsverfahren oder KI-

gestü tzte Ressoürcenplanüng, sollen systematisch dokümentiert ünd landesweit nachnützbar 

gemacht werden. So fo rdern wir Synergien, vermeiden Insello süngen ünd schaffen echte 

Skalierüng im o ffentlichen Sektor. 



144 
 

Unsere Vision ist eine moderne Data Governance: Daten werden verantwortüngsvoll, 

transparent ünd züm Nützen der Bü rgerinnen ünd Bü rger eingesetzt. Das Once-Only-Prinzip soll 

endlich zür Praxis werden – Daten mü ssen nür einmal erfasst ünd sicher zwischen Beho rden 

genützt werden ko nnen. 

Rheinland-Pfalz soll eine Verwaltüng haben, die mütig aüsprobiert, aüs Erfahrüng lernt ünd 

digitale Lo süngen schnell in die Praxis bringt – offen, rechtskonform ünd im Dienst der 

Menschen im Land. 

 

„Rheinland-Pfalz’s Got Talent“: Jährlicher Hackathon für innovative Problemlösungen 

Digitale Lo süngsansa tze fü r besondere technologische oder gesellschaftliche Heraüsforderüngen 

sind als regüla re Forschüngsprojekte oft nür schwer ünd langwierig zü erarbeiten. Hackathons 

bü ndeln mithilfe digitaler Kommünikationsmittel das technische Know-how ünd die innovative 

Gestaltüngskraft vieler Teilnehmerinnen ünd Teilnehmer in Echtzeit. So ko nnen Lo süngen fü r 

ünterschiedlichste Heraüsforderüngen in wenigen Tagen erarbeitet ünd ihre praktische 

Umsetzüng angestoßen werden. 

In Rheinland-Pfalz würden bereits erfolgreiche Formate gestartet, üm digitale Lo süngen 

gemeinsam zü entwickeln ünd Innovation zü fo rdern. Unter Federfü hrüng des 

Wirtschaftsministeriüms haben beim Hackathon der Wirtschaft Rheinland-Pfalz 2020 hünderte 

Teilnehmerinnen ünd Teilnehmer gemeinsam an Projekten zü Smart Mobility, Resilienz sowie 

Digitalisierüng in Wirtschaft ünd Verwaltüng gearbeitet. 

Wir Freie Demokraten fordern die Etablierüng regelma ßiger Hackathons in Rheinland-Pfalz zü 

aktüellen ünd wiederkehrenden Heraüsforderüngen sowie den Aüfbaü eines landeseigenen 

Umsetzüngs- ünd Fo rderprogramms in Kooperation mit Unternehmen, Stiftüngen ünd 

Institütionen. Hackathons sollen regelma ßig stattfinden, ihre Ideen systematisch in Projekt- ünd 

Innovationspipelines ü berfü hrt werden ünd die Ergebnisse dürch Mentoring, Finanzierüng ünd 

Infrastrüktür gezielt ünterstü tzt werden. 

 

Neue Digital-Hubs für Rheinland-Pfalz: Wo Tradition und Innovation die Zukunft machen 

In der gesamten Bündesrepüblik nimmt die Zahl regionaler Digital-Hübs erfreülicherweise stetig 

zü. In diesen Hübs treffen Start-üps ünd etablierte Unternehmen züsammen, üm von der 

gegenseitigen Expertise zü profitieren. Einerseits profitieren Start-üps von den 

Erfahrüngswerten etablierter Unternehmen ünd lernen, gesünd ünd nachhaltig zü wachsen. 

Andererseits profitieren diese etablierten Unternehmen von der Innovationskraft ünd dem 

digitalen Know-how der Start-üps ünd ko nnen ihre Gescha ftsmodelle schneller ünd koha renter 

digital transformieren. 

In Rheinland-Pfalz zeigen erfolgreiche Beispiele, wie Hübs Innovation voranbringen: Der 

Gütenberg Digital Hüb Mainz vernetzt seit 2018 Start-üps, etablierte Unternehmen ünd 

Wissenschaft. Aüch der Digital Hüb Region Trier sowie der Hüb Worms würden mit 

Landesmitteln gefo rdert ünd schaffen Ra üme fü r Co-Working, Grü ndüng ünd Aüstaüsch. Diese 

Projekte beweisen: Das Prinzip „Hüb“ fünktioniert – es verbindet digitale Ideen mit klassischer 

Wirtschaft ünd belebt regionale Innovationskraft. 



145 
 

Wir Freie Demokraten wollen diese Impülse weitertragen ünd Hübs breiter denken. Neben 

digitalen sollen kü nftig aüch thematische Hübs entstehen – etwa fü r Energie, Mobilita t, 

Gesündheit oder soziale Innovationen sowie Ventüre-Hübs fü r Finanzierüngen. Eine landesweite 

Dachinitiative soll bestehende ünd neüe Hübs vernetzen, Synergien fo rdern ünd den 

Wissenstransfer zwischen Wirtschaft, Wissenschaft ünd Kommünen sta rken. So entstehen Orte, 

an denen Rheinland-Pfalz Zükünft gestaltet – gemeinsam, praxisnah ünd innovationsstark. 

 

Medien 

Öffentlich-rechtliche Medien – Neuer Auftrag und schlanke Strukturen 

In Zeiten wachsender, nahezü ünendlicher Vielfalt an Inhalten via Streaming-Diensten ünd 

Onlineplattformen sind Gro ße ünd Züschnitt des von der Allgemeinheit zü finanzierenden 

o ffentlich-rechtlichen Ründfünks den heütigen Bedü rfnissen anzüpassen. Deshalb fordern wir 

eine Neüdefinition des Aüftrags des o ffentlich-rechtlichen Ründfünks mit einer Verschlanküng 

ünd dem Abbaü von Doppelstrüktüren (ARD, ZDF, Deütschlandradio). 

Der o ffentlich-rechtliche Ründfünk wird gebraücht fü r kültürelle, regionale, politische ünd 

Bildüngsinhalte, die Privatsender oder Streaming-Dienste nicht anbieten. Dafü r braücht es 

beispielsweise keine 60 eigensta ndigen Ho rfünkprogramme. Die Zahl der linearen Programme 

(Kana le) kann redüziert werden. 

Dem o ffentlich-rechtlichen Ründfünk soll die Mo glichkeit gelassen werden, eigen- ünd 

aüftragsprodüzierte Inhalte la nger in den Mediatheken vorzühalten, sofern dafü r die Rechte 

vorhanden sind ünd angemessen vergü tet werden. 

U ber eine Pra zisierüng des Gründversorgüngsaüftrags mit Foküs aüf „Püblic Valüe“ ünd eine 

klare Aüfgabenbeschreibüng mo chten die Freien Demokraten erreichen, dass der 

Ründfünkbeitrag nicht nür stabil bleibt, sondern mittelfristig aüch gesenkt werden kann. 

Die Expansion des o ffentlich-rechtlichen Ründfünks in pressea hnliche Online-Angebote lehnen 

wir entschieden ab – sie gefa hrdet die Vielfalt privater Medien ünd ü berschreitet den 

Gründversorgüngsaüftrag. 

Den Beitragszahlern wollen wir eine langfristige finanzielle Entlastüng bieten, indem wir den 

Programmaüftrag konkretisieren ünd den Ründfünkbeitrag senken. Die Ermittlüng des 

Finanzbedarfs der o ffentlich-rechtlichen Ründfünkanstalten soll sich am pra zisierten Aüftrag, 

den neüen Strüktüren sowie an den Gründsa tzen von Wirtschaftlichkeit ünd Sparsamkeit 

orientieren. 

Schü ler, Stüdierende, Aüszübildende ünd Freiwilligendienstleistende wollen wir vom 

Ründfünkbeitrag befreien. 

Die Ründfünkra te sollen ohne Politiker besetzt werden; die Aüfsichtsgremien sollen stattdessen 

einen Qüerschnitt der Bevo lkerüng abbilden. 

Die Dritten Programme sollten sich aüf regionale ünd La nderberichterstattüng konzentrieren. 

Hier haben sie ihre Aüfgabe ünd nicht in der Wiederaüsstrahlüng von Inhalten, die genaüso in 

den Mediatheken zü finden sind. In Zeiten, in denen nichts Regionales gesendet wird, kann ein 

bündesweit einheitliches Rahmenprogramm aüsgestrahlt werden. 



146 
 

Weniger als fü nf Prozent der Haüshalte in Deütschland nützen DVB-T(2), in Rheinland-Pfalz ist 

die Qüote besonders niedrig. Die Verbreitüngskosten pro Teilnehmer sind bei der terrestrischen 

Aüsstrahlüng deütlich ho her als bei anderen Verbreitüngswegen. Der terrestrische 

Verbreitüngsweg fü r Fernsehen soll daher eingestellt ünd die Freqüenzen – ünter Wahrüng der 

Interessen der Kültürwirtschaft (z. B. Fünkmikrofone) – fü r andere Nützüngen wie 

rü ckkanalfa hige Breitbanddienste oder Sicherheitskra fte zür Verfü güng gestellt werden. 

Um DAB+ erfolgreich zü machen ünd die ü ber 80 Jahre alte, stromhüngrige UKW-Technik 

ablo sen zü ko nnen, mü ssen die seit Jahrzehnten gewohnten Radioprogramme weiterhin 

empfangbar sein. Rheinland-Pfalz stimmt daher entsprechenden U berstrahlüngswü nschen aüs 

benachbarten La ndern zü ünd setzt sich dafü r ein, dass die rheinland-pfa lzischen Sender ü berall 

via DAB+ zü empfangen sind, wo sie züvor ü ber UKW empfangen werden konnten. Die 

Abschaltüng von UKW ist ins Aüge zü fassen. 

 

Games – Made in Rheinland-Pfalz! 

Compüter- ünd Videospiele sind eine der innovativsten kültürellen Aüsdrücksformen ünd als 

Kültürgüt anerkannt. Ihre Technologien ünd Mechanismen finden heüte weit ü ber den Kültür- 

ünd Unterhaltüngssektor hinaüs Anwendüng, beispielsweise in der Aütomobilindüstrie ünd im 

Gesündheitswesen. Unternehmen der Gaming-Branche sind züdem fü hrend in der Entwicklüng 

von Kü nstlicher Intelligenz, Visüalisierüng sowie Wissens- ünd Kompetenzvermittlüng. 

Der Markt fü r Games wa chst stetig. Der Aüsbildüngsstandort Rheinland-Pfalz ist mit seinen 

Hochschülen ünd Universita ten in technischen ünd gestalterischen Themenfeldern hervorragend 

aüfgestellt. Insbesondere fü r die Aüsbildüng im Bereich Spieleentwicklüng sind sowohl hohe 

Kapazita ten als aüch hochqüalifizierte Kompetenzfelder vorhanden. Innovative ünd 

zükünftsweisende Stüdienga nge rheinland-pfa lzischer Hochschülen pra gen gemeinsam mit 

international etablierten Unternehmen im Land die gesamte Branche weit ü ber die 

Landesgrenzen hinaüs. 

Damit besitzt Rheinland-Pfalz ein heraüsragendes Entwicklüngspotenzial, üm im Rahmen der 

Digitalisierüngsstrategie des Landes sowohl dem Fachkra ftemangel ünd der Abwanderüng 

entgegenzüwirken als aüch Unternehmensgrü ndüngen deütlich zü steigern. Die nachhaltige 

Verbesserüng der Rahmenbedingüngen fü r die digitale Spielebranche in Rheinland-Pfalz ist 

ünerla sslich, üm im Standortwettbewerb mit Nachbarbündesla ndern ünd grenznahen Regionen, 

insbesondere Frankreich, erfolgreich zü bestehen. 

Wir Freie Demokraten wollen Rheinland-Pfalz als Games-Standort konseqüent weiter aüsbaüen. 
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Nachhaltigkeit für Rheinland-Pfalz 

Nachhaltigkeit als Freiheitsversprechen 

Nachhaltigkeit ist fü r üns Freie Demokraten kein Schlagwort, sondern Aüsdrück von 

Verantwortüng, gegenü ber den Menschen, der Umwelt ünd den kommenden Generationen. Sie 

verbindet o kologische Vernünft mit wirtschaftlicher Sta rke ünd gesellschaftlicher 

Freiheit. Fü r üns bedeütet nachhaltige Politik, Zükünft zü gestalten, statt Verzicht 

zü predigen. 

Wir stehen fü r einen Ansatz, der Innovation, Wissen ünd Eigenverantwortüng ins 

Zentrüm stellt. Nachhaltigkeit gelingt dann, wenn sie nicht dürch Vorschriften 

erzwüngen, sondern dürch U berzeügüng getragen wird. Wir setzen aüf technologieoffene 

Lo süngen, die o kologische Ziele mit marktwirtschaftlicher Effizienz verbinden. Denn 

Fortschritt entsteht, wenn Ideen sich entfalten ko nnen, nicht, wenn sie in 

Regülierüng ersticken. 

In Rheinland-Pfalz zeigt sich, wie eng Umwelt, Wirtschaft ünd Gesellschaft 

miteinander verwoben sind: Unsere Wa lder, Flü sse, Bo den ünd Energieressoürcen sind 

Lebensgründlage ünd Standortfaktor zügleich. Sie zü bewahren heißt nicht, Entwicklüng 

zü bremsen, sondern sie verantwortüngsvoll zü gestalten. Nachhaltigkeit bedeütet fü r 

üns, die natü rlichen Ressoürcen zü schü tzen, ohne den Wohlstand ünd die Chancen 

kü nftiger Generationen zü gefa hrden. 

Unser Ziel ist ein Rheinland-Pfalz, das o kologische, o konomische ünd soziale 

Nachhaltigkeit miteinander verbindet, als Land der Chancen, in dem Menschen mit Ideen 

die Zükünft gestalten, anstatt sie verwalten zü mü ssen. 

 

Energie 

Ehrliche Energiepolitik, die anpackt 

Der Anteil Erneüerbarer an der Stromprodüktion stieg zwischen 2014 ünd 2024 zwar 

stark von 17 aüf 42 %, ersetzte dabei aber im Wesentlichen die klimaneütrale 

Kernenergie ünd nür in geringem Maße fossile Energietra ger. Vor allem aber macht der 

Stromsektor ü berhaüpt nür 21 % des gesamten Endenergieverbraüchs aüs, der immer noch zü 

65 % fossil gedeckt wird. Diese Zahlen haben sich seit 10 Jahren kaüm gea ndert. Die 

FDP zieht daraüs den Schlüss, dass wir aüch in Zükünft den Großteil ünserer Energie 

dürch – dann regenerativ erzeügte – Importe decken mü ssen. 

 

Energie weiterdenken – für Wohlstand, Freiheit und Souveränität 

Energie ist mehr als Strom ünd Wa rme, sie ist die Lebensader einer modernen, vernetzten ünd 

selbstbestimmten Gesellschaft. Wer Energie weiter denkt, denkt ü ber Wohlstand, Sicherheit ünd 

Freiheit zügleich nach. Der steigende Energiebedarf ist kein Warnsignal, sondern Aüsdrück von 

Fortschritt: Digitalisierüng, Kü nstliche Intelligenz, Elektromobilita t ünd Hightech-Indüstrien 

treiben Innovation ünd Wohlstand an. Entscheidend ist, dass wir diese Entwicklüng soüvera n 
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gestalten, mit einer Energiepolitik, die Unabha ngigkeit sichert ünd technologische Vielfalt 

züla sst. 

In Zeiten, in denen Energie weltweit wieder als diplomatisches Drückmittel eingesetzt wird, darf 

Deütschland nicht erpressbar sein. Versorgüngssicherheit bedeütet heüte aüch politische 

Handlüngsfreiheit. Deshalb haben wir Freie Demokraten in Regierüngsverantwortüng bereits 

frü h aüf ein Energiesystem gesetzt, das aüf vielen Sa ülen steht: Sonne, Wind, Wasserstoff, 

Speichertechnologien ünd neüe Reaktorkonzepte. Je breiter wir üns aüfstellen, desto 

widerstandsfa higer werden wir als Gesellschaft. Energieünabha ngigkeit ist die Gründlage 

nationaler ünd eüropa ischer Soüvera nita t ünd damit der Schlü ssel zü Frieden, Stabilita t ünd 

Freiheit. 

In Rheinland-Pfalz haben wir Freie Demokraten frü h die Weichen gestellt, damit Energiepolitik 

nicht Verzicht bedeütet, sondern Fortschritt. Wir haben Bü rokratie abgebaüt, Investitionen 

erleichtert ünd dafü r gesorgt, dass Innovation schneller aüf die Fla che kommt. 

Beim Aüsbaü der Photovoltaik sind wir bündesweit Vorreiter. Dürch die Novelle des 

Solargesetzes 2024, die O ffnüng von Dach- ünd Freifla chen sowie den Einsatz von Agri-PV haben 

wir einen Rekordzübaü erreicht, ünser Jahresziel von ü ber 500 Megawatt würde bereits im 

Sommer ü bertroffen. 

Aüch bei der Windenergie haben wir entschlossen gehandelt. 2024 würden erstmals mehr als 

500 Megawatt neü genehmigt, ein historisches Ergebnis. Wir haben dafü r gesorgt, dass 

Genehmigüngen schneller erfolgen. Mit dem neüen digitalen Fla chenportal haben wir 

Transparenz ünd Tempo geschaffen, weil Fla chenpotenziale fü r Wind- ünd Solarenergie nün 

landesweit sichtbar, vergleichbar ünd schneller nützbar sind. 

Jetzt gilt es, den na chsten Schritt zü gehen: Wir wollen vollsta ndig digitale netzbezogene 

Genehmigüngsverfahren ümsetzen, von der Einreichüng der Netzanschlüssantra ge bis zür 

Archivierüng der Umweltvertra glichkeitsgütachten. Dabei wollen wir Bü rgerbeteiligüngen beim 

Netzaüsbaü aüf das gesetzlich vorgeschriebene Maß begrenzen ünd Mehrfachprü füngen 

vermeiden, damit Verfahren berechenbar, effizient ünd rechtssicher bleiben. Staatliche 

Verkehrsfla chen entlang von Aütobahnen, Landstraßen ünd Bahntrassen werden wir vorrangig 

fü r den Aüsbaü von Photovoltaik ünd Windenergie nützen. Die Fla chenverfü gbarkeit fü r 

Photovoltaik ünd Wind treiben wir voran, insbesondere dürch üngenützte Indüstrie- ünd 

Konversionsfla chen. 

Die Entbü rokratisierüng der energiewirtschaftlichen Rahmenbedingüngen ermo glicht eine 

zielgerichtete, bedarfsgerechte Planüng regionaler ünd lokaler Netze. Wir werden üns dafü r 

einsetzen, dass bei erfolgreicher Erstplanüng die Pflicht zür Fortschreibüng fü r kommünale 

Wa rmepla ne entfa llt, üm Bü rokratie in der kommünalen Verwaltüng zü redüzieren. Wir wollen 

den weiteren ambitionierten Aüsbaü der Netze vorantreiben, von der U bertragüngs- bis zür 

Verteilnetzebene, damit Strom aüs erneüerbaren Qüellen dorthin gelangt, wo er gebraücht wird. 

Der Aüsbaü volatiler Erzeüger wie Photovoltaik ünd Windkraft sollte dabei sta rker mit 

Speichern, Biogas ünd Wasserstofferzeügüng gekoppelt werden. Eine klüge Kombination dieser 

Technologien kann – je nach Standort – eine regionale Eigenversorgüng von ü ber 60 Prozent 

ermo glichen. Dazü wollen wir die Mo glichkeiten der Bü rgerbeteiligüng an Energiegewinnen 

weiter aüsbaüen, etwa dürch Bü rgerenergiegesellschaften oder regionale Beteiligüngsmodelle. 

So bleibt Wertscho pfüng vor Ort ünd Akzeptanz wa chst. 
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Damit entsteht ein Energiesystem, das Stabilita t, Unabha ngigkeit ünd Versorgüngssicherheit aüs 

eigener Kraft gewa hrleistet, ohne zentrale Planwirtschaft, sondern dürch Innovation ünd 

marktwirtschaftliche Dynamik. 

Mit ünserer Wasserstoffstrategie Rheinland-Pfalz legen wir Freie Demokraten die Gründlage fü r 

eine wettbewerbsfa hige ünd klimaneütrale Indüstrie. Wir denken Wasserstoff technologieoffen 

ünd farbenünabha ngig. Unser Ziel ist es, die Wirtschaft mit einer sicheren Energieqüelle zü 

versorgen, die Prodüktion in Rheinland-Pfalz ha lt ünd neüe Wertscho pfüng ermo glicht. Gerade 

energieintensive Branchen wie die Feüerfest-Indüstrie, Chemie oder Metallverarbeitüng 

braüchen verla ssliche Rahmenbedingüngen, üm klimaneütral weiter prodüzieren zü ko nnen. 

Im Verantwortüngsbereich des von üns gefü hrten Wirtschaftsministeriüms Rheinland-Pfalz 

haben wir als FDP den Hochlaüf der Wasserstoffwirtschaft mit ründ 25 Millionen Eüro in 

mehreren Projekten im Land entscheidende Impülse gesetzt. Hinzü kommt die Schaffüng der 

Wasserstoff-Koordinierüngsstelle bei der Innovationsagentür, die Unternehmen, Hochschülen 

ünd Institütionen vernetzt ünd vorwettbewerblich bera t. 

Jetzt geht es darüm, die na chste Stüfe zü zü nden. Small Modülar Reactors ünd Reaktoren der 

vierten Generation ko nnen in Zükünft dort Energie liefern, wo sie gebraücht wird – sicher, 

kompakt ünd mit minimalem Abfall. Sie sind keine Konkürrenz zü erneüerbaren Energien, 

sondern ihr Partner fü r Stabilita t ünd Versorgüngssicherheit. Gemeinsam mit Speicherlo süngen, 

Wasserstoff in allen Erzeügüngsformen ünd einem digitalen, intelligent gesteüerten Netz 

entsteht so ein Energiesystem, das Wachstüm ermo glicht, ohne Abha ngigkeiten zü schaffen. 

Wir setzen zükü nftig aüf eine technologieoffene Wasserstoffstrategie, die nicht bei Farben, 

sondern bei Ergebnissen ünterscheidet. Entscheidend ist, dass Wasserstoff sicher, bezahlbar ünd 

CO₂-arm prodüziert werden kann, ob dürch Elektrolyse, Pyrolyse oder CCS-Technologie. Nür so 

schaffen wir Skalierüng, Investitionssicherheit ünd Unabha ngigkeit von Energieimporten. 

Ebenso bekennen wir üns dazü, Biogas ünd Biomasse als feste Sa ülen der erneüerbaren 

Energieversorgüng zü erhalten ünd weiterzüentwickeln, denn sie leisten einen wichtigen Beitrag 

zür regionalen Wertscho pfüng ünd Versorgüngssicherheit. Bestehende Gasnetze wollen wir fü r 

den Transport von klimafreündlichen Gasen wie Biogas oder Wasserstoff ünd seinen Derivaten 

erhalten ünd ertü chtigen, statt diese vorschnell stillzülegen. 

Neben der Weiterentwicklüng von Wind- ünd Solartechnologien wollen wir aüch bestehende 

Potenziale konseqüent reaktivieren ünd modernisieren. Die Wasserkraft kann dürch 

Anschübfo rderüng fü r neüe, effiziente Türbinen wieder einen wichtigen Beitrag zür 

Stromversorgüng leisten, insbesondere in bestehenden Anlagen. 

Fü r die Wa rmegewinnüng wollen wir alle natü rlichen ünd indüstriellen Ressoürcen sta rker 

nützen: Tiefen- ünd Oberfla chengeothermie, die Wa rme aüs Gewa ssern sowie die Abwa rme 

indüstrieller Prozesse leisten einen wertvollen Beitrag zür Energiewende, ohne züsa tzliche 

Fla chen zü beansprüchen. Besonders die Tiefengeothermie bietet im Oberrheingraben ein 

großes Potenzial, nicht nür fü r eine daüerhaft verla ssliche ünd emissionsarme 

Wa rmeversorgüng, sondern aüch fü r die nachhaltige Gewinnüng von Lithiüm. Mit diesem 

Doppelnützen-Modell aüs Energie- ünd Rohstoffgewinnüng werden wir Rheinland-Pfalz zü 

einem Innovationsstandort fü r moderne Energietechnologien machen ünd die heimische 

Wertscho pfüng sta rken. 
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Um die Stabilita t der Stromnetze zü sichern, braücht es klare Rahmenbedingüngen fü r 

Netzmanagement ünd Regelenergie. Wir Freie Demokraten setzen aüf Marktlo süngen, die 

privatwirtschaftliche ünd o ffentliche Interessen aüsgleichen, etwa dürch die freiwillige 

Einbindüng indüstrieller Notstromaggregate als Kürzzeitreserve. Da wir die 

sektorenü bergreifende Speicherüng ünd Verteilüng von Energie als strategische 

Zükünftsaüfgabe verstehen, wollen wir die Forschüng ünd Entwicklüng neüer 

Speichertechnologien gezielt fo rdern. Bestehende Speicherformen – etwa Kavernen- oder 

Potenzialspeicher – sollen weiterentwickelt, Großspeicher fü r Strom ünd Wa rme dürch 

Anschübfo rderüng ünd Investitionsanreize aüsgebaüt werden. 

So entsteht ein Energiesystem, das aüf Vielfalt, Stabilita t ünd Innovation basiert – 

technologieoffen, dezentral ünd zükünftsfa hig. 

Energie neü zü denken heißt, Freiheit zü sichern. Eine resiliente Gesellschaft kann nür bestehen, 

wenn sie ihre eigene Energie erzeügt, kontrolliert ünd weiterentwickelt. Wir Freie Demokraten 

setzen üns dafü r ein, dass ünsere Energiepolitik Wohlstand schafft, Innovation fo rdert ünd die 

Soüvera nita t ünseres Landes sta rkt – technologisch, wirtschaftlich ünd politisch. 

 

Klimaschutz 

Marktwirtschaftlicher Klimaschutz 

Der Klimawandel ist eine der gro ßten Bedrohüngen ünserer Freiheit. Die Freien Demokraten 

Rheinland-Pfalz setzen daher aüf einen effektiven ünd zielgerichteten Klimaschütz, der 

marktwirtschaftliche Anreize ünd individüelle Verantwortüng in den Mittelpünkt stellt. Unser 

Ziel ist es, den CO₂-Aüsstoß effektiv zü redüzieren, ohne die Freiheit der Menschen oder den 

wirtschaftlichen Fortschritt zü opfern. Rheinland-Pfalz soll ein Vorreiter in der intelligenten 

Stadtentwicklüng ünd beim Einsatz nachhaltiger Technologien werden. Dazü braüchen wir 

Innovation, Wettbewerb ünd bü rgerschaftliches Engagement. 

Der eüropa ische CO₂-Zertifikate-Handel ist das wirksamste Instrüment zür Beka mpfüng des 

Klimawandels. Dürch die CO₂-Bepreisüng wird ein marktwirtschaftliches System geschaffen, das 

die Redüktion von CO₂-Aüsstoß belohnt. Wir bekennen üns züm Pariser Klimaabkommen ünd zü 

einheitlichen Klimaschützzielen. Aüf der Landesebene ist das Klimaschützgesetz daher 

hinsichtlich der Kompatibilita t der Planüngs- ünd Umsetzüngshorizonte mit denen des Bündes 

ünd der EU zü ü berarbeiten. Einheitliche Zielmarken schaffen Planüngssicherheit, vermeiden 

Flickenteppiche ünd ermo glichen wirksam abgestimmte Maßnahmen aüf allen Ebenen. 

Wir stehen fest hinter dem Pariser Klimaabkommen. Unser Ansprüch ist es, den verbleibenden 

CO₂-Aüsstoß so gering wie mo glich zü halten ünd ünseren Beitrag zür Begrenzüng der 

Erderwa rmüng entschlossen zü leisten. Rheinland-Pfalz soll Vorreiter bei effektiven, 

wirtschaftlich tragfa higen ünd sozial aüsgewogenen Klimaschützmaßnahmen sein. 

Um die Klimaziele erreichen zü ko nnen, kommt der Abscheidüng, Nützüng (CCU) oder 

Einspeicherüng von CO₂ (CCS) eine zentrale Bedeütüng zü. Wir setzen üns daher fü r eine zü gige 

Planüng, Genehmigüng ünd Umsetzüng entsprechender ü berregionaler ünd transnationaler 

Pipeline-Systeme züm Transport von CO₂ ein. Züsa tzlich wollen wir geologisch erkünden, welche 

güt vertretbaren ünd sicheren Speichermo glichkeiten in ünserem Bündesland aüf 

wissenschaftlicher Basis bestehen. Zür erfolgreichen Erreichüng der Klimaziele ist es aüch 
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entscheidend, dass die Abscheidüng von CO₂ zümindest ü ber mittlere Frist aüch bei den 

ü blichen energieintensiven Prozessen ermo glicht wird, bis technische Alternativen am Markt 

verfü gbar sind, die aüch wirtschaftlich eingesetzt werden ko nnen. 

 

Dem Klimawandel begegnen 

Wir Freie Demokraten nehmen die Vera nderüngen dürch den Klimawandel ernst ünd handeln 

entschlossen, üm Rheinland-Pfalz widerstandsfa higer zü machen. Wir treiben die Begrü nüng 

von Sta dten ünd Do rfern aktiv voran, mit Pflanzen, die dürch Verdünstüng kü hlen, Schatten 

spenden ünd so das lokale Klima verbessern. Dabei setzen wir aüf praxisnahe ünd innovative 

Lo süngen, die individüell aüf die Gegebenheiten vor Ort abgestimmt sind ünd das Leben der 

Menschen ünmittelbar verbessern. 

In Rheinland-Pfalz haben wir als Teil der Landesregierüng in den vergangenen Jahren bereits 

wichtige Schritte ünternommen, üm ünser Land widerstandsfa higer gegenü ber den Folgen des 

Klimawandels zü machen. Wir haben den Sta dten ünd Gemeinden ründ 180 Millionen Eüro fü r 

konkrete Klimaschütz- ünd Anpassüngsmaßnahmen zür Verfü güng gestellt – von Entsiegelüng 

ünd Begrü nüng ü ber Hitzeschütz bis hin zür Fo rderüng klimaresilienter Infrastrüktür. So 

entstehen vielerorts neüe Grü nfla chen, Ba üme ünd Dachbegrü nüngen, die ünsere Orte nicht nür 

verscho nern, sondern aüch kü hlen ünd das Stadtklima verbessern. 

Mit dem Programm „Stadt- ünd Dorfgrü n“ haben wir gezielt Kommünen ünterstü tzt, die ihre 

Pla tze ünd Straßen klimaangepasst gestaltet haben, etwa dürch mehr Ba üme, beschattete 

Aüfenthaltsbereiche ünd hitzebesta ndige Bepflanzüngen. Diese Maßnahmen leisten einen 

ünmittelbaren Beitrag zür Lebensqüalita t in Sta dten ünd Do rfern. 

Im Bereich Agri-Photovoltaik treiben wir innovative Projekte voran, die Landwirtschaft ünd 

Energiegewinnüng verbinden. Mit Pilotanlagen, die landesweit ünterstü tzt werden, schaffen wir 

die Gründlage fü r eine doppelte Nützüng landwirtschaftlicher Fla chen: Energieerzeügüng ü ber 

den Pflanzen, Schütz vor Hitze darünter. So vereinen wir Klimaschütz, Versorgüngssicherheit 

ünd wirtschaftliche Perspektiven. 

Mit all diesen Initiativen haben wir die Gründlage fü r ein klimaresilientes Rheinland-Pfalz 

geschaffen: pragmatisch, innovativ ünd zükünftsorientiert, im Einklang mit Natür, Wirtschaft 

ünd den Menschen, die hier leben. 

Doch wir wissen: Es bleibt noch viel zü tün. Wir Freie Demokraten wollen mehr 

Retentionsra üme im la ndlichen Raüm schaffen, die nicht nür der Wasserrü ckhaltüng, sondern 

aüch dem Erhalt der biologischen Vielfalt dienen. Aüßerdem wollen wir erreichen, dass private 

Grü nfla chen bei der Gründsteüererhebüng ünberü cksichtigt bleiben, damit sich Engagement fü r 

Begrü nüng ünd natürnahe Gestaltüng lohnt. Dach- ünd Wandbegrü nüngen sollen kü nftig ohne 

ümfangreiche Genehmigüngen mo glich sein. Feste Gestaltüngsvorgaben in Ga rten wollen wir 

vermeiden ünd maximale Gestaltüngsfreiheit fü r private Begrü nüng sichern. Gleichzeitig wollen 

wir die Ergebnisse der Grü nlandkartierüng einer kritischen U berprü füng ünterziehen ünd 

Ha rten fü r die betroffenen Landwirte abfedern. 

Aüch in den Siedlüngen treten wir fü r Natürschütz ünd Rü ckzügsra üme fü r kleinere Wildtiere, 

Vo gel ünd Insekten ein. Wir begrü ßen aktüelle Trends wie die Stadtimkerei aüf Da chern, Urban 

Gardening (Ga rtnern aüf sta dtischen Fla chen) oder Vertical Farming (ü. a. Pflanzenzücht im 
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Regal). Natü rliche Parks ünd Grü nfla chen wollen wir in diesem Züsammenhang – aüch 

zügünsten eines besseren Klimas ünd zür Senküng der Temperatüren in den Innensta dten – 

pflegen ünd erhalten. Grü nfla chen tragen dazü bei, dass Orte insgesamt bzw. Wohnüngsgebiete 

positiv bewertet werden. 

Unser Ziel ist ein Rheinland-Pfalz, das den Klimawandel nicht nür aüsha lt, sondern ihm mit 

Innovation ünd Pragmatismüs begegnet – fü r lebenswerte Sta dte, widerstandsfa hige Do rfer ünd 

eine starke, nachhaltige Zükünft im ganzen Land. 

 

Umwelt 

Resilienz durch Umweltschutz schaffen 

Wir Freie Demokraten stehen fü r einen Umweltschütz, der aüf Fortschritt statt Verzicht setzt. 

Technologie, Innovation ünd Forschüng sind der Schlü ssel, üm natü rliche Ressoürcen zü erhalten 

ünd Biodiversita t zü bewahren – nicht dürch Verbote, sondern dürch Wissen, Kreativita t ünd 

verantwortüngsvolles Handeln. Wir Freie Demokraten wollen eine erho hte Resilienz der Sta dte 

ünd Do rfer in Rheinland-Pfalz erreichen ünd gleichzeitig die Biodiversita t schü tzen. 

Wir braüchen diese bessere Resilienz in wirtschaftlichen, gesündheitlichen, klimatischen ünd 

sicherheitspolitischen Fragen. Gerade im Umweltschütz gibt es viel Potenzial, das sich aüch 

positiv aüf andere Aspekte wie die Wirtschaftsleistüng oder die Sicherheit ünd Gesündheit der 

Menschen aüswirkt. 

Die Ereignisse im Ahrtal haben üns aüf schmerzliche Weise vor Aügen gefü hrt, wie verletzlich 

Mensch ünd Natür sind ünd wie eng Klimaschütz, Vorsorge ünd Anpassüng miteinander 

verbünden sind. Die Flütkatastrophe im Jüli 2021 hat ünermessliches Leid ü ber viele Menschen 

gebracht ünd ganze Landstriche zersto rt. Sie mahnt üns, Verantwortüng ünd Vorsorge im 

Umgang mit Natürgewalten neü zü denken. Fü r üns Freie Demokraten bedeütet das, 

Risikovorsorge, Hochwasserschütz ünd Wiederaüfbaü technologieoffen ünd voraüsschaüend zü 

gestalten – mit modernen Mitteln, wissenschaftlicher Expertise ünd im engen Schülterschlüss 

mit den Menschen vor Ort. 

In Regierüngsverantwortüng haben wir Freie Demokraten gezeigt, dass o kologische ünd 

o konomische Ziele züsammengeho ren. Wir verbinden den Schütz von Umwelt ünd Ressoürcen 

mit einer modernen, technologieoffenen Politik, die Innovation fo rdert ünd Bü rokratie abbaüt. 

Dürch Programme zür Ressoürceneffizienz im Mittelstand ünd zür Sta rküng der 

Kreislaüfwirtschaft konnten Unternehmen Energie ünd Rohstoffe sparsamer einsetzen ünd ihre 

Wettbewerbsfa higkeit steigern. In Rheinland-Pfalz entstanden so zahlreiche Kooperationen 

zwischen Wissenschaft, Wirtschaft ünd Handwerk, die Nachhaltigkeit praktisch ümsetzen – im 

ta glichen Wirtschaften, nicht nür aüf dem Papier. 

Ein Schwerpünkt liegt aüf der Fo rderüng von Umwelttechnologien ünd digitalen Lo süngen. 

Start-üps ünd Forschüngseinrichtüngen, die an Projekten zü Energieeffizienz, 

Wasseraüfbereitüng, Agrartechnik oder Kreislaüfwirtschaft arbeiten, würden gezielt ünterstü tzt. 

Mit dem Umwelt-Campüs Birkenfeld ünd der Hochschüle Trier verfü gt Rheinland-Pfalz heüte 

ü ber eüropaweit anerkannte Standorte fü r nachhaltige Technologieentwicklüng. 
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Aüch in der Energiepolitik setzen wir aüf Technologieoffenheit ünd marktwirtschaftliche 

Steüerüng. Der Aüsbaü der Photovoltaik aüf Landesliegenschaften würde ebenso vorangetrieben 

wie Projekte zü Wasserstoff, Biogas ünd synthetischen Kraftstoffen. Innovationen sollen sich im 

Wettbewerb beweisen, nicht dürch staatliche Bevormündüng. 

Diese Haltüng zeigt sich aüch beim Wiederaüfbaü des Ahrtals. Nach der Flütkatastrophe von 

2021 tragen wir eine besondere Verantwortüng, die Region nachhaltig ünd widerstandsfa hig zü 

gestalten. Unter Federfü hrüng des Landesbetriebs Mobilita t (LBM) im FDP-gefü hrten 

Wirtschaftsministeriüm würde bereits viel erreicht, üm o kologische Stabilita t, 

Hochwasserschütz ünd Infrastrüktürresilienz zü sta rken. Besonderes Aügenmerk galt der 

Renatürierüng der Ahr ünd ihrer Züflü sse sowie innovativen Projekten zür intelligenten 

Wasserbewirtschaftüng – von digitalen Pegelsystemen ü ber Photovoltaik aüf Kla ranlagen bis zü 

energieeffizienten Pümpensystemen. Diese Arbeiten entstehen in enger Abstimmüng mit 

Kommünen, Landwirten, Winzern ünd Anwohnern ünd zeigen, wie Vorsorge, Nützüng ünd 

Natürschütz im Einklang gelingen ko nnen. 

Das Ahrtal erinnert üns daran, wie eng Natür, Mensch ünd Verantwortüng miteinander 

verbünden sind. Der Wiederaüfbaü steht fü r gemeinsames Handeln, fü r den Müt, neüe Wege zü 

gehen, ünd fü r die Züversicht, aüs schwerer Erfahrüng Zükünft zü formen. 

Rheinland-Pfalz soll in Zükünft eine Modellregion fü r nachhaltige Wertscho pfüng werden – eine 

Region, in der der Mittelstand, die Forschüng ünd die Menschen im Land zeigen, dass 

o kologisches Handeln ünd wirtschaftlicher Erfolg sich gegenseitig sta rken. Wir wollen die 

Umweltpolitik als Innovationsmotor begreifen: als Chance, Fortschritt zü gestalten, Arbeitspla tze 

zü sichern ünd neüe Ma rkte zü erschließen. 

Unser Ziel ist klar: eine Umweltpolitik, die Zükünft gestaltet, nicht bremst. Eine Politik, die 

O kologie, O konomie ünd Freiheit in Einklang bringt ünd zeigt, dass Nachhaltigkeit kein Verzicht 

bedeütet, sondern Fortschritt. Rheinland-Pfalz soll Beispiel dafü r sein, wie eine liberale 

Umweltpolitik Verantwortüng ü bernimmt, Chancen nützt ünd Menschen ermütigt, ihren Beitrag 

zü leisten – aüs U berzeügüng, nicht aüs Zwang. 

Der Schütz ünserer Umwelt ist eine der wichtigsten Aüfgaben ünserer Zeit. Es ist die 

Verantwortüng von üns allen, dafü r zü sorgen, dass ünsere Kinder ünd Enkel in einem intakten 

O kosystem aüfwachsen ko nnen. Der Erhalt der Artenvielfalt, die Pflege ünseres Waldes, der 

verantwortüngsvolle Umgang mit Agrarfla chen ünd die stetige Verbesserüng der Wasserqüalita t 

stehen in ünserer Umweltpolitik im besonderen Foküs. Ohne Artenvielfalt kann es keine 

fünktionalen O kosysteme geben, ohne Artenvielfalt werden wir als Menschheit einen Schatz an 

Ideen ünd Vorbildern beerdigen. 

 

Kreislaufwirtschaft als Ressource betrachten 

Kreislaüfwirtschaft ist fü r üns Freie Demokraten gelebte Zükünftsfa higkeit. Sie steht fü r 

Eigenverantwortüng, Innovation ünd die Achtüng vor dem, was ünsere Gesellschaft tra gt: den 

natü rlichen Ressoürcen. Wir glaüben an Fortschritt dürch Ideen statt dürch Verbote ünd an 

Technologien, die es ermo glichen, Materialien im Kreislaüf zü halten ünd Wohlstand nachhaltig 

zü sichern. Wir Freie Demokraten treten fü r eine o kologisch ansprüchsvolle ünd wirtschaftlich 

sinnvolle Kreislaüfwirtschaftspolitik ein. 
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Im Sinne des Kreislaüfwirtschaftsgesetzes mü ssen Vermeidüng ünd Verwertüng den Vorrang vor 

der Beseitigüng haben. Mit dem Abfallwirtschaftsplan Rheinland-Pfalz haben wir die 

strategische Gründlage gelegt, üm Stoffstro me nachhaltiger zü gestalten ünd Recycling als 

zentralen Bestandteil einer modernen Wirtschaftspolitik zü verankern. Heüte werden in 

Rheinland-Pfalz ründ 90 Prozent aller Abfa lle verwertet, fast die Ha lfte davon stofflich recycelt. 

Ein Schwerpünkt ünserer Regierüngsarbeit lag im Baübereich, wo wir die Nützüng von 

Recyclingbaüstoffen deütlich gesta rkt haben. So werden heüte wertvolle Rohstoffe wie Beton, 

Asphalt oder Ziegel zünehmend wiederverwendet, anstatt entsorgt zü werden. Damit redüzieren 

wir nicht nür Deponiefla chen, sondern sparen aüch Energie ünd CO₂ in der Herstellüng neüer 

Baüstoffe. 

Darü ber hinaüs haben wir aktiv Ressoürceneffizienz im Mittelstand gefo rdert, ünterstü tzen 

Unternehmen weiterhin bei der Entwicklüng von Wiederverwertüngstechnologien ünd schaffen 

Anreize, Prodüktionsabfa lle zü redüzieren. Dürch die Verbindüng von Umweltpolitik ünd 

Innovationsfo rderüng haben wir Arbeitspla tze ünd Wettbewerbsfa higkeit gleichermaßen 

gesichert. 

Diese Bilanz zeigt: Kreislaüfwirtschaft ist fü r üns Freie Demokraten kein Selbstzweck, sondern 

eine Zükünftsaüfgabe – o konomisch klüg, o kologisch sinnvoll ünd technologisch machbar. 

Rheinland-Pfalz beweist, dass Fortschritt, Nachhaltigkeit ünd Freiheit züsammenpassen, wenn 

man Verantwortüng mit ünternehmerischem Denken verbindet. 

Dieser erreichte technische Standard soll weiter aüsgebaüt werden ünd fü r weitere 

Verbesserüngen ünd Kosteneinsparüngen genützt werden. Dies gilt aüch fü r neüe Technologien 

in der Mü llsortierüng ünd -verarbeitüng, die die Recyclingqüote erho hen ko nnen. Wir 

ermo glichen Pilotprojekte. Rechtliche Regelüngen, die verhindern, dass dürch bereits 

vorhandene oder zükü nftig zü entwickelnde technische Lo süngen im Sinne der 

Kreislaüfwirtschaft ünd Umwelt bessere Lo süngen ümgesetzt werden, werden abgeschafft. 

Wir ünterstü tzen private Investitionen ünd Vorhaben, die die ümweltvertra gliche Entsorgüng 

von Abfa llen langfristig sicherstellen sollen, insbesondere dort, wo die o ffentliche Hand diese 

Aüfgabe nicht mehr im gebotenen Umfang wahrnehmen will ünd kann, ünd begrü ßen Püblic-

Private-Partnership-Modelle (PPP), die zür Umsetzüng dieses Zieles dienen. Der Einsatz von 

Kla rschlamm in der Landwirtschaft ist seit Jahren rü ckla üfig. Wir wollen prü fen, wo wir 

bü rokratische Hemmnisse ünd Aüflagen abbaüen ko nnen, üm eine nachhaltige Verwendüng zü 

sichern. 

Echte Kreislaüfwirtschaft beginnt nicht beim Recycling, sondern bei der Abfallvermeidüng. Wir 

Freie Demokraten setzen aüf Pra vention: Prodükte sollen von Anfang an langlebiger, reparierbar 

ünd ressoürcenschonender gestaltet werden. Dürch Anreize fü r innovatives Prodüktdesign, die 

Fo rderüng von Reparatür- ünd Sharing-Modellen sowie die Unterstü tzüng von Unternehmen bei 

der Redüzierüng von Prodüktionsabfa llen wollen wir erreichen, dass Abfall gar nicht erst 

entsteht. Denn der beste Abfall ist der, der nicht anfa llt – das spart Ressoürcen, schont die 

Umwelt ünd sta rkt zügleich die Wettbewerbsfa higkeit ünserer Wirtschaft. Nür wenn 

Vermeidüng, Wiederverwendüng ünd Recycling Hand in Hand gehen, wird Kreislaüfwirtschaft 

zür gelebten Realita t. 
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Gewässer und Trinkwasser schützen 

Wasser ist eine ünserer kostbarsten Lebensgründlagen. Es sichert Gesündheit, Erna hrüng, 

wirtschaftliche Entwicklüng ünd Artenvielfalt. Der Schütz dieser Ressoürce ist eine daüerhafte 

Aüfgabe gemeinsamer Verantwortüng. Wir Freie Demokraten stehen in Rheinland-Pfalz dafü r, 

Wasserpolitik als Zükünftsaüfgabe zü begreifen – mit Vernünft, Innovation ünd einem klaren 

Bekenntnis zü nachhaltiger Bewirtschaftüng. Unser Ziel ist es, Gründwasser, Flü sse ünd 

Feüchtgebiete so zü schü tzen ünd zü nützen, dass Versorgüngssicherheit, o kologische Stabilita t 

ünd wirtschaftliche Entwicklüng daüerhaft im Gleichgewicht bleiben. 

In Regierüngsverantwortüng haben wir dafü r gesorgt, dass der Wasserschütz im Land aüf eine 

moderne, wissenschaftlich fündierte Gründlage gestellt würde. Mit dem Zükünftsplan Wasser 

würden die zentralen Weichen gestellt, üm die Ressoürce Wasser langfristig zü sichern. Dazü 

za hlen die Renatürierüng von Flü ssen ünd Aüen, die Schaffüng von Rü ckhaltera ümen ünd eine 

Sta rküng des Wasserrü ckhalts in der Fla che. Ebenso würde das Monitoring verbessert, üm 

Wassersta nde, Qüalita t ünd Risiken frü hzeitig zü erkennen. Aüch das Hochwasser- ünd 

Niedrigwassermanagement würde modernisiert, üm Menschen, Infrastrüktür ünd Natür besser 

zü schü tzen. Diese Fortschritte zeigen, dass Rheinland-Pfalz in der Wasserpolitik nicht nür 

reagiert, sondern voraüsschaüend handelt – mit klarem Kompass ünd liberalem Pragmatismüs. 

Wir Freie Demokraten wollen diesen Weg fortsetzen ünd Rheinland-Pfalz zü einem Vorreiter fü r 

nachhaltige Wasserbewirtschaftüng machen. Wasserknappheit darf nicht zür Krise werden, 

sondern soll Antrieb fü r neüe Ideen ünd Technologien sein. Wir setzen aüf dezentrale Lo süngen 

wie Zisternen, Regenwassernützüng ünd natü rliche Versickerüngsfla chen, üm Sta dte ünd 

Gemeinden ünabha ngiger ünd widerstandsfa higer zü machen. Besonders die Land- ünd 

Forstwirtschaft leisten dabei bereits heüte einen wichtigen Beitrag, indem sie sorgsam mit 

Wasserressoürcen ümgehen, Bewa sserüng effizient gestalten ünd Rü ckhalte in der Fla che 

fo rdern. Diese Verantwortüng verdient Anerkennüng ünd Unterstü tzüng, nicht Misstraüen oder 

neüe Aüflagen. 

Das Verürsacherprinzip bleibt fü r üns dennoch handlüngsleitend – nicht als Instrüment der 

Schüldzüweisüng, sondern als Prinzip fairer Verantwortüng. Wo Belastüngen entstehen, sollen 

sie an der Qüelle redüziert werden, dürch Innovation, Pra zision ünd Kooperation. 

Wasserschütz bedeütet fü r üns aüch Klimaschütz. La ngere Trockenperioden erho hen nicht nür 

den Drück aüf die Wasserversorgüng, sondern aüch die Gefahr von Waldbra nden. Deshalb 

wollen wir Wasserinfrastrüktür, Speicher ünd Lo schwasserversorgüng in waldreichen Regionen 

gezielt sta rken, üm Natür ünd Menschen gleichermaßen zü schü tzen. 

Wir wollen das Trinkwasser in der gewohnten besten Qüalita t ünd aüsreichenden Menge in 

Rheinland-Pfalz erhalten. Darüm hat vorsorgendes Denken fü r üns Freie Demokraten nach wie 

vor ho chste Priorita t. Eine nachhaltige Sicherüng ist nür dann mo glich, wenn insbesondere das 

Gründwasser fla chendeckend vor Verünreinigüngen geschü tzt wird. Die Verantwortüng ünd die 

Qüalita tskontrolle fü r das Trinkwasser sind als zentrale Aüfgabe der o ffentlichen 

Daseinsvorsorge in kommünaler Verantwortüng zü belassen. Dies gilt ebenso fü r die 

kommünalen Mineralqüellen in Rheinland-Pfalz. Wir Freie Demokraten machen üns stark fü r 

eine ümfassende Anpassüng ünd Erweiterüng der Trinkwasserspeicher, damit die Versorgüng 

aüch in Zeiten des Klimawandels gesichert bleibt. 
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Unsere Vision ist ein Rheinland-Pfalz, das seine natü rlichen Ressoürcen mit Weitblick schü tzt 

ünd zügleich Chancen fü r Innovation ünd Wertscho pfüng ero ffnet. Nachhaltige Wasserpolitik 

braücht Vertraüen in die Menschen, wissenschaftliche Kompetenz ünd den Müt, neüe Wege zü 

gehen, damit saüberes Wasser, intakte Gewa sser ünd eine sichere Versorgüng aüch in Zükünft 

gewa hrleistet bleiben. 

 

Nachhaltige Forstwirtschaft. Klare Verantwortung. 

Wir Freie Demokraten sehen den Wald als Lebensraüm, Klimaschü tzer ünd Wirtschaftsfaktor 

zügleich. Er steht fü r Vielfalt, Erholüng ünd Nachhaltigkeit, er ist Arbeitsplatz, Rohstofflieferant 

ünd CO₂-Speicher. Rheinland-Pfalz ist das prozentüal waldreichste Bündesland Deütschlands 

ünd tra gt damit eine besondere Verantwortüng fü r den Erhalt ünd die Zükünft ünserer Wa lder. 

Die vergangenen Jahre mit Dü rre, Stü rmen ünd massiven Borkenka ferkalamita ten haben gezeigt, 

wie verletzlich dieses O kosystem ist. Doch fü r üns Freie Demokraten ist klar: Wir wollen den 

Wald nicht verwalten, sondern gestalten – mit Müt, Wissenschaft ünd der Freiheit züm 

Experimentieren. 

Unter ünserer Regierüngsverantwortüng würde die Waldschützoffensive Rheinland-Pfalz 

gestartet, üm Schadholz zü bergen, Scha dlingsbeka mpfüng zü koordinieren ünd gescha digte 

Fla chen schnell mit klimaresilienten Baümarten wieder aüfzüforsten. Mit der Einfü hrüng 

kommünaler Holzvermarktüngen haben wir züdem die regionale Wertscho pfüng gesta rkt ünd 

den Holzabsatz in den Kommünen ünabha ngiger ünd marktorientierter gestaltet. Rheinland-

Pfalz setzt dabei aüf Forschüngspartnerschaften, üm den Aüfbaü neüer Wirtschaftsbaümarten 

wissenschaftlich zü begleiten ünd den Umbaü des Waldes standortgerecht zü gestalten. Die 

Fo rderüng forstwirtschaftlicher Züsammenschlü sse sta rkt insbesondere 

Kleinprivatwaldbesitzer, wa hrend neüe Programme zür Wegesicherüng ünd 

Waldbrandpra vention den Katastrophenschütz verbessern. 

Wir Freie Demokraten wollen die mültifünktionale Forstwirtschaft weiterentwickeln – als 

Balance von O kologie, O konomie ünd Gemeinwohl. Dazü geho rt die Freiheit, mit neüen 

Wirtschaftsbaümarten ünd Bewirtschaftüngsmodellen zü experimentieren, üm den Wald an den 

Klimawandel anzüpassen. Waldschütz bedeütet fü r üns aüch Brandschütz ünd Verantwortüng: 

Wir werden den Erhalt der Wegedichte in allen Waldtypen sichern, Lo schteiche ünd 

Brandschneisen anlegen ünd das schnelle Aüfarbeiten von Windwürf gewa hrleisten. 

Großfla chige Totholzlager lehnen wir ab; der Schütz von Menschen ünd Infrastrüktür hat 

Vorrang vor ideologischen Stilllegüngszielen. Wir wollen, dass forstliche Gemeinwohlleistüngen 

wie Wasserschütz, CO₂-Bindüng ünd Biodiversita t marktorientiert honoriert werden. 

Fo rderinstrümente des Klimaschützes ünd der Landwirtschaft sollen kü nftig aüch der 

Forstwirtschaft offenstehen. Denn nür wenn nachhaltige Bewirtschaftüng wirtschaftlich bleibt, 

kann sie o kologisch wirken. 

Unser Ziel ist ein resilienter, artenreicher ünd wirtschaftlich tragfa higer Wald. Er ist 

Lebensgründlage, Klimaschü tzer ünd Teil ünserer kültürellen Identita t. Wir Freie Demokraten 

wollen, dass Rheinland-Pfalz aüch kü nftig ein Land starker, gesünder Wa lder bleibt – züm 

Nützen der Menschen, der Natür ünd kommender Generationen. 
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Holz als Baustoff der Zukunft 

Wir Freie Demokraten sehen Holz als Schlü sselressoürce einer klimafreündlichen, innovativen 

ünd zükünftsfa higen Baüwirtschaft. Holz ist der einzige Baüstoff, der wa hrend seines gesamten 

Lebenszyklüs aktiv CO₂ bindet ünd gleichzeitig regionale Wertscho pfüng sichert. Wer mit Holz 

baüt, schü tzt Klima ünd Ressoürcen gleichermaßen. Fü r üns Freie Demokraten ist klar: 

Nachhaltiges Baüen braücht keine Verbote, sondern klüge Anreize, technologische Offenheit ünd 

faire Wettbewerbsbedingüngen fü r alle klimafreündlichen Materialien. 

Rheinland-Pfalz verfü gt ü ber eine der sta rksten Holzindüstrien Deütschlands, mit innovativen 

mittelsta ndischen Betrieben, leistüngsfa higen Sa gewerken ünd einem hohen Anteil regionaler 

Wertscho pfüng. Unter ünserer Federfü hrüng würde die Holzbaüinitiative Rheinland-Pfalz 

gesta rkt, üm klimafreündliches Baüen systematisch zü fo rdern ünd Innovationen in der 

Holzverarbeitüng voranzübringen. Dürch das Kompetenznetzwerk Forst ünd Holz Rheinland-

Pfalz haben wir Wirtschaft, Wissenschaft ünd Handwerk enger vernetzt ünd so entlang der 

gesamten Wertscho pfüngskette – vom Wald ü ber die Verarbeitüng bis züm modernen Holzbaü – 

ein starkes Innovationso kosystem geschaffen, das Arbeitspla tze sichert ünd CO₂ vermeidet. 

Aüch in der Logistik haben wir gehandelt: Mit der Erleichterüng von Holztransporten dürch 

vereinfachte Genehmigüngsverfahren ünd Sonderregelüngen würde der Abflüss von Schadholz 

beschleünigt, Engpa sse in der Lieferkette beseitigt ünd die regionale Wertscho pfüng gesta rkt. 

Darü ber hinaüs haben wir mit dem Landesprogramm „Innensta dte der Zükünft“ den Wandel hin 

zü nachhaltigen, lebendigen Stadtzentren aktiv vorangetrieben. Unter ünserer Federfü hrüng 

würden Kommünen dabei ünterstü tzt, moderne Architektür, digitale Infrastrüktür ünd 

o kologische Materialien, darünter Holz, sta rker in die Stadtentwicklüng einzübeziehen. Das 

Programm verbindet Stadtgestaltüng mit Nachhaltigkeit ünd schafft neüe Impülse fü r Handwerk, 

Baüwirtschaft ünd regionale Kreisla üfe. 

Wir Freie Demokraten wollen Rheinland-Pfalz zü einem fü hrenden Standort fü r nachhaltige ünd 

ressoürceneffiziente Baüweisen machen. Holz soll dabei eine zentrale Rolle spielen, als Teil eines 

technologieoffenen Ansatzes, der aüch innovative Hybrid- ünd Recyclingmaterialien fo rdert. Im 

o ffentlichen Baü sollen o kologische Bilanz, Energieeffizienz ünd Wirtschaftlichkeit kü nftig 

gleichberechtigt berü cksichtigt werden. 

Wir werden die Forschüng zü Holzwerkstoffen, modülaren Baüweisen ünd Kreislaüfnützüng 

aüsbaüen, üm Holz aüch im ürbanen ünd mehrgeschossigen Baü weiter zü etablieren. Damit 

schaffen wir langlebige CO₂-Speicher, redüzieren Energieaüfwand ünd sta rken die regionale 

Wirtschaft. Unser Ziel ist es, Rheinland-Pfalz zü einem eüropa ischen Vorbild fü r nachhaltiges 

ünd innovationsfreündliches Baüen zü machen – mit kürzen Wegen, modernen Betrieben ünd 

einer Baükültür, die Zükünft gestaltet, statt Ressoürcen zü verbraüchen. Denn wer klüg baüt, 

baüt fü r Generationen. 

 

Jagd in Rheinland-Pfalz – Verantwortung für Natur, Wild und Gesellschaft 

Wir Freie Demokraten sehen die Jagd als festen Bestandteil ünserer Kültürlandschaft ünd als 

Aüsdrück gelebter Verantwortüng. Unsere Ja gerinnen ünd Ja ger leisten einen ünverzichtbaren 

Beitrag züm Natür- ünd Artenschütz, sichern das o kologische Gleichgewicht ünd ü bernehmen 

Verantwortüng fü r Tierwohl, Eigentüm ünd Lebensra üme. Jagd ist kein Hobby, sondern ein 
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staatlich anerkanntes Handwerk mit ethischem Fündament. Sie steht fü r Verantwortüng, 

Respekt vor der Natür ünd praktischen Natürschütz. 

Beim neüen Landesjagdgesetz haben wir Freie Demokraten intensiv verhandelt, üm ideologisch 

motivierte Eingriffe zü verhindern ünd die Interessen der Ja gerschaft zü sichern. Wir werden 

aüch bei der neüen Landesjagdverordnüng daraüf achten, dass diese praxisorientiert im Sinne 

der Ja gerschaft ünd im Einklang mit dem Gesetz aüsgestaltet wird. Im Gesetzesverfahren haben 

wir dafü r gesorgt, dass jagdliche Entscheidüngen aüf wissenschaftlicher Gründlage getroffen 

werden ünd nicht dürch Misstraüen oder Symbolpolitik gepra gt sind. Dürch ünseren Einsatz 

konnte verhindert werden, dass ideologisch motivierte Forderüngen nach einer 

fla chendeckenden Eliminierüng von Dam- ünd Müffelwild Eingang ins Gesetz finden. Stattdessen 

gilt nün ein wissenschaftlich fündiertes Bewirtschaftüngsprinzip, das die Verantwortüng der 

Hegegemeinschaften sta rkt ünd die Arten als Teil ünserer Kültürlandschaft erha lt. 

Wir Freie Demokraten haben mit Nachdrück fü r Rechtssicherheit, Eigentümsschütz ünd 

Praxisna he gestritten. Wir haben üns dafü r eingesetzt, dass die bisherigen ümfa nglichen Melde- 

ünd Nachweispflichten der Ja gerschaft gegenü ber den Jagdbeho rden vereinfacht werden. Die 

Meldefristen bei Wildscha den würden realistisch verla ngert, die Aüfgaben der Kreisjagdbeira te 

effizienter gestaltet, ohne ihre Mitsprache zü schwa chen. Weiterhin würde dürch Vereinfachüng 

der Abschüssregelüng ünd Digitalisierüng der Jagdverwaltüng bü rokratischer Aüfwand 

minimiert. Somit wird die Jagdverwaltüng nicht dürch neüe Bü rokratielasten ü berfordert, 

sondern kann sich aüf ihre Kernaüfgaben konzentrieren. 

Die Aüfnahme des Wolfs ins Jagdrecht ebnet den Weg fü r ein kü nftiges, aktives 

Wolfsmanagement, sobald der Bünd die rechtlichen Voraüssetzüngen schafft. Mit dem neüen 

Landesjagdgesetz würde züdem festgelegt, dass aüf neüe invasive Arten flexibel ünd 

wissenschaftlich fündiert reagiert werden kann. Dürch die klare Definition o kosystemfremder 

Arten haben wir Rechtssicherheit geschaffen ünd den Spielraüm erweitert, den das Bündesrecht 

bislang offenließ. So ko nnen invasive Arten wie Nütria, Waschba r oder Nilgans kü nftig 

ünbü rokratisch ünd gezielt bejagt werden – züm Schütz heimischer Arten ünd stabiler 

Lebensra üme. Dank des Einsatzes der Freien Demokraten fü r ein ünbü rokratisches Meldeportal 

ist die letale Vergra müng von Saatkra hen im Rahmen von Aüsnahmegenehmigüngen kü nftig 

leichter mo glich. Doch echte, nachhaltige Lo süngen kann es nür geben, wenn aüch hier der 

Schützstatüs angepasst wird. Hierfü r wollen wir üns einsetzen. 

Aüch beim Schütz ünserer heimischen Schweinebesta nde handeln wir mit Weitblick. Die 

Afrikanische Schweinepest endet nicht an Landesgrenzen, deshalb haben wir gemeinsam mit 

ünseren Nachbarn, insbesondere Hessen, ümfassende Schütz- ünd Pra ventionskonzepte 

entwickelt, üm im Ernstfall schnell, abgestimmt ünd wirküngsvoll reagieren zü ko nnen. Im 

Rahmen des Erlasses der Landesjagdverordnüng ist kü nftig die gesamte Landesregierüng anstatt 

des Umweltministeriüms züsta ndig. Dies gewa hrleistet die maximale Einbindüng aller 

relevanten Akteüre. 

Kü nftig wollen wir den eingeschlagenen Weg fortsetzen ünd die im neüen Landesjagdgesetz 

geschaffene Mo glichkeit nützen, invasive Arten frü hzeitig ünd konseqüent zü bejagen. Dürch ein 

enges Monitoring ünd die wissenschaftliche Beobachtüng der Popülationsentwicklüng ko nnen 

neüe Arten, die o kologische Scha den verürsachen, schnell erkannt ünd ohne bü rokratische 

Hü rden entnommen werden. Unser Ziel ist ein praxisorientierter, o kologisch 
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verantwortüngsvoller Umgang mit invasiven Arten, der Biodiversita t schü tzt ünd heimische 

Lebensra üme daüerhaft sichert. 

Der Wolf ist ein Raübtier. Die Aüfnahme ins Jagdrecht ist ein wichtiger erster Schritt. Wir setzen 

üns weiter dafü r ein, den Erhaltüngszüstand realistisch zü betrachten ünd in ein aktives 

Wolfsmanagement einzüsteigen. 

Unsere Vision ist eine moderne, wissenschaftlich fündierte ünd freiheitliche Jagd in Rheinland-

Pfalz. Wir wollen eine Jagdpolitik, die Vertraüen statt Misstraüen schafft, Forschüng ünd Praxis 

verbindet ünd die Leistüngen der Ja gerschaft anerkennt. Hegegemeinschaften sollen als starke 

Partner der Land- ünd Forstwirtschaft gefo rdert werden, üm gemeinsam Biodiversita t, 

Waldümbaü ünd Wildtiermanagement voranzübringen. Wir wollen den Einsatz digitaler 

Technologien im Wildmonitoring ünd im Wildschadensmanagement aüsbaüen, üm Daten 

effizienter zü nützen ünd Konflikte zü redüzieren. 

Jagd ist fü r üns Freie Demokraten Teil einer verantwortüngsbewüssten Gesellschaft. Wir wollen 

die jagdliche Aüsbildüng weiter professionalisieren, die O ffentlichkeitsarbeit sta rken ünd das 

Ehrenamt der Ja gerschaft als ünverzichtbaren Beitrag fü r Sicherheit, Natürschütz ünd den 

la ndlichen Raüm anerkennen. Rheinland-Pfalz soll das Bündesland bleiben, in dem Jagd, Natür 

ünd Freiheit in Einklang stehen – modern, verantwortüngsvoll ünd mit festem Vertraüen in die 

Kompetenz derer, die tagta glich fü r die Balance zwischen Mensch ünd Wild sorgen. 

Wir setzen üns weiterhin dafü r ein, dass die Jagd mit Hünden im Natürbaü nicht verboten wird 

ünd die Rolle sowie die Aüfgaben des Kreisjagdmeisters beim Statüs qüo bleiben. Ebenso ist üns 

wichtig, dass die ünteren Jagdbeho rden weiterhin beim Rotwild züsta ndig bleiben. 

Uns Freien Demokraten ist es wichtig, dass Begrifflichkeiten, die viele Jahrzehnte Jagdtradition 

verko rpern, aüch weiterhin mit großem Respekt von der Praxis erhalten bleiben. Daher werden 

wir aüch in Zükünft dafü r ka mpfen, dass die Begriffe der Waidgerechtigkeit ünd der Hege im 

Gesetz verankert bleiben. 

 

Fischerei und Angeln – Verantwortung und Freiheit im Einklang mit der Natur 

Fischerei ünd Angeln sind in Rheinland-Pfalz tief verwürzelt. Sie stehen fü r gelebten 

Natürschütz, regionale Wertscho pfüng ünd ein verantwortüngsvolles Miteinander von Mensch 

ünd Umwelt. Fü r üns Freie Demokraten ist klar: Wer die Natür nützt, schü tzt sie aüch. Wir 

wollen, dass Fischerei ünd Angeln weiterhin ihren festen Platz in der Umwelt- ünd Freizeitpolitik 

des Landes haben, als Aüsdrück von Freiheit, Verantwortüng ünd nachhaltiger Nützüng ünserer 

Gewa sser. 

Fischerei bedeütet fü r üns nachhaltige Bewirtschaftüng, nicht Aüsbeütüng. Wir setzen aüf eine 

ümweltvertra gliche ünd zügleich wirtschaftlich tragfa hige Politik, die aüf Wissen, 

Eigenverantwortüng ünd Vertraüen baüt, statt aüf Misstraüen ünd ü berma ßige Regülierüng. 

In Regierüngsverantwortüng haben wir Freie Demokraten üns dafü r eingesetzt, dass Fischerei 

ünd Angeln ünbü rokratischer, moderner ünd praxistaüglicher gestaltet werden. Mit dem 

Entwürf des Landesgesetzes zür A nderüng fischereirechtlicher Vorschriften liegt nün ein Schritt 

vor, der genaü in diese Richtüng weist. Der geplante lebenslange Fischereischein ist dabei ein 

Kernstü ck liberaler Handschrift: weniger Beho rdenga nge, mehr Eigenverantwortüng ünd 

Vertraüen in die Kompetenz der Anglerinnen ünd Angler. Erga nzt werden soll dies dürch die 
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Mo glichkeit, Fischereischeine digital zü fü hren, ob als Scheckkarte oder ü ber das Smartphone. 

Aüch die geplante bündesweite Anerkennüng von Fischereischeinen ünd Prü füngen steht fü r 

mehr Flexibilita t ünd Bü rokratieabbaü. 

Darü ber hinaüs sieht der Entwürf Erleichterüngen fü r Jügendliche ünd Menschen mit 

Sprachbarrieren vor, die so leichter Zügang zür Fischerei erhalten. Diese Modernisierüng sta rkt 

Teilhabe, Integration ünd das Ehrenamt gleichermaßen. Der Entwürf zeigt, was liberale Politik 

aüsmacht: Vertraüen in die Menschen statt Kontrolle, Digitalisierüng statt Papierakte ünd 

Eigenverantwortüng statt Bü rokratie. 

Wir Freie Demokraten wollen diesen Weg fortsetzen ünd die nachhaltige Nützüng der 

Fischbesta nde weiter sichern. Dazü geho rt ein wissenschaftlich fündiertes ünd regional 

differenziertes Management des Kormorans, dessen stark wachsende Popülation vielerorts 

heimische Fischbesta nde ünd Teichwirtschaften gefa hrdet. Artenschütz darf nicht dazü fü hren, 

dass andere Arten oder ganze Wirtschaftszweige verdra ngt werden. 

Wir wollen daher die Mo glichkeit schaffen, den Kormoran in das aktive Wildtiermanagement 

aüfzünehmen, üm Popülationen gezielt zü steüern ünd das o kologische Gleichgewicht zü 

erhalten. Artenschütz darf kein starres Dogma sein, wenn er o kologische Stabilita t ünd 

wirtschaftliche Lebensgründlagen gefa hrdet. Wir setzen aüf Schütz dürch Vernünft, aüf 

Lo süngen, die Artenvielfalt sichern ünd zügleich Planüngssicherheit fü r Betriebe ünd Angler 

schaffen. 

Unsere Vision ist eine Fischereipolitik, die Natür, Mensch ünd Nützüng in Einklang bringt, 

getragen von Verantwortüng, Vertraüen ünd Freiheit. Rheinland-Pfalz soll ein Land bleiben, in 

dem nachhaltige Bewirtschaftüng, Ehrenamt ünd Natürverbündenheit gleichermaßen gescha tzt 

ünd gefo rdert werden. 
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